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Im April dieses Jahres wurde dem deutschen Volk das „Ham­
burger Programm" der Christlidi Demokratischen Union Deutsch­
lands vorgelegt. Die Forderungen des Programms sind nidit am 
grünen Tisch entstanden. Sie enthalten unsere Erfahrungen, die 
im Lauie von vier Jahren eriolgreidier Regierungsarbeit gewonnen 
wurden, und sollen den Weg der Union iür eine künftige Regie­
rungspolitik klar abstecken. 

Aus diesem Programm spricht der feste Wille, zu allererst dem 
deutschen Volk in seiner Gesamtheit zu dienen. Die Christlidi 
Demokratische Union umfaßt in ihren Freunden und Anhängern 
alle Schichten des deutschen Volkes; sie ist eine Partei des g e -
samten Volkes. Daher ist die CDU wie keine andere Partei 
zu einem so umfassenden Ausdruck des politisdien Gestaltungs­
willens bereditigt und befähigt. Wir können noch nicht im Namen 
unserer Freunde in Ost-Berlin und in Mitteldeutschland sprechen, 
aber wir wissen durch die letzten Ereignisse mehr denn je, daß 
sie unsere Politik verstehen und gutheißen. 

In gründlidier und verantwortungsbewußter Tätigkeit der Aus­
schüsse wurden die Leitgedanken des Hamburger Programms" 
erarbeitet. iVIit Genugtuung kann festgestellt werden, daß auch 
diesmal wieder ein abgewogener Ausgleich versdiiedenartiger Aui-
fassungen erreidit wurde. 

Alle Deutsdien sind nun aufgerufen, ihre eigenen politisdien 
Wünsche und Gedanken mit dem „Hamburger Programm" zu ver­
gleichen. Wer dabei zu dem Ergebnis kommt, sich bei den bevor­
stehenden Wahlen, die über das Sdiidcsal unseres Vaterlandes und 
Europas entscheiden, für die Union und ihr Programm zu stimmen, 
kann sidier sein, daß die gegebenen Verspredien audi erfüllt wer­
den. Das wird genau so geschehen, wie es die Union und die 
Parteien der Regierungskoalition erreidit haben, aus dem Chaos 
der Nachkriegszeit einen sozialen Rechtsstaat aufzubauen. 

Im Jahre 1949, bei Beginn unserer Arbeit, habe ich in der vor 
dem Bundestag abgegebener! Regierungserklärung die Ziele unserer 
Arbeit genannt. Sie sind zum Teil über das Versprechen hfnaus 
verwirklicht worden. Das „Hamburger Programm' zeigt unseren 
Weg, wie wir das vollenden wollen, was zu tun noch übrigbleibt. 
Die Christlidi Demokratische Union hat ihre Pflfdit in den ver­
gangenen vier Jahren getan. Sie kann darum in fester Siegeszuver­
sicht in den Wahlkampf gehen. Wir haben 1949 niemandem den Him­
mel auf Erden versprochen, aber wir haben unser Wort gehalten, das 
l^enschenmögliche zu tun. Wir werden unser Wort auch weiter 
halten. Deutschland soll ein sozialer Rechtsstaat sein in einem 
geeinten Europal 
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Bundeskanzler Dr. Adenauer trifft, lom Staatshesucli uns den VSA kommend, 
zum Bundesparteitag am Hamburger Flughafen ein. Rechts vom Kanzler 

Dr. Lotte Adenauer, dahinter Staatssekretär Prof. llallstcin 



DEUTSCHLAND 

sozialer Rediisstaat im geeinten Europa 

Der Hamburger Parteitag 
Von 

Bundesgesdiäftsführer Dr. Bnmo H « c k 

Der Parteitag in Hamburg erhielt schon durdi die iRüddc«hr des Kanz­
lers aus den "Vereinigten Staaten' und durdi den mit dieser Reise besonders 
deutlldi gewordenen Erfolg der deutschen Außenpolitik ein s t a a t s ­
p o l i t i s c h e s G e s i c h t . Er zeigte aber auch dem luitlschen. Blick: 
Hier ist eine politische Gruppe am Werk, die mehr ist als eine Partei 
schlechthin. Hier wurde in einem umfassenden Sinn« die Union als Zusam-
m^nschlufi von Deutschen aus allen .Schichten des Volkes und das g e i ­
s t i g e F u n d a m e n t dieser Union spürbar: Politische Tagesarbeit aus 
höherer Sicht, verwurzelt in der bewußten Verantwortung für die Zukunft 
Deutschlands und des christlichen Abendlandes. 

Auf früheren Parteitagen war die ideelle Zielsetzung der Union in der 
Hauptsache -in den R e f e r a t e n in Erscheinung getreten; Hamburg zeigte, 
daß die ideelle Verantwortung die p r a k t i s c h e A r b e i t gestaltet hat 
unxl den politischen Willen -der Union für die.Zukunft bestimmt. 

In iseinem Verlauf und seinen Ergebnissen brachte der Hamburger Partei­
tag das, was man von ihm erjwartet hatte: Zunächst A b s c h l u ß e i n e r , 
A r b e i t s p e r i o d e , an deren Beginn ein ungeordneter Trümmerhaufen,' 
an deren Ende ein solider Neubau mit festen Grundmauern und haltbaren 
Wänden steht. Auch die Inneneinrichtung ist bereits einigermaßen in Ord­
nung gebracht; wenn auch noch viel zu bessern und anzuschaffen nötig ist, 
bis der Zustand behaglicher Wohnlichkeit für das deutsche Vcilk erreicht ist. 
Für diesen A u s b a u galt es, in Hamburg den Plan zu entwerfen. Hier 
haben die Ausschüsse, die mit der Vorbereitung beauftragt waren, gute 
Arbeit geleistet. Das .Hamburger Programm* stellt in verständlicher und 
auch überzeugender Weise diesen Plan dar. 

Wenn einige Zeitungsstimmen auf diesem Parteitag, abgesehen vcm der 
Rückkehr des Bundeskanzlers und seinen ersten Berichten in der Öffentlich­
keit, die .große Spannung* vermißt haben, so war das, richtig gesehen, 
nur ein Zeichen der beständigen Kraft, der gemeinsamen Verantwortung 



innerhalb der Union. Soldie S p a n n u n g e n sind vorhanden, -erfreulidier-
weise, aber im Sinne der Deutung von I3r. Ehlers: Eines wirklidien politi-
sdien Lebens in Gegensätzen, das zu gut-en L ö s u n g e n führt, weil es 
unl-er einer gemeinsamen Verpfliditung steht, stärker 'als politisdie ynd 
wirtsdiaftlidie Interessenforderüngen dieser Welt. Praktisdi sind diese 
fruchtbaren Spannungen — etwa hier Unternehmer, hier Bauer, dort Kon­
sument, hier ein stark föderatives Bekenntnis, dort «ine betontere Neigung 
zur Stärkung der Bundesgewalt — in den Ausschüssen durchaus wirksam 
gewor-den. Es wurde zuweilen sogar 'heftig gerungen, bis die Einigimg im 
gegenseitigen Verständnis auf Grund der gemeinsamen diristlidien und 
demokratischen Grundüberzeugung gefunden wurde. Es ist von größter 
Tragweite, daB die von gegnerisdier Seite immer mit besonderem Eifer 
betonte angeblidie k o n f e s s i o n e l l e Spannung in der praktischen poll-
ttsdien Arbeit sich am wenigsten, bemerkbar macht. Denn hier herrscht die 
echte Achtung der persönlichen Entscheidung des einzelnen im religiösen 
Bereich, von der mit anderen namhaften CDU-Persönlichkeiten der Kanzler 
auf der einen Seite, Dr. .Ehlers auf der anderen Seite Immer wieder spre-

, (hen. Die CDU hat auf keinem Gebiete Fraktionszwang und Gewissens­
knebelung nötig, wie sie in der SPD an der Tagesordnung sind, soweit dort 
nicht -schon die funktionelle Abhängigkeit des einzelnen von der Partei 
Auflehnungen und Sondermeinungen von vornherein unmöglich madit.' So 
konnten denn auch die Forderungen -des Hamburger Programms so sehr 
aufeinander abgestimmt werden, daB nur der Eingeweihte die Herkunft der 
einzelnen Formulierungen noch kennt. 

Der Vorwurf des .Funktionärstaates*, der, wie der Abgeordnete Kie-
singer in der Ausspradie hervorhob, heute schon von wissenschaftlicher 
Seite erhoben wird, trifft die CDU nicht, sie kann auch nicht gegen ein 
Gemeinwesen erhoben werden, das von einer Partei mit der geistigen 
und organisatorischen Struktur der Union bestimmt wird. Ausdruck dieser 
B e s o n d e r h e i t der Christlich Demokratischen Union und der eng mit 
ihr in Gesinnung und Zusammenarbeit verbundenen Christlich-Sozialen 
Union ist das Hamburger Programm, das allen oberflächlichen Kritikern zu 
genauem Studium empfohlen sei. 

Wenn in Hamburg ein starkes S « l b s t b e w u B t s e i n der CDU und 
eine gesunde Siegeszuversicht in Erscheinung trat, so war das nicht nur In 
der zahlenmäBigen Stärke der Anhängerschaft, auch nicht nur in dem 
Stolz auf die unbestreitbare Leistung in den vergangenen Jahren und auf 
die stattliche .Reihe fachlich-politisch bedeutender Persönlichkeiten, an ihrer 
Spitze' der Staatsmann Konrad Adenauer, begründet, sondern in dem Be­
wußtsein, einer wirklichen U n i o n im t i ' e f e r e n S i n n e des Wortes, 
einer gewissensmäßig fundierten Gemeinschaft anzugehören.. Das Wort, das 
Dr. Ehlers fand, daß nämlich von dieser Gememschaft bereits eine p r ä ­
g e n d e K r-a f t auf unser Volk ausgeht, war eine bedeutsame und hoff­
nungsvoll stimmende Feststellung. Hier liegt der Ansatzpunkt zu einer 
großen Hoffnung auf die Zukunft: Daß unser Volk sidi nach so vielen 
Enttäuschungen über eine ganze Kette falscher Propheten, von Karl Marx bis 
Hiller, nach so vielen Irrwegen und Umwegen doch noch den Zugang zu 
einer im tieferen Sinne demokratischen, d. h. auf Verantwortung, innerer 
Verpflichtung und dem Willen zum Ausgleich gestellten Ordnung findet. 



Erster Tag: Samstag, 18. April 1953 

Am Samstag, dem 18. April 1953, wurde der vierte Bundesparteitag dci 
Christlidi Demokratischen Union mit einer Sitzung des B u n d e s p a r t e i -
v o r s t a n d c s um 17 Uhr eröffnet. 

Das C u r i o h a u s in Hamburg gab mit seinen repräsentativen Räumen 
den Rahmen für die Plenarsitzungen, die AussdiuBsitzungen und Sonder­
sitzungen' der Tagung, audi für Empfänge und gesellige Zusammenkünfte. 

Vor den Bahnhöfen und auf den ZugangstraBen schon grüßten die Fahnen 
der Bundesrepublik und der Länder sowie ein neues Sigiuim der Union die 
zahlreichen Delegierten und Gäste aus dem Inlande und dem Auslande. 
Ein umfassender Ordnungsdienst, gut organisierte Tagungsbüros, Verviel­
fältigungsbüros und alle technischen Einriditungen für die Arbeit der Presse 
sorgten für einen reibungslosen Ablauf des Parteitages. 

Zum Parteitag waren ü b e r 1 2 0 0 T e i l n e h m e r erschienen, darunter 
374 stimmbcrcditigte Delegierte von insgesamt 390 aus dem gesamten 
Bundesgebiet und über 300 Vertreter der führenden Zeitungoi des In- und 
Auslandes, der Agenturen und aller Rundfunkanstalten der Bundesrepublik. 

Zweiter Tag: Sonntag, 19. April 1953 

Mit den G o t t e s d i e n s t e n begann auch der Hamburger Parteitag. 
In der St. Marienkirche wurde ein feierliches Levitenhochamt von Prälat 
Wintermann gehalten. In der St. Michaeliskirche predigte Oberkircfaenrat 
D. Dr. Herntrich. 

Die Eröffnung des 4. Bundesparteitages 
fand in dem festlich gestimmten Raum des Deutsdien Schauspielhauses 
statt. Ein n e u e s S i g n u m der Union, der goldene Adler vor dem schwar­
zen Kreuz auf rotem Grunde, wurde zum erst«i Mal in einer Kundgebung 
der CDU sichtbar. 

Das Philharmonische S t a a t s o r c h e s t e r Hamburg unter dem Diri­
genten Wilhelm Brückner-Rfiggeberg brachte das Vorspiel zur Oper .Mathis 
der Maler" zum Vortrag. 



BundestagsprSsident Dr. Ehlers: 

Es gehört zu den Eigenarten eines Ilduses, wie es dieses ist, daß seine 
Veranstaltungen nidit immer das zu halten genötigt sind, was das Programm 
verspricht. Auf der Tagesordnung dieser festlichen Sitzung steht die Bc-
graßung durch den Vorsitzenden der Christlich Demokratischen Union. Der 
tlorr B u n d e s k a n z l e r befindet sich n o c h a u f d e m F l u g e v o n 
A m c r i k a n a c h H a m b u r g . Sie müssen also gebeten werden, mit einem 
der Stellvertretenden Vorsit-zenden für diese Begrüßung vorlieb zu nehmen. 
(Beifall.) 

Wir beginnen diesen Parteitag, den zu eröffnen Idi die Ehre habe, in dem 
Gefühl einer tiefen Bc-wegung, einmal, weil es ein Parteitag ist, von dem 
wir wissen, daß er für den W a h l k a m p f , für unseren künftigen Weg 
und unsere künftige Verantwortung Entsdieidendes bedeuten muß; wir be­
ginnen ihn aber aiich in dieser Bewegung, weil wir dankbar dafür sind, daß 
wir immer wieder Gelegenheit haben, uns zusammenzufinden, um uns auf 
die K r ä f t e u n s e r e r G e m e i n s c h a f t zu besinnen und den Weg zu 
bedenken, den wir in gemeinsamer Verantwortimg zurückzulegen haben. 
Wir sind glürklidi darüber, daß wir di<<son Parteitag in der alten H a n s e ­
s t a d t H a m b u r g halten dürfen; glücklich insbesondere deswegen, weil 
wir mit ihm zwei Dinge deutlich madion: einmal, daß wir eine Partei sind, 
die bei aller Verantwortung, die sie für die unmittelbar deutschen Dinge 
trägt, weiß, daß diese deutschen Dinge in f>iuer w e l t w e i t e n V e r ­
f l o c h t e n h e i t stehen, und zum anderen sind wir dankbar dafür, daß 
uns diese Stadt daran mahnt, den BUds in die Weite, den Blick in die Welt 
und das Einordnen der Notwendigkeiten der Welt in unsere politischen 
Vorstellungen immer erneut zu lernen. 

Wir sind auch dafür dankbar, daß diese unsere Zusammenkunft in Ham­
burg die gebotene F o r t s e t z u n g dessen ist, was wir in B e r l i n im 
Oktober des vergangeneu Jahres gedacht und getan haben. Berlin ist das 
Zentrum des Widerstandes im Osten, der Hort der Freiheit; Hamburg ist 
eine Stadt, deren natürliches Hinterland der Osten und der Südosten ist. 
Wir bekirnen uns in diesem Augenblick zu der Verpfliditung, audi zu 
unserem Teil dazu zu verhelfen, daß diese G e b i e t e im O s t e n u n d 
S ü d o s t e n wieder deutsche Lande werden. (Starker Beifall.) 

An der Rückseite dieser Bühne sehen Sie das Zeichen, das für diesen 
Parteitag und als prägendes Zeichen für die Christlich Demokratische Union 
geschaffen worden ist. Wir sehen auf ihm den Adler. Es ist der Adler des 
altem Reiches. Wir haben nicht die Absicht, diesen Adler in irgendeiner 
Form durchteilen zu lassen; es ist der A d l e r d e s g a n z e n D e u t s c h ­
l a n d s ! (Lelihdfter Beifall.) Sic sehen auf ihm das K r e u z . Wir werden 
auf diesem Parteitag keinen Augenblick davon ablassen, d(>utlich zu machen, 
daß das Kreuz - • ich nehme das auf, was cbcsn in der St. MichaelLskirchi« 
gesagt wurde - als das p r ä g e n d e Z e i c h e n d e s A b e n d l a n d e s 
inhait und Kraft unserer Bewegung und unserer \rbeit ist. (Beifall.) 

Sie sehen, daß dieses Zeichen die F a r b e n s c h w a r z - r o t - g o l d 
trägt. Wir wolhm deutlich madien, daß wir uns mit diesem Parteitag sĉ hr 
klar und eindeutig zu diesen Farben und Sinnbildern einer neuen und einctr 
überkommenen deutschen Demokratie bekennen. (Starker Beifall.) 

Damit ist der Parteitag eröffnet in der Hoffnung, daß wir auf ihm eine 
nützliche und förderliche Arbeit für Deutschland leisten. 

Ich habe die Aufgabe, Ihnen die W a h l d e s P r ä s i d i u m s des Partei­
tages vorzuschlagen. Entsprechend der ULung, die wir auf unseren bis­
herigen Parteitagen gepflegt haben, schlägt Ihnen der Parteivorstand vor, 
zum Präsidenten des Parteitages den Vorsitzenden des Landesverbandes 
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Hamburg der Christlich Demokratischen Union, Herrn Bundestagsabgeord­
neten S c h a r 11 b e r g , zu wählen, (Beifall.) Idi darf Ihren Beifall als Zu­
stimmung zu dieser Wahl verstehen-

Als M i t g l i e d e r d e s P r ä s i d i u m s des Parteitages werden vor­
geschlagen: Frau Bundestagsabgeordnete Dr. Grö w e l (Beifall); Herr Land­
rat J o h n e n , Vorsitzender des Landesverbandes Kordrhein der CDU 
(Beifall)i Herr Bundestagsabgeordneter M a j o n i c a für die Junge Union 
(Beifall); Herr Minister a. D. S i m p f e n d ö r f e r , Vorsitzender des Landes­
verbandes Nord-Württemberg dor CDU (Beifall); Herr Bundestagsabgeord­
neter Dr. T i l l m a n n s , Vorsitzender des Landesverbandes Berlin der CDU 
und Mitglied des gesdiäftsführcnden Vorstandes der CDU (Beifall); Herr 
Bundestagsabgeordneier Wi n k e 1 h c i d e als Repräsentant der Sozialaus-
sdiüsse der CDU (Beifall). 

Um den parlamentarischen Formen zu genügen, die ich zu wahren habe, 
bitte idi Sie, und zwar die stimmberechtigten Mitglieder dieses Parteitages, 
wenn Sie diesen Vorschlägen zustimmen wollen, dies durch Erheben der 
Hand zu bekräftigen! — Ich bitte um die Gegenprobe! — Stimmenthal­
tungen? — Ich stelle fest, daß das P r ä s i d i u m e i n s t l m m i g g e w ä h l t 
worden ist. 

Ich bitte nunmehr Herrn S c h a r n b c r g , die Leitung dieser Kundgebung 
zu übernehmen. (Lebhafter Beifall.) 

Präsident Scharnberg: 

Idx danke Ihnen zugleich im Namen der übrigen Mitglieder des Präsi­
diums für den uns erteilten Auftrag. Als Vorsitzender des Landesverbandes 
der Christlich Demokratischen Union Hamburg möchte ich zunächst unserer 
F r e u d e und unserem D a n k darüber Ausdruck geben, dafi dieser für die 
Arbeit unserer Partei in den nächsten Jahren richtunggebende Parteitag hier 
in Hamburg abgehalten wird. 

Man sagt von dieser Stadt mit Recht, sie sei das d e u t s c h e T o r z u r 
W e l t . Ich bin gewiß, daß der weltweite Geist, den die wirtschaftlidie und 
kulturelle Aufgabe dieses Hafens und dieser Handelsstadt auf die Bevöl­
kerung ausstrahlt, auch Sic berühren und unsere Verhandlungen besonders 
befruchten wird. 

Wenn Sie durch die Straßen Hamburgs wandern und sich an den gerade 
Jetzt zur Blüte erwachenden Gärten in der Stadt und in den Vororten er­
freuen, wenn Sie auch den Hafen besichtigen, wenn Sie durch die Straßen 
der Innenstadt mit ihrem pulsierenden Leben gehen, so werden' Sic den 
E i n d r u c k e i n e r g e s c h ä f t i g e n S t a d t , die eigentlich wenig durch 
den Krieg erlitten hat oder bei der die Wunden des Krieges schon verheilt 
sind, gewinnen. Und doch hat diese Stadt in jenen Nächten im Juli 1943 
eine K a t a s t r o p h e erlebt wie -wenige andere Städte; und doch hat diese 
Stadt durch die unselige Z o n e n t r e n n u n g einen weiteren furchtbaren 
Schlag erlitten, indem sie ihr natürliches Hinterland verlor und zunächst 
fast die Hälfte ihres Handels einbüßte. 

Die Erinnerung an diese Schläge und ein Vergleich mit jetzt vermittelt 
ein lebendiges Bild von dem, was die r i c h t i g c P o l i t i k d e r B u n d c s -
r e g i e r u n g i m Verein mit dem Lebenswillen und der Tatkraft der im wirt­
schaftlichen und kulturellen Raum schaffenden Menschen zu leisten vermag. 
Dieses Bild darf aber andererseits die Tatsache nicht verdunkeln, da'ß 
w e n i g e K i l o m e t e r v o n h i e r in deutschem Land e i n e a n d e r e 
W e l t beginnt, in der von Wiederaufstieg nicht die Rede ist, in der nach 
wie vor die bitterste Not dpr Nachkriegszeit herrscht, in der vor allem aber 
der Begriff der Freiheit nicht existiert. 



So soll mpin e r s t e s R r u ß w o r t unscrrn deiitsdii>n B r (i d o r n in 
dnr O s t z o n « gnlton mit der Vcirsidierung und mit dem bnilicjon C! c> -
1 5 b n i s , dal) iinsor Sinnen und Trachten in jödor Stunde auf die W i o d e r-
v o r c i n i g u n q Deutsdilands in Frieden und Freiheit gerichtet ist imd 
bis zu der glQcfchaftcn Stunde der Befreiung gerichtet bleiben wird. (Beifall.) 

Zweitens möchte ich der zahlreichen, noch immer nicht befreiten k r i e g s-
g o f a n g c n c n u n d i n t e r n i e r t e n M ä n n e r u n d F r a u e n geden­
ken. Möge dds seelische und körperliche Leid ihrer Gefangenschaft endlich 
beendet und ihn(>n bald die Freiheit beschert sein. Dies ist die d r i n g e n d e 
F o r d e r u n g , die wir an d i e S o w j e t u n i o n richten! Wir appellieren 
zugleich an die ganze Welt, uns in dieser Forderung, deren Erfüllung dem 
einfachsten CSebot der Menschlichkeit entspricht, zu' unterstützen. (Beifall.) 

Ich bedaure, duB ich heute noch nicht den Ersten Vorsitzend(>n der Christ­
lich Demokratischen Union, unseren Bundeskanzler Dr. K o n r a d A d e ­
n a u e r , hier bei uns begrüßen kann. Er wird erst morgen zu uns kommen. 
Des Kanzlers Besuch in den Vereinigten Staaten und der Verlauf dieses 
Besuches sind symbolisch für Inhalt und Erfolg einer Politik, die aufs engste 
verbunden ist mit dem Namen Konrad Adenauer. (Beifall.) Dieser Besuch 
hat auch kleinmütigen, verantwortungslosen und neidischen Gegnern seiner 
Politik gezeigt, daß der Weg, den die C'DU unter der Führunc( von Dr. Kon­
rad Adenauer gegangen ist, der W e g war, de' uns a u s N o t u n d Er­
n i e d r i g u n g herausgeführt und dem deutschen Namen wieder Vertrauen 
in der freien Welt verschafft hat. Für das, was Konrad Adenauer auf die­
sem Weg mit unendlicher Cieduld, Energie, Klugheit, Zuverlässigkeit, Weit­
blick und Weisheit getan hat, werden wir ihm morgen, wenn er unter uns 
ist, noch besonders danken. 

Ich möchte mm zunächst die Freunde von der Christlich Sozialen TTnion, 
die als G a s t e zu uns gekommen sind — vor allem unseren Freund Franz 
Josef S t r a u ß --, herzlich begrüßen. (Beifall.) 

Mein nächster Gruß gilt den Mitgliedern der F r a k t i o n e n des Bundes­
tages und der Landtage. Einen ganz besonderen Gruß entbiete ich den Freun­
den, die von der S a a r zu uns gekommen sind, um an unseren Beratungen 
teilzunehmen, (Starker Beifall.) 

Ich begrüße weiterhin die Freunde, die in hohen Ä m t e r n besondere 
Verantwortung tragen, an ihrer Spitze Herrn Biindestagspräsldenten Ober­
kirchenrat Dr. E h l e r s (Beifall), weiter die Herren B u n d e s m i n i s t e r 
Dr. Dr. Lehr, Kaiser, Prof. Dr. Erhard, Storch, Schi'iffer, sowie den Sicherheits­
beauftragten des Bundeskanzlers, Herrn Theo Blank, den Bundesbeauftrag­
ten für Berlin, Herrn Vockel, die Ministerpräsidenten Arnold und Altmeier, 
Herrn Bürgermeister Dr. Sdireiber aus Berlin (Itelfali); ein weiterer Gruß 
gilt dem Regierenden Bürgermeister der Stadt Hamburg, Herrn B r a u e r . 
(Beifall.) 

Ich begrüße die Vertreter von P r e s s e , R u n d f u n k und F i l m , die 
Vertreterin des Deutschen G e w e r k s c h a f t s b u n d c s , Frau Thea ITar-
muth, den Vertreter des Deutschen B a u e r n v e r b a n d e s , Dr. Freiherr 
von Manteuffel, den Vertreter des Exekutivkomitees des Deutschen Rates 
der B u r o p ä i s r h e n B e w e g u n g , Herrn Ministerpräsidenten a. D. Dr. 
Steltzer; ferner die Chefs der in Hamburg ansässigen a u s l ä n d i s r h c n 
M i s s i o n e n . 

Es ist mir eine Ehre, die Vertreter von befreundeten und mit uns eng 
v e r b u n d e n e n p o l i t i s c h e n P a r t e i e n d e r e u r o p S i s r h e n 
L ä n d e r zu begrüßen, und zwar den Cieneralsekretär der Schweizer Kon­
servativen Volkspartei, Herrn Dr. Rosenberg (Beifall); den Generalsekretär 
der Österreichischen Volkspartci, Herrn Dr. Maleta (Beifall), der in Beglei­
tung von Herrn Staatsrat Eckert zu uns gekommen ist. Ich begrüße weiter 
Herrn Barthelemey Ott, Anrlen Senatcur de la Seine, aus Frankreich (Bei­
fall); Herrn Prof. Dr. L. G. Schliditing, Mitglied des gcscfaäftsfübrcndcn 
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Ausschusses der Katholischen Volksparlei Hollands, und Herrn Dr. T. W. 
van den Pool, Sekretär der KVP Hollands (Beifall.) Morgen werden noch 
Vcrtrctcir unserer belgischen Freunde zu uns kommen, die ich dann beson­
ders begrüßen kann. 

Mein GruB gilt weiter den hohen Vertretern der K i r c h e n und der 
jüdischen K u l t u s g e m e i n d e . Ich begrüße die Vertreter der politischen 
P a r t e i e n in H a m b u r g , der g e w e r k s c h a f t l i c h e n Organisatio­
nen und der W i r t s c h a f t s v e r b ä n d e . 

G r u B t c l c g r a m m e sind eingegangen von der D e m o c r a z i a 
C h r i s t i a n i a , eins von dem Generalsekretär Minister a. D. Guido Go-̂  
nella und eins von Fräulein Lina Moreno. Minister Gonella telegraphiert:* 

„Bcdaurc lebhaft, nicht am 4. CDU-Parteitag teilnehmen zu können, weil 
durch Kampagne für bevorstehende Parlamentswahlen voll beansprucht. 
Begeistert für die von euch gewählten KongreBthemen, welche heute im 
Mittelpunkt der Sorge und Hoffnungen jedes Christen stehen; denn unser 
ist die ethische Verantwortung und die Verankerung der Menschenrechte in 
einem vom belebenden Geist aller freien Staatsbürger erneuerten Europa. 
Entbiete allen Kongreßteilnehmern herzlichste Grüße und brüderliche Glück­
wünsche seitens der Democrazia Christiania Italiens. Möge das mutvoUc 
und weise Wirken des Bundeskanzlers Adenauer durcii ein friedliches Zu­
sammenleben aller Völker Europas und durch ein geeintes Deutschland den 
verdienten Erfolg finden. Guido Gonella." (Beifall.) 

Fräulein Morono telegraphiert: Teilnahme am 4. Bundesparleitag Ham­
burg at>solut unmöglich, weil alle für Wahlkampagne mobilisiert sind. 
Meine aufrichtigsten Wünsche für erfolgreichen Kongreßverlauf.* 

Ein weiteres Telegramm ist eingetroffen von der L i t a u i s c h e n 
C h r i s t l i c h - D e m o k r a t i s c h e n P a r t e i im Exil; es lautet: 

„Im Namen der Litauischen christlichen Demokraten im Exil grüße ich den 
Kongreß der CDU Deutschlands und wünsche ihm erfolgreiche Arbeit und 
Verwirklichung aller seiner Ideale. Ich hoffe fest, daß wir — getragen von 
denselben Idealen — leicht eine Grundlage für enge Zusammenarbeit und 
gegenseitigen Beistand finden und nach Behebung der Folgen feindlicher 
Okkupation freundschaftliche Beziehungen zwischen unseren freien Staaten 
anknüpfen werden." (Beifall.) 

W e i t e r e G r u B t e l e g r a m m e sind eingetroffen vom stellvertre­
tenden Bundestagspräsidenten, Herrn Dr. Schäfer, vom Landesverband der 
Bürgerschaftsfraktion der Deutschen Partei Hamburg und vom ChrlsUich-
Demokratisdicn Hochschulring Berlin. Femer darf ich noch die freundliche 
Botschaft verzeichnen, die die Freie Demokratische Partei, Landesverband 
Hamburg, uns zugestellt hat und die in &et Presse veröffentlicht ist. (Beifall.) 

Damit ist die Reihe der Begrüßungen zu Ende. Ich darf vorweg um Ent­
schuldigung und um gütige Nachsicht bitten, wenn ich den einen oder an­
deren Namen nicht ausdrücklich erwähnt habe. Ich schließe sie aber alle ein 
in den herzlichen Willkommensgruß, den ich den Delegierten der Landes­
verbände, den Parteifreunden, den Vertretern der Presse und Behörden, den 
Gästen aus dem In- und Auslande entbiete. 

Wir nennen uns nicht deshalb Christlich Demokratische Union, weil wir 
so vermessen sind, zu glauben, daß wir die einzigen oder besonders gute 
Christen seien, sondern deshalb, weil wir all unser H a n d e l n auf 
c h r i s t l i c h e V e r a n t w o r t u n g und auf das Bekenntnis zu den 
Grundwerten unserer Kultur gründen. 

Ich mußte mich im Rahmen meiner politischen Arbeit in Bonn in der 
letzten Zeit mit dem Studium der unglücklichen Entwicklung der Weimarer 
Republik befassen, wobei ich zu der Erkenntnis gekommen bin, daß n u r 
g r o ß e Z u s a m m e n s c h l ü s s e auf politischer Ebene die Kräfte cnt-
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wickeln können, die nötig sind, um die Aufgaben unseres Jahrhundoits 7U 
meistern. (Beifall.) Parteien braudien wir, deren Anhänger sich aus dllcn 
soKiologisdicn und beruflidicn Schichten zusammensetzen,' Parteien, die sich 
nicht nur Volksparteien nennen, sondern die audi w a h r e V o l k s p a r -
t c i e n sind, Parteien, die audi keine einseitigen konfessionellen Zu­
sammensetzungen kennen. 

Das Dämonische des Nationalsozialismus, die Verneinung Gottes, der 
Kampf gegen die Kirdien, führte — denn nicht immer gebiert die bösc! Tat 
fortzeugend Böses — zum Gutenll Dieses Gute ist der entschlossene;, 
unabhängig voneinander in vielen Teilen Deutschlands nach dcrni Zusdmni(>r-

•brucfa gemachte Versuch, gegründet auf den christlichen Grundsätzen, eine 
politische Partei ajifzubauen, die alle Volksschic^iten und auch beide dirist-
lichen Konfessionen umfaBt, eine Partei, die eine wahre christliche Volks­
partei, eine Union, ist. In clicsem Versuch liegt die h i s t o r i s c l i c A u f ­
g a b e der CDU. Wir dürfen nicht glauben, diiB diese Aufgabe mit der 
Gründung der CDU und mit dem stolzen Wuhlerfolg, den wir vor vier 
Jahren errungen haben, erfüllt ist. 

Dieser Parteitag wird zu beschließen haben, was wir in den n ä c h s t e n 
v i e r J a h r e n als führende Partei zu tun beubsichtigcn. In dem Wahl-
kampf, der vor uns liegt, wird es sich entscheiden, ob wir die vor vier 
Jahren errungene Position behalten, ja, ob wir die Aufgabe der politischen 
Versöhnung der Konfessionen erfüllen. 

Wenn wir xur festlichen Eröffnung unseres Parteitages dem Vorschlag 
des Dirigenten Brflckner-Rüggeberg, dem ich cbonso wie seinc>m Orchi'stcr 
an dieser Stolle von Herzen danken möchte (Beifall), folgten und die 
Ouvertüre zu Ilindcmiths „Mathis, der Maler* zu Gehör brachten, so sollte 
dies ein Symbol und eine Mahnung zugleich sein. Wir wollten nicht nur 
des Menschen Ilindcmith, der mit seiner Kunst verwurzelt ist in unserer 
christlich-abendländischen Welt, gedenken, sondern wir wollen auch mahnend 
verweisen auf die Zeit, als vor 400 Jahren zu Zelten Mathias Grünewalds 
der k o n f e s s i o n e l l e H a d e r den politischen Raum unseres Vati-r-
landcs zu erfassen begann. Wir wollten mahnend verweisen auf die 4'.!0 
Jahre, in denen Deutsdiland so viele Wunden c|cschlagcn wurden, weil es 
nicht gelang, in politischer Beziehung die Konfessionen zu einen. Wir 
wollten auch eine Bitte an die Gegner unserer Partei richtcm, unser Hc!m-'ihc!n 
um Aufbau und Erstarkung unserer Christlich-Demokratischen Union nicht 
parteipolitisch kleinlich, sondern s t a a t s p o l i i i s c h zu sehen. 

An unsere Freunde aber sollten diese Klänge die Mahnumi richten, 
unsere Aufgabe nicht nur darin zu sehen, einen S t r i c h zu m a c h e n 
unter die 1*2 Jahre nationalsozialistischer Herrschaft und den fiirchtb.ircm 
Zusammenbruch im Jahre 1045, nein, im weiteren Sinne wollen wir einen 
Strich machen auch unter die 400 Jahre, in denen allzu häufig k o n f e s ­
s i o n e l l e S t r e i t i g k e i t e n das politische Leben unseres Vaterlandes 
erfaßt und gestc">rt haben. (Beifall.) Nur wenn uns dies gclinqt und mir, 
wenn unsere Partei der T r ä g e r d i e s e r V e r s ö h n u n g im P o l i t i ­
s c h e n ist, wird sie ihren Stand als große Partei, ja als größte Partei in 
Deutschland bewahren. 

Dies soll die Zielsetzung der Arbeit sein, die von diesem Partoitag zu 
leisten ist. Und diese Zielsetzung hat mich veranlaßt, vorhin xu sogen, daß 
sie von entscheidender Bedeutung für das Schicksal unserer Partei, aber 
auch - - ich darf das wohl sagen, ohne unbescheiden zu sein - - von cirößter 
Bedeutimg für das Schicksal'unseres Vaterlandes sei. Mit diesen Worten 
grüße ich den 4. Parteitag der Christlich-Demokratischen UnionI (Beifall.) 

Das Wort hat nunmehr zu einer Begrüßungsansprache der Regierende 
Bürgermeister, Herr Brauer. (Beifall.) 
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Bürgermeister Brauer: 

Als Präsident des Senats entbiete ich dem Parteitag der Christlich-
Demokratischen Union die GrüBe der freien Hansestadt Hamburg. Die 
G r ü ß e zu diesem Parteitag kommen von der g e s a m t e n B e v ö l k e ­
r u n g ; ich fasse sie zusammen, indem ich Ihnen ein herzliches Willkommen 
in Hamburg zurufe. (Beifall.) 

In den anderthalb • Jahrhunderten deutscher Geschichte ist niemals in 
Verfassungen oder in Gesetzen davon Notiz genommen worden, daB 
P a r t e i e n existieren. Zum ersten Male sagt das Bonner Grundgesetz in 
seinem Artikel 21, daB an der politischen Willensbildung die Parteien 
teilnehmen. Das ist mehr als ein Zufall. Durch Jahrzehnte hindurch galt 
es in Deutschland als höchste Tugend, unpolitisch zu sein. Man zitierte 
dann den „Faust*, und zwar den Brander in A u e r b a c h s K e l l e r , der 
da sagt: 

Ein garstig Liedl Pfuil ein politisch Liedl 
Ein leidig Liedl Dankt Gott mit jedem Morgen, 
DaB Ihr nicht braucht fürs röm'sche Reich zu sorgen I 

Diese Haltung, die Goethe dem Manne in Auerbachs Keller in den Mund 
legte, sollte dazu dienen, festzustellen, dafi das Fernhalten von Politik das 
Beste sei, was der Bürger tun könne. 

Welch ein verhängnisvoller SchluBl Man hat natürlich in Deutschland und 
in Europa andere Stimmen genug gehört. Der Freiheitssänger Herwegh und 
Gottfried Keller sprachen davon, daß diejenigen, die sich über den Parteien 
wähnen, oft tief unter ihnen stehen. (Beifall.) 

Demokratischer Staat heißt ein M e h r p a r t e i e n s t a a t . Sobald das 
aufhört, wird der Staat totalitär, und mit der demokratischen Freiheit ist 
es vorbei. Im demokratischen Staat haben R e g i e r u n g und O p p o s i ­
t i o n beide widitige Funktionen zu erfüllen. (Beifall.) Demokratie ist die 
n o b e l s t e F o r m s t a a t l i c h e n L e b e n s . Demokratie ist die einzig 
richtige Form eines modernen GroBstaates. Für Deutschland, das durch die 
Katastrophen ging, ist die Demokratie die einzige Hoffnung auf eine 
glüdcliche Zukunft. (Beifall.) 

Ich möchte den p o l i t i s c h e n K a m p f , der ein geistiges Ringen und 
ein Ansporn in der Entwicklung der Demokratie darstellt, unter keinen 
Umständen in Deutschland erlahmen sehen. Was wir nicht zerstören dürfen, 
ist die B a s i s , a u f d e r w i r a l l e s t e h e n : das ist unser demokrati­
scher Staat, der nach den Katastrophen geboren wurde und den wir alle 
für uns und unsere Kinder brauchen. (Beifall.) 

Entschuldigen Sie, wenn ich Ihnen sage, daß mir dieser Parteitag zu früh 
konunt. Es handelt sich um 10 Tage. In 10 Tagen eröffnen wir die Inter­
nationale G a r t e n b a u a u s s t e l l u n g in Hamburg. Dahin wollte ich 
Sie alle führen; aber wir haben in diesem Jahr eine Summe von Kongressen 
hier in Hamburg, bis in den Herbst hinein. Viele von Ihnen werden wahr­
scheinlich als Teilnehmer dieser Tagungen den Weg nach Hamburg zurück­
finden. Idi möchte aber auch wünschen, daß diejenigen, die anläßlich des 
Parteitages hier in Hamburg sind, den Entschluß fassen, zu dieser Garten­
bauausstellung, die bis zum Oktober dauert, nach Hamburg zurückzukommen. 

Wir werden uns Mühe geben, bei allen Tagungen ein g a s t l i c h e s 
H a m b u r g zu zeigen. Es ist uns oft unsere Weltoffenheit nachgerühmt 
worden. Wir möchten aber nicht nur Gäste aus dem Ausland, sondern auch 
deutsche Gäste bei uns haben. Die Ausstellung wird von 15 Nationen 
getragen. Wir möchten ihnen zeigen, wie wir glauben, die Zukunft einer 
Großstadt zu gestalten, einer Großstadt, in der man noch im Jahre 2000 
anständig leben kann. Das ist der tiefste Grund dieser Ausstellung. 
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Und nun meine Damen und ßerrcn, hoffe ich, daß Sie eine e r f o l g ­
r e i c h e T a g u n g haben werden und Entschlüsse fassen, die dem dcul-
sdien Volke helfen, die die Republik festigen und verankern. Idi wünsdie 
Ihnen, daB Sie daneben noch Zeit haben, angenehme Stunden in Hamburg 
zu verleben. Nodunals willkommen in Hamburgl (Lebhafter Beifall.) 
Präsident Sdiarnberg: 

Es sind uns noch einige BegrüBungsanspradicn zugesagt worden. Ich darf 
darum bitten, diese Begrüßungsansprachen in der morgigen Plenarsitzung 
entgegenzunehmen, weil ab 12.30 Uhr der K u n d f u n k unsere Tagung 
überträgt. Aus diesem Grunde darf ich auch vorschlagen, daß zunächst 
Herr Bundestagspräsident Dr. Ehlers das Wort ergreift. 

Die Verantwortung der CDU für Deutschlandl und Europa' 

Bundestagsprasldent Dr. Ehlers: 
Das Thema, das dieser fcstlidien Kundgebung zu Beginn unseres Partei­

tage» gestellt ist, lautet „Die Verantwortung für Deutschland und Europa 
— unsere Verantwortung*. 

Lassen Sie mich zu Beginn eine Linie vom letzten Parteitag der CDU in 
Berlin zum heute beginnenden ziehen. Als wir im Oktober in B e r l i n 
versammelt waren, stand über jenen Tagen das Leitwort: .Friede und 
Freiheit für ganz Deutschland". Das gilt heute wie damals. (Beifall.) In dem 
seither vergangenen halben Jahr hat sich dio Lage unserer Brüder im 
Osten, über die wir uns in Berlin unterrichten ließen, nur noch verschärft. 
Mancher von denen, die damals noch in der Zono waren und an dem 
Geschehen unseres Berliner Parteitages aus der Feme teilnahmen, hat 
inzwischen dem Druck weichen müssen und ist nach Berlin und in den 
Westen geflohen. Wir wissen um die ungeheure Not, die darin sichtbar 
wird, daß alte und junge Menschen, Menschen aus den Städten und Bauern 
vom Lande, alles das, was sie sich erarbeitet haben, was oft genug aus 
Jahrhunderten auf sie überkommen ist, im Stich lassen, um dem D r u c k 
d e r G e w a l t z u e n t g e h e n und um wenigstens frei atmen zu können. 
Wir wissen, was wir diesen Menschen, die in Not und Angst zu uns 
kommen, schuldig sind. Wir denken in dieser Stunde aber besonders an 
alle Brüder im Osten, die bis heute trotz Terror und Verführung in ihrem 
Widerstand gegen die totalitäre Gewalt aushalten. (Beifall.) 

Unsere Gedanken gehen zu allen, die wegen ihres Freiheitswillens oder 
ihres Glaubens v e r f o l g t werden, zu den Gliedern der Kirche und der 
Jungen Gemeinde, die in ständig wachsendem Maße der Bedrohung aus­
gesetzt sind, zu denen, die in die Gefängnisse geworfen und unter lügen­
haften Anschuldigungen verurteilt werden. (BeÜall.) 

Ich habe in Berlin mit einem Verse Eichendorffs geschlossen, als ich von 
der politischen Entscheidung der Jugend sprach, Dieser Vers hieß: .Denn 
eine Zeit wird kommen, da macht der Herr ein End', da wird den Falschen 
genommen, ihr unecht' Regiment.* 

Das ist auch heute unsere Gewißheit. Wir rufen allen in der Zone, dio 
jetzt Verfolgung leiden, diese unsere Oberzeugung zu. Wir verpflichten 
uns in dieser Stunde erneut, alles in unseren Kräften stehende zu tun, um 
jenen Tag der Freiheit mit den uns gegebenen Mitteln dcsr Politik herbei­
zuführen. Ich rufe Sie, meine Freunde, auf, noch etwas anderes zu tun: 
Wir wollen uns nicht nur eine G e m e i n s c h a f t , die aus Christen 
besteht, nennen, sondern wir wollen das auch b e w e i s e n . 

Es könnte sein, daß uns heute mehr als in anderen Zeiten nicht nur das 
politische Tun, sondern auch die F ü r b i t t e für die Brüder befohlen ist. 
(Beifall.) Eigentlich müBte uns die Not der letzten 30 Jahre aus der Vor-
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Stellung, daß im öffentlichen Bereich nicht vom Beten gesprochen werden 
dürfte, herausgeführt und uns deutlidi gemacht haben, dafi immer dann, 
wenn wir politisch vor scheinbar unüberwindlichen Schwierigkeiten stehen, 
uns noch die W e l t m a c h t des G e b e t s zu Gebote steht. (Beifall.) Wir 
wollen die Gottesdienste, mit denen wir diesen Tag begonnen haben, nicht 
als eine isolierte Sache ansehen, sondern als den Ausdrude eines Tuns, das 
uns ständig neu befohlen ist, wenn wir unsere Verantwortung wirlclicfa 
voll wahrnehmen wollen. 

Wir reden auf diesem Parteitag von u n s e r e r Verantwortung. Darum 
sind wir es uns schuldig zu überdenken, wer denn .wir* eigentlich sind. 
Wir sind eine politische Partei. Ich bin dankbar für das, was der Herr 
Regierende Bürgermeister zu diesem Thema eben gesagt hat. In Deutsch­
land ist es manchmal geradezu peinlich, auszusprechen, daß man einer 
politischen Partei angehört. (Sehr richtigl im Hause.) 

Ich habe nicht die Absicht, mich hier mit den wirklichen oder v o r ­
g e s c h o b e n e n Gründen auseinanderzusetzen, die gegen die Existenz 
und die Wirksamkeit politischer Parteien ins Feld geführt werden. Manch­
mal erscheint es einem wirklich so, daß die Aussichtslosigkeit des Versuchs, 
das Werden einer deutschen Demokratie insgesamt in Frage zu stellen, 
manche Leute dazu verführt, durch ständig erneute Angriffe auf die 
Parteien mindestens die ersten Steine im Bau dieser Demokratie wieder 
zu lockern. (Sehr guti und Beifall im Hause.) Sie betreiben das gleiche 
Spiel, das man zunächst mit der generellen und unsubstantiierten Ab­
lehnung jeder staatlichen Organisation in der Bundesrepublik betrieb und 
das in der Diskreditierung des Namens .Boiui" zusammengefaßt wurde. 
Die Arbeit von Bundestag, Bundesrat und Bundesregierung hat unter Mit­
wirkung aller verantwortungsbewußten demokratischen Kräfte inzwischen 
diese allgemeine A b l e h n u n g d u r c h s t o ß e n . Es kann eben niemand 
leugnen, daß diese vergangenen dreieinhalb Jahre erstaunliche und kaum 
zu erwartende Ergebnisse bei dem Neubau und der Konsolidierung unseres 
Staates gebracht haben. (Beifall.) 

Da man Bonn insgesamt also nicht mehr mit Aussicht auf Erlolg attackie­
ren kann, versucht man es mit der Anzweiflung der Notwendigkeit und 
der Legitimation politischer Parteien und findet dabei wieder bei Ununter-
richteten und Vorgestrigen ein williges Ohr. Wir kennen die Kräfte, die 
dieses Spiel betreiben, und ihre Motive sehr genau. Wir beobachten sie 
mit Aufmerksamkeit, und wir werden, dessen mögen sie sidtier sein, n i c h t 
n o c h e i n m a l e i n e d e u t s c h e D e m o k r a t i e e i n e m s e h r 
v i e l f a r b i g e n V e r e i n v o n m ä k e l n d e n I n t e l l e k t u e l l e n , 
p r o f e s s i o n e l l e n V e r n e i n e r n , v e r a n t w o r t u n g s l o s e n 
R e v o l u z z e r n und k r i t i k l o s e n M i t l ä u f e r n zum Opfer 
f a l l e n l a s s e n . (Starker Beifall.) 

Wir wissen, daß, wie die Dinge heute nun eiimial liegen, die politische 
P a r t e i d i e z w e c k m ä ß i g s t e M ö g l i c h k e i t ist, einen politi­
schen Willen zu formieren und zu organisieren. Natürlich haben wir nicht 
die Gewähr, daß solche politische Parteien von vornherein und ohne 
weiteres besser sind als andere menschliche Zusammenschlüsse. Wir geben 
uns über die Natur der Menschen insgesamt keinerlei Täuschungen hin. 
(Heiterkeit.) Wahrscheinlich werden die politischen Parteien noch gefährdeter 
sein als andere Vereinigungen auf dieser Erde, weil sie durch die ihnen 
gestellten Aufgaben, die in ihnen stattfindende Auseinandersetzung über 
mannigfache Interessen und die Schwierigkeiten, die aus dem Durcfa-
setzungswillen des einzelnen, ja vielleicht sogar seinem Ehrgeiz entstehen, 
besonders bedrängt sind. Wir wissen das, aber gerade weil wir es wissen, 
sind wir gerufen, so politische Partei zu sein, wie wir glauben, es vor 
unserer deutschen Aufgabe verantworten zu können. (Beifall.) 
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Dieses . S o s e i n * hat zwei Seiten, eine mehr tedinisdic und «i'ic 
inncrlidie. Die tedinisdie Seite fordert, daB die politisdic Partei der Ver­
suchung des Deutschen, möglidist für jeden Bürger eine eigene Partei zu 
gründen, entgegenwirlct. Wenn wir gegen Zwcrqparteien und immer neue 
Partnigründungen sind, dann nidit. etwa aus der Befflrditung einer 
Konkurrenz heraus. Die läßt sich sdhon ertragen. (Heiterkeit.) lis zeigt 
sidi zumeist sehr schnell, daS Parteien, die gegenüber den alten die Ideal­
parteien sein wollen, sehr bald alle Mängel der alten in der Potenz haben. 
(Beifall.) 

Wir sind g e g e n d i e P a r t e i e n z e r s p l i t t e r u n g im wesentlichen 
aus z w e i G r ü n d e n : Erstens, weil es unseres Eraditcns geradcxu dem 
Sinn einer politischen Partei widerspridit, wenn sie sidi nur als die Ver­
tretung von Einzelinteressen oder als die Repräsentanz von politischen 
Einzelentsdieidungen versteht. (Sehr richtig I im Mause.) Wir meinen, daß 
die politische Partei die Aufgabe hat, von einer Grundkonzeption her die 
Möglichkeit zu bieten, die v e r s c h i e d e n e n A n l i e g e n und Interessen 
auf einer Ebene abzustimmen und sie so im politischen Leben des Volkes 
zur Durchsetzung zu bringen. Das unterscheidet ja gerade unser politisches 
Wollen von dem einer totalitär geführten Partei, daB es bei uns eben 
nicht nur e i n e Meinung gibt, die mit Überredung oder Gewalt durch­
gesetzt wird, sondern die Vielfalt der aus dem verschiedensten Lel)ens-
bereichen und — da die Freunde der CSU auch hier sind - - sage ich 
Landschaften kommenden Ansichten, (Heiterkeit und Beifall), die in einem 
echten, ständigen IntegrationsprozeB zu einer gemeinsam zu vertretenden 
politischen Zielsetzung zusammengeführt werden. Das ist, so zeigt es unsere 
politisch-parlamentarische Erfahrung, in den meisten Fällen möglich. Wo 
es einmal nicht möglich ist, geht unseres Erachtens weder die Partei noch 
das Vaterland zugrunde, weil Menschen der gleichen Partei bei konkreten, 
ihnen vorgelegten Fragen aus ihrer sachlidicn Prüfung heraus einmal 
zu verschiedenen Entscheidungen kommen. (Sehr guti und Beifall im 
Hause.) Wenn wir das nicht zubilligen würden, wären wir auf eincim 
gefährlichen Wegel 

Zweitens sind wir gegen die Zersplitterung der Parteien, weil unsere 
bitteren E r f a h r u n g e n uns zeigen, daß die Zersplitterung der demo­
kratischen Kräfte nur denen Vorschub leistet, die weder eine Demokratie 
noch einen echten Austrag politischer Meinungsverschiedenheiten wünschen. 
Jeder, der solcher Aufsplittening der politischen Parteien Vorschub leistet, 
sollte sich überlegen, ob er nicht im letzten der Zerstörung der Demokratie 
überhaupt dient. 

Wesentlicher ist uns aber für die Beschreibung unserer parteipolitischen 
Position die innerliche Seite. Gerade wenn wir der Meinung sind, daß 
unsere Partei Raum für die sachliche Auseinandersetzung und Integration 
verschiedene Meinungen haben muß, ist die Frage nach der trugenden 
G r u n d l a g e u n s e r e r p o l i t i s c h e n G e m e i n s c h a f t entschei­
dend. Man hat uns im Ausland und auch im Inland gesagt, daß Welt­
anschauungsparteien im politischen Raimi gefährlich seien und darum ab­
gelehnt werden müßten. Man meinte, daß politische und wirtschaftliche 
Fragen eben nach den ihnen eigenen Gesetzen entschieden werden und 
daß die parteipolitischen Konstellationen sich danach ausrichten müßten. 
Es mag sein, daß in anderen Ländern — bei den angelsächsischen ins­
besondere — bei allen politischen Gruppen ein solches Maß von Ilber-
einstimmung über die Grundfragen des politischen Seins des Volkes 
besteht, daß die Parteien sich nach anderen Gesic^itspunkten zusammen­
finden können als in Dcutsdiland. Wir haben insofern wesentlich andere 
Bedingungen und andere Aufgaben zu erfüllen. Ich will nicht von den 
Ansätzen da/u im Parlamentarismus des Deutschen Kaiserreiches sprechen. 
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Jedenfalls hat uns die Hitlerzcit darüber belehrt, daß gegenüber den Be­
drohungen der Freiheit durch eine totaUläre Gewalt ein tragfühitjes Fun­
dament politisdier Entsdicidungen vorhanden sein muß. Wir haben in 
bitteren Jahren, zum Teil in Lagern und Gefängnissen, erfahren, daß die 
überkommenen M a x i m e n d e s 10. J a h r h u n d e r t s ein sehr frag­
würdiges Fundament sind. 

Der M a r x i s m u s des 19. Jahrhunderts wird von uns nidit als Grund­
lage unseres politischen Handelns anerkannt. Die auf ihm basierenden 
politischen Bewegungen unserer Zeit sind im Osten zu den Trägern des 
brutalsten und mörderisdistcn Regimes geworden, das die Welt je gesehen 
hat. (Beifall.) Bei uns sind die aus dem Marxismus des vergangenen 
Jahrhunderts hervorgegangenen politischen Kräfte demokratischer Prägunn 
die notwendige Verdeutlidiung ihrer weltanschaulichen und politischen 
Grundlage, da offenbar der Klassenkampf nicht mehr sein kann und soll, 
bisher schuldig geblieben. 

Wir lassen audi keinen Zweifel daran, daß ein aus säkularen Freiheits­
begriffen gewachsener L i b e r a l i s m u s uns keine hinreidicnde Cirund-
lage unseres politischen Weges zu sein vermag. (Beifall.) Das gleiche gilt 
von jedem Versuch, den unter uns in den letzten zwanzig Jahren bis zum 
Ausbluten des Volkes übersteigerten N a t i o n a l i s m u s in irgendeiner 
Form als ein hinreichendes Fundament unseres politischen Denkens und 
Handelns uns wieder schmadchaft zu machen. (Beifall.) 

Wir sind beim Neubeginn unseres politischen Weges 1945 nicht aus 
theoretischen Erwägungen, sondern aus praktischen in Not und Tod be­
währten Erfahrungen zu der Überzeugung gekommen, daß es für uns 
k e i n e a n d e r e t r a g f ä b i g e G r u n d l a g e unseres politischen 
Handelns geben kann als die V e r a n t w o r t u n g v o r d e m W o r t e 
G o t t e s . Wir bekennen uns auch heute uneingeschränkt zu dieser Ansidit, 
(Beifall.) 

Wir werden unsere Gegner nicht dazu bringen, uns zu glauben, daß das 
k e i n p h a r i s ä i s c h e r A u s s c h l i e ß l i c h k e i t s a n s p r u c h ist. 
Sie werden uns immer wieder vorwerfen, daß wir damit andere zu 
schlechteren Christen stempelten, und werden auf unsere eigene, oft genug 
höchst kümmerliche christliche Existenz verweisen. Das letztere kann uns 
nur heilsam sein, wenn es uns zu größerem Ernst in der Wahrnehmung 
unserer Verantwortung zwingt. Man kann eben nicht christliche Politik 
für möglich halten und einer solche Politik vertretenden Partei angehören, 
wenn man, wie es mir gerade wieder einmal berichtet wird, aus Cüründen 
glaubensmäßiger Ablehnung, aus Gleichgültigkeit oder aus einer Animo­
sität gegen Kirchensteuern aus der Kirche austritt. Dann mag man meinet­
wegen irgendeine Politik betreiben, aber bitte nicht unter unserer Firma. 
(Starker Beifall.) 

Uns ist die christliche Grundlage überhaupt nicht irgendeine Firmierung, 
sondern eine sehr konkrete Weisung für die tagespolitischc Entscheidung. 
Nicht so, daß wir meinten, wir könnten die Bibel als ein politisches 
Rezeptbuch benutzen, aber doch so, daß wir in jeder einzelnen Frage 
versuchen, uns an dem Worte und Gebote Gottes zu orientieren. Wenn 
man es versucht, merkt man, daß das in viel zahlreicheren Fällen möglich 
und nötig ist, als man gemeinhin annimmt. Ich möchte einmal sagen, daß 
die „ L i e b e z u m N ä c h s t e n * so zum beherrschenden Leitsatz unserer 
Politik werden kaim, und zwar nicht als eine unverbindliche Allerwelts-
gemeinschaft, sondern als eine Verwirklichung der biblischen Forderung 
auf den verschiedensten Gebieten unseres Lebens. Sozial-, Wirtschafls-, 
Jugend-, Kultur-, Innen- und Außenpolitik können und müssen von daher 
ihre Antriebe erhalten. (Beifall.) 
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Man halte uns nidit entgegen, dafl das Selbstverständlichkeiten seien, 
ja, daB es Grundsätze seien, die von allen — mindestens heute — anerkannt 
würden. Die tagespojitisdien Entscheidungen im Parlament lehren uns, daB 
das nicht der Fall ist. Mit einer generellen und theoretischen Anerkennung, 
von Staats wegen sei nichts dagegen einzuwenden, daB es auch Christen 
gäbe und daB diese etwas merkwürdige und unmoderne Anschauungen 
hätten, die man notgedrungen tolerieren müsse, ist uns nicht gedient. Eine 
Haltung von Staat und Parteien, die an der Existenz der Christen und der 
Kirchen in unserem Volke mit einer uninteressierten Neutralität vorbei­
geht und jedesmal dann von der Störung irgendeiner Einheit, etwa der der 
Kultur oder der Erziehung, redet, wenn diese Christen ihre Forderungen 
anmelden, reicht uns nicht aus. (Beifall.) 

Wir müssen endlich a u s d e r U n v e r b i n d l i c h k e i t d e s R e d e n s 
u n d H a n d e l n s i n d i e s e n F r a g e n h e r a u s k o m m e n . Ich lese 
in einem Bericht über die Tagung, die im März in Holland auf Einladung 
holländischer Sozialisten stattfand und sich mit dem Verhältnis von 
Sozialismus und Religion befaBte, im . N e u e n V o r w ä r t s " , es sei zum 
Ausdruck gekommen, daß Religion und Ethik für die geistige Haltung der 
Sozialisten mitbestimmend seien; die Frage sei aber offengeblieben und 
dürfte es auch bleiben, wieweit ethische Grundsätze auf eine bestimmte 
religiöse Überzeugung gegründet seien. Ich habe nicht die Absicht, vom 
Sozialismus zu fordern, daB er etwas anderes sagt als das, was er meint, 
aus den Ereignissen des letzten Jahrhunderts gelernt zu haben. Wir sincl 
aber verpflichtet, auszusprechen, daB uns das als Fundierung unseres 
Lebens und unserer Politik nicht genügt, sondern daB wir i m c h r i s t ­
l i c h e n G l a u b e n d i e B e g r ü n d u n g f ü r u n s e r m e n s c h ­
l i c h e s u n d p o l i t i s c h e s E x i s t i e r e n sehen und sehen werden. 
(Beifall.) Man wird das zur Kenntnis nehmen müssen und wird uns nicht 
damit schrecken, daB man jede Umsetzung dieser Überzeugung in die 
politische Praxis als K l e r i k a l i s i e r u n g der Politik bezeichnet. 

Wir sind, wie das Christen zu sein vermögen, in unserer Politik merk­
würdig u n d o g m a t i s c h und werden es auch bleiben. Wir sind es, 
weil wir wissen, daB uns im politischen Raum nicht die Entscheidung der 
Glaubensfragen aufgetragen ist und daß wir ebensowenig den Kirchen ihre 
Aufgaben wegzunehmen haben wie die Kirchen uns die unsrigen. (Beifall.) 
Darum können wir auch in einer für viele Leute höchst befremdlichen 
Weise die politische Gemeinschaft evangelischer und katholischer Christen 
manifestieren. Wir wollen und werden in unserem Bereich die Konfessions­
unterschiede nicht überwinden, aber w i r w e r d e n m i t Z ä h i g k e i t 
a n d e r E r k e n n t n i s f e s t h a l t e n , d a ß M e n s c h e n , d i e e i n e n 
G o t t , e i n e ' n H e r r n J e s u s C h r i s t u s u n d e i n e T a u f e 
h a b e n , i n d e n p o l i t i s c h e n F r a g e n d e s T a g e s g e r u f e n 
s i n d , b i s a n d i e G r e n z e d e s M ö g l i c h e n g e m e i n s a m z u 
h a n d e l n . (Starker Beifall.) 

Wenn wir es noch nicht gelernt hätten, daim müBten es uns die Gegner 
einbläuen, die gegen diese Gemeinschaft Sturm laufen, (Heiterkeit und 
Beifall), um endlich wieder die getrennt marschierenden Haufen vereint 
schlagen zu können. 

Wir wissen genau, daß solche Zusammenarbeit, gerade weil sie fast ein 
Jahrhundert lang nicht stattgefunden hat und erst seit Jahren erfolgt, nicht 
ohne Nöte und Schwierigkeiten geschehen kann. Wir haben die Absicht, 
es deutlich auszusprechen, wenn von der einen oder anderen Seite gegen 
die Prinzipien der gegenseitigen Achtung und der Parität vorstoßen wird. 
Wir werden auch aufmerksam zuhören, wenn uns das von Außenstehenden 
gesagt wird) allerdings möchten wir erkennen können, daß es von Menschen 
gesagt wird, die das aus einer ernsten Sorge tun und die zu einer Mit-
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Verantwortung bereit sind (Sehr gut! im Hause], und nidit von soldien, 
die aus oft genug sehr vordergründigen Motiven triumphierend Sdiwierig-
keiten soldier Zusammenarbeit feststellen zu Icönnen meinen. Wir erklären 
gerade hier auf diesem Parteitag, wo wir zur Selbstbesinnung nicht nur 
über uns, sondern über Deutschland und Europa gerufen sind, mit allem 
Nadidrudc, daß diese Z u s a m m e n a r b e i t s i c h b e w ä h r t hat, daß 
wir sie um unseres Glaubens und unseres Volkes willen fortzusetzen 
wünsdien und daS wir jeden, der sie luitisiert, mahnen müssen, sich zu­
nächst einmal überhaupt In eine politisdie Verantwortung hineinzustellen, 
ehe er von draußen unsachlidie Kritik übt. (Sehr richtig I und Beifall im 
Hause.) 
' Damit bin idi bei dem G r u n d p r i n z i p u n s e r e s p o l i t i s c h e n 

L e b e n s , das ich diesem Parteitag voranstellen möchte, und das nun im 
einzelnen auszuführen sein wird. Dieses Prinzip möchte ich beschreiben 
mit einem Wort eines Mannes, der zwar ein Buch mit einem sehr gefähr­
lichen Titel geschrieben hat — lange vor Hitlerl — (Heiterkeit] und auch 
sonst manches Anfechtbare gesagt haben mag, mit dem Wort Moeller van 
den Brudcs: Wir m ü s s e n d i e Kraft h a b e n , in G e g e n s ä t z e n 
zu l eben . 

Es ist sehr einfach und bequem, ein Leben in der Problemlosigkeit zu 
führen. Wenn nichts mehr im Streit, wenn nichts mehr fragwürdig ist, dann 
ist dieser Zustand erreicht. Wir haben erlebt, wohin er den Einzelmenschen 
und ein Volk führen kann: in die totale Widerstandslosigkeit gegenüber 
der dirigierenden Meinung eines Führers und einer Gruppe von Gewalt­
habern. Viele Menschen in Deutschland haben eine merkwürdige Anfällig­
keit für die Ansicht, daß alles am besten geregelt sei, wenn es nur e i n e 
M e i n u n g gäbe. Sicher gibt es viele Fälle, in denen man sich freuen 
kann, wenn eine Entscheidung von der Gesamtheit der politisch verant­
wortlichen Kräfte getragen wird. Wir wünschten, daß das — besonders in 
außenpolitischen Fragen — öfter vorkäme (Beifall], als es bei uns aus 
innenpolitischen Gründen öfter der Fall ist. (Erneuter Beifall.) Aber darüber 
sollten wir nicht vergessen, daß das parlamentarische System im Prinzip 
— das hat Herr Bürgermeister Brauer vorhin dankenswerterweise auch 
schon gesagt — auf dem Vorhandensein einer R e g i e r u n g und einer 
sie kontrollierenden O p p o s i t i o n beruht. Das mag für die eine und 
für die andere Seite taktisch und technisch manchmal schwierig sein, ins­
gesamt ist es aber heilsam, weil es vor Unbekümmertheit und Unbegrenzt-
heit bewahrt. Allerdings kann dieses System nur dann funktionieren, 
weim beide Teile verstehen, daß sie die gleiche Verantwortung für die 
Gesamtheit wahrzunehmen haben. (Beifall.) 

Wenn sie es verstehen, wird etwas von diesem Leben in Gegensätzen 
deutlich, ja dann werden diese G e g e n s ä t z e geradezu zum tragenden 
und b e l e b e n d e n E l e m e n t der Politik. Es ist am Tage, daß wir auf 
dem Wege zu solcher Erkenntnis und Haltung in Deutschland noch einige 
Kilometer zurückzulegen haben. (Heiterkeit.) Wenn nicht mehr auf dem 
Spiel stünde, könnte man sogar manchmal wünschen, es gäbe einmal einen 
Wechsel in der Verantwortung. Denn dann müßte endlich einmal offenbar 
werden, was von den Parolen einer Opposition in dem Augenblick übrig­
bleibt, in dem sie selbst in die Verantwortung kommt. (Beifall.) Ich ver­
gesse nicht, daß der Herr Kollege Schoettle vor längerer Zeit einmal — 
wenn die Zeitungsberichte stimmen, sage ich vorsichtshalbcir — gesagt hat, 
auch die Sozialdemokratie könne nur mit Wasser kochen. Genau so ist esl 
Das ist eine sehr schlichte Umschreibung dessen, was ich mit dem Loben 
in Gegensätzen im parteipolitischen Raum meine. 

Aber lassen Sie uns dieses Prinzip nun anwenden auf unsere Verant­
wortung für Deutschland und für Europa. Zunächst, obgleich man das 
eigentlich kaum mehr trennen kann, für Deutschland. 
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Wir Ic!bi<n in «inpm Staate, der B u n d e s r e p u b l i k D e u t s c l i l a n d , 
die nur einen Teil Deutschlands uintaQt. Wii sind eine Partei, doren 
Organisation sidi auf die Bundesrepublik und Berlin bcsdiränkt und deren 
Cilieder cius der sciwjetisdi besetzten Zone entweder im Exil leben müssen 
oder hinter der Fassade einer vom Kommunismus ausgehaltcnen und 
bestimmten Führerschaft in der Zone selbst zähneknirsdiend auf den Tai] 
warten müssen, an dem sie sidi wieder als diristlidie Demokraten frei 
bekennen dürfen. (Heifall.) 

Wir stehen in der bcdrüdicnden Spannung, daß wir alle Kräfte an die 
Erriditung unseres jetzigen begrenzten Staatswesens zu wenden haben und 
dennodi keinen Augenblidc vergessen dürfen, daß unsere Arbeit Int/tlidi 
nidit diesem Staat, sondern dem g a n z . e n D e u t s c h l a n d dient. Mandi-
mal geht es mir durdi den Sinn, ob nicht Mäiiiier wie der Frc'herr vom 
Stein oder Schamhorst vor fast 150 Jahren sich in einer ganz ähnlichcMi 
Situation befunden haben. Politik ist nidit eine Aufgabe für Illusionisten, 
sondern für Realisten. Und Realisten sind nicht Opportunisten, die Jeweils 
den Mantel nach dem Winde hängen, sondern icutc, die von Tag /u Tag 
neu die vorhandene Lage erkennen und die politischen M ö g l i c h k e i t e n 
a b t a s t e n , die sich aus ihnen ergeben. Idi habe an anderen Stellen 
von der inneren Reditfertigung der Vorlaufigkcit politischer Entscheidungen 
gesprochen. Sic ist nicht irgendein schlechter Ausweg, sondern sie ist 
häufig genug die uns aufgetragene Wahrnchmu'ig unserer politischen Ver­
antwortung überhaupt. 

Wir stehen Tag für Tag in der Fragcstellunc): hier Verantwortung für 
die Bundesrepublik, hier Verantwortung für das ganze Deutschland. Und 
weil CS so ist, ist der S t a c h e l in unserer Secl» Jederzeit vorhanden, der 
aus dieser GcgensätKlichkeit wächst. Wenn wir c>s irgcmdwann einmal ver­
lernten, im Nachgc>ben gegenüber den SüiwicrigUcitcn beides /u vorci)ieu, 
oder wenn wir die Verantwortung für das Gan/c- aus irgendweldicm CSrün-
dnn abzuwerfen trachteten, würden wir aus dem Leben in Gegensätzen 
herausgefallen sein. Das wäre für das ganze Deutschland tödlich. 

Ich habe vorhin von der Liebe zum Nächsten als einem rechten Antrieb 
für die politische Entscheidung gesprochen. Gerade sie nötigt uns, keinen 
Augenblick diesi<r bedrückenden Spannung ansziiwcidien, die uns auf-
cirlcgt ist. Weil dieser Antrieb uns au das ganxe Deutschland wctist, soll 
in cUesem Augc<nblick klar ausgesprochcm weiden, d a ß w i r u n s v o n 
n i e m a n d an W i l l e n z u r d e u t s c h e n I. i n h c i t u n d z u r Ur-
l ö s u n g d e r B r ü d e r d r ü b e n a u s ihrcir N o t ü b e r t r e f f e n 
l a s s e n werden. Wir glaubcm, daß diese unsere Haltung allerdings zu­
kunftsträchtiger ist als die Ausnutzung solcher Verantwortung für tagcs-
politische Propaganda oder für Parteibezeichnuncienl 

Wir meinen also ganz nüchtern, daß die Wiihrnehmung unserer Ver­
antwortung für cUe 50 Millionen Menschen in der Bundesrepublik und in 
Berlin ein notwendigc>r, ja ein unverzichtbarer Bestandteil unserer Gesamt-
vcrantwortung für Deutschland ist. Unscire Kritiker, die m i t W o r t e n 
sich an gesamtdeutscher Aktivität von niemandem übertreffen lassen, soll­
ten sich einen Augcmblick überlegen, auf welcher Basis sie ülierhaupt iiire 
politische Propaganda betreibcm könnten, wenn incfat unter unserer haupt­
sächlichen Verantwortung die Bundesrepublik politisch und wirtschaftlich 
so gefastigt wäre, daß sie ĉ in lebensfähiges Instrument der Politik und 
ein Lebensraum für ein halbes hundert Millionen Deutsche sein kann. 
(Beifall.) Die Verantwortung dafür habcm sie uns gern und freudig üuer-
lassen. (Sehr gut! im Hause.) Wir haben sie gern und freudig getragen. 
A b e r w i r w ü n s c h e n n u n e n d l i c h a u c h e i n m a l d e u t l i c h 
z u m a c h e n , d a ß d a s , w a s h i e r e i r c i c h t i s t , k e i n e 
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S e l b s t v e r s t ä n d l i c h k e i t e n s i n d , s o n d e r n d a s E r g e b ­
n i s e i n e r h ö c h s t m ü h e v o l l e n , c n t sa g u n g s r e i c h c n u n d 
w a g e m u t i g e n P o l i t i k , (Beifall.) 

Wir stehen gerade in diesen Tagen unter dem Eindruck der Reise unse­
res Ersten Parteivorsitzenden, des Bundeskanzlers Dr. A d e n a u e r , nadi 
den Vereinigten Staaten. Niemand in der Welt kann sich dem Eindruck 
entziehen, daß die Art und Weise, wie Dr. Adenauer drüben aufgenommen 
wurde, das zusammenfassende Ergebnis dessen ist, was unter seiner Füh­
rung und unter der maßgeblidien Verantwortung der Christlidi Demokra­
tischen Union in den letzten vier Jahren in Deutschland erreicht worden 
ist. (Starker Beifall.) Im Ausland versteht man das offenbar mehr als in 
DeuLsdiland. (Sehr richtig! im Hause.) 

Da wir nun aber auf eine Wahl zugehen, haben wir n i c h t m e h r 
d i e A b s i c h t , u n s e r e B e s c h e i d e n h e i t z u ü b e r t r e i b e n 
(Heiterkeit und starker Beifall) oder auf die empfindsamen Gemüter man­
cher Deutscher, die das alles für Selbstverständlichkeiten halten, zuviel 
Rücksicht zu nehmen. (Sehr guti im Hause.) 

Wenn wir nicht bereit gewesen waren. In einer sehr wenig aussichts­
reichen Situation die Verantwortung für eine neue AuBen-, eine neue 
Wlrtscfaafts- und eine neue Sozialpolitik zu tragen, und wenn diese Arbelt 
nicht zu den Erfolgen geführt hätte, die auBer manchen Deutschen heute 
alle Welt Überraschen, wäre das, was sich In Adenauers Besuch In Amerika 
niederschlägt, nicht möglich gewesen. (Beifall.) 

Wir werden auf diesem Parteitag Gelegenheit haben, uns im einzelnen 
mit den Stationen dieses Weges in der Vergangenheit zu beschäftigen, 
Zwischenbilanz zu ziehen und Möglichkeiten der Zukunft aufzuweisen. 
Darum brauche ich hier Einzelheiten nicht auszuführen. Aber wir sollten 
doch von Zeit zu Zeit in einer ruhigen Stunde d a r ü b e r n a c h d e n ­
k e n , w i e a l l e s a u c h a n d e r s h ä t t e k o m m e n k ö n n e n . Es 
war ja keineswegs selbstverständlich, daB es aus diesem Zusammenbruch 
einen inneren und äußeren Aufstieg überhaupt noch gab. 1945 hätte ja 
auch das Ende des deutschen Volkes bedeuten können. Es hätte ja auch 
so kommen können, daß die Einigkeit unter Verbündeten dieses Mal län­
ger gehalten hätte als sonst, und daß wir, um dieser Einigkeit willen, viel 
länger und viel gründlicher unter der Herrschaft hätten bleiben müssen, 
die in Potsdam beschlossen worden ist. Es hätte ja auch sein können, daß 
wir nicht in kurzen Jahren in der Lage gewesen wären, durch die Steige­
rung unserer Produktion auf allen Gebieten und unserer Ausfuhr die 
Lebensmittel und Rohstoffe einzuführen, die wir brauchten, um unser Volk 
zu ernähren. Womit haben wir es gerade auf dem Gebiet der Ernährung 
verdient, daß es uns so viel besser geht als unseren gerade jetzt so be­
drängten Brüdern in der sowjetischen Zone? (Sehr wahrl im Hause.) 

Es hätte ja auch sein können, daß wir nicht eine solche Ausweitung der 
Produktion erreicht hätten, um mehr als 2 Millionen Arbeitsplätze neu zu 
schaffen. Es hätte sein können, daß das alles dazu geführt hätte, daß wir 
einfach das Geld nicht hätten aufbringen können, um in drei Jahren 
1,5 Millionen Wohnungen zu bauen. Lassen Sic mich mit dem Auf­
zählen Schluß machen. Sie wissen — alle kennen das —: u n s e r V o l k 
s o l l t e n i c h t m e h r a u f d i e b i II i g c Pr op a g a n d a h e r e i n ­
f a l l e n , d a ß d a s a l l e s v o n a l l e i n e g e k o m m e n w ä r e 
uncl daß das eigentlich nur der Tüchtigkeit des deutschen Volkes zu danken 
soi, aber keineswegs auf das Konto der Regierung und der sie tragenden 
Parteien komme. 

Stellen Sie sich einen Augenblick vor, was wir heute in Deutschland an 
allen Straßenecken hören würden, w e n n d i e O p p o s i t i o n d a s 
a l l e s e r r e i c h t h ä t t e , was in diesen Jahren erreicht worden ist. 
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(Beifall.) Dann wäre es der überragende Erfolg olner sozialistlsdicn Regie­
rung. Was wfirden wir zu hören bekommen, wenn das alles unter der 
Kanzlerschaft Adenauers nicht erreicht worden wärcl Dann wäre das nicht 
ein Versagen des deutschen Volkes, sondern aussdilleDlich der Bundes­
regierung. Wir haben wahrlich nicht um unserer Partei willen gearbeitet, 
aber weil es um Deutschland und die Leistung für Deutsdiland geht, haben 
wir keine Veranlassung, die Leistung der Bundesregierung und insbeson­
dere des Bundeskanzlers Dr. Adenauer so unter den Scheffel zu stellen, 
wie es gcmicinhin in Deutschland geschieht. (Beifall.) 

Aber auch hier gilt das, was ich von dem Leben in Gegensätzen gesagt 
habe. Wir würden vor uns selbst unwahrhaftig sein, wenn wir so täten, 
als ob der Weg, den wir gegangen sind, die völlige Erfüllung aller Ziele 
und Wünsche wäre, die wir und andere für diese Jahre gehabt hätten. Das 
Ist sicher nicht der Fiill. Allerdings meinen wir, daB mehr und andcrc>s im 
groBen und ganzen nicht hätte geschehen könnctn. Politik ist nun einmal 
die E i n o r d n u n g d e s N o t w e n d i g e n in d e n B e r e i c h d o s 
M ö g l i c h e n . Vor der Grenze des Möglichen haben wir oft genug nc?-
standen; wenn wir es nicht gemerkt hätten, hätte der Bundesminister der 
Finanzen es uns bestimmt gesagt. (Heiterkeit.) Es geht also hier nicht um 
die Auseinandersetzung mit denen, die grundsätzlich und immer nur diis 
sehen, was nicht erreicht ist, und das Erzielte groBzfigig beiseite schieben. 
Es geht auch nicht um die Debatte mit jenen, die meinen, ihr politisches 
Handwerk nur damit betreiben zu können, daß sie sich ieweils zum Ein­
peitscher der Menschen machen, die das zur Zeit nicht Mögliche fordern. 

Es geht um unsere innere Auseinandersetzung und die Erkenntnis, daß 
wir in jeder Frage, Imsondcrs des wirtschaftlichen Lebens, in einem bitteren 
Ringen mit den auf uns eindringenden Gegensätzen stehen. Wir haben uns 
in unserer Wirtschaftspolitik nicht um irgendwelcher Gruppen vmä Klassen 
willen, sondern um Deutschlands willen, dafür entschieden, die F r e i ­
h e i t w i r t s c h a f t l i c h e n H a n d e l n s und wirtschaftlicher Gestal­
tung zuzulassen und zu fördern. Wir haben es getan, weil wir wissen, daß 
das Handeln in eigener Verantwortung und Selbstentscheidung jeden Men­
schen zu höheren Leistungen befähigt als den, der nur Maschinenteil in 
Irgendeinem Apparat ist. (Beifall.) Wir haben mit großem Interesse davon 
Kenntnis genommen, daß wir in dieser Frage offenbar mit manchen Kräften 
der Opposition, die eine Wettbewerbswirtschaft vertreten, gar nicht so sehr 
weit auseinander sindt ob allerdings auch In der Praxis, müßte sich erst 
noch zeigen. Wir verbuchen die Ergebnisse dieser unserer Wirtschafts­
politik mit Genugtuung, weil sie vor aller Augen sind. Aber wir wissen 
auch, daB jede Freiheit ihre Entsprechung in einer Bindung haben muß, 
wenn sie nicht verantwortungslos werden soll. Die Erkenntnis, daB solche 
B i n d u n g notwendig ist und daß sie zu einem bestimmten Verhalten 
gegenüber dem Volksganzen und dem einzelnen Bürger führen muß, zu 
festigen und zu verbreiten, ist eine der Hauptaufgaben unserer innen­
politischen Arbeit. 

Es wäre unsinnig, aus der Tatsache, daß es fiiule Arbeiter gibt, schließen 
7U wollen, daß Arbeiter an sich faul sind. Ebenso unsinnig wäre es, aus 
der Tatsache, daB es Unternehmer gibt, die ihren Besitz erhalten oder ihn 
in wenigen Jahren schon wieder beachtlich gemehrt haben und davon in 
der Öffentlichkeit einen aufreizenden und peinlichen Gebrauch machen, zu 
schließen, alle Unternehmer seien verantwortungslos. Jede solche V e r a l l ­
g e m e i n e r u n g i s t f a l s c h . Aber wir sollten ständig neu aus unserer 
inneren Verantwortung an alle, die in der Versuchung stehen, es zu vergessen, 
appellieren und ihnen sagen, daß ein Volk, In dem es so viele Flüchtlinge 
— letzt wieder Tlunderttausende neue - - i n Massenlagcrn und Baracken 
gibt, in dem Millionen von Menschen die Vertreibung aus der Heimat und 
ihre damit verbundenen Verluste nicht oder nur teilweise überwunden 
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haben, in dem Ausgebombte ebenso auf ihre EntsdiSdigung warten wie 
politisdi Verfolgte, und in dem Millionen von Opfern des Krieges unter 
Entbehrungen leben müssen, es nidit verträgt, daß Menschen so leben, als 
ob nichts geschehen wäre. (Beifall.) 

Leben in Gegensätzen! Wir haben das Recht, die Freiheit der Wirtschaft 
und der Gestaltung unseres Lebens zu fordern, nur dann, wenn wir den 
S t a c h e l d i e s e s G e g e n s a t z e s keinen Augenblick vergessen. Wenn 
es dann doch einer täte, haben wir ihn um unserer Verantwortung willen 
zur Besinnung zu rufen. 

Wir wissen weiterhin, daB es in den verschiedensten Berufsständen un­
seres Volkes die m a n n i g f a l t i g s t e n I n t e r e s s e n gibt, die legitim 
sind und legitim vertreten werden können. Ich verweise auf das, was ich 
vorhin über die Funktion der Partei bei der Integration dieser Anliegen 
gesagt habe. 

Aber auch hier geht es um das Leben in Gegensätzen. Wir wissen, daß 
der Vertriebene dem Einheimischen, der Bauer dem Verbraucher, der 
Arbeiter dem Unternehmer, der Mieter dem Hausbesitzer gegenübersteht, 
und wir könnten diese Liste noch unendlich erweitern. Wir wissen, daß 
jedesmal dieses Gegenüber nicht dadurch gelöst werden kann, daß die 
Interessen des einen hundertprozentig durchgesetzt und die Interessen des 
anderen hundertprozentig verworfen werden. Es ist audi keineswegs so, 
daß das Gerechte oder Mögliche jeweils auf der Mitte Hegt. Es kann sein, 
daß die gegebene Lage sehr wohl eine andere Abmessung der Interessen 
erforderlich macht. Es ist die Aufgabe unserer politischen Verantwortung, 
m i t d i e s e m G e g e n e i n a n d e r f e r t i g z u w e r d e n und es aus 
einer größeren Weite des Blicks und in Hinsicht auf die Gesamtlage von 
Volk und Staat zu einem Ausgleich zu bringen. 

Wir haben in den vergangenen Monaten mehrfach erlebt, daß das nicht 
einfach ist, ja wir haben auch erfahren, daß das, was heute richtig zu sein 
schien, morgen aus irgendwelchen Gründen nicht mehr tragbar war. Hier 
bewährt sich die Bereitsdiaft zu einer d y n a m i s c h e n P o l i t i k . Aber 
eines muß unter uns klar sein: Wer in diesem Gegeneinander und in die­
sem Ringen der Interessen nur sich selbst und sein eigenes Anliegen 
kennt, ohne auf den anderen Rücksicht zu nehmen und dessen Lage in die 
tTberlegungen mit einzubeziehen, geht an der ihm aufgetragenen Verant­
wortung vorbei und hat In unseren Reihen keinen Platz. (Beifall.) 

Jedes Prinzip, etwa das des Eigentums, hat nur dann sein Recht, wenn 
es bestimmt wird nicht nur von der Verantwortung für sich selbst, sondern 
auch für den anderen. Das gilt für den Unternehmer genau so wie für den 
Bauern, und im Lastenausgleich haben wir exerzieren müssen, daß in einer 
allgemeinen Not des Volkes die Berufung auf die Heiligkeit des Eigentums 
allein noch keine ausreichende Begründung für ein bestimmtes Verhalten 
ist. (Beifall.) Noch einmal spreche ich hier den Hinweis auf die L i e b e 
z u m N ä c h s t e n aus. Jedes Prinzip, das wir zur Grundlage unseres poli­
tischen Handelns machen, wird zum zerstörerischen Element, wenn es nicht 
die Liebe zum Nächsten oder, konkret gesagt, die Hilfe zunächst für den, 
der am meisten in Not ist, verwirklichen hilft. (Beifall.) 

Unsere Verantwortung für Deutschland ist mitten in allen Gegensätzen 
und Nöten also die, daß wir in jedem Bereich politischen Handelns dafür 
sorgen, daß zunächst die in unserem Staate lebenden Menschen s o 
m e n s c h e n w ü r d i g , w i e e s ü b e r h a u p t m ö g l i c h ist, exi­
stieren können. Unsere Verantwortung schließt ein, daß wir mit diesem 
Handeln in unserem Staat den Konzentrationspunkt schaffen, auf den sich 
alle Deutschen ausrichten können und der ihnen die Gewißheit gibt, daß 
e i n e s T a g e s a l l e D e u t s c h e n in einem Staat ihr Leben wieder 
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frei und lobenswert cjestdltcm können. Wir siilltcn uns darüber klar sein, 
diiR dio Kr[ül1uii(| iler Aufcjiiben, die mit einer Wiedcrverciniciunii Deiitsch-
Ifinds und djiiihür liinaus der unauswoidilidicn Zurückyewinuunn der Cle-
bicle jenseits viin C}di<r und Neiße auf uns zul^ommen, so gewaltige, audi 
wirls(h<)ftlidic VifDrderunqon, an uns stellen, ddB jede Stärkung unseres 
Stiiates, besonders auf wirtsdiuftlidK^m und Ko/ialem Clcbiet, die beste 
Vorbereitung fi'ir <lfis Nciiwcrdcn CJcsamtdeiitsthlands ist, die wir über­
haupt treffen können. (Bcifcill.) 

Schlieniidi uiiKerc V e r a n t w o r t u n g für E u r o p a . Idi habe an 
dieser Stelle nicht liie Aufiiabe, von der Notwendigkeit Europas, von seiner 
ric>schiditliclien luid geistigen Einheit üu spredien. Das ist oft genug ge­
schehen. In (lic>hi<r I'rage haben wir anderen Völkern wohl etwas voraus, 
weil uns die ;<'ulg(>n eines bis zum letzten übersteigerten Nationalismus so 
(iriiuenhaft vor Äiicien gelührt sind, daß wir hi der überwiegenden Mehr­
heit der Cilieder unseres Volkes vor einer Fortsetzung des alten Weges 
qewarnt sind. Wir können aber nicht übersehen, daß das nicht überall der 
TciU ist, und dtiß es gegenüber unserer Bereitschaft, die curopaisdie Ge-
nirinsdiaft \(iran/.ntreibcn, drinnen Uiid draußen v i c l e T l c i H e m ­
m u n g e n gibt. 

Lassen Sie iniih auch hier von dem notwendigen Leben in Cicgcnsätzcn 
sprechen. Wir wissen aus dem Ringen um die dcnitschc Einheit vor einem 
.laUrhundert, th:\\ alle; Aufgeschlossenheit und Hcircitsdiaft bei vielen nicht 
hindert, claO die Sciimerzen und Nöte des Gelmrenwerdcns durchgestanden 
wc'rden müssen. Deutschland ist nicht an einem Tage und mit einem Schlag 
geworden, und Huropa wird es audi nicht. Rs wird n o c h m a n c h e s 
J a h r da ii e r n, bis das Klncjen zwischen den vorwärtstreibenden und 
den Tetardieieri(l"n Kräften aut den veisihiedensicn Gebieten ülierwnnden 
ist. AbcT wir sind gerufen, in diesen CicgenNat/iichkeiten nidit müde zu 
werden und vor eleu Hemmnissen nicht zu verzagen. Daß es Sinn hat, 
we<ic>rzugehrn, bat uns • wir dürfen das als ein uns besonders befriedi­
gendes Beispi(>l eiwälincii - die Arbeit gezeigt, die der Verfassungs-
•MiKsibuß der ad lioe-Versammlung unter der glänzenden Leitung unseres 
Freundes Dr. v o n 1) r c n t a n o geleistet hat. (Starker Beifall.) 

Ich halle eingiinf(s unterstellt, daß alle Zerreißungen des Nationalismus, 
hesimders seit i'/HM, es nidit vermocht haben, die Grundbestände einer 
europäischen f !t-nieinschaft /ii zerstören. Darauf bauen wir auf. Was wir 
wollen, ist, diese wesentlidi im K u l t u r e l l e n und Cieistigen liegendem 
Kestbestände wieder ins Bewußtsein der europäisrhcn Menschen zu rücken. 
Wir würden unserer !)eriifu:ic] untreu, wenn wir nidit das christliche Funda­
ment diesc-s Hurti])a als dĉ n wichtigsten und daucrhaftesten Baustein an-
sc'hen würden. Oiescts F u n d a m e n t i s t e i n g e m e i n e - h r i s t -
I i c h e s. Da/u gehört St. Peter in Rom genau so wie der Dom •/» tJpsnla, 
c<er Dom /ii C'hartres ebenso wie St. Marien in Liibedc und St. Michaelis in 
Hiimbiirci, die Westminstcr-Abtei oder die Schloßkirche zu Wittenberg. 
(Beifall.) 

Man hat kür/lich denVersudi gemacht -nirhl von unserer Seile .dieses 
E u r o p a a u f z u s p a l t e n in einaiigc>blidikailiolisch-konservatives und 
ein piotc!staniisch-sii/iali>ilisd)es. Man v/ird mit diesem Versuch der Schei-
dunif um eines parteipolitischen Zieles willen keinen Erfolg haben. 
(Starker Beifall.) 

Es ist unsere Aufgabe, mit den Menschen, die um diese letzte Ciemnin-
schaft wissen, enge? Fühlung zu halten. Daß die Repräsentanten der Par­
teien, die mit uns in der gleichen Verantwortung stehen wollen, unter uns 
sind, ist uns diiium eine besondere Genugtuung. (Beifall.) Aber wir sind 
nüchtern genucr /u erkennen, daß heute die geistige CJemeinschaft einer 
politisdieii Realisierung bedarf. Wir kennen die liemmungim gegenüber 
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unmittelbar politisdien Fakten, die geschehen sollten. Darum haben wir 
bewußt die Verantwortung für die wirtsdiafllidie Gemeinschaft auf den für 
die beteiligten Länder wichtigsten Gebieten von K o h l e u n d S t a h l 
übernommen. Wir wissen, daß es in einer solchen Gemeinschaft Probleme 
und Schwierigkeiten gibt — die sollen ja sogar bei politischen Gemein­
schaften mit viel älterer internationaler Numerierung vorkommen I (Sehr 
richtig I und Beifall im Hause.) Aber wir haben die Überzeugung, daß die 
integrierende Kraft einer solchen Gemeinschaft und die Wirkung wirt-
schaftliciier Tatsachen dazu helfen wird, u n v e r m e i d l i c h e S c h w i e ­
r i g k e i t e n zu überwinden. Außerdem haben wir das Zutrauen zur wirt­
schaftlichen Kraft und Dynamik unseres Volkes, daß es den ihm gebühren­
den Platz in einer solchen Gemeinschaft einnehmen wird. 

Unser Handeln in dieser Frage geht allerdings von der Überzeugung 
aus, daß man, wenn man verantwortlich entscheidet, n i c h t i m m e r n u r 
E u r o p a s a g e n kann, sondern daß man auch anfangen muß, es dort 
zu l e b e n , wo es möglich ist. (Beifall.) Man hat uns vorgeworfen, daß 
wir mit der Gründung der Anfänge dessen, was man polemiscii Klcineuropa 
zu nennen beliebt, die Verantwortung für das ganze Europa verletzten. 
Dazu ist ein sehr deutliches Wort zu sagen. Wir wissen sehr wohl, was 
alles zu Europa gehört. Wir wissen auch, welchen Völkern es heute durch 
brutalste Gewalt verwehrt ist, zu der europäischen Gemeinschaft sich nicht 
nur innerlich zu rechnen, sondern auch äußerlich zu bekennen. Wir haben 
sogar — ich wage es hier auszusprechen — nicht vergessen, daß man uns in 
der Schule gelehrt hat, daß die G r e n z e n E u r o p a s am Ural und in 
der Manytsch-Ebene liegen. Wir hegen die Hoffnug, daß es den in diesem 
Raum lebenden Völkern irgendwann geschenkt ist, aus eigener Entschei­
dung zu Lebensformen zurücjczukehren, die denen gleichen, die wir für 
freie europäische Völker für unerläßlich halten. (Beifall.) 

Wir meinen allerdings auch, daß jeder Gedanke daran, dieses Ziel durch 
einen K r i e g zu erreichen, eine v e r b r e c h e r i s c h e U t o p i e ist. 
(Beifall.) Angesichts dieser Lage sind wir n i c h t d e r A u f f a s s u n g , 
d a ß w i r d a s R e c h t h ä t t e n , n i c h t s zu tun . Das schlägt uns die 
Opposition ständig vor. (Heiterkeit.) Die w i r t s c h a f t l i c h e K r a f t 
und die B e v ö l k e r u n g s z a h l der Gebiete, die gern K l c i n e u r o p a 
genannt werden, ist selbst im Vergleich zu den Vereinigten Staaten und 
zur Sowjetunion so beachtlich, daß es geradezu leichtfertig wäre, nicht 
alles für die Verbesserung der wirtschaftlichen Kraft dieser Gebiete, die 
Hebung ihrer sozialen Verhältnisse und damit für die Steigerung ihres 
politischen Einflusses zu tun. Auch hier gebietet uns das Lehen, in der 
Spannung zwischen dem Erstrebten und dem Möglichen das zu tun, was 
gerade eb6n noch erreichbar ist. Das ist geschehen. Sie wissen, daß die 
Bundesregierung sich gegenüber allen weiteren Plänen zur Verstärkung 
dieser europäischen Gemeinschaft so aufgeschlossen wie möglich gezeigt 
hat. Wir sind in dieser Frage auf dem Wege und wollen diesen Weg erst 
dann beenden, wenn das Ziel eines, soweit es eben möglich ist, geeinten 
Europas erreicht ist. (Beifall.) 

Die Frage Europas kulminiert heute in der Frage der E u r o p ä i s c h e n 
V e r t e i d i g u n g s g e m e i n s c h a f t . Wir wollen ruhig aussprechen, daß 
wir uns in diesem Problem in einer ernsten inneren Spannung befinden. Es ist 
niemand unter uns, der nicht nach den Erfahrungen,- die uns zum 8. Mai 
1945 geführt haben, es begrüßt hätte, wenn wir längere Zeit von der Not­
wendigkeit, wieder militärische Verbände aufzustellen, vorschont geblie­
ben wären. Das heißt nicht, daß wir meinten, was man uns hat einredeh 
wollen, Soldaten als solche seien schlecht oder verbrecherisch, oder daß 
wir der Illusion anhingen, ein Staat dürfe keine Macht haben. Aber w i r 
w ä r e n g e r n n o c h w e s e n t l i c h m e h r m i t d e m i n n e r l i c h 
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f e r t i g g e w o r d e n , w a s u n s b c g e g n n t i s t . Wir hdtton go-
wQnsdit, daß alle Fragen, die mit dem, was Potsdam Entmilitarisierimg 
nannte, mit Kricgsgefanqpnen und sogenannten Kricgsverbrecfaern zu­
sammenhangen, erst ganz geklärt worden wären, ehe wir wieder vor der 
Notwendigkeit der Aufstellung militärisdier Verbände gestanden hStten. 
Aber, damit zitiere Idi unseren Freund Kiesingcr aus der ersten Wehr­
debatte: D i e W e l t g c s r h i c h t e m a c h t für u n s l e i d e r k e i n e 
P a u s e I 

So stehen wir heute in der mandimal unerträglidien Snanmmg, alles tun 
zu müssen, um den Frieden unseres Volkes und unseres Hrdteils zu wahren, 
und andererseits vor der Notwendigkeit, uns auf neue deutsche Divisionen 
vorzubereiten. Mandiem Menschen in unserem Volke fällt das nidit leldit. 
Td\ glaube aber, daB viele Deutsche, die zunädist meinten, man könne sich 
mit Negierunqen aus internationalen Verflechtungen heraushalten, in­
zwischen wesentlich nüchterner geworden sind. Unsere Verantwortung für 
uns und Furopa und nicht Irgendwelche .Remilitarisierunnswünsche' oder 
nar irnendeine Bereitschaft zum Krieg gebieten uns die Schritte, die wir 
cretan haben und die wir auch verantworten wollen. Wir haben dabei ein 
n u t e s G e w i s s e n . Niemand kann leucinen, daß wir und das freie 
Europa uns in einer Bedrohung befinden. Wer behaunten wollte, daß diese 
Bedrohuna durch ninlne freundliche Worte und Tatnn Moskaus erledigt 
sei, hHlt Trflumn für Wirklichkeit. Wir wünschten übriaons sehr, daß dieser 
angebliche Kurswechsel zunächst einmal im eigenen Volk sichtbar würde; 
davon spüren wir bis letzt leider gar nichts, und darum müssen wir mit 
der bestehenden Bedrohung rechnen. Niemand würde sich mehr freuen als 
wir. wenn in diesem unheilvollen kalten Krieg sich auch nur vorüber­
gehend eine Entspannung zeigen würde. 

Wir wollen durch unser und durch Europas Verhalten deutlich machen, 
daß wir nicht gewillt sind, der totalitären Gewalt des Ostens zum Opfer zu 
fallen. Wer so tut, als ob das den Willen zum Kriege in sich schlösse, will 
uns entweder nicht verstehen oder ist nicht fähig, politische Handlunaen 
richtin einzuordnen. (Beifall.) Nun hat man uns monatelang erzählt, daß 
der Abschluß der europäischen Verteldigunasgemcinschaft den Willen Ruß­
lands zur friedlichen Lösung vernichten würde. Nachdem der Bundestag 
den Vertraa anaenommen hat, berichten uns die gleichen Leute plötzlich. 
Rußland habe einen entscheidenden Kurswechsel vorgenommen. Es kann 
niso mit der Auswirkung der europäischen Verteidigungsgemeinschaft auf 
die russische Politik nicht ganz so schlimm sein, wie man uns dauernd hat 
erzählen wollen. (Sehr richtig! im Hause.) 

Unser Handeln dient, wir wiederholen das ständig, dem F r i e d e n und 
dor Schaffung der Voraussetzungen für V e r h a n d l u n g e n dhr Mächte, 
Hip. soweit es Deutschland anaeht. für uns nur das Ziel der Hcrstelhina der 
Einheit Deutschlands in Freiheit haben können. Daß wir darauf Wert 
legen, an diesen Verhandlungen beteiligt zu sein, und nicht nur. wie bis­
her. Objekt solcher Verhandlungen zu bleiben, ist selbstverständlich. Wir 
sind angesichts der Teilung Deutschlands in einer besonders prekären Lage. 
Wir übersehen keinen Augenblick, daß sich letzthin nanz Europa in der 
cilclchen Situation befindet und daß seine Tnteressen völlig mit den unseren 
übereinstimmen. Wenn es im gegenwärtigen Zustand der militärischen 
Entwicklung überhaupt eine Möglichkeit der Verteidigung Europas gibt, 
dann nur, wenn es gemeinsam handelt. Wenn wir, was wir hoffen, aber 
davor bewahrt bleiben, überhaupt uns mit militärischer Macht verteidigen 
7u müssen, und wenn die Zusammenfassung der machtmäOIgcn Möglich­
kelten Europas Rußland davon überzeugt, daß es nicht geraten ist, mit 
Gewalt zu arbeiten, dann tritt Jedenfalls der Erfolg ein, daß Jede Möglich­
keit, an einen Krieg innerhalb Europas auch mir noch zu denken, ausge­
schaltet Ist. (Beifall.) 
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Uns ist dfe EuropSlsdie Verteidlr[uncisgemc1nschaft das notwendige und 
(leelqncte M i t t e l , um die immer nodi nicht qanz ausgerotteten Befürch­
tungen, Ressentiments und Animositäten in Europa endgültig zum Aus­
sterben zu bringen. Wir haben mit Interesse davon Kenntnis genommen, 
daß uns als Grund für die Ablehnung der BVG von unserer Opposition 
gesagt wird, die Gleidibereditigung Deutschlands sei nicht gewahrt. Die 
Sozialisten Frankreidis erklären gelegentlich, sie könnten nicht zustimmen, 
weil die EVG die deutsche Hegemonie wieder auferstehen lasse. f?Teiter-
keit.) Wie sidi das innerhalb des Sozialismus zusammenreimt, soll uns 
gleichgültig sein. Uns macht es iedenfalls deutlich, daß offenbar in den 
Verhandlungen eine vernünftige Mittellinie gefunden ist. 

Tch habe von den Schwierigkeiten auf dem Wege nach Europa gespro­
chen. Da es um Fragen unserer innersten Verantwortung geht, müssnn wir 
sagen, daß wir J e d e s H e m m n i s und iedes Mißverständnis auf dinsem 
Wege zutiefst b e d a u e r n . Wir unterscheiden uns damit von anderen 
Menschen, die Jede Verzögerung und jeden Fehlschlag auf diesem Wege 
mit einem unverhohlenen Triumphgesang begleiten. Unsere Verantwortung 
gebietet uns, voranzugehen, weil es unseres Erachtens nicht um irgend­
welche machtmäßigen Positionen oder taktischen Vorteile neht, sondern um 
die Sicherung des Lebens, der Freiheit und der nolitischen Selb.stbestimmung 
Europas in einer gefährdeten und friedlosen Welt. Darum werden wir in 
unserem Bemühen, alles zu tun, um die unnatürlichen Qrenzen zwischen 
den europäischen Völkern so weit und so schnell wie möglich nieder­
zulegen, nicht nachlassen. (Beifall.) 

Unsere Verantwortung für Deutschland und Europa. Sie wissen vi\e irli, 
daß es unmöglich ist, alle sich dabei ergc<henden Probleme in einem Vor­
trag auch nur anzusprechen. Wenn wir auf die vergangenen acht Jahre der 
Arbelt unserer Partei zurückblicken, wenn wir dio vier Jahre unserer Ver­
antwortung in der Bundesrepublik übnrschauen, dann worden viele nositivn 
Eraebnisse von den Sorgen um das überdeckt, was zu erreichen uns noch 
nicht beschieden war. Es q\ht niemanden in Deutschland, der nachträglich 
aus einem verlorenen Krieg einen gewonnenen und aus einem totalen 
Zusammenbruch eine herrliche Epoche machen könnte. 

Wir werden oft genug von den Gegensätzen, in denen zu leben wir nr>-
nötigt sind, umgetrieben. Aber wir spüren ebenso oft die b e l e h o n d n 
K r a f t d e s A u f - d e m - W e g e - S e i n s , dps Noch-nicht-am-Ziel-Selns. 
Unser politischer Weg unterscheidet sich in nichts von dem Weg. der uns 
als Menschen überhaupt aufgetragen ist. Wir überschreiten das Erreichte, 
um das weiter Erreichbare in die Tat umzusetzen. Von Zeit zu Zeit diirfm 
wir un« aber die Muße gönnen, einmal nach rückwärts zu schauen. Viol­
leicht überfällt uns dann das S t a u n e n ü b e r d a s . w a s u n s n c -
s c h e n k t w o r d e n i s t , und über das, vor dem wir bewahrt gehliehen 
sind. Rndit ist es, wenn daraus nicht ein Triumphgefühl wächst, aber einĉ  
nroße D a n k b a r k e i t und ein Gefühl für das rechte M a ß , dag uns von 
der Sache her geboten ist. 

Wir halten in diesen Tagen solche Einkehr. Wir sagen uns und anderen, 
wie wir unsere Verantwortung verstanden haben und sie weiter verstehen 
wollen. Wir rufen alle, die noch müde beiseitestehen und die Verantwor­
tung mitzutragen bisher nicht bereit sind, in unsere Arbeit und Gemein­
schaft hinein. 

Wir sind eine politische Partei. Aber dennoch — oder wie wir meinen 
gerade darum — haben wir Deutschland nicht alte verstaubte Ideologien 
von gestern und vorgestern zu bieten. Mit ihnen könnten wir den Ideolo­
gien unserer Gegner nicht standhalten. Wir brauchen Kräfte, die, aus 
ewigen Quellen kommend, den Neubau unseres Volkes und Staates zu 
tragen Imstande sind. 
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Wir sind nicht nur den Jahren nach eine j u n g e P a r t e i . Jung ist un­
sere Bewegung, weil die Verantwortung, die aus dem Gldubcn wächst, 
eine immer erneuerte und junge ist. (Beifall.) 

Zu Beginn hdbe ich Joseph v o n E i c h e n d o r f f zitiert. Lassen Sie 
mich auch mit ihm schließen. In dem gleichen Gedicht aus deutscher Not­
zeit im Jahre 1809 folgen noch zwei Verse. Sie mögen uns auf unserem 
weiteren Wege geleiten: 

Denn wie die Erze vom Hammer, so wird das lockre Geschlecht 
Ciohaun sein von Not und Jammer zu festem Eisen rcdit. 
Da wird Aurora tagen hoch über den Wald hinauf. 
Da gibt's was zu singen und schlagen, da wacht, ihr Getreuen, aufl 

(Starker, langanhaltender Beifall.) 
Nach dem Vorspic l̂ zu «Euryanthc* von C. M. von Wober schließt Präsi­

dent Scharnbprg nach einigen geschäftlichen Mitteilungen die Erüffnungs-
Kundgcbung um 14 Uhr. 

Am Ahc!nd fimd eine Sitzung di<s B u n d e s p a r t c i a u s s c h u s s e s 
statt, dic> sich mit dorn Verlauf des Parteitages und den hiermit im Zu­
sammenhang stehenden Fragen befaßte. 

Der B u n d o s k a n z l e r Dr. A d e n a u e r war mit einer Verspätung 
von fünf Stunden im Hamburger Flughafen F u h l s b U t t c l von spiner 
Reis« durch die; Vereinigten Staaten von Amerika eingetroffen, herzlich 
begrüßt von den Mitgliedern des Hauptvorstandes, seinen Mitarbeitern und 
Vertretern des Hamburger Senates. 

Eine große M ( > n s c h n n m e n g c hatte geduldig die lange Zeit auf den 
Zufahrtsstraßen gi>wartet und brachte dem Bundeskanzler als dem erfolg­
reichen und überall in den Vereinigten Staaten gefeierten Vertreter des 
deutschen Volkes b e g e i s t e r t e O v a t i o n e n dar, die sich in den näch­
sten Tagen überall wiederholten, wo Dr. Adenauer zu sehen war. 

Am Abend noch gab der Parteivorsitzende einen E m p f a n g für gciladenc 
CSäste des Parteitages. 
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Dritter Tag: Montag, 20. April 1953 

1. Plenarsitzung 

Präsident Sdiarnberg 
eröffnete um 9 Uhr die Plenarsitzung und teilte mit, daß der Kanzler im 
Laufe des Vormittags in die Sitzung kommen werde. 
Wir kommen zum Punkt 1 der Tagesordnung: 

„WaM des Redaktlonsaussdiusses und der Wahlprttfungskommlsslon.'' 
Der Vorstand schlägt Ihnen als Mitglieder für die W a h l p r ü f u n g s ­

k o m m i s s i o n folgende Herren vor: Dr. Gurk (Leiter), Dr. Fay und von 
Hassel. Ich kann feststellen, daß der Mandatsprüfungsaussdiuß in dieser 
Form gewählt worden ist. 

Für den R e d a k t i o n s a u s c h u ß schlagen Ihnen Partei vorstand und 
Parteiausschuß folgende Damen und Herren vor: Als Vorsitzenden Kiesingcr, 
dann Albers, Bauknecht, Etzcl (Vertreter: Staatssekretär Dr. Strauß), Dr. 
GradI, Karsch, Dr. Kathcr, Dr. Krone, Lünendonk, Majonica, Melzer, Prof. Dr. 
Stier, Dr. Tillmanns, Frau Dr. Weber, Dr. Wuermeling. 

Darf ich fragen, ob die Damen und Herren hiergegen Einwendungen er­
heben? Das ist nicht der Fall. Dann kann ich feststellen, daß auch dieser 
Ausschuß gebildet worden ist. 

Ich bitte nunmehr, das Wort zu ergreifen zu dem 

Arbeitabericlit des Bundesparteivorstandes 

Dr. Tillmanns (M.d.B.) 
In der Beurteilung der politischen Parteien durch die Öffentlichkeit spielt 

die Vorstellung eine erhebliche Rolle, diese Parteien seien zentralgesteuerte 
Apparate, die aus sich selbst heraus existierten und ohne lebendige Fundic-
rung im Volke ihre politische Arbeit trieben. Es mag sein, daß das' für diese 
oder jene andere Partei zutrifft, jedenfalls stimmt das nicht für die Christlich 
Demokratische Union. 

Schon die Geschichte der E n t s t e h u n g u n s e r e r P a r t e i nach 1945 
zeigt, daß sie aus den verschiedensten Anfängen, aus spontanen Zusammen­
schlüssen von Angehörigen der verschiedenen früheren Parteien, die in den 
einzelnen Gebieten ohne Fühlung tmtereinandcr zustande kamen, sich von 
selbst gebildet hat. Bei uns jedenfalls stand die l e b e n d i g e , p o l i ­
t i s c h e u n d g e i s t i g e B e w e g u n g v o r d e r O r g a n i s a t i o n ; 
diese hat sich sehr allmählich entwickelt. Wenn wir uns einen Vorwurf zu 
machen haben, dann ist es nicht ein Übermaß an Organisation, sondern eher 
ein Zuwenig. Der Z u s a m m e n s c h l u ß unserer Bewegung auf gesamt­
deutscher Basis ist überhaupt erst — daran muß man immer wieder 
erinnern — vor zweieinhalb Jahren auf dem Parteitag in G o s 1 a r zustande-
gekonunen. 

Das erste Jahr nach der Zusammenfassung der Landesverbände einschließ­
lich des Verbandes Oder-Neiße und der Exil-CDU zur Bimdespartci war ver­
ständlicherweise ausgefüllt mit der Koordinierung bisher getrennt arbeiten­
der Stellen in Köln und Frankfurt zur Bundesgeschäftsstelle in Bonn. Es ist 
insbesondere das Verdienst von Dr. H o l z a p f e l , daß auf diese Weise 
eine erste organisatorische Grundlage für die Arbeit der Bundespartei ge­
schaffen wurde. 
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Auf dem Purlcitag in K a r l s r u h e wurde ein weiterer Sduitt getan, 
nämlicb die Bestellung eines dreiköpfigen g e s c h ä f t s f ü h r e n d e u 
V o r s t a n d e s , der die besondere Verantwortung für die Aktivierung 
unserer politisdicn Arbeit übernommen hat. Nach ziemlidi langandauernden 
Verhandlungen, diu nicht immer ganz Icidit waren, ist es gelungen, im 
April 1952 Herrn Dr. B r u n o H e c k als Hauptgeschäftsführer der tiundes-
gesdidftsstelle zu gewinnen. Seitdem haben wir audi neue Mitarbeiter ge­
winnen können und einen q u a l i f i z i e r t e n A r b e i t s s t a b geschaffen, 
der seit einigen Monaten in einem eigenen Haus in Bonn eine angemessene 
Arbeitsstätte gefunden hat. Heute besteht die B u n d c s g e s c h ä f t s -
s t e l l e auBer einem Sekretariat aus einer Verwaltungs-, Re(£ts- und Haus-
hdltsabteilung, aus den Abteilungen Wlrtsdiafts- und Sozialpolitik, Presse, 
Rundfunk, Organisation und aus den in cmur Sondorabtcilung zusammen­
gefaßten Referaten Außenpolitik, Kultur, Hcimatvertriebenc, Frauen und 
Jugend. 

Bei diesem Neuaufbau des politischen Arbeitsstabes wurde das V e r ­
l a g s - u n d V o r t r i e b s w e s e n in selbständiger Form ausgegliedert 
und der besonderen Betreuung durch den Bundesschatzmeistcr unterstellt. 

Der Bundesvorstand legt größten Wert darauf, daß die L a n d e s v e r ­
b ä n d e , deren eigenständige Aufgaben und sclbstverantwortliche Arbeit 
eine Grundlage unseres Zusammensdilusses sind, zusammen mit der Bundes-
geschdftsstellc die gemeinsame Arbeit tragen. Wir wollen auch in unserer 
Partei gesunde Ciliederung von unten nadi oben und echte Partnersciiaft 
anstatt zentraler Organisaticm. Deshalb sind für uns die regelmäßigen Kon­
f e r e n z e n d e r L a n d e s g e s c h ä f t s f ü h r e r mit der Bundesgesciiäfts-
stelle eine wichtige Institution. Wir können feststellen, daß sich in dieser 
Landesgesdidftsführerkonferenz eine Körperschaft zusammengefunden bat, 
die In kameradsdiaftlicfaer Arbeit fruchtbar zusammenwirkt. 

Selbstverständlidi mußten daneben t e c h n i s c h e H i l f s m i t t e l ent­
wickelt werden, die unerläßliche Voraussetzung für strafte und ordentliche 
Arbeit sind, wie z. fi. Formular- und Bcltragswesen, zentrale Karteien für 
die versdiicdensten Zwecke, einheitliche Regelung des Mitgliedwesens und 
dergleichen mehr. Ich erwähne diese an sich selbstverständlichen Ulnge des­
halb, weil sie meines Eracfalens nicht nur in der Vergangenheit, sondern 
hier und da auch heute noch in unseren Verbanden nicht überall wichtig 
genug gesehen werden. 

Der geschäftsführende Vorstand hat es als eine weitere vordringliche 
Autgabe angesehen, die L a n d e s v e r b ä n d e bei dem personellen Aut­
bau ihrer Organisationen, vor allem In den Kreisen, zu u n t e r s t ü t z e n 
und qualifizierte Menschen für hauptamtliche Arbeit zu gewinnen. Die Vor­
bildung und Auswahl wurde in mehreren A r b e i t s g e m e i n s c h a f t e n 
von je achttägiger Dauer vorgenommen. Auf diese Weise konnten weit über 
hundert hauptamtliche Mitarbeiter neu gewonnen und in ihre Arbeit eingewie­
sen werden. Es war uns auch möglich, in bescheidenem Rahmen die tech­
nischen Voraussetzungen für größere Bewegungsfreiheit dieser Mitarbeiter 
zu schaffen. Damit ist wenigstens eine s o l i d e o r g a n i s a t o r i s c h e 
B a s i s in ihren Anlangen verwirklicht, wenn auch noch keineswegs in 
allen Landesverbänden gleichmäßig durchgeführt. Wir werden uns insbeson­
dere darum bemühen müssen, e h r e n a m t l i c h e M i t a r b e i t e r aller 
Art, vor allem junge Menschen, noch stärker für die Arbeit der kommenden 
Monate zu gewlimen. 

Ich glaubte, diese etwas nüchternen Dinge in meinem Bericht nicht ver­
schweigen zu sollen, vor allem auch deshalb, um denjenigen, die diese 
mühsame Kleinarbeit geleistet haben, in erster Linie unserem Bundes-
geschäftsführer, Herrn Dr. Heck, und seinen Mitarbeitern, hier den D a n k 
des Voi stan les auszusprechen, besonders aber auch unserem B u n d e s -
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S c h a t z m e i s t e r , an dessen Initiative diese Aufbauarbeit sehr hohe 
Anforderungen gestellt hat. (Beifall.) 

Hand in Hand mit diesem organisatorischen Aufbau ist die aictive Tätig­
keit der Bundesgesdiäftsstelle leräftig entwickelt worden durch Herausgabe 
politisdien S c h r i f t t u m s aller Art. Über fast alle grundsälzlidien und 
aktuellen Fragen ist laufend Rednermaterial, teils in Gestalt von Vortrags­
entwürfen, teils in Form von Sachinformationen, herausgegeben worden. 
In dieser Reihe sind im letzten Jahr 58 Veröffentlidiungen erschienen, dazu 
weiter geeignetes Material, das von nahestehenden Verbänden erarbeitet 
worden ist. 

Weiter haben wir für unsere R e d n e r eine umfassende sprachtecbniscfae 
Schulung durchgeführt, an der in 23 versdiiedenen K u r s e n — darunter 
einer für eine CDU-Landtagsfraktion — fast 400 Mitarbeiter teilgenommen 
haben. Diese Kurse haben ein außerordentlidi gutes Edio gefunden; sie 
sollen weitergeführt und durdi Aufbaukurse ergänzt werden. Wir sind jetzt 
bemüht, für Versammlungen in Stadt und Land t e c h n i s c h e H i l f s ­
m i t t e l in Form von Lautspredieranlagen, Tonbändern und Filmen zur 
Verfügung zu stellen und damit wirksame Formen der öffentlichen Unter-
riditung durdizusetzen. 

Neu herausgegeben worden sind täglidi ersdieinende P r e s s e i n f o r ­
m a t i o n e n zur Unterrichtimg der Fraktionsvorstände, Landesvorstände, 
dazu weitere Mitteilungen über bedeutsame Stellungnahmen im In- und 
Ausland zu den widitigsten Tagesereignissen. Daneben sind die allgemei­
nen P u b l i k a t i o n e n unserer Partei, die .Union in Deutschland' und 
der .Deutsdiland-Union-Dienst' verstärkt weitergeführt worden. Ergänzend 
kommen hinzu die in Zusammenarbeit mit den Sozialausschüssen neu her­
ausgebrachten Betriebsrätebriefe. 

Die laufenden P u b l i k a t i o n e n d e r L a n d e s v e r b ä n d e , die teils 
als Wodienblätter, teils als Monatsblätter ersdielnen, werden durch einen 
erheblich ausgebauten P r e s s e d i e n s t der Bundesgeschäftsstelle mit 
Material versorgt. Bei allen Landesverbänden bestehen heute P r e s s e ­
s t e l l e n bzw. Pressereferate. 

Über unsere stark erweiterte Propaganda in der Öffentlichkeit brauche idi 
nicht viel zu sagen. Ihnen sind die ausgezeidineten F l u g b l ä t t e r , um 
die sich vor allem unsor Freund Dr. W u e r m e l i n g bemüht hat, be­
kannt, Sie alle wissen, welche große Hilfe sie uns gewesen sind; vor allen 
Dingen auch deshalb, weil wir sie niciit nur in Wahlzeiten, sondern regel-
mäflig herausgebracht haben. 

Ich glaube, es ist uns gelungen, in unseren Veröffentlidiungen, Flug­
blättern und Broschüren, die in einer Zahl von vielen Millionen heraus­
gegangen sind, einen S t i l zu entwickeln, der unserer Partei geziemt. Wir 
halten uns fern von propagandistischer Verführung und bemühen uns, 
d u r c h T a t s a c h e n zu u n t e r r i c h t e n , Einsidit und Überzeugung 
zu wecken. Lassen Sie midi nur eine Bitte ansdiließen, nämlidi die, daß 
wir uns noch mehr darum bemühen, in den Städten und audi in den klein­
sten Orten dieses unser aufklärendes Material wirklidi in die Häuser und 
in die Familien zu bringen. 

Die l e i t e n d e n P a r t e i g r e m i e n — Bundesvorstand und Bundes-
partelausschuß — konnten im vergangenen Jahr häufiger als früher tagen. 
Audi das hat die Intensität unserer Arbeit erheblidi gestärkt. An den 
V o r s t a n d s s i t z u n g e n haben regelmäßig die Landesvorsitzenden und 
die zu uns gehörenden Ministerpräsidenten der Länder teilgenommen, so 
daß der Vorstand für den engsten Kreis der in führender Verantwortung 
Stehenden eine Stätte fruchtbarer gemeinsamer politischer Arbeit gewor­
den ist. 
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Ni'brn innrrpartoilidiGn Fragen haben Vorstand und Parteiausscfaufi wich­
tig« Aiigc<logi'nhi!it(!n der B u n d e s p o l i t i k -/um Gegenstand ihrer Arbeit 
gemacht. Sie hiiben durch ihre E n t s c h l i e f l u n g e n die Haltung unserer 
Partei festgelegt und damit der Bundcstagsfriiktion Richtlinien gegeben. 
Es verdient hetvorgehobc>n zu werden, daB hierbei Bundesvorstand uiid 
-ausschuB einerseits und Vorstand der Bundestagsfraktion andererseits eng 
zusdmniengearbiütet haben, Ich glaube, daB die letzten Sitzungen des 
BundesparteiausHcfausses, in denen über Grundfragen der Politik - - z. B. 
über die Vertrage • - in offener Auseinandersetzung eine Klärung der Mei­
nungen erreicht worden ist, erheblich zur inneren Festigung unserer Partei 
und auch zur Stärkung ihrer Position in Öffentlichkeit und Parlament bei­
getragen haben. 

Eine sehr erfreuliche Entwicklung können wir in der Arbeit der J u n g e n 
U n i o n feststellen, deren Bundessekretariat in Bonn mit der Bundes-
geschättsstelle gut xusammenarbeitet. Die Junge Union ist mehr und mehr 
ein fester Bestandteil der Partei geworden. Die jährlichen Tagungen ihres 
Deulschland-Rdles haben wichtige Impulse für die Arbeit der Gesamtpartei 
erbradit, vor allem aber leistet die Junge Union in der Erziehung des politi­
schen Nachwuchses eine wichtige und, wie man wohl sagen darf, erfolg­
reiche Arbeil. Wir beobachten in allen Landesverbänden und auch in den 
Ausschüssen, daU in wachsender Zahl junge Menschen wichtige Aufgaben 
übernehmen. Die von der Jungen Union herausgegebenen .Werkheftc* 
leisten für die Cjcwinnung der politisch noch abseits stehenden jungen 
Menschen wertvolle Dienste. Die politische Arbeit der akademischen Jugend 
liegt in den II/mden des R i n g e s C h r i s t l i c h - D e m o k r a t i 8 c : h e r 
S t u d e n t e n . Wir wcirden uns bemühen, diesen neuen. Zweig kräftig zu 
entwickeln und dazu zu verhelfen, daB gelegentlich auftauchende Schwierig­
keiten, die eher auf zu schnelles als auf zu langsames Wachstum zurück­
zuführen sind, überwunden werden. 

CSeädmtpartei und Junge Union stehen in engster Verbindung mit b e ­
f r e u n d e t e n P a r t e i e n der europäischen Länder. In dem Exekutivbüro 
der N o u v e l l e s E q u i p e s I n t e r n a t i o n a l e s (NEI) haben sich be­
sonders Dr. S t r i r k r o d t und G r a f S p r e t i dieser Aufgabe angenom-
mcrn. An dem neuerdings halbmonatlich erscheinenden Informationsdienst 
der NEI arbeiten wir mit. 

Die Junge Union steht in fruchtbarer Zusammenarbeit mit der I n t e r ­
n a t i o n a l e n U n i o n j u n g e r c h r i s t l i c h e r D e m o k r a t e n . Gar 
nicht aufzuzählen sind die vielem Besuche bei Tagungen, Kongresscm und 
dergleichen, die zwischen befreundeten ausländischen Parteien und uns im 
letzten Jahre durchgeführt worden sind und für die Entwicklung echter 
europäischer Zusanunenarbeit große Dienste geleistet haben. 

Das Schwergewicht der vorbereitenden politischen Arbeit hat bei den 
F a c h a u s s c h ü s s e n gelegen. Diese Fachausschüsse haben ihre Arbeit 
seit 1950 — wenn auch in verschiedenem Tempo - - kräftig und vielfältig 
aufgebaut. Was hier in der Stille der Beratungszimmer von Freunden aus 
allc>n Landtfsvcrbänden geleistet worden ist, kann in diesem kurzen Kc'ferat 
kaum gebührend gewürdigt werden. In unseren Fachausschüssen, ihrem 
Unterausschüssen und Arbeitskreisen, die ich nicht alle aufzählen kann, 
haben sich Männer und Frauen mit groBer Erfahrung und reichen Fachkennt­
nissen in (len Dienst unserer gemeinsamen Sache gestellt und vor allem 
für die V o r b e r e i t u n g d i e s e s P a r t e i t a g e s und für seine Haupt­
aufgabe, nämlich die Verabschiedung des P r o g r a m m s dor Christlich 
Demokratischem Union für den zweiten Deutschen Bundestag, hervorragende 
Arbeit geleistet. Ich bin sicher, dafi unsere Beratungen heute und in den 
nächsten Tagen ein eindrucksvolles Bild dieser Arbeit geben werden, und 
kann daher auf eine gründliche Berichterstattung über diese Arbeit der 
Ausschüsse hier verzichten. 
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Besonders erwähnen will idi nur die K o m m u n a l p o l i t i s c h e V e r ­
e i n i g u n g , deren Sdiwergewicfat naturgemäß bei den Kommunalpoliti-
sdien Vereinigungen der Landesverbände liegt, in ihrer Zusammenarbeit 
mit den kommunalen Spitzenverbänden und ihrer kommunalpolitisdien Bil­
dungsarbeit. Die Kommunalpolitische Vereinigung bzw. ihr neugebildeter 
BundesaussdiuB ist gleichzeitig die Hauptabteilung der Bundesgeschäfts­
stelle für alle Fragen der Kommunalpolitik. 

Mein Beridit wäre unvollständig, wenn ich nidit d r e i g r o B e T a g u n ­
g e n der vergangenen Monate erwähnte, die gewissermaBen Meilensteine 
In der Geschidite der Christlich Demokratischen Union darstellen; ich meine 
unseren B e r l i n e r P a r t e i t a g im vergangenen Oktober, auf dem 
unsere Stellung zu den großen Sdiicksalsfragen Deutschlands und Europas 
in einer Einmütigkeit und Stärke in Erscheinung getreten ist wie wohl kaum 
bei einer anderen deutschen Partei. Berlin hat vor allem gezeigt, daB wohl 
nirgends in Deutschland die Politik der Bundesregierung für ein freies 
Deutschland in einem geeinten Europa einen so starken Widerhall findet 
wie in Berlin und bei den Mensdien In der sowjetischen Besatzungszone. 
Das Edio des Berliner Parteitages war in der gesamten Öffentlichkeit, in 
der in- und ausländischen Presse außerordentlich stark. Wenn guter Wille 
im polilisdien Leben ein bestimmender Faktor ist, dann sollte das Gerede 
von der unklaren Haltung der Christlidi Demokratischen Union in der Frage 
der Wiedervereinigung unseres Landes endgültig verstummen und zu Ende 
sein! (Beifall.) 

Ein zweites bedeutsames Ereignis war die B u n d e s t a g u n g d e r 
c h r i s t l i c h - d e m o k r a t i s c h e n A r b e i t n e h m e r s c h a f t Ende 
Februar dieses Jahres in Köln. Diese Tagung hat auch denen, die das gerne 
übersehen möditen, deutlidi gezeigt, daß es in Deutschland, und zwar ge­
rade in den Zentren unserer Großindustrie, eine starke diristlicfa-demo-
kratische Arbeitnehmerschaft gibt, die sidi uns eng verbunden weiß und die 
aus geistigen Grundkräften, die tragfähiger und dauerhafter sind als der 
Materialismus vergangener Zeit, an einer sozialen Neuordnung mitarbeiten 
will, in der soziale Gerechtigkeit verwirklicht und audi der Arbeitnehmer 
Vollbürger des sozialen Rechtsstaates wird. 

Wir haben unseren Freunden in den S o z i a l a u s s c h ü s s e n , an ihrer 
Spitze J a k o b K a i s e r , J o h a n n e s A l b e r s und K a r l A r n o l d , 
zu danken für die große Arbeit, die • sie aus der Tradition der früheren 
Christlichen Gewerkschaften seit 1945 im Aufbau der Sozialaussdiüsse ge­
leistet haben, der zu dem großen und schönen Erfolg von Köln geführt hat. 
(Beifall.) Die Entschließungen der Kölner Tagung, die Sie in Ihren Druck­
sachen finden, stellen für diese Arbeit unseres Parteitages eine widitige 
und wertvolle Grundlage dar. 

Das dritte Ereignis, das ich erwähnen möchte, ist der diesjährige P a r t e i ­
t a g d e r E x i l - C D U gewesen, der Ende März in Bonn stattgefunden hat. 
Um Mißverständnisse zu vermeiden: die Exil-CDU will keine besondere 
Organisation innerhalb der Landesverbände der Bundesrepublik sein. Sie ist 
lediglich die einzige legale Fortsetzung der in den Jahren 1945 bis 1947 
in der Sowjetzone aufgebauten Christlich Demokratischen Union. Die Exil-
CDU ist die Wahrerin des unverfälschten Willens der früheren Mitglieder 
und Wähler der Christlich Demokratischen Union in der Sowjetzone. Dieser 
Wille wird repräsentiert von Mäimem und Frauen, die zuletzt im Jahre 1947 
ein wirkliches Mandat ihrer Kreise und Ortsgruppen erhalten haben, und 
durch den von ihnen bestellten Vorstand. 

Diese Menschen, die in der Zwischenzeit fast alle aus ihrer Heimat ver­
trieben wurden, nehmen heute In der Exil-CDU s t e l l v e r t r e t e n d für 
die, die in der Sowjetzone schwelgen müssen, p o l i t i s c h e V e r a n t ­
w o r t u n g wahr. Und' wenn sie auf ihrem Bonner Parteitag die Politik 
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der Bundesregierung, die die Wiedervereinigung Deutsdilands und das Ein* 
fügen des gesamten Deutsdilands in ein geeintes Europa zum Ziele hat, 
bejaht haben, so haben sie das im Namen der Männer und Frauen der 
sowjetisdien Besatzungszone getan. (Beifall.) 

In den letzten Monaten sind mit dem verstärkten F l f l c h t l l n g s s t r o m 
aus der Sowjetzonc auch bewährte Mitarbeiter der editen CDU in die 
Bundesrepublik gekommen. Es gibt unter ihnen viele, die aus ihren beson­
deren Erfahrungen wertvollste politische Arbeit hier bei uns tun können. 
Alle Landesverbände sollten es sich angelegen sein lassen, diese Kräfte 
für ihre Arbeit zu gewinnen. (Starker Beifall.) 

Gestatten Sie mir nodi einige absdbliefiende B e m e r k u n g e n g r u n d ­
s ä t z l i c h e r Art. Idi kann diese Bemerkungen nadi der gestern von 
Herrn Dr. Ehlers gehaltenen großen Rede sehr kurz fassen; aber idi glaube, 
sie gehören an diese Stelle. Wir erleben immer wieder, dafi das Wort 
KChristlidi* in unserem Parteinamen mifiverstanden, ja, noch häufiger be­
wußt falsdi gedeutet wird. Mit diesem Wort ist nidit« anderes gesagt, 
als daß für uns keine menschliche Doktrin und erst recht keine vom 
Rationalismus des 19. Jahrhunderts entwickelte Theorie verpfliiiitend ist, 
sondern daß für uns als allein verblndlidi besteht die Verantwortung, die 
wir als Christen für die öffentlichen Dinge tragen. Wir beansprudhen für 
uns k e i n c h r i s t l i c h e s M o n o p o l in der Politik, noch weniger geht 
es uns etwa nur um die Wahrung kirchlicher Machtpositionen; es geht 
uns um eine n e u e , t i e f b e g r ü n d e t e S i c h t vom M e n s c h e n 
und vom menschlichen Zusammenleben, eine Sidit, die tragfähiger ist als 
irgendwelche theoretisch entwickelten Systeme oder gar eine vom Madit-
streben oder von Interessengesiditspunkten diktierte Politik. 

In der Auseinandersetzung mit den totalitären Mächten der Diktatur 
werden wir freiheitliche Lebensformen, die den Menschen vor äußerem 
und innerem Zwang bewahren, nur entwickeln und behalten können, wenn 
es gelingt, diese F r e i h e i t neu zu b e g r ü n d e n , nämlich in ewigen 
Wahrheiten, die uns in} Christentum gegeben sind. 

Nun Ist dieses Bewußtsein gemeinsamer christlicher Verantwortung Im 
Politischen für den e v a n g e l i s c h e n T e i l unseres Volkes nicht ebenso 
selbstverständlich wie für die Katholiken. Diese haben in den vergangenen 
Jahrzehnten feste Traditionen gemeinsamer politischer Arbeit entwickelt. 
Für die Evangelischen gibt es zwar hierfür audi wertvolle Ansätze in der 
Vergangenheit, etwa den .Christlichen Volksdienst*, aber für weitere 
Sdiiditen ist die Erkenntnis unserer politischen Verpflichtung neu zu be­
gründen. Die e v a n g e l i s c h e n A r b e i t s k r e i s e , die sich in allen 
Landesverbänden der Christlich Demokratischen Union gebildet haben, 
haben diese besondere Aufgabe übernommen. Im März vorigen Jahres 
haben diese Arbeitskreise in S i e g e n ihre erste Gesamttagung abgehalten 
und sich dabei zu der politischen Zusammenarbeit der cliristlichen Kon­
fessionen in der Christlich Demokratischen Union bekannt. Der in Siegen 
gebildete ständige Ausschuß des evangelischen Arbeitskreises unter 
dem Vorsitz von Dr. Eh lers versteht sich nicht als Sondergebilde inner­
halb der Partei, sondern als Träger der besonderen Aufgabe, die evangeli­
schen Volkskreise in der gemeinsamen politischen Arbeit der Christlich 
Demokratisdien Union fest zu verankern. Er tut dies auch durch die Her­
ausgabe eines regelmäßig erscheinenden N a c h r i c h t e n b l a t t e s . Diese 
Arbeit Ist um so notwendiger, als die anderen Parteien nicht aufhören und 
— ohne etwas voraussagen zu wollen, kann man wohl hinzufügen — nicht 
aufhören werden, insbesondere bei dem kommenden Wahlkampf, offen oder 
versteckt immer wieder mit der Behauptung von der katholischen Partei 
gegen uns zu arbeiten. 

Es ist klar, warum sie das tun. Nur wenn es ihnen gelingt, die evan­
gelische Bevölkerung von der Christlich Demokratisdien Union zu entfernen, 
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haben sie Aussichten, ihre Position zu verstärken, d. h. a u s r e i n p a r t e i ­
p o l i t i s c h e n M o t i v e n v e r s u c h t m a n a l s o , k o n f e s s i o ­
n e l l e G e g e n s ä t z e w i e d e r a n z u f a c h e n . Wir sagen offen, dafi 
wir das für ein Vergehen am deutsdien Volke halten! (Starker Beifall.) 
Gegensätze sind in unserem Volke wahrlidi genug da. Anstatt neue, über­
flüssige hinzuzufügen, sollte man sidi bemühen, die Spannungen auszu­
gleichen und zu überwinden. Die evangelischen Arbeitskreise sehen Ihre 
Hauptaufgabe darin, allen klarzumachen, daB die große politische Ge-
meinsdiaft der Christlich Demokratischen Union zusammensteht und dafi 
es endgültig aussichtslos Ist, dagegen mit konfessionellen Spaltungsver-
sudien vorzugehen. (Lebhafter Beifall.) 

Einstweilen werden wir nodi damit rechnen müssen, daß diejenigen, die 
in ihrem politischen Denken von vergangenen Vorstellungen nicht los­
kommen, gegen die Christlich Demokratische Union in der Hoffnung an­
gehen, diese e i n z i g e n e u e p o l i t i s c h e K r a f t — wie sie Kiesinger 
genannt hat — doch noch auseinander zu bringen. Man meint, diese Union 
sei in der Sondersituation von 1945 aus einer Art innerem Erschrecken zu­
stande gekommen, und nun würden allmählich alte Unterschiede wieder 
aufbrechen. Diese Gestrigen kommen von dem Gedanken nicht los, daß 
unsere Partei in das- überkommene Schema von rechts und links, fort­
schrittlich und konservativ, nicht passe, und merken gar nicht, dafi dieses 
Schema selbst überholt ist. 

Nach der Katastrophe, die über uns gekommen ist, stehen wir unaus­
weichlich vor den A u f g a b e n e i n e r e c h t e n N e u o r d n u n g , also 
einer fortschrittlichen Lösung, und es gibt — so hat Jakob Kaiser einmal 
gesagt — keinen wirklichen Fortschritt, wenn nicht auch gesunde konser­
vative Elemente vorhanden sind. Diese Gestrigen gebrauchen ebenso 
gedankenlos wieder Begriffe wie national und international und wissen 
nicht, daß das Zeitalter nationalstaatlicher Absonderungen in Europa vorbei 
ist und daß .national* und .europäisch" schlechthin identische Begriffe 
geworden sind. 

Aber das Volk spürt immer mehr, daß wir, die wir uns zur Bewältigung 
dieser ganz neuen Aufgaben zusammengefunden haben, a u f d e m r i c h ­
t i g e n W e g e sind. Besonders die J u g e n d findet immer mehr bei uns 
ihre politische Heimat. Deshalb ist auch in den letzten Jahren das genaue 
Gegenteil von dem eingetroffen, was die .Weisen' prophezeit haben. Nicht 
die Christlich Demokratische Union ist auseinandergefallen, sondern andere 
Parteien haben sich mit Richtungskämpfen und Auseinandersetzungen ihrer 
Flügel zu beschäftigen, während wir in G e s c h l o s s e n h e i t unseres 
politischen Willens zusammenstehen. 

Natürlich gibt es auch bei uns politische Diskussionen und Meinungs­
verschiedenheiten.-Das wird hoffentlich immer so bleiben, well wir eine 
Partei aller Volksschichten sind. Aber wir müssen und werden gemeinsame 
Lösungen finden, well wir auf einer gemeinsamen festen Grundlage stehen. 
(Beifall.) 

Die W a h l e n des letzten Jahres sowohl in Baden-Württemberg als auch 
die Kommunalwahlen und insbesondere die letzten Nachwahlen zum Land­
tag Nordrhein-Westfalen haben klar gezeigt, wie fest diese unsere Ge­
meinsamkeit begründet ist. Die wiederholte Behauptung, dafi eine Mehrheit 
des Volkes gegen unsere Politik stehe, ist einfach nicht richtig. Wir haben 
für unsere grofie Sache weithin V e r t r a u e n g e w o n n e n . Das ver­
danken wir nicht zuletzt der großen s t a a t s m ä n n i s c h e n L e i s t u n g 
u n s e r e s E r s t e n V o r s i t z e n d e n , dessen sichere und klare poli­
tische Führung immer mehr Zustimmung findet und der sich im In- und 
Ausland Ansehen für sich selbst und neues Vertrauen für unser Volk er­
worben hat. (Starker Beifall.) 
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Mit ihm stpllcn wir uns in den kommenden Wahlen dem Votum des 
deutschen Volkes. Wir tun dies in dem Bewußtsein, daB der gute Dienst, 
den wir in harter Arbeit für unser Volk geleistet haben, seine Früdite 
tragen wird. (Erneuter starker Beifall.) 

Präsident SdianiberE 
dankte Dr. Tillmanns für seinen Bericht über die Arbeit des Bundespurtei-
vorstandes und erteilte das Wort zu einem 

Arüteitsbeiriicht der JBuradestaßsfiraktiun 

Dr. von Brentano (M. d. B.): 

Es sind knapp vier Jahre vergangen, seitdpm die eiste Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland im Deutschen Bundestag ihr Progi-amm ver­
kündet hat. Die Legislaturperiode steht vor ihrem Ablauf, und die Christlich 
Demokratische Union wird hier in Hamburg auf ihrem letzten Parteitag vor 
den Neuwahlen das Programm ausarbeiten müssen, das dem deutschen 
Volk Klarheit über die Auffassungen und die Ziele geben wird, diu die 
CDU in einer neuen Regierung zu verwirklichen beabsichtigt. 

Das kann wohl nicht geschehen, ohne daß wir uns mit den E r g e b ­
n i s s e n d e r p o l i t i s c h e n A r b e i t , die in den vergangenen Jahren 
geleistet worden ist, auseinandersetzen, und ohne daB wir dem Parteitag 
der CDU die Voraussetzungen geben, über diese Arbeit zu diskutieren. 
Eines muB ich gleich einleitend vorausschicken: es ist unmöglich, im Rah­
men eines zusammenfassenden Berichtes auf die Arbeiten der letzten Jahre 
erschöpfend einzugchen. 

Wir müssen uns immer wieder daran erinnern und wir sollten auch jeden 
Menschen im deutschen Volke immer wieder darauf ansprechen, daß wir 
im Jahre 1949 vor der ungeheuer schweren Aufgabe standen, die z e r ­
s c h l a g e n e s t a a t l i c h e , w i r t s c h a f t l i c h e u n d s o z i a l e 
O r d n u n g wiederherzustellen und damit das I'undament für eine geistige 
und sittliche Erneuerung unseres deutschen Volkes zu legen. Die echte 
existentielle Not, in der damals Millionen von deutschen Menschen standen, 
die Sorge um den Augenblick und die Angst vor der Zukunft haben bis in 
die Jüngste Zeit hinein die Bereitschaft vieler Menschen in Deutschland 
gelähmt, am Neuaufbau mitzuarbeiten und mit gläubigem Vertrauen in die 
Zukunft zu sdiducn. Das Bewußtsein, daß jeder einzelne Deutsche, gleidi-
gültig wo er stand und lebte, zur tätigen Mitarbeit und zur bewußten 
Mitverantwortung aufgerufen war, mußte erst neu angesprochen und ent-
widcelt werden; denn die neue demokratische Ordnung war ja in der 
politisdien Vorstellungswcll Qes deutschen Volkes noch nicht verankert, 
und die Institutionen und Organe dieser neuen Ordnung mußten zunächst 
um ihre Anerkennung kämpfen; sie mußten das V e r t r a u e n w i e d e r 
zu g e w i n n e n versucheji, das in der vergangenen Zeit so schmählich 
verspielt worden war, ohne das aber eine lebendige politische Gemein­
schaft sich nicht bilden und ihren Aufgaben nicht gerecht werden kann. 

Ebenso wie das deutsche Volk erst in diese n e u e V e r a n t w o r ­
t u n g , in dic<se neue Aufgabe und in diese neue Verpflichtung hinein­
wachsen mußte, so mußte auch die F r a k t i o n der Christlich Demokrati­
schen Union und der Christlich Sozialen Union, die nach dem 14. August 
1949 erstmals zusammentrat, zu einer Gemeinschaft /.usammcnwachsen. 
Unsere Fraktion war niemals der verlängerte Arm einer straff organisier­
ten und nach totalitären Grundsätzen aufgebauten Partei. Wie keine an­
dere stellt unsere Fraktion einen Q u e r s c h n i t t durch die soziologische, 
wirtschaftliche und politische Struktur unseres Volkes dar; aber sie xcich-
ncte sich von dcsr ersten Stunde an dadurch aus, daß alle ihre Mitglieder 
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sich klar und bewußt zu einei Ordnung bekannten, die nur auf den Er­
kenntnissen eines lebendigen und gelebten C h r i s t e n t u m s aufgebaut 
werden konnte. 
Diese gemeinsame Überzeugung war es, die in verhältnismäßig kurzer 
Zeit aus 151 Abgeordneten eine wirklich arbeitsfähige und gesdilossene 
Fraktion zu bilden in der Lage war. Dieses Bekenntnis ist es und wird es 
auch immer bleiben, das uns von politisdien Parteien und Gruppen rings 
um uns herum untersdieidet, ohne uns notwendigerweise in der Zusammen­
arbeit mit diesen Gruppen trennen zu müssen. Seitdem im Jahre 1945 erst­
mals Frauen und Männer in Deutschland zusammenkamen, um die Christ­
lich Demokratisdie Union zu gründen, hat sidi an dieser Haltung nidits 
geändert; im Gegenteil, ich niödite sagen, daß die E r k e n n t n i s von der 
Notwendigkeit dieser großen politischen Bewegung in unserem deutschen 
Volk seitdem nur g e w a c h s e n ist. Ein Blick auf die Entwiddung der 
letzten Jahre im Bund und in den Ländern scheint mir das zu bestätigen. 

Es ist nicht meine Aufgabe, in diesem Redicuscfaaftsbericht midi in grund­
sätzlichen Erörterungen mit anderen Parteien auseinanderzusetzen; es 
genügt, weim ich feststelle, daß die CDU/CSU, der man bereits Im Jahre 
1945 ihren baldigen Erschöpfungstod vorausgesagt hat, in den zurüdüiegcn-
den Jahren an innerer Stärke und Geschlossenheit ständig gewonnen hat. 
Auch der größte Tor und der schärfste politische Gegner werden heute — 
wenn auch vielleicht recht ungern — erkannt haben, daß die CDU/CSU 
als die s t ä r k s t e t r a g e n d e p o l i t i s c h e Gruppe aus der Auf­
bauarbeit der vergangenen Jahre ebensowenig wegzudenken ist, wie aus 
der Arbeit der kommenden Jahre, die noch vor uns liegen. (Beifall.) 

Viellei.cht konnte diese Entwicklting, in der die beiden großen christ­
lichen Konfessionen, in der die Berufsstände, in der Menschen aus Nord 
und Süd, aus West und Ost zu einer echten politischen Gemeinschaft zu­
sammengewachsen sind, nirgends besser beobachtet werden als In der 
Bundestagsfraktion und in der schweren Arbeit und Verantwortung, die 
auf der Fraktion gelastet haben. Darum erfüllt es micih mit ganz beson­
derer Befriedigung, wenn ich hier als Vorsitzender der Fraktion, aber auch 
als Sprecher jedes einzelnen Mitgliedes der F r a k t i o n sagen kann, daß 
wir in der Arbeit und in der Verantwortung zu e i n e r G e m e i n s c h a f t 
z u s a m m e n g e w a c h s e n sind, die weder des organisatorischen Zwan­
ges noch des totalitären Druckes bedurfte, in die der einzelne sich vielmehr 
aus freiem Willen und aus editer und tiefer Überzeugung eingeordnet hat. 
(Beifall.) 

Das scheint mix auch der überzeugendste Beweis dafür zu sein, daß unsere 
Fraktion aus den bevorstehenden Wahlen nicht nur ungeschwächt, sondern 
stärker und mit neuem Mut und neuem Vertrauen in die gemeinsame 
Arbeit hervorgehen wird. (Beifall.) 

Ich sagte, daß wir weder den Zwang der Organisation noch den Druck 
irgendeiner Führungsclique keimen. N i e m a l s wäre es in unserer Frak­
tion auch nur möglich gewesen, sie vor die Frage des F r a k t i o n s ­
z w a n g e s zu stellen. Wenn der einzelne, der aus ehrlicher Über­
zeugung sich der Meinung der Mehrheit — und mochte die Mehrheit 
noch so groß sein — nicht anzuschließen vermochte, so koimte er seine 
Entscheidung frei fällen und frei vertreten. 

Vor kurzem las ich, daß der Deutsche Bundestag bisher 93 n a m e n t ­
l i c h e A b s t i m m u n g e n durchgeführt hat. Es gibt eine Partei, die 
Sozialdemokratische, die für ihre Fraktion in Anspruch nehmen kann, daß 
bei allen 93 namentlichen Abstimmungen ihre sämtlichen Mitglieder ein­
heitlich nach dem Willen des Vorstandes gestimmt haben. Weim man eine 
solche Notiz liest, dann kann man nur mit tiefer Sorge an die Zukunft 
unserer Demokratie denken. (Lebhafter Beifall.) 
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Die Vernunft und die Klugheit unseres deutschen Volkes werden uns, 
davon bin ich allerdings überzeugt, davor bewahren, daß wir Jemals in 
einer solchen Einheitsdemokratie leben müssen. Der Tag, an dem eine so 
uniforme Partei die politische Verantwortung übernehmen würde, in der 
die i n d i v i d u e l l e F r e i h e i t d e r E n t s c h e i d u n g , die der ver­
antwortungsbewußte Mensch für sich beanspruchen muB, nicht mehr mög­
lich ist, wäre ~- ich glaube, daß dieser Vergleich gebraucht werden kann — 
in seinen Folgen zu vergleichen mit dem Tag der Machtergreifung; denn 
die junge deutsche Demokratie würde an diesem Tage zu Grabe getragen. 
(Lebhafter Beifall.) 

Ich habe eingangs an die R e g i e r u n g s e r k l ä r u n g erinnert, die 
unser Bundeskanzler Dr. Adenauer am 20. September 1949 vor dem Bundes­
tag abgegeben hat, und an die Aussprache, die sich an diese Reglerungs­
erklärung angeschlossen hat. lA habe in diesen Tagen diese Diskussion 
nachgelesen, und ich möchte Sie alle, meine Damen und Herren, darum 
bitten, die Mühe nicht zu scheuen und diesem Beispiel einmal zu folgen. 
W e i t m e h r als das, was der Bundeskanzler damals sehr behutsam und 
im Bewußtsein seiner Verantwortung vorgetragen hat, konnte in den 
letzten Jahren v e r w i r k l i c h t werden. 

Die sozialdemokratische O p p o s i t i o n , die schon dieser ersten Regie­
rungserklärung mit einer vom schärfsten Mißtrauen diktierten Ablehnung 
begegnete — einer Haltung, die damals vielleicht aus der Enttäuschung 
Ober das unerwartete Wahlergebnis noch psychologisch zu erklären war —, 
sollte diese Aussprache auch nachlesen und dann nach Ablauf von vier 
Jahren bekennen: wir haben uns damals g e i r r t , wie haben sinnlos oppo­
niert, well wir enttäuscht waren. Mehr als das, was wir als Opposition 
verlangt haben, ist in Erfüllung gegangen. 

Die logische Konsequenz aus einer solchen Erkenntnis wäre die, den 
aussichtslosen Kampf um die Macht aufzugeben, das d e s t r u k t i v e 
N e i n , d a s m a n Im d e u t s c h e n V o l k n i c h t m e h r h ö r e n 
w i l l , durch den Willen zur konstruktiven Mitarbeit zu ersetzen und 
über die staatspolitischen Aufgaben einer Opposition nachzudenken, die 
sich an ihrem Mandat und am deutschen Volk versündigt (Beifall), wenn 
sie sich nicht bewußt wird, daß auch sie zur M i t v e r a n t w o r t u n g 
a u f g e r u f e n ist und diese Mitverantwortung bewußt tragen muß. Mit 
dem Rüdsen gegen die Wand zu kämpfen, ist bekanntlich gefährlich, weil 
die freie Bewegung behindert ist. M i t d e m K o p f g e g e n d i e W a n d 
zu protestieren, ist ein Ausdruck einer wenig überzeugenden Starrköpfig­
keit und steht Menschen schlecht an, die sich der Verantwortung für das 
Ganze bewußt sein wollen. 

Ich habe schon eingangs darauf hingewiesen, daß es unmöglich ist, im 
Rahmen eines kurzen ReÄenschaftsberichtes auf die ganze Arbeit der ver­
gangenen Jahre einzugehen. 

In den vergangenen Jahren hat der Deutsche Bundestag ü b e r 4 0 0 
G e s e t z e v e r a b s c h i e d e t , etwa 170 Gesetzentwürfe befinden sich 
noch in den Ausschüssen. Ich glaube, daß ich mich daher darauf beschrän­
ken darf, einige Arbeitsgebiete wegen ihrer besonderen und grundsätz­
lichen Bedeutung zu erwähnen. 

Gesetsgebende Arbeit 
Diese u n g e w ö h n l i c h g r o ß e G e s e t z g e b u n g s a r b e i t war 

zunächst schon um deswegen nötig, weil die Staats- und Rechtseinheit un­
seres Vaterlandes zerschlagen war. Sie ist es auch bis zur Stunde noch. 
Wenn ich von dieser Einheit spreche, dann wird jeder, der diese Worte 
hört, an die 18 Millionen Menschen denken, die in der s o w j e t i s c h 
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b e s e t z t e n Z o n e in der äußersten Unfreiheit und unter dem Druck 
eines Terrors leben, der gerade in den vergangenen Wodien und (Monaten 
Formen angenommen hat, die Tausende und Abertausende von Menschen 
zwingen, unter Zurüdclassung von Hab und Gut, unter Aufgabe der Exi­
stenz, unter Zurüddassung der Angehörigen und Freunde die Grenze zu 
überschreiten, um sich im Gebiete der Bundesrepublllc unter den schwersten 
Verhältnissen eine neue Zukunft zu zimmern. Ich halte es — und 'idi 
unterstreiche das, was unser Freund Tillmanns eben sagte — für un­
würdig, in eine Diskussion darüber einzutreten, wem diese Schicksalsfrage 
unseres deutschen Volkes mehr am Herzen Hegt. Es gibt keinen an­
ständigen Menschen, der nicht mit allen Fasern seines Herzens den 
Tag herbeiwünscht, an dem diese 18 Millionen Menschen wieder in Frei<-
heit mit uns vereint werden. (Starker Beifall.) Weder die Bundesregie­
rung noch die Bundestagsfraktion hat jemals und bei irgendeiner Ent­
scheidung dieses Ziel aus dem Auge verloren. N i e m a l s u n d zu 
k e i n e r S t u n d e h a b e n w i r v e r g e s s e n , d a ß w i r a u c h n a c h 
d e m G r u n d g e s e t z a u f g e r u f e n s i n d , d a s d e u t s c h e V a t e r ­
l a n d i n F r e i h e i t z u v e r e i n i g e n und bis zu diesem Tage stellver­
tretend auch für die zu arbeiten und zu handeln, denen die Mitwirkung an 
der Gestaltung der gemeinsamen Zukunft heute noch versagt ist. 

Wenn es überhaupt möglich war, die D i s k u s s i o n in der öffentlichen 
Meinung der Welt über die Frage der Wiedervereinigung nicht nur w a c h ­
z u h a l t e n , sondern neu zu beleben, dann ist das ausschließlich ein Er­
gebnis der zielbewußten deutschen Politik gewesen. Das gilt ebenso für die 
erste russische Note, die nach jahrelangem Schwelgen vor IVa Jahren die 
Welt überraschte, wie auch von den Erklärungen, die wir-in jüngster Zeit 
hören. Das gilt aber erst recht von der Tatsache, daß In den V e r t r ä g e n , 
die die deutsche Bundesregierung abgeschlossen hat, die gesamte freie Welt 
mit uns gemeinsam die Verpflichtung übernommen hat, diese Wiederver­
einigung eines freien Deutschlands herbeizuführen. 

Es war nicht das starre und uneinsichtige Nein der deutschen Opposition, 
das uns diese Freunde in der schwersten nationalen Not verschafft hat, 
sondern es war die von der starken Mehrheit des Deutschen Bundestages und 
von der einmütigen Zustimmung der Fraktion der CDU/CSU getragene 
Politik der Bundesregierung, die uns das V e r t r a u e n u n d d i e 
F r e u n d s c h a f t in E u r o p a und in allen Ländern der freien Welt 
wieder geschaffen hat. (Beifall.) 

Es ist inzwischen gelungen, auf nahezu allen Gebieten des öffentlichen 
Lebens diese R e c h t s e i n h e i t w i e d e r h e r z u s t e l l e n , und zwar 
in der Bundesrepublik und in der Stadt B e r l i n , die unserer Meinung nach 
ein untrennbarer Bestandteil des freien Deutschlands ist, ungeachtet aller 
politischen Schwierigkeiten und Bedenken, die einer völligen Einbeziehung 
in die Bundesrepublik bisher entgegenstehen. 

Das D r i t t e D b e r l e l t u n g s g e s e t z vom 20. 12. 1952, das nach 
schweren Auseinandersetzungen mit den Hohen Kommissaren erlassen 
wurde, hat eine Vereinbarung zwischen dem Senat der freien Stadt Berlin 
und der Bundesrepublik sanktioniert, durch das die völlige Rechtsanglei­
chung durchgeführt wurde. Jedes Gesetz des Bundes gilt seitdem auch in 
Berlin, und praktisch ist die Stadt Berlin ein Land der Bundesrepublik. 
Dieser Stadt hat auch In den vergangenen Jahren immer die besondere 
Sorge der Bundesregierung und des Bundestages gegolten. Berlin hat gelit­
ten wie kein anderer Teil unseres deutschen Vaterlandes, wenn ich die 
Gebiete ausnehme, die noch nicht wieder zu uns gehören. 

Tm Krieg und in den Tagen des Zusammenbruchs wurde diese Stadt 
verstümmelt wie keine andere. Sie wurde dann zu einer Insel In dem Strom 
der roten Flut, der sich über große Teile Deutschlands ergoß. In dieser 
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Situation mußte Berlin dann nodi neun Monate eine unmenscfalirfae 
Blockade über sich ergehen lassen. In dem Kampfe um die Bewahrung der 
Freiheit und in di>m Kampfe um das Recht gegen den Terror hat die 
t a p f e r e B e r l i n e r B e v ö l k e r u n g eine Haltung gezeigt, die bereits 
in die Cj(>schichti> eingegangen ist. Damit hat si« um so mehr Anspruch er­
worben, in ihrem Lebenskampf von der Bundesrepublik gestützt zu werden. 
.Jährlich flien>>n etwd eine Milliarde DM nach Berlin, um den Haushalt 
auszugleichen und um der Arbeitslosigkeit •— eine Folge der Zerstörung 
und der Isolierung Berlins - - zu steuern. 

Um alle Maßnahmen, die im Interesse der Sliidt Berlin getroffen werden 
müssen, aiifelndiider abzustimmen, hat die Bundesrepublik unseren Prak-
tionsfreund Dr. Hurc>r ius , der Ihnen in Hciml)urg ]a kein ITnbekiiunter 
ist, zum Bundi>s1)eauftragtun für die Förderung der Berliner Wirtschaft be­
stimmt. Ich kann ihm auch hier die rückhaltlose Unterstützung der Fraktion 
und, wie ich glaube, der Cüesamtpartci versichern und ihm sagen, daß wir 
wissen, was wir der Stadt Berlin schuldig sind bis zu dem Augenblick, wo 
in Berlin, als der Hauptstadt der Deutschen Bundesrepublik, winder alle 
Kraftstrümc Deutschlands zusammenfließen werden. (Starker Beifall.) 

Wenn ich mUh nun einigen Bereichen des öffentlichen Lebens zuwende, 
dann möchte ich bescmdcrs betonen, daß die Reihenfolge nichts über die 
Priorität der Aufgabenstellung aussagt. Es g i b t k e i n e D r i n g l l c h -
k e l t s l i s t c in d e r p o l i t i s c h e n A u f <] abe-n s t e 1 l u n g, wenn 
man nicht zu den verbohrten Theoretikern gehört. Die Frage, welche Auf-
aabe zunächst ungefaßt und gelöst werden muß, stellt sich aus der Lage des 
Augenblicks, und wer nicht die Elastizität aufbringt, sich der Lag« anzu­
passen, diu van (mzMhligcn von außen drängenden und imscrer Bestimmung 
c-ntzog înen Faktoren abhängig ist, wird in der I'raxis versagen, auch wenn 
er viülUücfat eine gute Doktorarbeit schreiben kann. 

Welter möchte Ich noch besonders hervorhel)pn, daß es unmöglirii ist, 
auf die unübersehbare Thematik einzugehen, die uns in den letztem Jahren 
lieschäftigt hat, und daß mein zusammenfassendes Referat, das ja lediglich 
eine Ausspruch" einleiten soll, keineswegs Anspruch auf Vollständigkeit 
erheben will. Ich habe mir in den letzten Tagen und Wochen von" den 
Kollegen meiner Fraktion über die A r b e l t in d e n A u s s c h ü s s e n 
Berichte geben lassen. Wenn ich dieses Material Ihnen hier zusammenfas­
send vortragen wollte, dann würde ein solcher Bericht, auch wenn er in der 
knappsten Form erstattet würde, viele Stunden beanspruchen. 

WirtsrhcßHaufban nnci SoBialordnan^ 
lirlauben Sie mir, einige Worte über die W i r t s c h a f t s p o l i t i k zu 

sagen. Die Reg:(<rungserklärung hatte bereits eindeutig bekräftigt, ciriß wir 
entschlossen waren, an der s o z i a l e n M a r k t w i r t s c h a f t festzuhalten. 
Die Entwicklung hat uns eindeutig Recht gegeben. Der (ledanke, den 
Wiederaufbau der Wirtschaft nach einem umfassenden Plan zu lenken, hat 
sidierlich-etwds Verführerisches an sichi aber die Erfahrung der Vergangen­
heit hat ims gelehrt, daß ein solches WirtBchaftssvstc>m die Initiative den 
Leistungswillen und die Verantwortlichkeit ausschaltet, weil es an die Stelle 
der freien Entscheidung des einzelnen den Befcihl des allmächtigen Staates 
und den Zwang zum Ciehorsam setzt. Audi im rein wirtschaftlichen Bereich 
müssc>n wir die g e i s t i g e n u n d s i t t l i c h e n An t r i e b r, k r ;i f t c 
fördern, die nur in der Atmosphäre der Freiheit gedeihen. Dabei hat eine 
soziale Marktwirtschaft — und das kann nicht oft genug wiederholt wer­
den - - nichts mit Willkür und noch weniger mit Anarchie zu tun. Man 
sollte doch nicht sagen, daß das eine das andern bedinge oder ausschließe. 

Auch in unser(<m Verfassungsrecht, im G r u n d g e s e t z , bekennen wir 
uns 711 rlr>r F r e i h e i t als der obersten Form, die das Zusammenleben 
der Men'chen miteinander und ihre Einordnung - - nicht etwa ihre Unter-
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Ordnung — in den Staat hestimmcn seil. So bekennen wir uns auch zur Frei­
heit in der Wirlsdiaftsverfassung. Aber wie es die Aufgabe des Staates ist, 
Ordnungselcmente zu setzen, die den Mißbrauch der Freiheit verhindern 
und aufzeigen, daB es die Freiheit an sidi nidit gibt, da£ die Freiheit viel­
mehr des notwendigen Korrelats der Bindung bedarf, so mufi audi das 
gleiche in der Wirtschaft geschehen. 

Das grundlegende Ordnungsprinzip der Marktwirtschaft als Ausdruck der 
Freiheit ist der W e t t b e w e r b ; doch muß dieser Wettbewerb dort eine 
Grenze finden, wo die sozialen Bedürfnisse mit Rücksicht auf die wirt-
schafllicjien Gegebenheiten mit dem Frciheits- und dem Wettbewerbs-
Prinzip im Widerspruch stehen. Was ic^ meine, wird Ihnen klar sein, wenn 
ich hier etwa an den Wohnungsbau erinnere und an die besondere Lage 
der Landwirtschaft. Das sind beispielsweise Bereiche, in denen die konse­
quente Verwirklichung der Wettbewerbsgrundsätze nicht oder noch nicht 
möglich ist. In diesen Fällen und immer dann, wenn die Freiheit mißbraucht 
wird, kann und wird der Staat nicht darauf verzichten, im Rahmen einer 
echten Wirtschaftsverfassung ordnende und — wenn nötig — auch lenkende 
Funktionen auszuüben. 

Über die Entwicklung der deutschen Wirtschaft viel zu sagen, erscheint 
mir tatsächlich nicht mehr notwendig; aber ich möchte daran erinnern, 
daß der damalige Vorsitzende der Opposition, Herr Dr. S c h u m a c h e r , 
in der Aussprache über die Regierungserklärung die Wirtschaftspolitik an­
gegriffen und v e r l a n g t hat, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß 
das P r o d u k t i o n s v o l u m e n m i n d e s t e n s um e i n D r i t t e l 
g e s t e i g e r t werde; nur dann könne die Bundesrepublik ihre wirtschaft­
lichen, politischen und sozialen Aufgaben erfüllen. Nun, diese Steigerung 
des Produktionsvolumens gcgcnübpr 1948 belauft sich auf etwa 60 bis 
70<*/o. Wir haben also die k ü h n s t e n E r w a r t u n g e n u n d H o f f ­
n u n g e n d e r O p p o s i t i o n b e i w e i t e m ü b e r t r o f f e n . (Beifall.) 

Das N e t t o s o z i a l p r o d u k t ist von rund 63 Milliarden auf 100 Mil­
liarden gestiegen, und die S p a r e i n l a g e n haben sich mit einer Summe 
von wpit über 8 Milliarden DM mehr als vervierfacht. In den Ländern, 
in denen nicht die strukturellen Voraussetzungen für eine Arbeitslosigkeit 
vorliegen, die nur mit der Zeit beseitigt werden können, haben wir prak­
tisch die V o l l b e s c h ä f t i g u n g . Ich erinnere beispielsweise an das 
größte Land Nordrhein-Westfalcn, in dem die Arbeitslosigkeit sich im 
allgemeinen um 3Vo bewegt, während Schleswig-Holstein, das den gewal­
tigen Strom von Heimatvertriebenen aufnehmen mußte, ohne daß die Vor­
aussetzungen für einen Ausbau der Wirtschaft in gleichem Maße gegeben 
waren, noch etwa 15 % Arbeitslose besitzt. Daran aber, daß durch die 
Wirtschaftspolitik mehr als 2 M i l l i o n e n n e u e A r b e i t s p l ä t z e 
geschaffen worden sind — also mehr als 2 Millionen Menschen mit ihren 
Angehörigen in den Arbeitsprozeß eingegliedert wurden —, kann auch der 
uneinsichtigste Kritiker nicht vorübergehen. 

Wir wußten, daß wir insbesondere der Wirtschaftspolitik neue Impulse 
geben mußten, wenn wir die großen sozialpolitischen Aufgaben überhaupt 
erfüllen wollten. Das gleiche gilt auch, wenn auch mit anderen Vorzeidten, 
von der F i n a n z p o l i t i k . Die Aufgaben des Staates und der Gemein­
schaft haben gegenüber der früheren Zeit in einem unvorstellbaren Maßo 
zugenommen. In seinem letzten Bericht hat unser Freund, Bundesfinanz­
minister Fritz S c h ä f f e r , darauf hingewiesen, daß das Aufkommen aus 
Einkommen- und Lohnsteuer pro Kopf der Bevölkerung von 23 RM im 
Jahre 1913/14 auf rund 155 DM im Jahrs 1952/53 gestiegen ist, wobei die 
Veränderung der Kaufkraft bereits berücksichtigt ist. 

Parallel zu dieser Entwicklung haben sich die Leistungen der ö f f e n t -
l i c h e n H a n d f ü r echte soziale Aufgaben, verglichen mit dem Jahre 1913, 
mehr als versechsfacht. Allein seit 1949 sind die s o z i a l e n L e i s t u n g e n , 
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di(> der Bund nunmehr erfüllt, um 83'/o gestioc|cn; sie belaufen sich heute 
Im Jahresdurciisdinitt In Bund und Ländern auf annähernd 18 Milliarden DM. 

Sdion diese wenigen Zahlen, die idi Ihnen als Beispiele gebe, zeigen die 
ungeheure Verantwortung, die der Bundesregierung bei der Haushalts­
führung oblag. Der Bundpsfinanzminister Fritz Sdiäffer hat sidher eine 
schwere und undankbare Aufgabe. Aber wenn wir an die unvorstellbare 
Entwicklung dpr deutschen Wirtschaft in den letzten Jahren denken und 
uns erinnern, daB sic> mit dem Namen Ludwig E r h a r d untrennbar ver­
bunden ist fsehr starker Beifall), dann mfisson wir ebenso offen und klar 
bekennen, daß der Bundesfinanzminister seine schwere und unpopuläre 
Aufgabe mit demselben Verantwortungsgefühl und auch mit demselben 
Erfolg gelöst hat. (Starker Beifall.) 

Von vielen Einzelgesetzcn abgesehen, habrn wir eine groBe S t e u e r ­
r e f o r m durchgeführt und stehen in der Diskussion der zweiten. Jeder, 
der sich die Mühe macht, die Auswirkungen dieser MaBnahmon sachlich 
zu prüfen, kann mit Leichtigkeit feststellen, daß der Zweck dieser Reformen 
in beiden FSllen der war, Ungerechtigkeiten zu beseitigen, die Arbeits­
freudigkeit anzuspornen und jeweils gerade auf die kleinen Einkommen-
bozieher besondere Rücksicht zu nehmen. Das v e r l o g e n e S c h l a g ­
w o r t v o n d e r P o l i t i k , d i e d i e A r m e n n o c h ä r m e r u n d 
d i e R o i c h e n r e i c h e r m a c h e , k a n n m a n m i t A u s s i c h t 
a u f E r f o l g h ö c h s t e n s n o c h im K r e m l v e r k a u f e n . (Beifall.) 

Auch die schweren Fragen der deutschen L a n d w i r t s c h a f t haben 
uns in den letzten Jahren ständig beschäftigt. Die Sowjetzone ist aus­
gefallen; die Gebiete» östlich der OcJer-Neiße-Linie sind vorübergehend aus 
dem deutschen Staatsverband ausgegliedert. Mehr als SO*/« unserer Grund-
nahrungsmtttel müssen wir aus dem Ausland beziehen. Die Grundsätze 
der Marktwirtschaft auf die deutsche Landwirtschaft anzuwenden, verbietet 
sich, weil die Produktion viel schwereren Bedingungen unterworfen ist als 
die einer vergleichbaren Landwirtschaft in einem anderen Lande der Welt. 

Unsere Landwirtschaft leistungsfähig zu erhalten und ihre L e i s t u n g s ­
f ä h i g k e i t zu s t e i g e r n , ist aber eine echte volkswirtschaftliche 
Aufgabe; denn jede Erhöhung der Produktion verringert den Einfuhrbedarf. 
Die meisten M a r k t o r d n u n g s g c s e t z c - - ich erinnere an das Ge­
treidegesetz, das Milch- imd Fettgesetz, das Vieh- und Fleischgesetz, das 
Zuckergesetz — waren hier Ausdruck der marktlenkenden Funktion des 
Staates. S u b v e n t i o n e n mußten zur Verfügung gestellt werden, Sub­
ventionen für den Erzeuger — wie etwa für vcJKtbergehend eingeführte 
Frühdruschprämien — und Subventionen für den Verbraucher, wie sie bei­
spielsweise in der Errichtung der Vorratsstelion zum Ausdruck kommen, 
um eine nesunde Manipulatlcm der Preise zu ermöglichen, wenn konjunk­
turelle Schwankungen in den Importländern zu einer Erschütterung des 
Preisgefüges führen können. 

Auch das schwere Problem der L a n d a r b e i t e r fr a g e wurde wenig­
stens zu einem Teil durch die Jahreslohntarifvorträge gelöst. Wir wissen, 
daß ungeachtet aller staatlichen Maßnahmen, die bereits durchgeführt wor­
den sind, noch ein weites Feld offen ist. Wir müssen unserer Landwirtschaft 
helfen, um sie weitgehend von dem Mangel an Arbeitskräften unabhängig 
zu machen. Eine Technisierung und Modcimisiorung ist mit Aufgaben ver­
bunden, die wir Iĉ iston müssen. Wir müssen um so mehr die Voraus­
setzungen für eine gesunde Entwicklung schaffen, als es scmst niemals mög­
lich sein wird, etwa in einer Agrarunion mit anderen Ländern zusammen­
zugehen, die von unserem Herrgott und von der Natur besser bedacht 
worden sind als das deutsche Volk. 

Eine der besonders dringlichen Aufgaben des Bundestages war die Gesetz-
gebunci über den L a s t e n a u s n l e i c h . Es liegt mir daran, hier auch vor 
dem Bundesparteitag unserem Freund Johannes K u n z e für die Cint-
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sagungsvolle Arbeit zu danken, die er geleistet hat. (Beifall.'] Durch diese 
Arbeit und durdi die Mitarbeit vieler unserer Freunde ist das Gesetz, das 
o h n e V o r g a n g In d e r G e s c h i c h t e der Gesetzgebung der Völker 
ist, untrennbar mit dem Namen der Christlich Demokratisdien Union ver­
bunden. Niemand weiß es besser als wir in der Bundestagsfraktion, daß wir 
noch nidit in allen Einzelfragen eine vollkommene Lösung gefunden haben. 
Ich sage es auch offen, daß sowohl der Lastcnausgleidi wie auch das 
Problem des Bundesvertriebenengesetzes zu ernsten und schweren Aus­
einandersetzungen in der Fraktion geführt haben und fflhren mußten; denn 
nur, wenn wir gemeinsam in dieser Weise um eine Entscheidung ringen, 
können wir diese Entscheidung auch gemeinsam vertreten. 

Wenn ich vom Lastenausgleich und vom Bundesvertriebenengesetz rede, 
dann möchte ich ebenso aufrichtig auch der echten und konstruktiven Mit­
arbeit unseres Freundes K a t h e r gedenken (Beifall], der mit Leidenschaft 
für ein Anliegen gekämpft hat, das politisch und sittlich gerechtfertigt ist, 
der sich aber nie in der cndqültigen Entscheidung der Verantwortung ent­
zogen hat und niemals den Weg gegangen ist, den andere gehen, die die 
Tnteressenvertretung vor die große politische Aufgabe stellen. (Erneuter 
Beifall.) 

Wir wissen genau, daß wir mit diesen Gesetzen noch nicht die voll­
kommene Lösung gefunden haben, aber die kritischen Stimmen beginnen 
zu verstummen, und die Erkenntnis setzt sich durch, daß dieses Gesetz­
gebungswerk — nehmt alles nur in allem — wohl gelungen ist. 

In diesem Jahr stehen bereits mehr als 3 Milliarden DM aus dem Lasten­
ausgleich zur Verfügung. Davon entfallen allein auf die Hausratshilfe zu­
nächst 600 Millionen DM, während in den verflossenen 4 Jahren zusammen 
450 Millionen DM für diese Aufgabe verwendet werden konnten. Das 
gleiche gilt vom B u n d e s v e r t r ' i e b o n e n q c s e t z , das der völligen 
Eingliederung und Gleichstellung aller Deutschen, auch derer, die in den 
letzten Jahren Heim und Existenz verloren haben, dienen soll, von dem 
wir aber auch wissen, daß es noch nicht der Weisheit letzter Schluß ist, 
wohl aber ein gutes Beginnen, auf dem wir fortfahren wollen. (Beifall.] 

Das Gesetz über die Regelung der Ansprüche der A l t s p a r e r steht 
vor dem Abschluß. Es betrifft allein 20 Millionen Sparer bei den Sparkassen; 
dazu kommen noch die Sparer aus Lebens- und Rentenversicherungen, aus 
privaten Schuldverschreibungen und aus anderen Rechtsverhältnissen. Die 
Regelung der öffentlichen Anleihen ist einer besonderen Gesetzgebung 
vorbehalten. Der Bundesfinanzminister hat uns bereits gesagt, daß dieso 
Vorlage auf unsere Anregung hin in seinem Ministerium ausgearbeitet wird. 

Eine besondere Aufgabe ist uns noch gegenüber den S o w j e t z o n c n -
f l ü c h t l i n g e n gestellt. Hier wird die' Fraktion der CDU/CSU noch vor 
Abschluß der Legislaturperiode die nötigen Maßnahmen ergreifen müssen, 
um wenigstens auf dem Weg über den Härtefonds im Lastenausgleich die 
nötigen Mittel zur Verfügung zu stellen; denn wir sind politisch und sittlich 
verpflichtet, diesen Menschen zu helfen, und es ist nicht der Ausdruck 
einer falsdi verstandenen Humanität, wie ein Rundfunksprecher vor einigen 
Wochen zu sagen wagtel (Zustimmung und Beifall.] 

Zu den Wünschen, die mit besonderem Nachdruck von der Opposition 
in (3er Bundestagsdebatte über die Regierungserklärung vorgetragen wur­
den, gehörte die Frage des W o h n u n g s b a u e s , Unter dem Vorsitz 
unseres Freundes L ü c k e hat der Ausschuß das Wohnungsbaugesetz, das 
Wohnungsbauprämiengcsetz, das Gesetz über Bergarbeiterwohnungen, das 
Gesetz über Wohnungseigentum und das Gesetz über die Wohnraumbewirt-
sdiaftung bearbeitet. Jährlich werden rund 400 000 Wohnungen neu erstellt, 
in denen Jahr für Jahr etwa l'/i Millionen Menschen neu untergebracht 
werden. Diese Zahlen sprechen für sich selbst. Ich glaube, daß der blind­
wütigste Oppositionelle vor vier Jahren nicht daran gedacht hat, daß wir 
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nach vier Jahrc>n ninnn solcbcn Erfolgsbcridir wflrdon crstattcm können. 
Aber wir habnn auf dicsom Gebiet noch besondere Aufgaben. Idi erinnere 
an das Gesets! über die Schaffung von F a m i l i e n h e i m e n — auch eine 
Initiative unserer Fraktion. Der Gesetzentwurf, den wir eingebracht haben, 
stellt die Familie in den Mittelpunkt auch der Wohnbautätigkeit. Wir 
wollen nicht genormte HSuser, die dem Familienstand keine Rechnung 
tragen! Wir wollen auch die V o r h e r r s c h a f t d e r W o h n u n g s b a u -
u n ' t e r n e h m e n b r e c h e n ; denn sie sollen Mittel zum Zweck, aber 
nicht Selbstzwc'ck sein. (Starker Beifall.) Nach dem Gesetzentwurf soll mög­
lichst weiten Kreisen unseres deutschen Volkes über den Wohnungsbau 
lUich das persönliche E i g e n t u m an Grund unci Boden vermittelt werden. 
Dazu bedürfen wir auch des Baulandbeschaffungsgeset/es, das eine un­
gesunde Bodenspekulation verhindert. Es ist ein Gesetz, von dem ich auch 
hoffe, daß wir es möglidist bald verabschieden werden. In dem Ziel, 
fdmlliengerechte Wohnungen zu bauen und diese Wohnungen mit dem 
Grund und Boden in das Eigentum der schaffenden Menschen zu überführen, 
wissen wir uns auch einig mit den großen Soxialverbändcn und nicht zu­
letzt auch mit den Bestrebungen der beiden großen Konfessionen. 

Wir haben uns in der CDU schon im Parlamentarischen Rat — Ich darf 
hierbei an die Iiesonderc Mitarbeit unücres Freundes Bundesminister L e h r 
(>rinnrrn - - ohne Vorbehalt zu einî m echten B e r u f s b c a m t e n t u m 
bekannt, das fachlich gebildet, staalstreu, snuber und verantwortungs­
freudig sein muß. In dem vorläufigen B u n d c > h b e a m t e n g e s c > t z sehen 
wir einen Niederschlag der bewährten Rechtstradilion und der reichen 
Verwaltungsrrfdhning. Wir dürfen aber.darüber - • und iuich das bringt d-is 
Gesetz zum Ausdruck • - den Schutz dc>r demokii.tischen Ordnung nicht ver­
gessen. Die CDU hat entscheidend an dem Ausführungsgesetz zu A r ­
t i k e l 131 des Grundgesetzes mitgearbeitet. Auch hier waren tatsächliche 
und rechtliche Schwierigkeiten vorhanden, die eine vollkommene Lösung 
diif den ersten Anhieb unmöglich machten. 

Ich glaube aber, daß die erzielten Ergc^bnisse sogar vic'le weitgespanntem 
Erwartungen üliertroffen hüben und daß wir klar feststelli>n dürfen, für 
Hunderttausende von Menschen wieder die rechtsstaatliche Ordnung her-
nestellt zu haben.-Wir wissen, daß wir noch der Ergiinziuigsgesetze be­
dürfen. Ebenso wissen wir auch, daß das P c r s o n k l v e r t r e t u n g s -
cT e s e t z , das auch im Ausschuß cier Beratung unterliegt, so rasch wie mög-
lidi verabschiedet werden muß. 

Vor einiger Zeit habe ich die Kritik eines Unbelehrbaren gelesen, der 
behauptet hat, auf dem Gebiete der S o z i u l o r d n u n g u n d d e s 
A r b e i t s r e e h t s habe der Bundestag und die Bundesregierung nichts 
geleistet. Ein solcher Kritiker muß in den li^t/ten vier Jahren auf dem 
Mond gelebt habcm. Ich erinnere an das Gesetz über die Mindestarbeits-
bedlnqungen, nn das Gesetz über die IIeimarb(>it, an das Gesetz ülier die 
Re(]elung von Lohnzahlungen an den Feiertagen und an das Kündigungs­
schutzgesetz, um nur einzelne Gebiete des Arbeitsrechts herauszugreifen. 
In allen diesen Gesetzen haben wir fortschrittliche und soziale Gedanken 
verwirklicht. 

Ich erinnere an das Gesetz über die M i t b e s t i m m u n g der Arbeit­
nehmer In den Unternehmen des Bergbaues sowie der eisen- und stahl-
enceugenden Industrie. Allerdings verschweige irh hierbei nicht - - imd hier 
spreche ich für mich persönlich —, daß sich die Erwartungen, die wir an 
dieses Gesetz geknüpft haben, nicht in vollem Umfang erfüllt haben und 
daß insbesondere die Reaktion auf das Entgegenkommen, das wir bei der 
Schaffung dieses Gesetzes gerade auch den Vertretern des DGB gezeigt 
haben, nicht so gewesen ist, wie erwartet wurde. Das ist eine Kritik - • ura 
das eindeutig festzustellen und um möglichst jedes Mißverstilndnis auszu-
süidlten — an der legitimen Aufgabe des DGB, dessen Existenz und Not-
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wendigkeit wir nidit nur nicht bestreiten, sondern anerkennen, und mit 
dem wir in einer guten und freundsdiafllidi-vcrtrauensvollcn Atmosphäre 
zusammenarbeiten wollen; denn wir wissen, dafi hier die Organisation von 
Millionen von Menschen uns gegenübersteht, auf deren Mitarbeit wir nie­
mals zu verzichten wünschen. (Beifall.) 

Wir haben weiter das B e t r i e b s v e r f a s s u n g s g e s e t z in Ab­
lösung der bestehenden Ländergesetze und des Kontrollratsgesetzes 2i ver­
abschiedet. In diesem Gesetz haben wir den Grundsatz anerkannt, daB die 
Mitbestimmung des arbeitenden Menschen von den Kräften getragen und 
ausgeübt werden muß, die im B e t r i e b s e l b s t sich entfalten. So wie 
wir im politischen Loben den Menschen in den Mittelpunkt des Geschehens 
rücken wollen und keine Stellvertretung des Menschen durch ein Kollektiv 
anerkennen, gleichgültig ob dieses Kollektiv als Staat oder als Organisation 
in Erscheinung tritt, so haben wir auch versucht, diesen Grundsatz bei der 
Mitbestimmung zu verwirklichen. 

Die leidenschaftliche Kritik, die an diesem Gesetz geübt wurde, ver­
stummt allmählich. Ich glaube, daB sie gänzlich zum Schweigen kommen 
wird, wenn dieses Gesetz seinem Sinn und seiner Aufgabe entsprechend 
in dem Geiste verwirklicht wird, in dem es bei uns diskutiert und be­
schlossen worden ist. Mit Recht haben diejenigen, die besonders an diesem 
Gesetz mitgearbeitet haben — ich darf hier unsere Fraktionskollegen 
S ä b e l und Dr. S c h r ö d e r nennen —, bei der Verabschiedung darauf 
hingewiesen, daB die hemmungslose Kritik auf unsachlichen Erwägungen 
beruht und daß wir für uns in Anspruch nehmen können, das f o r t ­
s c h r i t t l i c h s t e G e s e t z auf d i e s e m G e b i e t erlassen zu haben, 
das überhaupt in einem freien demokratischen Land jemals in Geltung tritt. 
(Beifall.) 

Auf dem Gebiete der s o z i a l e n G e s e t z g e b u n g haben wir bereits 
im Wirtschaftsral mit dem Sozialversicberungsanpassungs-Gesetz begonnen. 
Ungeachtet der schweren Lasten, die Krieg und Nachkriegszeit hinterlassen 
haben, haben wir das Äußerste getan, um auch hier unseren sozialen Ver­
pflichtungen gerecht zu werden. Ich möchte nldit auf Einzelheiten eingehen, 
Ihnen aber eine Zahl nennen, die mir wesentlich zu sein scheint. Die 
D u r c h s c h n i t t s r e n t e aus der Reichsversicherungsgesetzgebung ist 
seit dem 1. 6. 1943 von 43,55 DM um 34,75 DM, d. h. um rund BQVt, 
a u f 7 8 , 3 0 DM e r h ö h t worden; wohlgemerkt, ich spreche von der 
Durchschnittsrentc. Berücksiditigt man die Hunderttausende von Fällen, In 
denen Kleinst- und Grundrenten gezahlt werden, dann wird diese Steige­
rung noch viel eindrucksvoller. Zu der Gesetzgebung auf diesem Gebiet 
gehört auch das K r i e g s o p f e r v e r s o r g u n g s g e s e t z . Mit diesem 
Gesetz haben wir die Erwartungen der beteiligten Verbände erfüllt. Auch 
für dieses Gesetz gilt, daß es kein Land gibt, das die Frage der Kriegs­
opfer — denen wir eine besondere Leistung schuldig sind — in der glei­
chen Weise beantwortet hat. 

Wenn ich über diese Gesetzgebungsarbeit kurz berichte, dann soll nie­
mand daraus den Schluß ziehen, daß wir glauben, nun am Ende zu sein. 
Wir wissen, daß n o c h v i e l e M e n s c h e n u n v e r s c h u l d e t in 
N o t sind. Wir wissen, daß wir ihnen helfen müsisen. Aber jeder, der auf 
die Hilfe wartet — und das muß ausgesprochen werden —, sollte sich immer 
wieder sagen, daß unsere Hilfe eine Grenze an der Leistungsfähigkeit des 
deutschen Volkes findet. Und niemand sollte vergessen, daß nicht wir die 
Schuld daran tragen, daß das blühende Deutsche Reich von einer Horde 
von Abenteurern und Verbrechern zugrunde gerichtet und an den Rand 
des Abgrundes geführt worden ist. 

Das sollten allerdings auch diejenigen nicht vergessen, die jetzt eine 
hemmungslose Agitation entfalten und die existentielle Not armer Menschen 
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anspredicn, indem sie Zukunflshoffnungen erwedcen, von denen sie wissen, 
dafl sie unerlüllbar sind. Zu den Methoden einer soldien, ebenso unaul-
ricfatigen wie gpfährlldicn Propaganda gehören audi Briefe, wie sie der 
sozialdemokratisdie Parteivorsitzendc bei dem Kentenbezug an die Renten­
empfänger verteilen ließ. (liörtl-Hörtl-Aufe.) 

Wenn idi von der Wirtsdiaft und Sozialordnung spreche, dann scheint mir 
ein Hinweis auf das jüngst verkUndete Gesetz über die H a n d w e r k s ­
o r d n u n g angebradit. Audi diese Gesetzgebung ist ein Ergebnis der 
Initiative unserer Fraktion. Wir wissen, dafl gerade die Kreise der mittel-
ständisdien Wirtsdiaft des gesetzlidien Sdiutzus und der Förderung be­
dürfen. Dieses Gesetz konnte mit der maBgeblidien Unterstützung unserer 
Fraktionsfreundc S c h m ü c k e r und S t ü c k l e n in dieser Weise ver­
abschiedet werden. (Beifall,) 

Aufienpolilik 

Idi mödite nun, um das Referat nidit zu lange auszudehnen, nur nodi 
auf die a u ß e n p o l i t i s c h e E n t w i c k l u n g zu spredien kommen, 
über die im einzelnen zu beriditen ja die besondere Aufgabe unseres 
Bundeskanzlers und Außenministers sein wird. 

Vom ersten Tage an hat sidi die Bundestagsfraktion der CDU/CSU zu 
einer P o l i t i k d e s F r i e d e n s u n d d e r V e r s t ä n d i g u n g be­
kannt. Vom ersten Tage an haben wir auf die Notwendigkeit hingewiesen, 
den zerrissenen e u r o p ä i s c h e n K o n t i n e n t z u e i n i g e n . Auch 
hier sage idi mit allem Nadidrudc, daß wir niemals irgendwelche Hinter­
gedanken besaßen, als wir dicso Politik vertraten. Wir sind zutiefst davon 
überzeugt, daß wir, wenn die friedlidie Ordnung in der Welt angestrebt 
wird, mit der fricdlidicn Ordnung im engeren Lebensbereidi beginnen 
müssen. 

Die europäisdicn Nationen können zwisdien den ungeheuren, weit­
räumigen Maditgebilden, die die Vergangenheit im Osten und im Westen 
hervorgebradit hat, nidit mehr bestehen, wenn sie in der selbstgewählten 
Isolierung beharren. Die abergläubigen Votstellungen von staatlidier 
S o u v e r ä n i t ä t als Ausdrude letzter staatsmännisdier Klugheit und letz­
ter politisdier Erkenntnis müssen d e r V e r g a n g e n h e i t a n g e h ö r e n . 
Länder, die in den Autarkievorstellungcn verharren und demgemäß das 
Gesetz der politisdien Unvernunft und der wirtsdiaftlidien Torheit zur 
Riditsdinur ihres Handelns madien, haben keine Zukunft. Solange wir nodi 
Zoll- und Landesgrpnzen zwisdien Deutsdiland und Holland, zwisdien Bel­
gien und Frankreidi, zwisdien Luxemburg und Italien kennen, vergeuden 
wir wertvollste Krdft in einem sinnlosen Widerstreben. 

Diese Erkenntnis muß das Handeln eines Jeden verantwortungsbewußten 
Menschen in Europa bestimmen. Hinzu kommt aber, daß wir vom O s t e n 
her unter einer lebensgefährlidien B e d r o h u n g stehen, die heute von 
keinem vernünftigen Mensdien mehr bestritten wird. Sollen wir wirklich 
die Politik der Selbstaufgabe bis zum bitteren Ende betreiben? Wenn uns 
nidit das Sdiidisal der Satellitenstaaten in Polen, in der Tsdiediaslowakei 
und sonstwo sdiredcen würde, so sollte es dodi das Erlebnis der 18 Mil­
lionen Mensdien tun, die untrennbar zu uns gehören und die dodi nidit 
mit uns in Freiheit und Frieden leben dürfen. 

Zu einer Gemeinsdiaft der freien Völker haben wir uns bei der Annahme 
des Grundgesetzes bekannt. Wir sind diesem Grundsatz treu geblieben. 
Als wenige Monate nadi der Erriditung der Deutsdien Bundesrepublik die 
Frage an uns herantrat, ob wir dem E u r o p a r a t beitreten sollten, war 
für uns das .Ja* als Antwort klar. Es blieb dem Spredier der Opposition, 
der sidi so mandies Mal geirrt hat, vorbehalten, damals den Kassandraruf 
auszustoßen, der Weg nadh Europa führe gerade an Europa vorbei. 
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Wir haben dann als v o l l b e r e c h t i g t e s M i t g l i e d des Europa­
rates die Verhandlungen über den S c h u m a n p l a n aufgenommen. Wir 
haben auch zu diesem Vertrag Ja gesagt, weil wir der Überzeugung waren, 
daß wahrhaftig der Weltfriede nur durch schöpferische und den drohenden 
Gefahren angemessene Anstrengungen gesidiert werden kann, dafi Europa 
nur durch konkrete Leistungen im Rahmen einer tatsfidilicfaen Verbunden­
heit und durch die Errichtung gemeinsamer Grundlagen aufgebaut werden 
kann, und daß die Ausweitung der Grundproduktion zur Hebung des 
Lebensstandards und zum Fortschritt der Werke des Friedens beitragen wird. 

Ich habe hier aus dem Vorspruch des Montanvertrages zitiert, aber dieses 
Zitat ist nicht vollständig; denn es heißt welter darin, daß wir an die Stelle 
der jahrhundertealten Rivalitäten einen Zusammensdiluß der wesentlichen 
Interessen setzen müssen, um den Grundstein für eine weitere und ver­
tiefte Gemeinschaft unter Völkern zu legen, die lange Zeit durch blutige 
Auseinandersetzungen entzweit waren. 

Wenn dieser Vertrag keinen anderen Sinn hätte als den, zu erreichen, 
daß wir im Herzen des europäischen Kontinents ein für allemal a u f d i e 
W a f f e in d e r A u s e i n a n d e r s e t z u n g z w i s c h e n f r e i e n u n d 
d e m o k r a t i s c h e n V ö l k e r n v e r z i c h t e n , dann allein wäre 
jeder von uns verpflichtet, diesem Vertrag ohne Einschränkung und mit 
innerer Überzeugung zuzustimmen. (Beifall.] In dieser P r ä a m b e l ist das 
doppelte Ziel, von dem ich sprach, umrissen, nämlich die reichen wirtsdiaft-
lichen Möglichkeiten des europäischen Kontinents nicht nebeneinander oder 
gegeneinander, sondern miteinander auszuschöpfen und der Gemeinschaft 
der Völker, die sich zusammenschließen, dienstbar zu machen, aber gleidi-
zeitig auch die Voraussetzungen für ein friedliches Nebeneinandcrleben zu 
schaffen, das nicht mehr gestört werden kann. 

Ein gerader Weg führt von dort zur E u r o p ä i s c h e n V e r t e i d i ­
g u n g s g e m e i n s c h a f t . Dieser Gemeinschaft ist die Aufgabe gestellt, 
den Frieden zu sichern, den Frieden unter den beteiligten Völkern und 
Nationen ebenso wie die Sicherheit dieser Völker gegen einen Angriff von 
außen. Wir halten es für einen schlechten, ja sogar für einen gefährlichen 
Weg, nationale Verteidigungskontingente aufzubauen und sie in einer 
Allianz zusammenzuschließen. 

K e i n A l l i a n z s y s t e m der Vergangenheit war von Bestand; ein jedes 
war nur der imzulängliche Versuch, entweder einer gemeinsamen Gefahr 
zu begegnen oder ein gemeinsames macfatpolitiscfaes Ziel zu verfolgen. 
Keine Allianz gab es und wird es geben, die nicht von dem Hegemonie­
streben eines der Beteiligten bestimmt ist. Keine Allianz hat länger Be­
stand, als es dem Unyrilligsten unter den Mitgliedern gefällt. Und es gibt 
keine Allianz in der Vergangenheit imd es wird auch in Zukunft keine 
solche geben, in der nicht nach ihrer Auflösung die Interessen der Mitglied­
staaten hart aufeinander stoßen. Weil es uns um die dauernde Sicherung 
des Friedens geht, weil wir b e w u ß t n e u e W e g e gehen wollen, glau­
ben wir, daß die überstaatliche Ordnung, wie wir sie in der Montanunion 
geschaffen haben, der einzig mögliche und der einzig richtige Weg ist, um 
die europäischen Staaten auf allen Gebieten ihres politischen Wirkens zu­
sammenzuführen. 

In dem Artikel 38 des Vertrages über die Verteidigungsgemeinschaft 
haben die beteiligten Regierungen bereits ausgesprochen, daß eine wirt­
schaftliche und eine militärische gemeinsame Ordnung auf die Dauer nicht 
bestehen kann ohne eine p o l i t i s c h e O r d n u n g . Es gibt keine wirt­
schaftliche Entscheidung, die nicht politische Reaktionen auslöst. Noch weni­
ger ist eine militärische Entscheidung in einer Gemeinschaft zu irgendeinem 
Zeitpunkt und unter irgendwelchen Voraussetzungen denkbar, wenn diese 
Gemeinschaft diese Entscheidung nicht in sich vorbereitet und gemeinsam 
trifft. Diese Erkenntnis hat dazu geführt, daß die sechs Regierungen am 
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10, September vorigen Jahres der Sondervürsammlung in StraBburg die 
Frugc (,i!Stellt haben, ob sie bereit sei, dio verfdssungsmaBigc Urundldgi! 
für eine politisifac Ordnung in Europa auszuarbeiten. Die Versammlung hat 
diesen Auftrag angenommen. Der V o r f a s s u : i g s - A u s s c b u B der Ver­
sammlung, de.r in meiner Person einem Deutschen den Vorsitz übertragen 
hat, (Beifall], hat das Projekt ausgearbeitet, das am 10. März in StraBburg 
mit 55 Stimmen bei 5 Enthaltungen und ohne nine Gegenstimme angenom­
men wurde. 

Zunächst möchte idi mit tiefer Befriedigung feststellen, dafi dieser V«r-
fassungsaussthuß, in dem die Abgeordneten von 6 Ländern und verschie­
dener Parteien und Ciruppcn vertreten waren - nur die dcutsdiu S o z i a l -
d e m o l c r a t i e hatte sidi freiwillig d a r M i t a r b e i t e n t z o g e n --, 
(Pfui-Rufe), in einem Cciste der Freundschaft, des Vertrauens und der Ver­
antwortung gearbeitet hat, der den li't/ten Zweifelnden hätte überzeugen 
müssen. Wir alle waren uns darüber einig, dall wir die uns gestellte Auf­
gabe lösen müssc'n. Wir waren entschlossen, sie innerhalb der uns gestellten 
Frist zum AbschluB zu brincfen. Daß es uns geluagen ist, ist der hingebungs­
vollen Arbeit aller Beteiligten zu verdanken, die in diesem Ausschuß eine 
Atmosphäre der Freundschaft und einen Cleist echter europäischer Gesinnung 
erweckt haben, der sich bewahrt hat ,und der sich in Zukunft bewähren wird. 

Gegenüber dem immer wiederholten Vorwand, dafi diese Gemeinschaft 
ein „Klcincuropa* sei, das andere europäische Staaten von der Mitarbeit 
ausschließe, genügt der Hinweis darauf, daB wir vom Beginn unserer Ar­
beiten an diese in enger freundschaftlicher Fühlungnahme mit den Vertre­
tern der anderen Länder durchgeführt haben. Sie alle, insbesondere die 
Sprecher der drei politischen Parteleu GroBI)ritanniens und die Sprecher 
der skandinavischen Staaten, haben den Entwurf ohne Einschränkung be­
grüßt und uns beglückwünscht und aufgefordert, auf diesem Wege wcüter-
zugehcm. (Beifall.) Unter diesen Umständen noch von einem K l e i n -
e li r o p u oder von dem bewußten Ausschluß anderer arbeitswilliger Kräfte 
zu sprechen, ist ein Ausdruck entweder einer p o l i t i s c h e n U n b e l e h r ­
b a r k e i t oder einer politischen Unaufrichtigkeit. Wir führen auf diesem 
Kontinent, in dem wir ein K e r n e u r o p a - - nicht ein Kleineuropa — 
bilden wollen, 155 Millionen Menschen mii ihrciii Reichtum un Erfahrungen, 
mit ihrer Lebenskraft und mit ihrem politischen Willen zusammen. Es wäre 
naheliegend, einmal die Wirtschaftskraft dieses .Kleinouropas' mit anderen 
großräumigen Gebieten zu vergleichen. Unter diesen Umständen norii von 
.Kleincuropa* zu sprechen, ist nur der Ausdrurk der mangelnden Bereit­
schaft, sich an diesem Europa zu beteiligen. 

Wir haben diese Entwicklung von Beginn an unterstützt. Wir werden in 
diesem Bundestag und im nächsten Bundestag an der Verwirklichung dieser 
Ziele weiter arbeiten. Auch von dieser Stelle aus bitte ich die Bundes­
regierung im Namen der Fraktion, unbeirrbar ri..>n Weg zur CJründung der 
E u r o p ä i s c h e n G e m e i n s c h a f t weiter voranzugehen und alU ŝ zu 
tun, um aus diesem Plan bald eine reale Wirklichkeit zu schaffen. (Beifall.) 

Ich bin davon überzeugt •-- und Ihr Beifall zeigt es mir —, daß auch der 
Parteitag dieser Politik die einmütige Zustimmung aussprechen wird und 
daß der Bundeskanzler als Crhef der Regierung von hier weggehen kann 
mit dem Bewußtsein, daß es das unvc>rrückbare Ziel der Christlich Demo­
kratischen Union Idt, das deutsche Volk, in eiiem w a h r h a f t r e v o ­
l u t i o n ä r e n P r o z e ß d e r f r i e d l i c h e n V e r s t ä n d i g u n g als 
freien und gleichberechtigten Partner in die Gemi>inschaft der freien Völker 
Europas einzugliedern. (Lebhafter Beifall.) 

Wir wissen, daß wir auf diesem Wege und nur auf diesem Wege auch 
der Unterstützung aller freien Nationen der wc-stlicfacn Welt sidier sind. 
Wir brauchen diese Unterstützung; denn wir alli'in können die Aufgaben 
nicht lösen, vor die wir gestellt sind. Wir wolh'n sie auch nicht allein in 

48 



Angriff nehmen; denn es ist unser fester Wille, in Zukunft nur an soldien 
Entsdieidungen teilzunehmen und sie zu fördern und zu unterstützen, die 
die uneingesdiränkte Zustimmung aller Regierungen und aller Völker fin­
den, die mit uns davon überzeugt sind, daß das höchste Gut, das eine 
staatlidie Ordnung den Menschen zu vermitteln vermag, der Frieden ist, 
daS aber der Frieden auch nur in der Freiheit bestehen kann. (Beifall.) 

Ich habe versucht, Ihnen in kurzen Worten einen kleinen Überblick zu 
vermitteln. Ich nehme nidit in Anspruch, daß dieser Bericht vollständig war. 
Idi nehme auch für die Fraktion nicht in Anspruch, dafi wir in der Ver­
gangenheit alles richtig gemacht haben. Icii bin aucix nicht so verwegen, 
Ihnen zu versprechen, daß wir in Zukunft alles riditig machen werden; 
aber idi glaube, Ihnen versidiern zu können, daß sidi die F r a k t i o n d e r 
g r o ß e n V e r a n t w o r t u n g b e w u ß t war, die sie nicht nur vor der 
Partei und ihren Wählern, sondern vor dem, gesamten deutschen Volke 
trägt. 

Wir wissen aber auch, daß wir Ihres Vertrauens und Ihrer Unterstützung 
bedürfen, um unserer Aufgabe auch in Zukunft gerecht zu werden. Idi hoffe 
und wünsche, daß von diesem Parteitag aus n e u e K r a f t s t r ö m e aus­
gehen, die wir In der politischen Tagesarbeit umwandeln wollen in politische 
Energien. Unsere gemeinsame Arbeit gilt unserem geliebten deutschen 
Vaterland, das als untrennbarer Teil der freien Welt mitarbeiten will und 
mitarbeiten muß, um eine echte und beständige Ordnung in Europa zu sdiaf-
fen, damit dieses Europa mit seiner ungebrochenen Kraft als reifste Frudit 
der neuen Zeit dazu beitragen wird, dem Frieden, der Freiheit und der 
Gerechtigkeit in der Welt Geltung zu verschaffen. (Starker Beifall.) 

Wir wissen aber auch — und lassen Sie mich damit schließen —, daß der 
stärkste politische Wille und die lauterste politische Überzeugung nicht 
allein dazu ausreichen werden. Darum erbitte ich auch hier an dieser Stelle 
den S e g e n u n s e r e s H e r r g o t t s , der unsere Arbeit begleiten und 
das deutsche Volk in eine bessere Zukunft geleiten möge. (Anhaltender 
sehr starker Beifall.) 

President Scharnberg: 
dankte Dr. von Brentano für seinen Arbeitsbericht. Er machte darauf auf­
merksam, daß im Hause Sammler sind für die . K o n r a d - A d e n a u e r -
S t i f t u n g " . Es handelt sich hierbei um eine Sammlung für die Ostflücht­
linge. Er erteilte dann das Wort: 

Dr. TlllmannB: 

Ich bin gebeten worden, als Ergänzung zu meinem Bericht noch folgendes 
mitzuteilen. Gestern hat im W a h l k r e i s Leer/Ostfriesland, eine 
E r s a t z w a h l für einen verstorbenen Landtagsabgeordneten der SPD 
stattgefunden. In dieser Wahl haben die Parteien der Bonner Regierungs­
koalition einen gemeinsamen Kandidaten aufgestellt. Dieser Kandidat hat 
an Stimmen erhalten 11 678; der Kandidat der SPD 7 303; der Kandidat des 
BHE 1 72B; der Kandidat der KP 308. 

Mit dieser Wahl hat z u m d r i t t e n M a l d i e SPD bei einer Ersatz­
wahl in Niedersachsen e i n M a n d a t v e r l o r e n . (Beifall.) 

PrHsident Sdiamberg 
teilte mit, daß In wenigen Minuten der Bundeskanzler eintreffen werde. 

Bundeskanzler Dr. A d e n a u e r erscheint Im Saal, wo er mit einer lang­
anhaltenden Ovation begrüßt wurde. 
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Präsident Sdianiberg: 
Hochverehrter Herr Bundeskanzler! Der Jubel, mit dem Sie soeben hier 

empfangen worden sind, drückt Ilinen besser aus, als Worte es vermögen, 
wie dankbar wir Itinen sind lür das, was Sie für unser deutsches Vaterland 
und für unsere Partei getan haben. (Erneut sehr starker, anhaltender Beifall.) 

Einige Worte mödite Ich den Delegierten und Gästen sagen über den 
Empfang, den Ihnen, Herr Bundeskanzler, die H a m b u r g e r B e v ö l ­
k e r u n g gestern berciilete. Man sagt uns so häufig nach, da£ wir kühl 
seien. Sicher ist, dafi wir hier im Norden schwer unsere Gefühle 2u zeigen 
vermögen. Wenn aber trotzdem unsere Menschen 5 S t u n d e n l a n g 
ausharrton und den langen Weg vom Flughafen bis in die Stadt umsäumten, 
wenn sie in einen u n b e s c h r e i b l i c h e n J u b e l ausbrachen, die Ab­
sperrung der Polizoi durdistieBen und mit Tüchctm winkten und Ihnen zu­
riefen, wenn das nüchterne Temperament dieser Menschen sich als eine 
Schale erwies und ihre Herzen Ihnen entgegeuMchlugen, dann kam damit 
zum Ausdruck, daB dieses Volk die T a g e I h r e s A m e r i k a b e s u c h e s 
als das empfunden hat, was sie waren: die S t u n d e d e r B e f r e i u n g 
v o n d e r B c s d t z u n g s z c i t , daB unser Namen wieder Klang hat und 
daB wieder Vertrauen in der Welt besteht und wir in dieser Welt des Ver­
trauens wieder Platz haben. Dafür hat die Hamburger Bevölkerung Ihnen 
gestern in überzeugender Weise von Herzen gedankt 

Ich bitte Sie nun, Herr Bundeskanzler, das Wort zu ergreifen! 

Bundeskanzler^JDir. Ädcinauer: 
(Mit langem, stürmischem Beifall begrüBt.) 

Meine lieben Parteifreunde! Ich komme erst Jetzt zu Ihnen, weil ich mit 
Rücksicht auf die Pri^ssekonferenz, die ich um i:i Uhr habe, meine Papiere 
und meine Erinnerungen etwas ordnen muBte. (Heiterkeit.) 

Ich sage ausdrücklich: auch meine Erinnerungen; denn diese Tage 
drüben waren derartig erfüllt und angefüllt, daB wir zu dreien ebon ver­
sucht haben, an Hand von Notizen das zu rekonstruieren, was sich dort 
ereignet hat. Ich werde ja die Freude haben, morgen abend vor einem 
gröBercn Kreise zu sprechen. Hier in d i e s e m e n g e r e n K r e i s e 
unter unseren Partcifreundrn darf ich folgendes sagen: Ich bin nach drübtm 
gefahren — wie mir drüben auch einmal gesagt wurde — als ein B o t e 
g u t e n W i l l e n s . Ich bin in erster Linie hingefahren, um dum ameri­
kanischen Volke und der amerikanischen Administration für all das zu 
d a n k e n , was sie nach dem Zusammenbruch des Krieges am deutschen 
Volke getan haben. (Starker Beifall.) 

Und das, meine Freunde, ist verstanden worden; es ist von dort wieder 
mit gröBtem Dank entgegengenommen wordcm, und zwar v o n a l l e n 
K r e i s e n d e r B e v ö l k e r u n g , mit denen ich zusammengetroffen bin. 
Ich war zweimal in New York, ich war in Washington, in San I'ranzisko, 
in Carmel in Kalifornien, in Chikago, in Boston und in Ottawa in Kanada. 
U n d ü b e r a l l , d a s d a r f i c h I h n e n h i e r s a g e n , g i l t d e r 
d e u t s e h e N a m e w i e d e r e t w a s . (Starker Beifall.) 

Ich habe gestern abend auf dem Empfang, zu dem ich leider wegen der 
fünfstündigen Verspätung erst sehr spät kommen konnte, die Zeremonie 
eines Tages geschildert, die ich Ihnen auch hier - - da ich annehme, daB 
nur ein Teil der Zuhörer, die gestern dabei waren, hier ist — erzählen 
mächte. Es war mein offizieller Besuch auf dem H e l d e n f r i e d h o f v o n 
A r l i n g t o n ; ein wunderbares Gelände in der Nähe von Washington, 
auf dem die alten Soldaten beigesetzt werden. Dort steht auch der Sarko­
phag des Unbekannten Soldaten. Ich möchte Ihnen nun die Zeremonie im 
einzelnen erzählen, damit Sie sehen, daB Deutschland wieder etwas gilt. 
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Es war das e r s t e M a l — leider Gottes —, dafi ein a k t i v e r d e u t ­
s c h e r K a n z l e r die Vereinigten Staaten besucht hat. Der Bundes­
kanzler wurde zunächst empfangen mit Salutschüssen. Das hat Herren 
in meiner Begleitung, die früher aktive Soldaten gewesen sind, das Herz 
hodigehen lassen. (Heiterkeit.) 

Dann empfing mich vor den baulidien Anlagen, die in den Park ein­
gegliedert sind, ein General der amerikanischen Armee und führte midi zu 
einer Gruppe von drei jungen Fähnrichen der amerikanisdien Armee, von 
denen der mittlere eine d e u t s c h e F l a g g e hielt. Der General und ich 
salutierten die deutsche Flagge. Dann gingen wir durch die groBe Anlage 
zu dem Sarkophag, an dem Abordnungen aller Truppengattungen der Ver­
einigten Staaten und eine Militärkapelle aufgestellt waren. Die deutsche 
Fahne wurde hinter mir her getragen bis vor den Sarkophag des Unbekann­
ten Soldaten. Dort salutierten wir wieder, dann stimmte die Militärkapelle 
das D e u t s c h l a n d l i e d an, und nadi dem Deutschlandlied spielte sie 
die a m e r i k a n i s c h e N a t i o n a l h y m n e . Wir gingen dann in gleicher 
Weise zurüdc; die deutsdie Fahne wurde wieder hinter mir hergetragen, 
und zur Abfahrt krachten wieder die Salutschüsse. 

Ich hatte danadi eine Besprechung mit General E i s e n h o w e r . Idi war 
von dem Ganzen, was idi ihnen nur mit einigen nüchternen Worten schil­
dern kann — es war aucii eine große Volksmenge da —, so im Innersten 
gepackt, daß ich dem Präsidenten Eisenhower gesagt habe: eine derartige 
Zeremonie wirkt tiefer und bindet fester als ein beschriebenes Blatt Papier. 
Und das bejahte er audi. 

Ich denke zurück an einen Samstagnadimittag in K a l i f o r n i e n , wo 
etwa 800 führende Leute mit dem Gouverneur an der Spitze zu einem 
Lundi versammelt waren, wo ich eine Rede hielt. Diese Versammlung an 
einem Samstagnachmittag ist für Kalifornien etwas ganz Unerhörtes. Überall, 
wo ich audi gewesen bin, namentlldi bei den a m e r i k a n i s c h e n B ü r ­
g e r n d e u t s c h e r H e r k u n f t , meine Freunde — ich kann es nur noch­
mals wiederholen —, daß uns Deutschen und der von uns yerfolgten und 
geführten Politik die denkbar größte Wärme und Anerkennung entgegen­
gebracht wurde. (Lebhafter Beifall.) 

Der Amerikaner liebt das Tempo, aber der Amerikaner überlegt auch, was 
er tut und sagt, und wenn eins mich d a r i n b e s t ä r k t hat, daß wir m i t 
u n s e r e r P o l i t i k sowohl im Innern wie nach außen a u f d e m r i c h ­
t i g e n W e g e sind, dann war es diese Reise durdi Amerika. (Starker 
Beifall.) 

Idi weiß nidit, ob hier bei uns in Deutsdiland die R e d e d e s P r ä s i ­
d e n t e n E i s e n h o w e r so genau gelesen und gewürdigt worden ist, 
wie sie verdient, gelesen und gewürdigt zu werden. Wenn das geschieht, 
dann werden Sie sehen, daß in dieser Rede Eisenhowers die Fortsetzung 
dieser Politik als Voraussetzung für die Befriedung der Welt und die 
W i e d e r v e r e i n i g u n g D e - u t s c h l a n d s betrachtet wird. (Sehr star­
ker Beifall.) 

Idi will jetzt keine lange politische Rede halten — obwohl es ja heißt: 
die Katze läßt das Mausen nicht —, (Heiterkeit), aber einige Worte möchte 
ich doch sagen, ohne aggressiv werden zu wollen. I c h w ü n s c h e a l l e n 
d e n e n , d i e h i e r i n D e u t s c h l a n d u n s e r e r P o l i t i k d i e s e 
S c h w i e r i g k e i t e n m a c h e n , d a ß s i e h ä t t e n d a b e i s e i n 
k ö n n e n , d a n n w ü r d e n s i e g e s e h e n h a b e n , w e l c h e Er­
f o l g e d i e s e P o l i t i k u n s g e b r a c h t h a t i (Starker Beifall.) 

Idi bin dann nodi einer Einladung der k a n a d i s c h e n R e g i e r u n g 
nach O t t a w a gefolgt. Die kanadisdie Regierung hat schon seit Jahr und 
Tag Deutschland gegenüber eine äußerst wohlwollende Haltung eingenom-
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men, was wir dankbar anerkennen müssen. Die kanadisdie Regierung 
mit ihrem Ministerpräsidenten an der Spitze und den anwesenden Kabinetts­
mitgliedern — einige Kabinettsmitglieder waren zur UNO-Versammlung in 
New York — hat immer wieder betont, wie wohlwollend sie uns Deutschen 
gegenüber sei und wie sehr sie unsere Politik begrüfle. Ich habe mit dem 
kanadisdien Ministerpräsidenten audi über die deutsche und die kanadisdie 
Außenpolitik gesprochen. Sie wissen ja, daß zur Zeit von den Mitgliedern 
der Atlantik-Urgiinisdtion nur Kanada Truppen zur Verteidigung hier in 
Deutschland stehen hat. Icii habe bei ihm und bei den Mitgliedern seines 
Kabinetts v o l l s t e A n e r k e n n u n g für alles das gefunden, was wir 
in Deutsdildnd in diesen Jahren getan haben. (Beifall.) 

Id) nehme an, daß die Presse hier vertreten ist. Idi bitte aber die Fresse, 
das, was ich jetzt sdgc, lieber nicht zu bringen. Die einzige Demonstration 
gegen midi, die auf der ganzen Reise stattgefunden hat, war in Ottawa — 
es war mir vorher gesagt worden —, und zwar bestand diese Demon­
stration in folgendem: 10 M ä n n e r trugen stumm und schweigend Sdiildcr 
vor dem Parlamentsgebäude auf und ab, die mit kommunistisdien In­
schriften versehen waren. Das letzte Schild in der Reihe hatte eine so 
sciiöne Inschrift, daß wir uns veranlaßt sahen, es von einem Fotografen 
fotografieren zu lassen. Da stand nämlich drauf, sie verlangten ,ein freies 
demokratisdies Deutschland". (Beifall und Heiterkeit.) 

Aber, meine lieben Parteifreunde, die Leute waren sehr brav. Dagegen 
läßt sich nichts sagen. Eines der Kabinettsmitglieder sagte mir nachher, das 
seien die e i n z i g e n K o m m u n i s t e n , die sie in Kanada hätten. 
(Erneute Heiterkeit.) 

Und nun stehe idi wieder auf heimischem Boden. Ich glaube, wenn man 
einige Tage hinter sich und die ganzen Eindrücke etwas verarbeitet hat, 
dann wird man nach dieser Reise mit verstärkter Kraft an die Arbeit heran­
gehen können, die bevorsteht. (Beifall.) 

Idi sage Ihnen, meine lieben Parteifreunde, i n u n s c r o r I I a n d , i n der 
Hand der Christlidi Demokratischen Union imd der CSU zusammen mit 
den beiden anderen Koalitionsparteien, liegt bei den zukünftigen Wahlen 
in Wahrheit das S c h i c k s a l d e r W e l t l (Starker Beifall.) 

Wii tragen eine ganz u n g e h e u r e V e r a n t w o r t u n g . Im Laufe 
dieser Jahre hat sich die Weltlage so konzentriert, daß die amerikanische 
Administration in dieser Rede ^enhowers ihr Aktionsprogramm für die 
nächsten 4 Jahre festgelegt hat. Dieses A k t i o n s p r o g r a m m - - es 
steht mit klaren und nadcten Worten dadrin — hut zum F u n d a m e n t d i e 
E i n i g u n g E u r o p a s , den Absdiluß der Huropäisdicn Verteidigungs­
gemeinschaft. 

Der Augenblick muß genutzt werden! Jetzt zu sagen, in diesem Vertrag 
paßt mir dieser und jener Artikel nicht, deswegen wollen wir neu ver­
handeln, — das heißt die geschichtliche Größe dieser Stunde aber uuch 
absolut verkennen! (Starker Beifall.) 

Idi will nidit bitter werden und mich sehr müßigen, aber die N a c h ­
w e l t , meine Freunde, wird einmal darüber das Urteil fällcm, ob sieb in der 
Bundesrepublik Deutschland in diesem historischen Jahre 1953 die Männer 
und Frausi zusammenfanden, die erkannt haben, was die Uhr geschlagen 
hat, die erkannt haben, daß Deutsdilaad jetzt tatsächlich im Mittelpunkt des 
Weltgeschehens steht und daß es von uns abhängen wird, ob die Welt Frie­
den bekommt, ob wir eine Wiedervereinigung Deutschlands in Frieden und 
Freiheit bekommen oder ob wif es nidit bekommen. 

Meine Freunde! S t e r n s t u n d e n d e r M e n s c h h e i t süid nur ein­
mal da. Wenn man sie ungenutzt verstreichen läßt, kehren sie nicht wieder! 
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Darum wollen wir von der Christlich Demokratlsdien Union, gefreu der 
Überzeugung, die wir haben, getreu der Politik, die wir bisher befolgt haben, 
fortsdirelten auf dem Weg, der — das Ist meine felsenfeste Überzeugung, 
die durch meinen Aufenthalt drüben noch befestigt worden Ist — der Welt 
und uns Frieden und Freiheit bringen wird. 

(Stürmlsdier Beifall, in immer neue Ovationen übergehend.) 
Präsident Sdiamberg: 

Herr Bundeskanzler! Wir wissen, daB die Politik, die von der CDU unter 
Ihrer Führung gemadit wird, ridbtig ist. Das große Verdienst Ihrer Reise 
liegt daiin, daB n u n a u c h d a s d e u t s c h e V o l k b e g r e i f t , was 
vorgeht. DaB diese Reise ein persönlidier Erfolg von Ihnen ist, hat Ihnen 
aufs deutlichste der Verlauf dieser Reise gezeigt. Dafi Sie ivun diese Aner­
kennung erleben konnten, das ist unsere herzlidie Freude. (Beifall.) 

Begrüßung 
Präsident Sdiamberg: 

Lassen Sie uns entsprediend dem, WOJS der Herr Bundeskanzler gesagt hat, 
an die Arbeit gehen! Ich möchte nun weiter fortfahren in der Tagesordnung 
und Ihnen Kenntnis von z w e i T e l e g r a m m e n geben, die noch einge­
troffen sind, und zwar ein Telegramm von der Internationale Social-Chrätien 
und ein Telegramm: .Dem Parteitag vollen Erfolg wünschend, unserem 
Konrad Adenauer Dank, mit Unionsgruß, Mecklenburger Freunde.* (Beifall.) 

Ich möchte heute weiter folgende ausISndische Freunde begrüßen: 
von B e l g i e n ; M. Jozef Deschuyffeiser, Vicepräsidcnt du Parti Social 

Chrätlen, M. Jan de Spot, Membre du Comitä National, M. Rik 
Vcrmeire, Sccrätaire National du Parti Social Chrätien; (Beifall) 

von F r a n k r e i c h : M. Barthälömey Ott, Ancicn Sänateur de la Seine, 
(Beifall) 

von H o l l a n d : Prof. Dr. L. G. Schlichtlng, Mitglied des geschäftsführcm-
den Ausschusses der Katholischen VolkspaVtei, Dr. T. W. van den 
Pool, Sekretär der KVP, (Beifall) <> 

von Ö s t e r r e i c h : Dr. Maleta, Generalsekretär der OVP, Staatsrat 
Eckert, OVP, (Beifall) 

von der S c h w e i z : Dr. M. Rosenberg, Generalsekretär der Schweize­
rischen Konservativen Volkspartei, (Bedfall). 

Das Wort hat nunmehr von der CSU 
Franz Josef Strauü (M.d.B.): 

Herr Bundeskanzler! Meine Damen und Herren! Ich glaube auch houer, 
nun zum dritten Male, als Beauftragter und Bevollmächtigter der Christlich 
Sozialen Union sagen zu dürfen: Liebe ^rtoifrcundel (Beifall.) 

In Vertretung des Landesvorsitzenden der Christlich Sozialen Union habe 
ich Ihnen die herzlichsten G r ü ß e d e s b a y e r i s c h e n M i n i s t e r ­
p r ä s i d e n t e n Dr. E h a r d u n d L a n d e s v o r s i t z e n d e n d e r CSU 
zu Ihrem Parteitag ?u überbringen und unsere enge Verbindung zwischen 
CSU und CDU zum Ausdruck zu bringen. 

Ich hatte im Laufe der letzten Wochen persönlich Gelegenheit, festzu­
stellen, wie sehr man es drüben in den USA versteht, Höflichkeit und Be­
geisterung gegenüber europäischen Politidcern je nach der politischen Lage 
zu nuancieren. Bei unseren Eindrücken, die wii; gewonnen haben — gleich­
zeitig mit dem Besuch der französischen Staaibsmänner —, erlaube ich Ihnen 
sagen zu dürfen, daB sie alle Nuancieruagen über den Haulen geworfen 
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haben, weil es so e t w a s in A m e r i k a gegenfiber einem Deutschen nocti 
nidit gegeben hat. 

Wir von der Christlich Sozialen Union sind Iceine Koalitionspartei, son­
dern — lassen Sic midi das ohne allzu großen Ernst sagen — w i r s i n d 
d a s , w a s d i e CDU w i r e o d e r s e i n m ü ß t e , w e n n s i e i n 
B a y e r n g e g r ü n d e t w o r d e n w ä r e . (Lebhafte HeiterkeU.) 

Sß'it dpr Gründling der Arbeitsgemeinschaft der CDU/CSU im Februar 1947, 
reit äcT Einriditung des Frankfurter Wirtsdiaftsrates im gleichen Jahr und 
Ix^sondors seit dorn Zusammentreten des De-utsdien Bundestages im Sep­
tember 1949 sind wir i<n einĉ r e n g e n A r b e l t s - u n d K a m p ' f g e r n e i n -
s c h a f t zu oiner Einheit, zu einem Begriff politischer Stabilität, politisdieT 
Arbeit und politisrhen Erfolges in Deutschland geworden. (Beifall.) 

Wir haben in dioscn Jahren gemeinsam gearbeitet imter Ihrer politischen 
Führung, Herr Bundpskanzler, um den Wiederaufbau, di« Einheit, die Frei­
heit imd in drn Tagen, wo es noch nicht so populär war wie hcucr, um die 
S-ichcrung unsc^res Vaterlandes. Wir haben bahnbrechend gearbeitet für die 
Vereinigung Europas, dcsscm l e t z t e g e s c h i c h t l i c h e C h a n c e una 
heute gekommen zu Fein acheint, .letzte* im wahrsten Sinne des Wortes 
und mit üvr Verantwortung, die dieses Wort für uns bedmitct. 

Wir haben gearlieltet für ein n e u e s g e i s t i g e s , p o l i t i s c h e s 
un d s o z i a l e s F u n d a m e n t , indem wir uns bemüht habtm, die Gnmd-
Ichre.n und Grundwerte unserer christlichen Lebenshaltung ins Politische 
iim/u-setzen. Wir sind uns Im klaren daTübcr, wie bcsgrenzt menschliches 
Stückwerk gerJtfe auf diesem Gebiete ist. 

Was hei diesiT Arbeit der CDU und CSU erreicht worden ist, das wird 
objektiver imd kVarî r auBerhalb der deutschen Cironzon gesehcm. Es wird 
unsere Aufgabe in den nächsten Monaten vor den W a h l e n .sein, d-ufür zu 
soigen, daß diis, w a s i m A u s I a n d k 1 a r und unzweideutig gesehen wird, 
a u c h im I n l a n d k l a r gesehen und anerkannt wird. (Beifall.) 

Christlich Demokratische Union und Christlich Soziale Union gehen Jetzt 
gemeinsam in tlic Entscheidung des Jahres 1953, von dem wir ebenso wissen 
wie spüren, daß es ein J a h r g e s c h i c h t l i r h e r B e d e u t u n g werden 
wird. In der Hand des Wählers wird es heuer liegen, wie diese Entschei­
dung ai'.isfallen wird; lassen Sie mich humorvoll sagen, in der Itand des 
Wählers beinahe noch mehr als in den Waihlroch'tsbcmühungen meines 
Freundes Schamberg. (Heiterkeit.) 

Wenn es uns gelungen ist, durch unsere gemeinsame Arbeit einen festen 
B l o c k d e s V e r t r a u e n s im deutschen Volke zu schaffen und einen 
klaren politischen Weg mit klaren Zielen aiufzuzeigcn, dann muH es uns auch 
in den nächsten Jahren gelingen, unsere gemeitisame große Sorge - - die 
gcstom so anüchdulkfa unser Bundestagspräsident zum Ausdrude gebracht 
hat - -, zu überwinden, nämlich dem deutsdien Volke den Unheilwog dei 
Partelzcrsplitterung und der Verwirrung der Citnster au ersparen. 

Hoffen wir d:if dos Wunder, daß in Deutschland allgemein - - imd ich sage 
anspruchsvoll: nach dem Bnî ipicl, das CDU und CSU gegeben hdben - - echte 
p o l i t i s c h e V e r a n t w o r t u n g in Zukunft v o r p ä r t e i p o l i t i s r h e 
N ü t z t i . c h k e i t s e r w ä g u n g c n und Popularitätseffekte gestellt wer­
den wird. (Beifall.) 

Wir gehen gi-meinsiim »n die Arbeit nach den Wablen, deren Ergebnis — 
gerade angesirhls der zahlreichen umlaufenden, wenn auch nodi so unsinni­
gen Cierüchle -•- für uns kein Spckulationsobjekt der KoalitionspaTteien ist. 
Wir gehen an die Arbeit nach den Wahlen unter einer ganz klaren P a ­
r o l e : so stark aus den Wahlen hervoizugiehcn, daß CDU u n d C S U 
g e m e i n s a m d e n G a n g d e r d e u t s c h e n P o l i t i k w e i t e r b e ­
s t i m m e n können. 
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Wir bitten «bcr audi, meine Hebm Parrteifreunde von der ODU, um Ihre 
Hülfe in einem großen An-liegcn. Ich »aqe es hier in Hamburg miit wendger 
Herzklopfen, als idi es vielleldit anderswo gesagt hfitte. Es ist das Anliegen, 
daB der F ö d e r a l i s m u s des tragende staatspolitisdic Prinzip der Bundes-
republi'Jc bleibt -UTid doB er hoffentlich bald das Prinzip des vereiziigten 
Deutsdilends werden möge. (Beifall.) 

Der sbaatlidie Aufbau Deutschlands darf nidit vom Standpunkt malihe-
maitrsdier oder rationeller ZwedcmHBigkert her gesehen werden, sondern 
von der E i g e n a r t u n d V i e l g e s t a l t i g k e i t d e r d e u t s c h e n 
L a n d s c h a f t , von dem kulturellen Reichtum ihrer Stämme her und im 
Lichte der geschichtlichen Erfahrungen, die gerade uns Deutschen so bittere 
Lehren gegeben haben. Es soll ein s i n n v o l l e r u n d r e a l e r F ö d e ­
r a l i s m u s sein. Ich betone diese beiden Worte. Ein sinnvoller und realer 
Födepallamus ist das stärkste Band der deubsdien Einheit und der deutschen 
Stfirke auf unserem schweren Wege. 

Wir brauchen dazu die Unterstatzung unseres .GroBcn Bruders*. — Ich 
könnte mir als ehemaliger Karl-May-Leser vorstellen, dafi Ihnen ein solcher 
Beiname, Herr Bundeskanzler, auf Ihrer Amerikareise, wenn Sie ein Indianer­
reservoir besucht hätten, hätte gegebe« werden können. (Lebhafte Heiter­
keit.) 

Für dieses Prinzip und für seine Durchsetzung brauchen wir die Hülfe 
unseres groBen Bruders — ich meine die CDU —, um die ich Sic namens 
und im Auftrage meiner ganzen Partei herzlich bitten darf. 

In diesem G e i s t e d e r U n i o n — die ein Begriff in Deutschland ge­
worden ist —, in der Verbundenheit schwerer Arbeits- und Kampfjahrc, in 
dem S t o l z , dem deutsche Volke durch unsere gemeinsame Arbcüt eirte 
neue Hoffnung und Zukunft gegeben zu haben, wollen wir an die kom­
menden Entscheidungen im neuen Bundestag herangehen. . 

Wir haben das Vertrauen und die Überzeugung, daB ohne und gegen uns, 
ohne und gegen diesen dirlstUdi-demokratlsdien und thristlldi-sozialen 
Bloijc In Deutschland nicht mehr regiert werden kann. 

Mut dem Ausdruck des Dankes gegenüber dem Bundesvorsitzenden, Bun­
deskanzler Dr. Adonaupr, für seine Arbeil und seine geschichtlichen Ver­
dienste um Deutschland und Europa w ü n s c h e ich im Namen der CSU 
dem B u n d e s p a r t e i t a g d e r C D U v o l l e n E r f o l g . WIT wünschen 
— und darum beten wif gemeinsam, daB dieser Parteitag der Anfang des 
Sieges in der deutschen und europäischen Entscheidung des Jahres 1953 
werden möge. (Star'cer Beifall.) 
Präsident Sdiamberg: 

Es spricht nunmehr für unsere Freunde aus dem Saaigebiet 

Frank (Saargeblet): (Mit starkem Beifall begrfiBt) 
Lassen Sie mich Ihnen für die Einladung zur TcUnahme am 4. Bimdcs-

parteibag der CDU danken und Ihnen die GrüBe all der deutschen Mcmschen 
an der Saar überbringen, die sich mit Ihnen verbunden fühlen. (Beifall.) 
Wir sind dieser Einladung besondecs gerne gefolgt, weil wir keine Gelegen­
heit veisäumon woVIen und auch nicht dürfen, mit Ihnen die Probilcme zu 
erörtern, die Ihnen und uns am Herren liegen und einer Lösung bc^dürfen. 

Scüt dem letzten Bundesparteitia«} in Berlin habcm an der Saar W a h l e n 
stattgefunden, an denen die CDU nicht teilnehmen durfte, weil die Saax-
rcgierung seit mehr als iVi Jahr es verabsäumt hat, die CDU an der Saar 
zuzulassen. (Pful-Rufe.) 

Sie weiB wohl, was eine Zulassung für sie bedeutet hätte oder bedeuten 
würde. Überall hat man an diesen Wahlen Anteil genommen, aber nicht 
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flberall hat man das Ergebnis und sein ZnstandclEomnien objektiv beurteilt. 
Wer aber ist berufener eis wir, die wir an der Saar leben und arbeiten, das 
Ergebnis 'dicsrr Wahlen zu beurteilen. Vor den Wahlen hat man d e n 
W ä h l e r n c i n g e r e d e t — übrigens genau nurti dem Rezept von 1947 —•, 
daß ihre Stimmabgabe einen rein innenpolitiscfaen Charakter trüge und 
keinerlei endgültige sdiicksalhafle Bedeutung hätte. Nadi den Wahlen aber 
haben Saarbr'flcker Regierungsstellen und sonstige interessierte Kreise das 
Wahlergebnis umgefdlsdit in eine Absage gegenüber Deutsdilandl (Erneute 
Phil-Rufe.) 

Niemand, der die Wahl und die vorhergehenden Wodicn und Monate 
nicht unmitlelbar miterlebt hat, vermag sidi ein Bild darüber zu madicn, in 
weldi großer V e r w i r r u n g die Saaibevölkcrung zur Wahlurne gegangen 
Ist. Eine einseitige und unwahre Propaganda hat der Bevölkerung einge-
hfimmert, daß eine Änderung des derzeitigen Ziistandes Hunger, Not, Ver­
elendung und Arbeitslosigkeit für die schaffenden Menscben an der Saar 
bedeuten würde. 

Die H i r t e n w o r t e der Bischöfe von Trier und Speyer kamen nicht zur 
Verteilung und durften auch nicht irgendwie verlesen werden. Ja, man 
scheute nicht davor zurück, einen Wahlaufruf des Papstes aus früheren 
Jahren an die italienische Bevölkerung propagandistisch so zu mißbrauchen, 
daß In Kreisen der einfachen Bevölkerung der Eindrudc entstehen mußte, es 
sei für sie eine Pflicht des christlichen Gewissens, positiv, d.h. Herrn Hoff­
mann, zu wählen. 

Wer von Ihnen in diesem Saale etwa noch glauben sollte, daß es doch eine 
demokratische Wahl gewesen wäre, dem darf Ich folgendes anführen: Ein 
Lehrer, der den Hirtenbrief seines Bischofs abgeschrieben und am Kirchen­
portal verteilt hatte, wurde von seinem Amte suspendiert, und er ist bis 
Kum heutigen Tage noch suspendiert. (Hört-Hört- und Pfui-Rufe.) Nicht 
suspendiert, aber dagegen amnestiert wurden vier Polizeibeamte der Saar-
regierung. Was weiten Kreisen, Insbesondere aber auch im Saargebiet selbst 
noch unbekannt geblieben Ist, möchte ich heute vor aller (Öffentlichkeit fesl-
stellen: Diese 4 Polizeibeamten waren am Morgen des 20, Novembers an der 
Besetzung des Gewerkschaftshauses In Saarbrücken aus Anlaß der Ab­
setzung des Gewerkschaftsvorsitzenden Paul Kutsch beteiligt. Am Abend 
des gleichen Tages drangen diese Pollzcibeamten in die Wohnung eines 
oppositionellen Stadtratsmitgllcdes ein, randalierten dort und nahmen einige 
dort Hegende Flugblätter mit. Sie wissen es vielleicht aus der Tagespresse, 
daß der Wohnungsinhaber, ein alter, angesehener Saarbrücicer Bürger, 
wenige Stunden danach verstarb. 

Es ließe sich noch mehr sagen, aber diese beiden Beispiele mögen Ihnen 
beweisen, wie es um die Freiheit vor, während und nach der Wahl bei uns 
im Saargebiet bestellt war. 

Ich möchte aber im Rahmen meiner kurzen Ansprache nicht nur kritisieren, 
sondern auch einen V o r s c h l a g z u u n s e r e r h e i k l e n L a g e an der 
Saar machen. Ich erlaube mir daher, Ihnen zu sagen, es wird zwischen 
Deutschland und Frankreich keine Saarfrage mehr geben, wenn die Bevölke­
rung Gelegenheit hat, Ihre Meinung über ihr künftiges Schicksal ohne Be­
vormundung wahrhaft frei zu bilden und zu äußern. (Beifall.) Das wäre 
wahrhaft europäisch, demokratisch und cfaristlichl (Beifall.) 

Wir können uns schlecht vorstallen, daß im O s t e n Deutschlands Jemals 
freie Wahlen möglich sein sollten, wenn sich die Völker der westlichen 
Gemeinschaft untereinander nicht über die Gewährung der Meinungsfreiheit 
für die Saarbevölkerung einigen können. (Lebhafter Beifall.) 

Wer also freie Wahlen zu verhindern trachtet, versündigt sich an Europa, 
versündigt sich an den Grundsätzen der Demolcratle und versündigt sich 
gegenüber dem Herrgott, well er den Menschen entwürdigt! 
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Die zwlscben Deutschland und Frankreich zu klärenden W i r t s c h a f t s ­
f r a g e n können nach unserer Auffassung in allseitig befriedigender Form 
in internationalen Vcrtr&gen geregelt werden, wenn man allseits guten 
Willens ist. Tn diesem Sinne glauben wir, daß es den Bemühungen unseres 
verehrten Herrn Bundeskanzler Dr. Adenauer gelingen möge, uns an der 
Saar die bisher vorenthaltenen demokratischen und politisdien Freiheiten 
zu erwirken. (Beifall.) 

Damit wären nicht zuletzt die Voraussetzungen dafür geschaffen, daß 
P r a n k r e i c h u n d D e u t s c h l a n d in F r e u n d s c h a f t gemeinsam 
mit den übrigen Völkern der westlichen Welt einer glücklicheren Zukunft i n 
e i n e m v e r e i n t e n E u r o p a entgpgenschen könnten. Tn diesem Sinne 
wünschen wir von der Saar Ihnen einen erfolgreichen Verlauf des 4. Bundes­
parteitages der CDU. (Beifall.) 
Präsident Siharnberg 
erteilt das Wort dem Generalsekretär der Schweizerischen Konservativen 
Volkspartei, zugleich für die Internationale Union Christlicher Demokraten 
der NEI, 
Dr. Sosenberg (Schweiz): (Mit Beifall begrüßt) 

Sie werden erstaunt sein und os vielleicht komisch finden, wenn ich 
Ihnen sage, daß der Schweizer Delegierte über Paris nach Hamburg ge­
kommen ist. Das ist aber der einzige Grund — und deswegen mußte ich 
ihn anführen — dafür, daß ich als erster der ausländischen Gäste hier zu 
Wort komme. Ich habe den ehrnnvollnn Auftrag, Ihnen die Grüße des 
Präsidenten und des Direktionskomitees der C h r i s t l i c h - D e m o k r a ­
t i s c h e n I n t e r n a t i o n a l e n U n i o n zu überbringen. (Beifall.) 

Diese Christlich-Demokratische Internationale hatte am Freitag und 
Samstag in Paris eine sehr erfolgreich verlaufene Sitzung. Sie hat Stellung 
genommen zu der neuesten internationalen Entwicklung. Der Herr Präsi­
dent läßt sich entschuldigen; er bedauert sehr, nicht hier sein zu können. 

Die gefaßte E n t s c h l i e ß u n g hat insofern eine Bedeutung, als sie ganz 
in die Linie paßt, die in Deutschland von Herrn Bundeskanzler Dr. Adenauer 
verfolgt worden ist. Ich habe gesagt, die Christlich-Demokratische Inter­
nationale hat Stellung genommen zur n e u e s t e n E n t w i c k l u n g in der 
internationalen Lage. Darunter verstehen wir die Schwenkung in der russi­
schen Politik und die Stellungnahme, die Herr Präsident Eisenhower dazu 
genommen hat. 

Die Internationale unserer Richtung hat festgestellt, daß die Schwenkung 
in der internationalen Politik wesentlich b e e i n f l u ß t ist d u r c h d i e 
B r s t a r k u n g d e s W e s t e n s , und daß es dementsprechend folgerichtig 
Ist, an dieser Erstarkung des Westens weiter zu arbeiten. (Beifall.) 

Die Christlich-Demokratische Internationale hält nach wie vor daran fest, 
daß der F r i e d e n s w i l l e bekundet werden muß, indem man den 
u n t e r d r ü c k t e n e u r o p ä i s c h e n V ö l k e r n die Freiheit und die 
Möglichkeit der S e l b s t e n t s c h e i d u n g zurückgibt. Dieser Friedens­
wille wird dadurch bekundet, daß man zu einer vernünftigen Ordnung auf 
der ganzen Welt die Hand bietet, well der F r i e d e d e r W e l t u n t e i l ­
b a r ist. Man kann nicht an einem Ende der Welt Krieg führen und am 
anderen Ende der Welt den Frieden offerieren. 

Ich habe auch den AT,ftrag, im Namen des Direktionskomitees dem Herrn 
B u n d e s k a n z l e r A d e n a u e r die herzlichsten Glückyrünsche zu sei­
nem ungeheuer g r o ß e n E r f o l g seiner Amcrikareise zu überbringen. 
(Beifall.) Man hat In Paris einmütig festgestellt, daß dieser Erfolg die 
Frucht seiner unermüdlichen Arbelt ist, die Bundeskanzler Adenauer heute 
zu e i n e m d e r . G r o ß e n D r e i * K o n t i n e n t a l e u r o p a s gemacht 
hat. (Beifall.) 
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Ich darf Ihnen, sehr verehrter Herr Bundeskanzler, aber auch versichern, 
wie sehr das n c > utra l e A u s l a n d Ihre Arhrlt, Ihren Einsatz und Ihren 
Erfolg bewundert. Wenn man heute von einem Wunder Deutschlands spricht, 
so ist dieses Wunder Ihr Vei dienst und das Werk Ihrer Regierung. (Starker 
Beifall.) 

Sie dürfen den Erfolg um so mehr beanspruchen, weil man den Mifiprfolg 
auch auf die CDU vrrbucht hätte, wenn die Prophezeiungen der Opposition 
in Erfüllung gcqangen wären. Der Erfolg der Regierung Adenauer und der 
CDU in Deutschland ist so offensichtlich, daß jeder, der das sehen will, es 
zugeben muß. Wer hatte vor sieben Jahren daran aedacht, daß der deutsche 
Bundeskanzler im Jahre 1953 als einer der großen Fürsprecher Europas nadi 
den Vereinigten Staaten gohen und dort empfangen würde, wie Bundes­
kanzler Adenauer empfangen worden ist?I 

Gestatten Sie mir noch zum Schluß ein kurzes Wort als Delegierter der 
S c h w e i z e r i s c h e n K o n s e r v a t i v e n V o l k s p a r t e i . Ich habe 
Ihnen von allen Seiten recht herzliche Grüße aus der Schweiz zu überbrin­
gen. (Beifell.) Ich habe Ihnen vor allrm zu sagen, wie sehr man sich auch 
in der Schweiz bewußt Ist, welch ungeheure Bedeutung die kommenden 
Wahlen für Deutschland, für Europa und für die Welt haben werden. 

W e n n d i e V e r n u n f t e n t s c h e i d e t , d a n n s i n d d i e W a h l e n 
in D e u t s c h l a n d im J a h r e 1 9 5 3 b e r e i t s e n t s c h i e d e n . Ihre 
Aufgabe, meine sehr verehrten Anwesenden, ist es, durch Ihre Hingabe; an 
eine große Idee und durch Ihren restlosen Einsatz nach dem bewunderungs­
würdigen Vorbild Ihres Kanzlers der Vernunft zum Durchbruch zu verhelfen I 

Weil der deutsche Wahltag ein Schicksalstag Europas Ist, schließe ich mit 
der schönen und lnhaltsrelchc>n G r u ß f o r m e l , die von {eher und auch 
heute noch üblich ist im Verkehr zwischen der Schweizer Bundesregierung 
und den kantonalen Regierungen; sie lautet: Wir empfehlen Sie samt uns 
dem Machtsihutze Gottes! (Stärker Beifall.) 

Ott (Frankreich): (Mit starkem Beifall begrüßt.) 
Es ist für, mich wiederum eine große Ehre und eine große Freude zugleich, 

der Parteitägung der CDU Deutschlands beizuwohnen und Sie im N a m e n 
d e r f r a n z ö s i s c h e n MRP begrüßen zu dürfen. Die Nähe der Kom­
munalwahlen in Frankreich haben manchen unsi<rer MRP-Parteifreunde dar­
an gehindert, unsere Bewegung bei dieser Tagung zu vertreten. Es ist für 
mich eine wichtige Aufgabe, sie bei Ihnen zu entschuldigon und ihre Grüße 
Ihnen zu überbringen. 

Schon zweimal ist mir die Ehre zuteil geworden, einer Tagung der CDU 
beizuwohnen. Ich habe mit jeder Tagung der CDU den Wiederaufstieg und 
den Wiederaufbau Deutschlands mit Freude feststellen können. (Beifall.) 

Wenn Sie die schöne und mächtige Stadt H a m b u r g bewundern, so 
können Sie an dem Bild dieser Stadt die F o r t s c h r i t t e messen, welche 
nach dem Ende des zweiten Weltkrieges schon in Deutschland gemacht 
worden sind. Das scheint ein glückliches Zeirhim für die europäische Zu-
Icunft zu sein, denn ich beteuere es, und das scheint vielleicht einige meiner 
Zuhörer in Staunen zu versetzen, wenn ein solches Wort aus dem Munde 
eines echten Franzosen kommt — mit Kraft: o h n e e i n s t a r k e s und 
w i e d e r a u f b l ü h e n d e s D e u t s c h l a n d i s t E u r o p a e b e n s o 
u n d e n k b a r w i e o h n e e i n s t a r k e s u n d b l ü h e n d e s F r a n k ­
r e i c h I (Stürmischci, anhaltender Beifall.) 

Mir ist wohl bekannt, daß trotz unserer ehrlichen Bemühungen, eine echte 
und loyale Verständigung zwischen Frankreich und Deutschland herzustellen, 
p o l i t i s c h e S c h w i e r i g k e i t e n u n d H i n t e r g e d a n k e n fort­
bestehen, über welche wir aber unter allen Umständen hinweggehen sollen 
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und mflssen. Es ist hier nicht am Platze, in Einzelerörterungen dieser Frage 
einzugehen, es sei mir aber vergönnt, mit ein paar Worten einige MiB-
verstSndnisse und unbegründete Beffirditungen womöglich zu versdieudien. 

Als mein groBer und verehrter Parteifreund, Herr Robert S c f a u m a n , 
freiwillig aus der Regierung austrat, um die Bildung des Kabinetts nicht 
unmöglich zu madien — damals war die politische Lage in Frankreidi der­
gestalt, daB es nur ein Mittel gab, die europäische Politik zu retten, und 
dieses Mittel war sein freiwUliger RflcktTitt —, hat sidi überall das Gerücht 
verbreitet, der auBenpolitische Kurs Frankreichs sei jetzt verändert. Ohne 
Ihnen politische Staatsgeheimnisse — die ich fib'rigens überhaupt nicht 
kenne — mitteilen zu wollen, habe ich sehr wichtige und sehr triftige 
Gründe, Ihnen die Versicherung zu geben, daß diese G e r ü c h t e v ö l l i g 
u n b e g r ü n d e t sind. (Beifall.) 

Trotz der Verleumdungen wird der Tag kommen, wo sich vor aller Augen 
die Wahrheit offenbart. Die Gelegenheit wird sich gleidi finden, wo auch 
der gute europäische Wille Frankreichs zutage tritt. (Beifall.) 

Es sei mir auch vergönnt, zu sagen, daß der hochgeehrte Bundeskanzler 
A d e n a u e r eine groBe Wahrheit ausgesprochen hat, als er vor einigen 
Tagen im Laufe seiner A m e r i k a r e i s e vor amerikanischen Zuhörern 
beteuerte, daß er gewiß sei, daß die Mehrheit des französischen Volkes den 
echten Willen habe, sich mit den Deutschen e h r l i c h zu v e r s ö h n e n . 
(Lebhafter Beifall.) Ich bin hierhin gekommen, meine Damen und Herren, 
um Ihnen dieses Wort zu bestätigen. (Beifall.) 

Der Kampf gegen Vorurteile und böse Erinnerungen an schlimme Zeiten, 
gegen nationalistischen Dünkel und gegen die Dummheit ist ein h a r t e r 
K a m p f ! (Starker Beifall.) Die Gegner sind hartnäckig und unerbittlich, 
aber die Kämpfer für eine bessere Zukunft sind ebenso hartnäckig und 
willensfest. 

Ich möchte zum Schluß an ein einfaches, aber göttliches Wort ermahnen, 
das unser sittliches Leben beherrscht: Friede sei auf Erden für diejenigen, 
die g u t e n W i l l e n s sindl (Sehr starker Beifall.) Da wir auf beiden 
Seiten guten Willens sein wollen, so dürfen wir nicht daran zweifeln, daß 
der echte und schöne Friede der Herzen eines Tages uns gehört. (Starker 
Beifall.) 

(Herr Ott geht zum Bundeskanzler Dr. Adenauer und gibt ihm die Hand, 
was bei der Versammlung langanhaltenden brausenden Beifall hervorruft.) 
Präsident Schamberg: 

Der Herr Bundeskanzler muß uns leider verlassen, weil er eine Presse­
konferenz angesetzt hat. Ich möchte ihm nochmals von Herzen danken, daß 
er zu uns gekommen ist und zu uns gesprochen hat. (Starker Beifall.) 

Das Wort hat nun von der Christlich Socialen Partei Belgiens 
Jan de Spot (Belgien): (Mit Beifall begrüßt) 

Vor einigen Tagen hat die freie Welt — wozu unsere beiden Völker ge­
hören — zum ersten Mal seit vielen Jahren die Stimme eines Menschen 
gehört, dem es gelungen ist, dem Verlangen und der Hoffnung von uns 
allen mit einigen einfachen Worten Ausdruck zu geben. Es war die Stimme 
des Präsidenten E i s e n h o w e r , der in seiner Rede am Donnerstag vor 
dem amerikanischen Rundfunk seinen Friedensplan entwickelte und die 
Sowjetunion zu einer konstruktiven Zusammenarbeit einlud. 

Als V e r t r e t e r e i n e r k l e i n e n N a t i o n , welche zweimal in der 
neueren Geschichte in einen ihr aufgezwungenen Weltkrieg verwickelt 
wurde, und als Vertreter Ihrer Schwesterpartei, der Christlichen Volkspartei 
Belgiens, möchte ich Ihnen beim Dbermittelh der herzlichen Grüße Ihrer 
belgischen Freunde mit der ganzen Kraft unserer Überzeugung sagen, welch 
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h o h e H o f f n u n q wir in diesem historischen Augenblidc a u f u n s e r e 
F r e u n d e d e r C h r i s t l i c h D e m o k r a t i s c h e n U n i o n Deutsdi-
lands setzen. (Beifall.) 

Sie vertreten zwei Grundsatze, auf denen der Friede und die Zukunft 
Europas gebaut werden können und müssen. Sic vertreten erstens den 
c h r l s t l i c h - s o z i a l e n G e d a n k e n , der das einzige Band ist, wnidies 
die Völker unseres alten Kontinents in einer gemeinsamen Weltanschauung 
verbinden kann. Vor einigen Jahren hat ein ffihrcndcr sozialdemokratisdiei 
Staatsmann gesagt: Europa wird sozialistisch sein, oder es wird nicht scini 
In dem Augenblidc, wo das geeinte Europa eine Wirklichkeit wird, hat sidi 
erwiesen, daß a l l e S c h ö p f e r d i e s e s E u r o p a s — Konrad Adenauer 
in Deutsdiland, BidAuIt in Frankreidi, de Gasperi in Italien, Beck in Luxem­
burg, van den Brink in Holland und van Zecland in Belgien — c h r i s t ­
l i c h - s o z i a l e P o l i t i k e r sind. (Beifall.) 

Sie vertreten zweitens eine groBe Nation. Wir kleinen LSnder können bei 
der Schaffung einer endgültigen internationalen Ordnung Hilfe leisten und 
unseren Beitrag liefern, aber Sie als g r o B e N a . t i o n , welche so oft die 
Geschichte gemacht hat, haben die entscheidende Rolle zu spielen und die 
s c h w e r s t e V e r a n t w o r t u n g zu tiagen. 

Es wird in den kommenden Monaten von der CDU abhangen, ob Deutsch­
land diese Rolle — der es sich nach den heutigen Umstanden nicht mehr 
entziehen kann - - spielen wird. Selen Sie davon überzeugt, daß nicht nur 
wir in Belgien, sondern die ganze freie Welt Ihren Kampf um die Aufrecht-
erhaltung eines Deutschlands, wie Sic es gebildet haben, mit leidenschaft­
lichem Interesse verfolgen werden. 

Möge der Allmächtine Ihre Arbeit segnen und lohnen! Ihre Freunde aus 
der belgischen Christlichen Volkspartei stehen in Gedanken und mit ganzem 
Herzen an Ihrer Seite! (Starker Beifall.) 

Präsident Schamberg 
erteilte das Wort dem Mitalied des geschiftsffihrenden Ausschusses der 
Katliolischen Volkspartei Hollands, 
Professor Dr. Sdilichting (Holland): (Mit Beifall begrOBt) 

Es ist für mich ein großes Vorrecht, an Ihrer Taguno teilnehmen zu 
dürfen und Ihnen im Namen der S c h w e s t e r p a r t e i H o l l a n d s den 
besten Erfolg zu wünschen. Wir nehmen sehr lebhaften Anteil an Ihrer 
Arbeit als TrBger der christlichen Demokratie in Deutschland und in der 
Welt. Vor einem halben Jahr erschien — herausgegeben von der katho­
lischen amerikanischen Notre-Dame-Universitat - • ein Ruch Ober die christ­
liche Demokratie in Frankreich und Italien, in dem die christliche Demo­
kratie als die verheißungsvollste Escheinung in Europa nach dem Kriege 
bezeichnet wurde. Das gilt in noch stärkerem Maße für Ihre Partei 
als TrBgerin derselben christlichen Demokratie in Deutschland, die vor eine 
noch schwerere Aufgabe gestellt war. 

Es ist schon nicht mehr nur Verheißung, sondern die c h r i s t l i c h e 
D e m o k r a t i e i s t i n d c r V e r w i r k l i c h u n g begriffen. Das gilt Ins­
besondere für die Friedensordnung und die europäische Einigung. Auf die­
sem Gebiet hat die christliche Demokratie in Deutschland eine Politik ge­
staltet, die heute ein starkes und tragendes Element In der Neuordnung 
unserer Welt geworden ist. 

Es ist mir aufgefallen, daß in der gestrigen Rede des Herrn Bundestags-
präsidenten die Politik Ihrer Partei entsagungsvoll und wagemutig genannt 
worden ist, — d. h. also, Sie haben nicht den leichtesten Weg gewBhlt; Sie 
haben die billigen Mittel verschmäht. Gerade deswegen wird Ihnen heute 
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— das ist erstaunlidi —, wenige Jahre nadi dem Kriege, von dem benach­
barten Ausland nicht nur Sympathie erwiesen, sondern audi Bewunderung 
gezollt. (Beifall.) 

Gestatten Sie mir nodi ein paar persönliche Worte hinzuzufügen, persön-
lidi nicht in dem Sinne, dafi idi diese Worte in erster Linie an den Herrn 
Bundeskanzler richten möchte; denn ich denke nicht daran, zwischen ihm 
und seiner Partei unterscheiden zu wollen, sondern persönlich von mir aus 
als Student und Dozent der viel umzweifelten p o l i t i s c h e n W i s s e n ­
s c h a f t . Ich möchte nämlich das anerkennen, was Ihre Partei und be­
sonders Ihr Herr 'Bundeskanzler durch die großzügige politische Führung 
und den Anteil, den Sie an der europäischen Neugestaltung genommen 
haben, zur Ehrenrettung, zur Rehabilitierung der Politik überhaupt als Ob­
jekt unseres Studiums beigetragen haben. (Beitall.) 

Es gibt heutzutage überall einen landläufigen Skeptizismus und Zynismus, 
was man vielleicht einen reflektierten, einen sozusagen passiven Machia-
vcllismus nennen könnte, einen Machiavellismus nicht der Regierenden, 
sondern der Regierten, die da von der Politik, von ihrer Regierung nichts 
anderes mehr erwarten als eine schlechte Geschicjclichkelt, als ob Politik 
nicht gerecht sein könne, ohne auch schwach zu sein, und nicht gewissen­
haft, ohne naiv zu sein. 

Wenn nun von Mut und Entsagung gesprochen wird, dann tritt uns ein 
ganz anderes Bild der Politik vor Augen, ich möchte feststellen, daß es In 
der Nachkriegszeit gerade das staatsmannische Wirken des Bundeskanzlers 
Adenauer gewesen ist, das der Politik in der erschütterten Welt nach dem 
Kriege im aligemeinen wieder eine elirenhafle Gestalt gegeben hat. (Beifall.J 

Er hat gezeigt, dafi Politik gewissenhaft und kunstgerecht zugleich sein 
kann. Damit ist die Verbindung hergestellt zwischen der antiken und alt­
christlichen Auffassung von der P o l i t i k a l s T u g e n d und der neuzeit­
lichen Auffassung von der P o l i t i k a l s K u n s t . Diese Auffassungen hat 
man so oft gegenübergestellt, aber sie bedingen vielleicht einander. 

Das soll Ihnen sagen, mit welcher großen Freude und mit welchem Inter­
esse ich an Ihrer Tagung teilnehme, ich darf Ihnen die herzlichen Wünsche 
im Namen Ihrer nieclerländiscben Schwesterpartei aussprechen, die Sie auf 
Ihrer Tagung begleiten. (Lebhafter Beifall.) 
Präsident Sdiamberg: 

Zum Abschluß der Begrüßungen durch die ausländischen Gäste darf ich 
mit besonderer Freude den Generalsekretär der Österreichischen Volks­
partei bitten, das Wort zu ergreifen. 
Dr. Maleta (Österreich): (Mit starkem Beifall begrüßt) 

Ich darf wohl sagen: Liebe Freunde! Es ist ein symbolischer Brauch, aber 
von realistischer Außenwirkung, daß wir zu den Parteitagen der Christildi-
Demokratischen Parteien Europas die ausländischen Freunde einladen. 

Es ist wohl so, daß dieses Europa sein Schicksal nicht wird gestalten und 
meistern können, weim wir uns damit begnügten, allein die materiellen, 
finanziellen und tedmischen Voraussetzungen zu schaffen. Im Kampf der 
Geister kann nur die K r a f t e i n e r I d e o l o g i e Widerstand leisten. 
Und wer sollte mehr dazu berufen sein als wir christlichen Demokraten aller 
europäischen Staaten, die sich verbunden fühlen im gemeinsamen Bekennt­
nis zu den sittlichen Werten unseres christlichen und abendländischen Ktil-
turgutes. (Beifall.) 

Deshalb, liebe Freunde, bin ich darüber glücklich, daß ich Ihnen die 
G r ü ß e d e r Ö s t e r r e i c h i s c h e n V o l k s p a r t e i übermUteln kann, 
insbesondere auch die Grüße unseres Paiteivorsitzenden und jetzigen 
Bundeskanzlers Ingenieur Julius iR a a b. (Beifall.) 
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In diesem Jahre fallen in Europa g r o f i e E n t s c h e i d u n g e n . Es wer­
den einige Wahlen in diesem Jahre abgehalten. Wir Österreicher haben den 
Reigen begonnen. Wir haben eire harte Wahlsdüacht geschlagen. Wir 
haben in langwierigen Rcgicrungsverhandlungcn unsere Position voll imd 
ganz behauptet. (Beifall.) 

Wenn man hier als Gast Ihrem Parteitag beiwohnt, dann wird einem 
ganz stark der Kindruck vermittelt, daß von diesem Parteitag aus — auf 
den heute die Welt blickt — eine ganz große Entsdieidung heranreift. Man 
hat heute in Deutschland erkannt, daß durch die Leistungen Ihres g r o ß e n 
B u n d e s k a n z l e r s K o n r a d A d e n a u e r , aber auch durch ihre Mit­
arbeit, die Voraussetzungen für einen neuen Wiederaufstieg Deutschlands 
geschaffen wurden, (fielfall.) 

Nach a c h t J a h r e n h a r t e r K ä m p f e in einem Aschenbrödeldasein 
sind Sie wieder zu einem Subjekt und zu einem F a k t o r d e r i n t e r ­
n a t i o n a l e n P o l i t i k geworden. Darüber freuen wir uns auch in 
Österreich) denn wir wissen, daß die Zukunft Uuropas in Deutschland ent­
schieden wird und daß hier die Würfel fallen. 

In diesem Sinne wünsciicn wir Ilmen auf Ihrem Parteitag einen vollem 
Erfolg Ihrer Arbeiten, damit er die Voraussetzungen dafür schafft, daß Sie 
im Herbst im Wahlkampf siegreich die Fahne erheben können. (Lebhafter 
Beifall.) 

President Sdiamberg 
erteilte das Wort für den Deutschen Gewerkschaftsbund 
Frau Harmuth (DGB): (mit Beifall begrüßt) 
Im Auftrage des geschäftsführenden .Bundesvorstandes des Deutschen Ge-
werlcscfaaftsbundes habe icii die Ehre, Ihnen horziichst zu danken für die 
freundlidie Einladung, die Sie uns zu Ihrem 4. Bundesparteitag zuteil werden 
ließen. 

Mit diesem Dank verbinde ich die hosten Wünsche für einen g u t e n 
V e r l a u f Ihrer Tagung, an der ein großer Teil der über sechs Millionen 
M i t g l i e d e r d e s DGB sowohl in der Bundesrepublik wie jenseits der 
willkurlldi gezogenen Grenzen unseres Vaterlandes Anteil nehmen. 

Gestatten Sie mir, daß ich diesen Worten auch g e w e r k s c h a f t l i c h e 
G r ü ß e u n d W ü n s c h e - b e s o n d e r e r A r t hinzufüge, nämlich die, 
daß Sie und Ihre Freunde, besonders Ihre Frauen und Männer in den Parla­
menten der Länder und vor allem im Deutschen Bundestag, allen zeitbcrech-
ligten F o r d e r u n g e n d e r A r b e i t n e h m e r a u f g e s c h l o s s e n 
und verständnisvoll gegenüberstehen. Insbesondere möge das Ringen um 
sozialpolitische Dinge und fortschrittliche Lösungen auf allen Gebieten der 
Gleichberechtigung der Arbeitnehmerschaft in unserem Staate immer besser 
und schneller zu einem Ergebnis gebracht werden zum Besten unseres gan­
zen Volkes. 

Zu einer glücklichen Zukunft und zu einem gewerkschaftlichen Frieden in 
der Welt gehören vor allem freie und zufriedene Arbeiter, glückliche Mütter 
und eine frohe Jugend. Es geht darum, auf allen Gebieten mit den gewerk-
sdiaftlich organisierten Arbeitnehmern, mit den Männern und Frauen, die 
sich nach 1945 insbesondere in der Deutschen Gewerkschaftsbewegung zu­
sammenfanden und die sich bewährten in ihrer Arbeit, die auch heute guten 
Willens sind, eine g u t e Z u s a m m e n a r b e i t zu finden, 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich aber nicht versäumen, dafür zu danken, 
daß der Vorsitzende Ihrer Partei in seiner Eigenschaft als B u n d e s ­
k a n z l e r auf seiner Reise in den USA durchaus die A r b e i t d c r D e u t ­
s c h e n G e w e r k s c h a f t e n a n e r k a n n t e anläßlich eines Presse­
interviews, von dem wir durch die Tagespresse Kenntnis genommen haben. 
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Ferner mödite ich dankenswerterweise an die Bundestagung der S o z i a l -
a u s s c h ü s s e der diristlidi-demolcratisdien Arbeitnelimersdiaft unlängst 
in Köln erinnern, die erneut erfreulicherweise zum Gedanken der E i n ­
h e i t s g e w e r k s c h a f t s b e w e g u n g Stellung genommen hat. Unser 
ganz besonderer Dank, meine sehr verehrten Anwesenden, gilt aber dem 
Bemühen um Verständigung und O b e r w i n d u n g m e n s c h l i c h e r 
U n z u l ä n g l i c h k e d t e n im gewerkscfaaftlidien Raum, die ich gerne zu­
gestehen will, vor allem dem Herrn Bundesminister Jakob K a i s e r , dem 
H«rrn Ministerpräsidenten Karl A r n o l d und besonders auch dem Bundes­
tagsabgeordneten Johannes A1 b e r s und seinen Freunden, 

Wir d a n k e n d i e s e n H e r r e n g a n z b e s o n d e r s für ihre uner­
müdliche Bereitschaft, und wir möchten wünschen und hoffen, daB alle diese 
Bemühungen zu dem Erfolg führen, den wir voraussehen. Ich glaube ferner, 
dafi es an der Zeit ist, nodi einmal au die geschichtlichen Dinge zu erinnern, 
die sich im gewerkschaftlichen Raum im Jahre 1933 und auch nach 1945 ab­
gespielt haben. Aus der gegebenen Situation heraus möchte idt die Bitte 
anschließen: g e d e n k e n S i e b e i I h r e n B e r a t u n g e n a u c h d e r 
d e u t s c h e n A r b e i t n e h m e r s c h a f t , die in der Deutschen Ge­
werkschaftsbewegung organisiert ist, gedenken Sie ihrer wichtigen Forde­
rungen und Wünsche. 

Gerade jetzt ist es an der Zeit, wo die d e u t s c h e W i r t s c h a f t 
w i e d e r a u f b l ü h t , so manches miteinander zu besprechen, was sich aus 
der neuen Situation ergibt. Denken Sie biitte daran, daB christliche Arbeit­
nehmer, Arbeiter, Angestellte, Beamte, Menschen aus den freien fierufcn, 
Männer und Frauen und unsere Jugendlichen, die berufstätig sind, eine g e ­
w e r k s c h a f t l i c h e H e i m a t benötigen, und daß es nicnt so sein kann, 
daß sie keine Gewerkschaft haben. Denken Sie daran, daß häufig im Leben 
Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit entscheiden und gewerkschaftliche Ar­
beit wichtig ist auch im vorpariamentarischen Raum. 

Wenn ich etwas hinzufügen darf, dann möchte ich sagen, daß es auch 
M u t bedarf, um in einer Gewerkschaftsbewegung tätig zu sein. Es hat den 
Anschein, als würde das manches Mal übersehen. Erst durch die tatkräftige 
Mitarbeit der einzelnen Mitglieder und der einzelnen Freunde, ob Männer 
oder Frauen, der einzelnen Menschen aus der christlich-demokratischen 
Arbeitaehmerschaft kann die Anerkennung der heutigen Gewerkschiafts-
bewegung errungen werden, so wie Sie und wir es alle wünschen. Es geht 
darum, auch in dieser Beziehung Kräfte zu sammeln und unsere Tatkraft 
unter Beweis zu stellen, ich möchte sagen, erneut unter Beweis zu stellen. 

Sie dürfen versichert sein, daß verantwortliche Menschen in der Gewerk­
schaftsbewegung heute wie damals darum ringen, den aus der Z e i t d e r 
T y r a n n e i geborenen Plänen eines Wilhelm Leusdmer, Max Habermann 
und Jakob Kaiser und vieler anderer — die ich nidit aufzählen kann, well 
die Zeit nicht dazu reicht — zu entsprechen. Ich bitte Sie, im Interesse auch 
Ihrer Beratungen an diesen Wunsch zu denken, und mödite -meinen, daß ich 
recht tue, Ihnen zu sagen, daß M i l l i o n e n G e w e r k s c h a f t s m i t -
g l i ' e d e r I h r e B e r a t u n g e n genau so v e r f o l g e n , wie sie vielleicht 
den Verlauf und den Ausgang des DGB-Kongresses in Berlin verfolgt haben. 

Eine Reihe der heutigen Gewerkschaftler wartet darauf, daß Freunde aus 
Ihren Reihen ihnen in ihrer nicht leichten Arbeit zur Seite stehen, daß Sie 
ihnen helfen, die Schwierigkeiten zu meistern, die eben überall da sind, wo 
Menschen miteinander arbeiten. Wenn Sie an die <Bundestagung der Sozial­
ausschüsse denken, wenn Sie ihren Impuls erlebt haben oder ahnen können, 
werden Sie sicherlich bei Ihren Beratungen der sozialen und gesellschaft­
lichen Stellung der A r b e i t a e h m e r s c h a f t d e n i h r g e b ü h r e n ­
d e n P l a t z einräumen und auch d e r n e u e n d e u t s c h e n g e w e r k ­
s c h a f t l i c h e n A r b e i t g e r e c h t w e r d e n . 
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Wenn idi noch ein Wott zu Sdiwicrigkeiten und Differenzen sagen darf, 
dann glauben Sie nidit, daß dort, wo diristlidio Gewcrksdiaften etwa be­
stehen, katholisdie oder cvangelisdie — die gibt es audi —, alles eitel 
Sonnensdiein und Fiiude wärel Glauben Sie es nidit; dimn es wird immer 
wieder Spannungen geben. Es wird immer wieder Dinge geben, über die 
wir uns auseinandersetzen mässen, um uns dann zu finden. 

Zum Schluß ein Bekenntnis zu dem Spruch, den Sie hier auf der Rück­
wand stehen haben, der ja Ihr Ziel ist. Idi möciite meinan, es ist auch das 
Ziel der freien Deutschen Gewerkschaftsbewegung, einer unabhängigen Ge­
werkschaftsbewegung, zu helfen, daß ein Deutschland wird, ein s o z i a l e r 
R e c h t s s t a d d t in e i n e m g e e i n t e n E u r o p a . Das ist mein Wansch 
und unser Wunsch an Ihre Tagung. Mcigun Sie recht bald Ihre Erfolge sehen 
könncnl Mögen übcrdU, in allen Ländern der Deutschen Bundesrepublik 
und darüber hinaus, M e n s c h e n s i c h d i e H ä n d e r e i c h e n , möge 
insbesondere der Arbeilnehmerschait der Weg geebnet werden zu ihrer 
G l e i c h b e r e c h t i g u n g und zu einem wirklichen Erfolg. — Ich danke 
Ihnen. (Beifall.) 

Präsident Schamberg: 
Ich habe noch anzusagen, daß der Bundesvorsitzende der Deutschen Ange-

stelltcngewerksdiaft, Herr Rettig, wegen einer Reise verhindert ist, an un­
serer Tagung teilzunehmen. An seiner Stelle sind eine ganze Reihe von 
Mitgliedern der Deutsdicn Angestelltengewerkschaft hier anwesend, an der 
Spitze der stellvertretende Uuudesvorbitzende Ü^T Dcutsdien Angestellten­
gewerkschaft, unser Parteilround Georg Schneider, dem ich nunmehr das 
Wort gebe. 
Georg Schneider (DAG): (mit Beifall begrüßt) 

Der Bundesvorsitzende der Deutschen Angestelltengewerkschaft, mein 
Kollege Fritz Rettig, ist auf Wahlreise. Wir hdbcn in den nächsten Wochen 
Sozialversicherungswahlen. Er war daher leidc-r nicht in der Lage, der 
Einladung Folge zu leisten. Cr bittet um Entschuldigung und dankt herzlich 
für die Einladung, Nun bin ich als Vertreter des Buudesvorsitzenden der 
Deutschen Angestelltengewerksdidft beauftragt worden, n a m e n s d e s 
V o r s t a n d e s d e r DAG Ihnen herzlichc-n J)ank für die Einladung 
auszusprechen und Ihrer Tagung einen g u t e n V e r l a u f zu wünschen. 

Vieles, was die CDU will, will auch die DAG, Die DAG nimmt gerne die 
Gelegenheit wahr, um der CDU ihren herzlichen D a n k f ü r d a s g r o ß e 
V e r s t ä n d n i s aubzusprcdien, das sie bei ihren Forderungen speziell für 
die Angestellten bekundet haL Insbesondere danken wir dem anwesenden 
Bundesarbeitsministsr S t o r c h sehr herzlich. (Beifall.) 

Die Angestellten - - wenigstens dia in der DAG organisierten — sind der 
Meinung, daß sie auf Grund ihrer b e s o n d e r e n s o z i a l e n u n d w i r t ­
s c h a f t l i c h e n S t e l l u n g besondcire ForJurungim haben, und diese 
möchten sie in einer eigenen Urgonibation zum Tiagen biingon. Es war 
immer sehr ertreulich, teslzustellen, daß die Bundesregierung und insbe­
sondere der Herr Bunde&arbuitsministcr Storch sich um den Uiganisations-
streit im Gewcrkschaflsleben nicht gekümmert hat, sondern nach rein ob­
jektiven Gesichtspunkten immer die Wunsche entgegennahm, woher sie 
auch kamen. Sie müssen bedenken, liebe Parteifreunde, die Angestellten 
sind eine immer mehr relativ und absolut der Zahl nach wachsende Schicht. 
Wir haben heute in der Bundesrepublik 3,6 Millionen Angestellte. Rechnen 
Sie noch die Familienangehörigen hinzu, dann sind das immerhin 8 bis 
l O M i l l i o n e n M e n s c h e n . 

Die Befragung eines demoskopischen Instituts hat ergeben, daß v o n d e n 
W ä h l e r n d e r CDU a l l e i n 240/D A n g e s t e l l t e sind, also immerhin 
eine Gruppe von Wählern, wenn Sie rein rationalistisch denken, die man 
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nidit übersehen solltn. Um so eifreulidicr ist es, daB die CDU immer wieder 
unseren Wünschen Beachtung gnsdicnlct bat und daB wir in der Fraktion des 
Bundestages, aber audi in den Ländcrparlamenten, immer wieder G e h ö r 
f a n d e n und unsere Wünsche vielfach berücJcsichtigt werden konnten, 
So ist z.B, die Frage des p e r s ö n l i c h e n E i g e n t u m s der Arbeitneh­
mer — worüber der Parteitag noch wird besdiiießen müssen — das e i n ­
z i g e M i t t e l , u m e n d l i c h d e n S o z i a l i s i e r u n g s g e d a n k c n 
d e n L e u t e n a u s d e n K ö p f e n z u n e h m e n . 

Der H a u p t v o r s t a n d d e r D A G hat vor einem Jahr einen o f f i ­
z i e l l e n B e s c h l u ß nach dieser Richtung gefaßt. Wir möchten hoffen, 
daß der Parteitag der CDU insbesondere dieser Programmforderung zu­
stimmt und der l-ordcruug nach persönlichem Miteigentum der Arbeitnehmer 
an den Betrieben Rechnung tragt. Die soziale Frage, soweit sie überhaupt 
menschlich lösbar ist, kann nur gelöst werden, wenn recht viele Menschen 
Träger von persönlichem Eigentum werden. Das ist eine ganz große Auf­
gabe unserer Partei. Die soziale Frage wäre niemals zu einer solchen 
Schärfe herausgewachsen, wenn nicht in den letzten 150 Jahren infolge der 
wirtschaftlichen Entwiciclung immer mehr Menschen enteignet worden 
wären. Dieser Prozeß muß wieder rückcntwickelt werden. Wir müssen dazu 
kommen, daß die Menschen eine e i g e n e W o h n u n g haben; ob das in 
der Form einer EtageLwohnung oder eines Eigenheims ist, das ist nicht 
entscheidend. Die Arbeitnehmer müssen an dem Unternehmen, in dem sie 
arbeiten, persönliches Eigentum haben, um nocii mehr interessiert zu sein 
an dem Fortgang ihres Betriebes. 

Ich wollte nur diese Gedanken dn die Debatte geworfen haben, um Ihnen 
zu sagen, w i e v i e l u n s in der Deutschen Angestellten-Gewerlcsdiaft mit 
dem v e r b i n d e t , was auch die CDU will. Ich möchte meine Ansprache 
schließen mit dem wiederholten Wunsch unseres Hauptvorslandes, daß Ihre 
Tagung reiche Früchte bringen möge. (Beifall.) 

Präsident Sdiamberg: 
Es spricht nun zu uns Herr Fromm, der erst vor wenigen Tagen aus der 

Sowjetzone zurückgekommen ist. 
Fromm: 

Liebe Union-FreundeI Als Sp&theimkchrer habe ich die Ehre, dem Bundes­
parteitag die Grüße der K r i e g s g e f a n g e n e n , Z i v i l i n t e r n i e r ­
t e n und p o l i t i s c h e n G e f a n g e n e n zu überbringen. (Starker Bei­
fall.) Ferner ist es mir ein dringendes Bedürfnis, dem Herrn B u n d e s ­
k a n z l e r namens der Kriegsgefangenen, Zivilintemlerten und politischen 
Gefangenen herzlichst dafür zu danken, daß er bei seinen Verhandlungen 
von globaler und säkularer Bedeutung in Amerika dieser Frage einen so 
hervorragenden Platz eingeräumt hat. (Beifall.) 

Ich selbst wurde vier Jahre lang von den roten Mach.thabem in den 
Kellern der NKWD und anschließend in Konzentrationslagern festgehalten. 
Meine politische Arbeit als L a n d e s s e k r e t ä r d e r C D U brachte es 
mit sich, daß ich bereits nach kurzer Zeit in Gegensatz zu den kommu­
nistischen Machthabern geriet, vor allem in zwei Punkten: 1. in der Frage 
des Religionsunterrichts an den Schulen und 2. in der Frage der entschädi­
gungslosen Enteignung und Vertreibung der Landwirte von Haus und Hof. 
Ich sollte zunächst wegen illegaler Tätigkeit gegen die sowjetische Be­
satzungsmacht vor ein Tribunal gestellt und verurteilt werden. Doch be­
sann man sich nacii ungezählten Vernehmungen schließUcJi, und ich wurde 
o h n e U r t e i l in ein V e r n i c h t u n g s l a g e r abgeschoben. Ich habe 
in den vier Jahren in der Gefangenschaft in den Lagern Menschen der ver­
schiedensten Völker, der verschiedensten sozialen und politischen Richtun­
gen gesprochen. Es befanden sicii in den Lagern außer Deutschen noch 
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Holländer, Belgier, Franzosen und Spanier. Idi leg in einer BaradcK mit dem 
Herzog von Anhalt, den man im Lager verhungern licfi, mit Konsuln und 
hohen Staatsbeamten bis ssum ungelernten Arbeiten alle Berufe waren 
vertreten. Ich habe in den Lagern audi eine Reihe von C D U - F r e u n d e n 
getroffen, Sie alle haben ihren Einsatz für ihi'e politische Überzeugung, 
für ihren Kampf um die demokratisdbe Freiheit, mit dem Verlust ihrer 
persönlichen Freiheit bezahlt. Ich kann Ihnen beriditen, meine Freunde, 
daB keiner in den (irspradien, die wir geführt haben, über sein hartes Los 
geklagt hat, sondern daS unsere Freunde aucfa in der Gefangenschaft 
i h r e r Ü b e r z e u g u n g t r e u geblieben sind. (Beifall.) 

Diejenigen, die noch in don Lagern zurückgeblieben sind, sagten mir beim 
Abschied d r e i W o r t e , die mich seither nicht zur Ruhe kommen licBen. 
Ciestatten Sie mir bitte daher, meine Freunde, daB ich mich zum Dolmetsch 
dieser armen, um ihre Freiheit beraubten Freunde, aber auch zugleich zum 
Dolmetsch aller Kriegsgefangenen und Zivülntpinicrten mache, indem ich 
auch Ihnen d i e s e d r e i W o r t e z u r u f e : V e r g e B t u n s n i c h t l 
(BDifall.) 

Us ist mir daher ein dringendes Herzensbedürfnis, drm Herrn Bundes­
kanzler und auch dum Bundesparteitag dafür zu danken, daB er der Kriegs­
gefangenem an so hervorragender Stella gedacht hat. Ich höre mitimtnr 
Stimmen von inisurun Freunden, die besagen: das hat doch alles keinen 
Zweck,- d(!r Russe macht ja doch, was er will. -•• Nun, Freunde, ich kann auf 
Cirimd selbst erlebter Tatsachen berichten, daB diese Ansicht falsch ist. Im 
Veinichtungslagnr Buchenwald betrug z.B. das T a g e s s o l l an T o t e n 
im ersten Jahr meiner Gefangenschaft 100 Totn taglich. Wurde diese Zahl 
nicht erreicht, so halfen Wachmannschaften mit Kolbenschlägen und FuB-
tritten nach. Als kirchliche und weltliche Stellen ihre Stimmen erhoben und 
auf das Massensterben in den sowjetischen Lagern hinwiesen, wurde plötz­
lich umgeschaltet. Es erging an die Lagerleitung der Befehl, daB der Prozent­
satz an Todesfällen nicht höher sein dürfe als bei der Zivilbcvölkenmg. Hs 
kamen sogar Mc:dikamentc ins Lager, und an die Gefangenen wurde' auch 
Seife ausgegeben, was nach asiatischen Begriftim besonders erwähnenswert 
ist. Vorher gab es keine. 

Die gröBtc seelisdie Belastung bedeutete für uns in der unmenschlichen 
Haft der Gedanke an unsere F a m i l i e . Ich darf daher die Bitte anfügen: 
helft den Angehörigen unserer bedrängten oder verhafteten Frcundnl GewiB, 
sie leiden für ihre Obcrzeugung und haben mit Opfern gerechnet, aber 
mildem wir diu Leiden ihrer Angehörigen, und denken wir stets daran, wie 
wir die harte Leidcnszcit unserer Freunde abkürzen können. Sie sind zum 
Schweigen verurteilt. 

Nun muB es unsere Aufgabe sein, das unseren Freunden zugefügte Un­
recht und die unmenschlichen, barbarischen Methoden des Sowjetsystems 
immer wieder vor der Welt anzuprangern, bis die Stunde der Freiheit auch 
für sie geschlagen hat. 

Freunde! Wir wissen um die B e d r o h u n g d e r F r e i h e i t Europas! 
LaBt uns nicht warten, bis die Deiche eingedrückt sind und die rote Flut 
sich über unser Land ergicBt. Neben dem EVG-Vertrag und unserem Bei­
trag dazu ist der Aufbau der inneren Sicherheit ein dringendes (lebot der 
Stunde. Wenn jemals die gesamtdeutsche Frage einer Lösung zugeführt 
werden soll, so kann es nicht ohne eine s t a r k e B u n d e s e x c k u t i v e 
geschehen. 

Ich möchte daher zum SchluB meiner kurzen Ansprache den Bundespartci-
tag dringend bitten, sich für die sofortige V e r s t ä r k u n g d e s B u n d e s -
g r c n z s c h u t z e s und im neuen Bundestag für die Schaffung einer 
Bundesexekutive in Stärke von mindestens 60 000 Mann einzusetzen. Die 
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Fordeningea der Grenzbevölkerung nach Schutz und dife ständigen Grenz-
zwiscfaenlalle an den Zonengrenzen Ussen keinen Aufschub in dieser Frage 
zu. Es lebe die FreiheitI (Starker Beifall.] 
Präsident Sdiamberg: 

Ich mödlite allen Rednern von Herzen danken für ihre BegrüBungsworte. 
Unseren Freund S t r a u ß darf ich bitten, unsere Grüfie der CSU zu über­
mitteln. Die vier Jahre gemeinsamer Arbeit in Bonn haben uns so 
miteinander befreundet und verbunden, daß auch diejenigen von uns, die 
vielleicht ursprünglich für die bayerischen Belange nicht das wünschens­
werte Verständnis hatten, nunmehr ein aufgeschlossenes Herz für diese 
Belange haben. 

Mit dem Dank an Herrn F r a n k verbinde ich die Versicherung unserer 
Verbundenheit mit der deutschen Beviilkerung an der Saar. Gemeinsam 
wollen wir dabei helfen, daß auf der Grundlage unveräußerlicher Freiheits­
rechte eine Lösung der Saarfrage erreicht wird, die dazu beiträgt, ein einiges 
Europa aufzubauen. 

Danken möchte ich auch den Sprechern des D e u t s c h e n G e w e r k ­
s c h a f t s b u n d e s und der D e u t s c h e n A n g e s t e l l t e n g e w e r k ­
s c h a f t Auch unsererseits besteht der innere Wunsch auf eine gute und 
freundschaftliche Zusammenarbeit. 

Insbesondere möchte ich danken dem Herrn iFromm für seine Aus­
führungen. Wir fühlen uns mit Ihren Kameraden, Herr Fromm, verbunden. 
Wir werden nicht aufhören, die dringende Forderung immer wieder zu er­
heben, daß die Kriegsgefangenen una internierten Manner und Frauen end­
lich befreit werden. 

Aus den Begrüßungsansprachen der V e r t r e t e r d e r e u r o p ä i s c h e n 
L ä n d e r , die sich zur westlichen Welt bekennen, haben wir mit großer 
Freude die Anerkennung entgegengenommen, die sie unserem Kanzler und 
unserer Partei dargebradtit haben. Die Vertreter haben deutlich gemacht, 
daß der G e d a n k e d e r c h r i s t l i c h - a b e n d l ä n d i s c h e n K u l t u r 
nicht nur in einer dünnen Überschicht vorhanden ist, sondern daß er in den 
Landern Belgien, Holland, Frankreich, Italien, in der Schweiz, in Dsterreicii, 
an der Saar und nicht zuletzt in der Ostzone lebendig ist. Darum sind wir 
in dieser Stunde hier in Hamburg glücklidi, sagen zu dürfen: es ist gut, daß 
wir eine Christlich Demokratische Union in Deutschland haben. (Lebhafter 
BeifaU.) 

Ich schlage Ihnen nun vor, daß wir die Aussprache über die beiden Refe­
rate mit der Aussprache über die Referate, die nachmittag folgen, verbinden. 

Ende der Sitzung: 13.10 Uhr. 

2. Henarsitxung 
Präsident Slmpfendörfer 
eröffnete die Fortsetzung der Plenarsitzung vom Vormittag um 15,10 Uhr: 

Heute vormittag haben wir vereinbart, daß die IMskussion über die ersten 
beiden Referate verbunden wird mit der Diskussion über die beiden nächst­
folgenden. Ich bitte Wortmeldungen bereits während der Referate vorzu­
bereiten. 

Das Wort erhielt zu einem Referat 

„Unsere Staatspolitik" 
Dr. Fran^Josel Wuermellng, M.d,B. 

Vor wenigen Monaten hat unser Parteitag in Berlin die (Forderung be­
gründet, den D i o n s t a m M e n s c h e n i n seiner Freiheit und Würde zur 
Grundlage aller politischen Arbeit zu machen. Im zeitlichen Hintergrund 

5* 67 



dicsos lickennlnissus stand die Vcrgottung drs Staates währond cinr 
incinsdiununwuldiguu natiunalsuzialistisciuin (iL'walthcrrsdialt. Dui Täum-
lidic IliutGrgiund war der unsere alte Hauptstadt umschliulicnde Madit-
bcrcidi des sowjutiiidicn Terrors mit seiner Herabwürdigung des Mensdien 
zur scelenlosm Mdsdiine. Uie beiden totalitären Systeme zeigen die ge-
mi-insumu Grundhaltung, den göttlichen Auftrag an den Mensdien: .Madit 
liudi die Erde Untertan" in sein Gegenteil zu verkehren. Sic machen den 
Mensdien zum Sklaven des Kollektivs, obsdion jedes Kollektiv seinen 
Sinn nur im Dii<nst am Mensdien finden kann. 

Darf idi bitten, mir fünf Minuten für einige wenige ganz g r u n d s ä t z ­
l i c h e ü e m e r k u n g e n zur Staatspolitik zu sdicnkcn. 

Unsere Staatspolitik muß nadi dem eben Gesagten natumotwendig von 
der Rexii>hung /wis(iic<n Mensdi und Staat ausgehen. Gewifi hat der Monsch 
als Glied und l'räger des Staates auch Pfliditen gegenüber der staatlidien 
Gemeinschaft: ,Cii-bet dem Kaiser, was des Kaisers ist!' Aber die Ansprüdic 
des Staates an den Mensdien finden ihre natürlichen Grenzen in den Eigen-
rechten der mensdilidien Persönlichkeit, die in seiner Personwürde und 
seinem Anspruch auf Respektierung eines unantastbaren Bereichs seini'r 
Freiheit begründet sind. Der Mensdi ist nicht in erster Linie Bestandteil des 
Kollektivs, sondern zu allererst ein v o n Cäott g e s c h a f f e n e s W e s e n 
mit einer ü b e r d a s i r d i s c h e L e b e n h i n a u s r e i c h e n d e n Z i e l ­
s e t z u n g . Im Blick auf dieses Ziel steht und wirkt der Mensch auch im 
staatlidii-n und sozialen Leben, wo er nach seinem Ciewisscn frei mul] ent­
scheiden und handeln können. 

Der Mensch steht in den natürlidien Gemeinschaften der F a m i l i e und 
des S t a at c s und daneben in der übernatüriichen Gemeinschaft seiner 
K i r c h e . Jedü dieser drei Gcmeinbdiaftcn hat - - um des Menschen 
willen — ihren unantastbaren Eigcnbereidi, wobei dem Staat gegenüber 
dem einzelnen und der Familie nur eine hilfswcise Rolle zukommt. Die 
öffentliche Gewalt hat nur die Aufgaben und Zuständigkeiten, die die 
Einzelperson und die Familien allein nicht erfüllen können. Die p r i m ä r e 
Z u s t ä r d i g k e i t liegt immer s o n a h e w i e i r g e n d m ö g l i c h an 
d e r E i n z e l p e r s ö n l i c h k c i t und geht nur hilfsweise über die Fa­
milie an die Cii meinde, an den Kreis und sdilii'Uildi an den Staat, also an 
die jcw(<iiS umtassendiTo breitere Geuieinsdiaft über. Deshalb unser Be­
kenntnis /um S e l b s t v e r w a l t u n g s r e c h t , das sldi nicht vom Staat 
von oben her, sondern vom einzelnen und von der Familie, also von unten 
herauf herleitet. Deshalb übrigens auch im wirtsdiaftliciicn Bereidi unser 
Streben nadi Mehrung selbständiger, unabhängiger Existenzen und unsere 
Forderung nadi Einzcleigentum für viele kleine Eigentümer an Stelle der 
Elgcntumsanhäutung beim Staat cdcr bei anderen öffentlichen oder privaten 
Kollektivs. 

Die F a m i l i e darf in ihren wichtigen Funktionen für den einzelnen wie 
für die C]emeinsdiaft nicht gestört werden. Nur lebenswichtige Interessen 
der einzelnen und der Familien selbst können biv.c Ausnahmen rechtfertigen, 
und zwar nur insoweit, als unausweichlich zwingende Notwendigkiüten 
solche Ausnahmen bedingen. 

Was die K i r c h e angeht, so ist weder der S t a a t Herr der Kirche, noch 
die Kirche Herr des Staates. Beide haben ihre Aufgaben, die sie kraft eige­
nen Rechtes zu erfüllen haben, in die sie sich gegenseitig nidit hercinkom-
mandieren können. Wo sich ihre Aufgaben begegnen — wie z. B. bei Schule 
und Erziehung - -, müssen sie in h a r m o n i s c h e r Z u s a m m e n a r b e i t 
gelöst werden. Ddi Grundgesetz für diese Zusammenarbeit ist die gott-
gcgebrne auf den Menschen bezogene Weltordniing. Als ihr unabdingbarer 
Bestandteil sind nicht nur die Persönlichkeitsrochtc des Menschen, sondern 
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audi die fflr alle Völker und Zeiten verbindliche T a f e l d e r 10 G e b o t e 
auch von der staatlichen Gemeinschaft anzuerkennen und zu respcktierrn. 
Audi die staatliche Gemeinschaft kann nur Bestand haben, wenn sie im 
Grundgesetz des Dekalogs und der natürlichen Ordnung und in der rechten 
Wertung des Menschen fundiert Ist. Alle anderen Staatsgcbäude müssen 
auf die Dauer an ihrer Naturwidrigkeit zerbrechen, weil Vergewaltigung der 
rechten Ordnung niemals eine dauernde gesicherte Ordnung schaffen kann. 
(Sehr guti im Hause.) 

Die Folgerungen aus diesen eben kurz entwickelten Grundsätzen im 
einzelnen werden in anderen Referaten zu ziehen sein. Hier im staats­
politischen Referat gilt es nur, eine staatspolitisdic Grundlinie aufzuzeigen, 
von der alle politisdien Entscheidungen ausgehen müssen. 

Nun einige Gedanken zur d e m o k r a t i s c h e n S t a a t s o r d n u n g . 
Zum staatspolitischen Referat gehört natürlich die Antwort auf die Frage 
nach der inneren Ordnung des Staates, insbesondere nach der Methode und 
den TrSgern staatlicher Willensbildung. Wir verkünden gewiß nichts Neues, 
wenn wir uns als Christlich Demokratische Union zur demokratischen Staats­
ordnung bekennen; aber wir möchten einmal sagen, daß unser Bekenntnis 
zur Demokratie kein Lippenbckcnnlnis ist, nur weil Demokratie heute 
Mode ist oder weil es zum guten Ton gehört, Demokrat zu sein. Nein, wir 
bekennen uns a u s i n n e r s t e r Ü b e r z e u g u n g und mit der ganzen 
Wärme unseres Herzens zu unserer demokratisdien Staatsordnung, weil die 
Demokratie die Staatsordnung ist, die der Freiheit und Würde des Men­
schen am besten entspricht. (Beifall.) 

Wenn schon der einzelne mannigfache Verantwortungen größeren Gemein­
schaften überlassen muß, so soll und will er doch im letzten ihr T r ä g e r 
u n d M i t g e s t a l t e r b l e i b e n . Das ist der Sinn der demokratlsäicn 
Ordnung, daß der einzelne seine Verantwortung nicht ablädt auf eine 
fremde Macht oder Kraft, sondern daß er selber gemeinsam mit den andc>ren 
Träger dieser Macht und Gestalter dieser Kraft ist und bleibt. Hier kann 
und darf jeder einzelne als gleichberechtigter und gleichverpflichteter Mit­
träger dieser Verantwortung an der gemeinsamen sozialen Aufgabe mit­
wirken und mitbestimmen. Hier verlernt er, die über das kleine Ich oder 
die eigene Familie hinausgehenden Aufgaben anderen zu überlassen, sie 
anderswohin abzuschieben und sich womöglich darauf zu beschränken, die 
von der Gemeinschaft notwendigerweise geforderten Opfer mit allen er­
laubten oder unerlaul-ten Mitteln von sich fernzuhalten. Weil wir nicht zu 
den asozialen, der demokratischen Ordnung unwürdigen .Ohnemicfas* ge­
hören, deshalb sind wir freudig und aus innerstem Herzen Demokraten. 
(Beifall.) 

Die Demokratie ist ja nicht nur die Ordnung der Freiheit und Menschen­
würde, sondern darüber hinaus die O r d n u n g d e r s o z i a l e n V e r ­
p f l i c h t u n g , unter die wir uns als Christen nach dem .Liebe Deinen 
Nächsten wie Dich selbst* gestellt sehen. Es ist unsere staatspolitische 
Aufgabe, dem Menschen die Entfaltung all seiner Fähigkeiten und guten 
Eigenschaften im sozialen Dienst an der Gemeinschaft zu ermöglichen, sein 
Interesse für die Anliegen der Allgemeinheit zu mehren, ihn der hohen V e r ­
a n t w o r t u n g bewußt werden zu lassen, die er als berufener Mitgcstalter 
der staatlichen und gesellschaftlichen Ordnung tragen darf. So sehen wir den 
tieferen Sinn unserer demokratischen Ordnung im Dienst für das Allgemein­
wohl aus der Erkenntnis unserer Berufung zur Verantwortung für das 
Ganze. In dieser demokratischen. Haltung und Gesinnung sind wir in den 
letzten Jahren die t r a g e n d e S ä u l e unseres Wiederaufbaus geworden, 
und wir dürfen mit Dank gegen Gott und mit innerer Befriedigung auf die 
Ergebnisse unseres Wirkens zurückschauen. 

Wesentliches Merkmal jeder demokratischen Ordnung ist die g l e i c h ­
b e r e c h t i g t e M i t w i r k u n g aller Staatsbürger an der staatlichen 
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Willensbildung, Das heifit, daB die UnabhSngiirkelt des domokratisch von 
allen gewählten Parlaments gegenüber allen Organisationen des dffent-
Udien und privaten Lebens gesidiert und respnktiert werden muB. Keine 
Organisation und kein Einzelner hat das Redit, die f r e i e E n t s c h e i ­
dung des P a r l a m e n t s ircrendwie unter Druck zu setzen. (Beifall.) 
Jeder derartige Versuch, meine Freunde, von welcher Seite er auch kommen 
möge, wird uns in cntsdilossener Abwehr finden. Wo wir die Regierunqs-
verantwortung tragen, sind die Gleidiheitsredite aller Staatsbürger auBer 
Gefahr, da Wir aussdilleBlidi im Auftrage des ganzen deutschen Volkes 
stehen. (Beifall.) 

Ein Wort zu den P a r t e i e n und ihrer Verantwortung. Das V(«rant-
wortungsbewuBtsein für das Wohl des Ganzen muß das alles andere über­
ragende Merkmal des demokratischen Partetwesnns sein. Weil es das nicht 
überall ist, stehen die politischen Parteien bei breiten unpolitischen Wahler-
schlchten — geben wir uns da keinen Illusionen hin — nicht allzuhoch im 
Kurs. Man betrachtet sie als notwendiges Übel, wobei der Akzent meistens 
deutlich auf dem .Übel' Hegt. Das könnte anders sein, wenn wenicfstcns 
alle grOBeren Parteien sich stets ihrer groficn Aufgabe bewußt blieben, nur 
dem öffentlichen Wohl verpflichtet zu sein nnd darüber hinaus unsere 
demokratische! Ordnung durch Weckung und Pflege echten staatsbQraer-
licfaen Verantwortungsbewußtseins immer fester zu verwurzeln. Hin solches 
Verhalten, das auch für die O p p o s i t i o n staatspolitisch geboten ist, 
würde den Ruf der Parteien wesentlich verbessern und darUber hinaus das 
Ansehen der von ihnen getragenen demokratisch-parlamentarischen Ordnung 
wesentlich erhöhen. 

Wenn die demokratische Ordnung den politischen Parteien als den Treu­
händern der wahlberechtigten Staatsbürger praktisch die V e r a n t w o r ­
tung für d ie A u s ü b u n g der S t a a t s g e w a l t in die Hand gibt, 
wenn sie sie zum echten edlen Wettstrelt zwischen Regierungsparteien und 
Opposition lim den besten Weg zur Förderung des Gemeinwohls aufruft, 
dann setzt diese demokratische Ordnung allerdings voraus, daß die Parteien 
dieses hohen Auftrags würdig und bemüht sind, ihn verantwortungsvoll zu 
erfüllen. Das bedeutet zunächst einmal, duB die Parteien nicht mit 
Ludwig XrV. nach dem Satz .L'ätat c'est mol' sich mit dem Staat und ihr 
Parteiinteresse mit dem Staatsinteresse identifizieren, sondern daß sie sich 
als D i e n e r des S t a a t e s , d. h. als nur im Dienst der Wohlfahrt aller 
Staatsbürger stehend fühlen und sich immer und überall dieser Verant­
wortung entsprechend verhalten. Darf ich hier am Rande vermerken, daß 
das natürlich anch für die A b g e o r d n e t e n und für diejenigen gilt, die 
es gerne werden möchten. 

Bei der Drängelei, die man jetzt erlebt nach künftigen Bundestagsman­
daten aus Interessentenkreisen, wollen wir biĉ r einmal einen ganz klaren 
Satz sprechen. Er lautet: Wir w o l l e n nic.ht d i e , d ie s i c h drän­
g e n , w e l l C D U - K o n j u n k t u r Is t , s o n d e r n d i e , d ie wir 
d r ä n g e n m ü s s e n , weil sie die Schwere der Verantwortung kennen 
und Ehrfurcht vor unserem großen Auftrag haben. (Starker Beifall. — Zuruf: 
Mehrheitswahl I] 

Parteien, deren ganzes Tun und Lassen vom Willen zur Macht um jeden 
Preis bestimmt Ist', deren ganze Propaganda nichts wic> ein Appell an die 
Verantwortungslosigkeit, an den Egoismus, an das Neidgeffihl oder an 
andere schlechte menschliche Eigenschaften Ist, führen den Namen .dcmo-
kratisdi' zu Unrecht. Denn Demokratie ist Anruf an die soziale Verant­
wortung für das Ganze, für die anderen, an das Pflichtbewußtsein, an das 
.Liebe 'Deinen Nächsten', an das Denken, Sinnen und Trachten mit der 
Allgemeinheit für die Allgemeinheit. Es g e n ü g t auch n i c h t , das 
Wort . s o z i a l ' vor das Wort . d e m o k r a t i s c h * zu s e t z e n , 
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um der Verantwortung für die Gesamtheit der Staatsbürger auszuweichen. 
(Sehr riditlgl im Hause.) Denn der Begriff des Sozialen sdülefit die Ver­
antwortung für alle Mitbürger genau so ein, wie Demokratie immer nur 
Verantwortung für das Ganze sein kann. 

Darf Idi diese Gedanken an einem konkreten B e i s p i e l aus der letzten 
Zeit klar werden lassen; Die Bundesrepublik hat seit ihrem Bestehen unter 
unsagbaren Anstrengungen erhebliche Erhöhungen der S o z i a l r e n t e n 
zur Anpassung an die PreisverhSltnlsse durdigeführt, gewiß nicht mit dem 
Ergebnis, daB das Ziel ausreichender Renten etwa schon erreicht wSre, aber 
es wurde dodi wenigstens die K a u f k r a f t der Durdischnittslnvalidenrente 
in den 4 Jahren von 1949 bis 1953 um e t w a 80 Vo g e s t e i g e r t . 
(Sehr riditigl im Hause.) Die Zusdiüsse aus dem Haushalt an die Renten-
versidierungen wurden zu diesem Zwedc von jShrllch Vi Milliarde DM in 
1949 auf jährlidi über 2,5 Milliarden in 1953 erhöht. Das ist eine groBe 
soziale Gemeinsdiaftslelstung — eine von vielen — unserer jungen Bundes­
republik auf Grund einer gemeinsamen groBen Kraftanstrengung für die 
am meisten Notleidenden. Sie konnte u. a. nur mit Hilfe der wahrlich nicht 
unbedenklichen Umsatzsteuererhöhung von 3 auf A'h (1951) erreicht werden. 

Herr Ollenhauer sdirieb nun kürzlidi einen Brief an a l l e R e n t n e r , 
nach dem nur die .unsozialen* Regierungspartelen daran schuld sind, daß 
die Renten nicht nodl mehr erhöht wurden, wie es die SPD immer wieder 
im Bundestag beantragt habe. Wahltag sei Zahltag. Herr Ollenhauer 
versdiweigt in diesem Brief, was er natürlidi welB, daB er und die SPD 
nidit nur keinen gangbaren Weg für die {Beschaffung der Mittel für die 
weitere Erhöhung weisen konnte und kann, sondern daß die SPD s o g a r 
d ie M i t t e l für d ie b i s h e r i g e n E r h ö h u n g e n durch A b ­
l e h n u n g der U m s a t z s t e u e r e r h ö h u n g v e r w e i g e r t hat. 
(Sehr richtig I im Hause.) 

Herr Ollenhauer mobilisiert also ein — gewiß nicht unberechtigtes — 
E i g e n i n t e r e s s e unserer Rentner g e g e n ihre s t a a t s b ü r g e r ­
l i c h e G e s a m t v e r a n t w o r t u n g , die auch sie als Staatsbürger für 
Währung und Finanzen tragen. Ein solches Verhalten ist weder sozial noch 
demokratisch, sondern eben nur sozialdemokratisch! (Beifall.) 

In gleicher Welse verhält sich die SPD gegenüber den K r i e g s ­
o p f e r n , für die der Bund den Finanzaufwand in 4 Jahren nahezu ver­
doppelt hat, deren wirtschaftliche Not aber trotzdem noch nicht behoben 
Ist und uns ständig zu weiterer Hilfe drängt. Ahnlich verhält man sich 
gegenüber den H e i m a t v e r t r i e b e n e n , den B o m b e n g e s c h ä ­
d i g t e n , den ö f f e n t l i c h e n B e d i e n s t e t e n und gegenüber allen 
Schichten, auf denen die Kriegsfolgcnot noch besonders lastet. Die SPD 
erweckt den Eindruck, als sei diese erst zum Teil überwundene vielfache 
Kriegsfolgenot von denen zu verantworten, die sie in mühseliger Arbeit 
bereits wesentlich gemildert haben. Dabei weiß man ganz genau, daß man 
selber, wenn man in die Verantwortung für das Ganze gestellt würde, diese 
Milliarden auch nicht ohne Inflation herbelzaubem könnte. Das heißt, daß 
man diese vielen Millionen enttäuschen müßte, wenn man durch ein mit 
solchen Mitteln etwa gewonnenes Vertrauen in die Verantwortung kommen 
sollte. 

Was werden diese Millionen tun, wenn sie nachher enttäuscht werden 
müssen? Sie werden die Parteien und die ganze D e m o k r a t i e für Lug 
und Trug e r k l ä r e n und dem sich dann bietenden totalitären Führer 
von links oder rechts nachlaufen, der — wie es 1933 sdion einmal war — 
mit dem sog. .ganzen demokratischen Schwindel* aufräumt und .Ordnung* 
schafft. Jene Ordnung, die dann wie 1939 —1945 in millionenfachen 
Tränen und Milliardenvemichtung endet, aber keine Chance für ein neues 
1949 — 53 mehr lassen würde. 
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Warum führn icfa dieses Beispiel hier an, meine Freunde? Weil Sic an 
diesem Beispiel dii< große Verantwortung der Parteien im demokratischen 
Staat erkennen, lllor 7C!igt sich ihre entsduMilcndn Verpflichtung, stets 
in sozidler Gpscimtveranlwortung '/u handeln und die Staatsbflrgcr, vor 
allem die eigcmen Anhänger, xu Ic-bendigen b c ; w u ß t e n V e r a n t w o r -
t u n g s t r ä g c r n für d a s G a n z e zu machen, ihnen staatsbürgerliche 
Sachkunde und Urteilsfähigkeit zu vermitteln, auf daß sie Sinn, Aufgabe 
und Möglichkeiten des Staates, den sie ]a scltist tragen, immer tiefer ver­
stehen, damit sie an ihrer staatsbürgerlichen Verantwortung wachsen und 
so zu einer millicmenstarken Phalanx für die doniokratischc Ordnung werden, 
die weder von innen noch von außen überwunden werden kann. So fassen 
wir in der c:hristllch Demokratischen Union i.>nscrcn Dienst an der De­
mokratie auf. In dieser Haltung sind wir anders und mehr als solche 
Parteien, die um der Macht von morgen willen die Demokratie aufs Spiel 
setzen, kurzsichiicj aufs Spiel setzen, wo sie doch wissen müssen, daß ihr 
Schicksal mit dcni der Demokratie untrennbar verknüpft ist. 

Wir müssen es hier eiimial offen aussprechen: W e n n d i e SPD im 
d a r g e l e g t e n S i n n e w e i t e r s o v e r a n t w o r t u n g s l o s w i e In 
d e n l e t z t e n J a h r e n h a n d e l t , d a n n w i r d s i e v o r d e r G e ­
s c h i c h t e S c h u l d u n d M a k e l d e s T o t e n g r ä b e r s an d e r 
d e u t s c h e n D e m o k r a t i e a u f s i c h l a d e n . (Beifall.) 

Es ist kein Zufall, daß immer wieder betont christliche Parteien gerade 
dann in die polltisdie Verantwortung gerufen werden, wenn verantwor­
tungslose KrSfte das Staatsschiff aussichtslos festgefahren oder zerschellt 
haben. Daher rührt ja auch jetzt wieder der g e s c h l c h t l l c h o A u f ­
t r a g der Christlirii Demokratischen Union. Wir sind fest cntschlosxeii, 
dieses Mal zu verhindern, daß das in diesen Jahren erfolgreich begonnene, 
unendlich schwere Aufbauwerk erneut verantwortungslosen Kräften in die 
Hände fällt, um unseres Volkes, um ganz Deutschlands willen, weil wir 
uns unserer verpflichtenden Berufung zur Sicherung einer glücklicheren 
Zukunft in Freiheit und Frieden für unsere Kinder und Kindeskinder bewußt 
sind. (Beifall.) 

Somit bedarf unsere ständig wadisame, kompromißlose Abwehrhaltung 
gpgc^nüber dem Kiidikalismus von rechts und links keiner weiteren Be­
gründung. An den Verbredien des Kommunismus beteiligen wir uns auch 
nicht durch W a h l k o m m u n i s t i s c h e r F u n k t i o n ä r e In verant­
wortliche Stellen von Verwaltungen imd Betrieben. (Beifall.) W i r 
wählen keinen konimunistisdicn Büictermeister in S o l i n g e n , weder 
zum ersten midi zum zweiten Mal (Beifall), duc^ keinen Leiter einer 
kommunistischem Parteischule ausgerechnet in den Polizeiausschuß der 
Stadt D u i s b u r g und keinen Kommunisten /nm Betriebsratsvorsitzenden 
der G r u b e „ F o r t u n a * , und wir machen auch kein kommunistisches 
Blatt zum amtlichen Bekanntmachungsorgan der Stadt H e r n e , um nur 
einige wenige Beispiele für die kommunistisdic Anfälligkeit von SPD-
Gcnosscn aus neuerer Zeit xa nennen. (Beifall.) 

Gerade angesichts solcher Tatsachen v e r b i t t e n w i r u n s aber audi 
ganz entschieden, ausgerechnet von Herrn Heine als einem Vorstands­
mitglied der SPD in der belgischen Zeitung ,Lo Peuple* als akute Gefahr 
für die Demokratie wegen rechtsradikaler Anfälligkeit verdächtigt zu 
werden. (Sehr wahrl im Hause.) 

Wenn die Sozialisten so Immun gegen Kommunisten waren, wie wir 
immun gegenüber dem Nazismus sind, wären wohl die kommunistischen 
Seitensprünge so mancher SPD-Genossen in den letzten Jahren nicht möglich 
gewesen. (Beifall.) 

Wir stehen dem R e c h t s - u n d L i n k s r a d i k a l i s m u s mit gleicher 
erbitterter Feindschaft gegenüber. Wir stellen ims auch weiter eindeutig 
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den verantwortlich führenden Träqern der national-sozialistischen Gewalt-
herrsdiaft in den Weg, wo sie sich in den p o l i t i s c h e n F ü h r u n g s ­
rau m vorwagEin sollten, in dem sie nun einmal nichts zu suchen haben. 

Im übriacn steht aber über der B n t n a z i s i c r u n g für uns längst 
das Verzeihen und Vergessen für alle, die unsere schwere politische Ver­
antwortung mittragen und unsere neue demokratische Ordnung aus sitt­
licher Verantwortung und Liebe zu Volk und Vaterland mitzugestalten 
gewillt sind. Keinem aus diesen Millionen wollen wir noch irgend etwas 
nachtragen, sondern sie alle als S t a a t s b ü r g e r g l e i c h e n - R e c h t s 
und gleicher Verpflichtung bei unserer Wiederaufbauarbeit willkommen 
heißen. Das nicht nur, weil wir ihre Mitarbeit bejahen, sondern vor allem, 
weil wir christlich an ihnen handeln wollen, zumal an manchen von Ihnen 
nach 1945 mehr gesündigt wurde, als sie vor 1945 selbst gesündigt hatten. 
(Sehr richtig! im Hause.) 

Ein Wort zur K o a l i t i o n s f r a g e : Von unseren Koalitionspartnern 
trennt uns vieles, vor allem auf kulturellem und sozialem Gebiet. • Das 
darf nicht verwischt werden. (Sehr gutl im Hause.) Aber wir sind auf 
die Z u s a m m e n a r b e i t in dieser Koalition -angewiesen, solange keine 
Parlamentsmchrheit sichtbar ist, die uns eine noch stärkere Durchsetzung 
unseres staatspolitischen Wollens ermöglicht. Eine arbeitsfähige Regierung 
kann sich nur auf eine Mehrheit des Parlamentes stützen. Solange wir 
diese Mehrheit allein nicht haben, besteht nun einmal der Z w a n g z u r 
K o a l i t i o n mit anderen politischen Parteien. 

Unsere jetzigen Koalitionspartner im Bund haben die Möglichkeit erfolq-
neicher gemeinsamer Aufbauarbeit in der bisherigen Koalition über alle 
Gegensätze hinweg seit 4 Jahren eindeutig unter Beweis gestellt. (Beifall.l 
Die SPD h i n g e g e n hat — außenpolitisch und innenpolitisch. — nahezu 
alles Denkbare getan, um den Glauben an ihre Fähigkeit, die Rcgierungs-
verantwortunq für Deutschland mitzutragen, zu erschüttern. Schon durch 
die Art der Führung des Wahlkampfes zum ersten Bundestag hat sie sich 1949 
für uns koalitionsunfähig gemacht. Es sprechen viele Anzeichen dafür, daß 
sie bei der bevorstehenden Bundestagswahl das gleiche zu tun beabsichtigt. 
Wir warnen in aller Deutlidikeit, nicht unsertwegen, sondern um des An­
sehens und des Bestandes der Demokratie willen, die unser gemeinsames 
Anliegen sein sollte. Wenn man uns .zwingt, werden wir wirksam und für 
jeden unmißverständlich zurückzuschlagen wissen, ohne etwa auch unserer­
seits zu den Kampfmitteln verantwortungsloser Hetze und persönlicher 
Verunglimpfung zu greifen. Wir haben das Vertrauen, daß der A p p e l l 
an F a i r n e ß und Anständigkeit im deutschen Volke mehr Widerhall ' 
findet als verantwortungslose und unfaire politische Kampfmethoden. 

Zur P a r t e i z e r s p l i t t e r u n g : Wi>r stehen gegen jede parteipolitische 
Zersplitterung, insbesondere soweit sie zu einer Schwächung des Einflusses 
der christlichen Kräfte im politischen Raum führt. Angesichts der politischen 
Macht und Bedeutung des Sozialismus und des Liberalismus — nicht zu 
reden von noch gefährlicheren Gecmern — scheint es uns unausweichliche 
Pflicht aller zum Aufbau auf christlicher Grundlage entschlossenen K r ä f t e 
b e i d e r K o n f e s s i o n e n zu sein, fest zusammenzustehen, um den ge­
meinsamen weltanschaulichen Gegnern geschlossen und stark entgegen­
zutreten. Wir haben den guten Willen, dieser Forderung von ungezählten 
Millionen aktiver Christen Rechnung zu tragen und alles, was uns -in der 
Vergangenheit sachlich und persönlich getrennt hat, zurückzustellen. Das 
christliche Deutschland wartet auf die gleiche 'Bereitschaft derer, die bis zur 
Stimde den Weg zur Einigung nodi nidit finden konnten. (Beifall.) 

Wir warnen aber aucii vor politischer Zersplitterung in I n t e r e s s e n ­
t e n g r u p p e n , möge sie nun unter bcrufsständisdhen Gesichtspunkten 
erfolgen oder — wie beim BHE oder der früheren Aufwertungspartei — 
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durch nodi so berechtigte Interessen anderer Art veranlaßt sein. Solche 
Zersplitterung hat uns in Verbindung mit der Radikalisierung nadi rechts 
und links schon einmal ans Ende der demokratischen. Ordnung gebracht, 
sie war eine wesentliche Mitursache für Hitlers sogenannte Machtfibcr-
nahme. Interessentenparteien sind grundsätzlich staatspolitisch gefährlich, 
da sie den Wähler von seiner Verantwortung für das Ganze abk'nkcn, 
anstatt ihn zu echten staatspolitischen Wahlentscheidungcn anzuhalten. 
(Sehr richtig I im Hause.) Wer im parlamentarisch-politischen Raum als 
Interessentenvertreter antritt, v e r w i r k t d a s I k e c h t , a l s f r e i e r 
V e r t r e t e r des ganzen Volkes im Sinnä des Grundgesetzes gewertet zu 
werden. Ein Interessentenkampf aller gegen alle fflhrt ja nicht zur sozialen 
Geredhtigkeit, sondern zur Vergewaltigung der Unterlegenen. Darum sind 
Interessentenparteien tödliches Gift für die parlamentarische Demokratie. 

Damit komme ich zum W a h l r e c h t . Nach dem Gesagten brauchen wir 
aus staatspolitlscfaen Gründen ein Wahlrecht, das der Parteizersplittcnmg 
und dem Radikalismus von rechts und links nntgegenwirkt. Das ist das 
kompromlBlos durchgeführte M e h r h e i t s w a h l r e c h t , für das die CDU 
seit den Tagen des Parlamentarischen Rates stets konsccpient eingetreten 
ist. (Beifall.) 

Wir sind die e i n z i g e p o l i t i s c h e P a r t e i Deutschlands, die in 
dieser Frage dem unbestreitbaren Verlangen der deutschen Wähler nach 
dem klaren und einfachen Personen- und Mehrhcitswahlrecht in klpinnn 
Wahlkreisen und nach Beseitigung der leidigen Kandidatenlisten wirklich 
zu entsprechen gewillt ist. Dagegen verweigern jetzt alle Abgeordneten 
anderer Parteien'— auch die 29 Abgeordneten der SPD - -, die sich vor der 
Bundestagswahl in aller Form schriftlich zum Eintreten für das Mehrhcits­
wahlrecht verpflichtet haben, leider aus parteipolitischen Erwägungen ihre 
Stimme zur Verwirklichung dieses Wahlrechts. Ja, die SPD bekämpft sogar 
den Kompromificntwurf der Regierung als parteipolitisch inspiriert, obschon 
sie ganz genau weiß, daß der von der Regierung vorgeschlagene Kom­
promiß zwischen Mehrheits- und Verhältnlswahlrecht gerade deshalb nötig 
wurde, well insbesondere die 29 S P D - A b g e o r d n e t e n des Bundes­
tages aus parteipolitischen Rücksichten ihr g e g e b e n e s W o r t l e t z t 
n i c h t m e h r h a l t e n dürfen. Man sollte wirklich seine politischen 
Gegner nicht immer gerade hinter dem Busch suchen, hinter dem man selbst 
so eine Art Abonnementsplatz hat. (Beifall.) 

Die staatspolitische Notwendigkeit der Einführung des Mehrheitswahl­
rechts Ist von uns in der letzten Zeit so oft und so ausführlich öffentlich 
begründet worden, daß ich die weitere Behandlung dieses Themas der 
Aussprache Überlassen darf. Wir werden als Treuhänder der deutschon 
Wähler weiterhin unentwegt für das Mehrhcitswahlrecht kämpfen, nicht 
aus parteipolitischen Gründen, sondern um der Sicherung unserer parla­
mentarisch-demokratischen Ordnung willen. Die parlamentarische Demo­
kratie braucht — niemandem zu Liebe und niemandem zu Leide — k l a r e 
M e h r h e i t s v e r h ä l t n i s s e im P a r l a m e n t , wie sie das Mehr-
heltswahlrecht mit sich bringt. Unsere gegenwärtige Mitarbeit am Wahl­
gesetz im Bundestag steht deshalb unter dem Leitgedanken, so viel Mehr-
heitswahlrecfat wie nur irgend möglich durchzusetzen, und das Listen- und 
Verhältniswahlrecht auf das geringstmögliche Maß zu beschränken. Die 
Wähler draußen müssen aber wissen, daß nicht wir die Schuld an der 
Notwendigkeit eines natürlich unbefriedigenden Kompromisses tragen, 
soniiem ausschließlich die anderen Parteien, denen parteipolitische Rück­
sichten wichtiger sind als der Wille der Wähler und die staatspolitische 
Notwendigkeit. (Beifall.) 

Zur R e c h t s o r d n u n g : Eine wichtige Aufgabe des neuen Bundes­
tages ist die weitere Ausgestaltung unserer Rechtsordnung. Aufgabe des 
ersten Bundestages war zunächst die Wiederherstellung der deutschen 
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Reditselnbeit, die Säubenmg des Rechts von nationalsozialistischen Be­
standteilen und der Abbau der Kriegs- und Nachkriegsnotgesetzgebung. 

Wir wollen uns im neuen Bundestag für die Verwirklldiung der seit 
Jabrzehnten erörterten Reform des S t r a f r e c h t s einsetzen. Wir 
wollen dem deutschen Richter durch ein Richtergesetz die ihm nach dem 
Grundgesetz gebührende Stellung verschaffen und im Zusammenhang damit 
Verfahren und Organisation der Gerichte verbessern. Bei der Anpassung 
des F a m i l i e n r e c h t s — im einzelnen wird diese Frage morgen be­
handelt — an die von uns bejahte G l e i c h b e r e c h t i g u n g von Mann 
und Frau ist die natürliche Ordnung der christlichen Familie und Ehe für 
uns Ausgangspunkt und Richtschnur. 

Zum B e r u f s b e a m t e n t u m : Unsere Verwaltung soll von oben bis 
unten von Mitarbeitern getragen werden, die aus innerer Überzeugung zu 
unserer demokratischen Ordnung stehen. (Sehr richtigl im Hause.) Das 
bewährte selbstlose deutsche Berufsbeamtentum wollen wir auf der Grund­
lage des vor der Verabschiedung stehenden neuen Bundesbeamtengesetzes 
fördern und seine fachliche Leistungsfähigkeit steigern. Nirgends darf ein 
Parteibuch Ersatz für sachliche und'charakterliche Qualifikation sein. (Bei­
fall.) 

Die wirtschaftliche Existenz des Berufsbeamtentums muß nach den bis­
herigen Notmafinahmen vom neuen Bundestag durch eine B e s o l d u n g s ­
re form gewährleistet werden, die der Verantwortung jedes einzelnen 
und der Sicherung ihrer Familien — insbesondere auch in der jüngeren 
Generation — gerecht wird. Das noch geltende Besatzungsrecht über die 
P e r s o n a l v e r t r e t u n g im ö f f e n t l i c h e n D i e n s t muß umge­
hend durch ein deutsches Personalvertretungsgesetz abgelöst werden, das 
dem besonderen Charakter des öffentlichen Dienstes Rechnung trägt, ohne 
die Beamten, Angestellten und Arbeiter des öffentlichen Dienstes irgendwie 
zu benachteiligen. 

Zum S o l d a t e n t u m : Wir b e j a h e n das gu te d e u t s c h e S o l -
d a t e n t u m , das sich In sittlicher Verpflichtung seiner Überlieferung be­
wußt ist und, vom Vertrauen des ganzen Volkes getragen, ein wesentlicher 
Bestandteil der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft werden soll. 
(Beifall.) 

Das den pflichttreuen deutschen Soldaten nach dem Zusammenbruch von 
1945 geschehene U n r e c h t hat seine Ehre nicht antasten können. Die 
gerechte Bereinigung der K r i e g s v e r b r e c h e r f r a g e ist uns ein be­
sonders dringendes Anliegen. Für die gerechte V e r s o r g u n g der alten 
Berufssoldaten, besonders auch der Berufsunteroffiziere, Ist eine Ergänzung 
des Gesetzes zu Artikel 131 zur Beseitigung von Unbilligkeiten und Härten 
eine sofort zu lösende Aufgabe. 

Die g e i s t i g e n Berufe haben für unseren Wiederaufbau in den 
letzten Jahren einen vielfach nicht genügend bewerteten großen Beitrag 
geleistet. Es droht die Gefahr der Verkümmerung der geistigen und künst­
lerischen Berufe, vor allem auch des Nachwuchses. "Wlt müssen die w i r t ­
s c h a f t l i c h e S t e l l u n g d i e s e r Berufe s t ä r k e n und festigen, 
um dieser Gefahr zu begegnen. Das gilt sowohl für Arzte, Künstler und 
andere freie Berufe als auch für Lehrer, Hochschullehrer und den gesamten 
wissenschaftlichen Nachwuchs. Hier obliegt uns zweifellos eine Aufgabe 
von besonderer Wichtigkeit. Ihr Erfolg ist die Voraussetzung für den 
sozialen und wirtschaftlichen Fortschritt aller anderen Berufsstände, über 
deren Bedeutung morgen zu sprechen sein wird. 

Ich konune zum Schluß. Ausgangspunkt und Ziel aller staatspolltischen 
Arbelt der CDU sind die vom C h r i s t e n t u m a u s s t r a h l e n d e n 
L e b e n s w e r t e , denen wir uns gemeinsam mit den beiden christlichen 
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Kirdicn im Ir-tztcn vcrpfliditet wissen. Die Verfolgung dei beiden dirist-
lichen Kirdien durch den Nationalsozialismus hat den Christen beider 
Konfessionen wieder die e c h t e B r C d c r l i c h k e i t und den Willen 
geschenkt, gemeinsam das bedrohte abendländische Kultiirorbc in chrlstlichor 
Verantwortung für unser Volk und darüber hinaus für ganz Huropn zu 
verteidigen, neu zu verwurzeln und als beständige Cirundlagc unserer 
staatlichen und gesellschaftlichen Ordnung zu erhalten. (Beifall.) 

Alle Versuche anderer politischer Parteien, den flborwundenen k o n ­
f e s s i o n e l l e n H a d e r neu zu entfachen, werden uns in geschlossener 
nnd entschlossener Abwehr finden. Denn wir können der cironen den in 
unserer Union verbundenen Konfessionen gestellten vaterländischen und 
abendländischen Sendung nicht untreu werden, weil wir wissen, daß unsere 
E i n i g k e i t und Stärke das tragende Fundament ist für ganz Deutschland, 
unseren sozialen Rechtsstaat im geeinten Europa. (Starker, langanhulten-
der Beifall.) 

Präsident SlmpfendBrfer: 

Die Referate des heutigen Nachmittags und alle folgenden stellen alle 
g r u n d s ä t z l i c h e D a r l e g u n g e n f ü r u n s e r IT am b u r g e r 
P r o g r a m m dar. Unser Parteifreund Dr. Wuermeling hat einen ersten 
fundamentalen Beitiag dazu geleistet. Wir dank'>n ihm sehr ddfür. (Beifall.) 

Wir fahren fort imd kommen an die 

Probleme der Flüchtl inge nnd Heimatvertriebenen. 

Durch BeschluR des Partelaussdiusses ist dieses Referat geteilt wrirden. 
Es spricht zunSchst Herr Dr. Kathcr und nachher Dr. Nahm. 

Dr. Linus Kather, M. d. B.: 
Wenn der heutige Parteitag dazu bestimmt ist, ein Programm aufzustellen 

für die Arbeit des kommenden Bundestages, so ist das sicher gut und 
notwendig. Aber über eins sollten wir uns klar sein: Für die Wahlen 
kommt es nicht so sehr darauf an, was wir tun wollen, als auf das, 
w a s w i r g e t a n h a b e n . Der Wähler ist mit Zukunftsversprechungen 
nicht so sehr zu beeinflussen, insbesondere auch dann nicht, wenn sie mit 
der Haltung in der Vergangenheit nicht in Einklang stehen. 

Wir waren in der Vergangenheit allzusehr genötigt, von der Zukunft zu 
sprechen. Ich hiibe auf den bisherigen Bundesparteitagen und auch auf ihren 
Vorläufern in der britischen Zone im Jahre 1948/40 den Auftrag gehabt, 
über das Problem der Vertriebenen zu referieren. Immer warcm die nmAen 
Fragen noch ungelöst, immer standen wir in mehr oder weniger großer 
Entfernung vor der Bewältigung der großen gesetzgeberischen Aufgaben, 
vor die dieses gewaltige Problem uns gestellt hatte. 

Heute ist es zum ersten Male anders. Wenn auch die Zukunft noch 
manche Arbeit für uns bereithält, so glaube ich doch sagen zu können, daß 
wir die für die Eingliederung der Vertriebenen und Flüdillinge wichtigsten 
Gesetze verabschiedet haben. (Beifall.) 

Ich nenne das G e s e t z zu A r t i k e l 1 3 1 , von dem auch schon unser 
Freund Dr. Wuermeling sprach, das L a s t e n a u s g l e l c h s g e s c t z mit 
dem F e s t s t e l l u n g s g c s c t z und das B u n d e s v e r t r i e b e n e n ­
g e s e t z . Es steht für Joden urteilsfähigen Beobachter der parlamen­
tarischen Arbeit außer Zweifel, daß, wenn auch viele Wünsche unerfüllt 
geblieben sind, wenn auch manche Verbesserung notwendig ist, der dcutschn 
Bundestag mit diesen Gesetzeswerken eine g r o ß e L e i s t u n g vollbracht 
hat. (Beifall.) 
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£s wird unsere Aufgabe sein, im k o m m e n d e n W a h l k a m p f diese 
E r f o l g e s i c h t b a r z u m a c h e n , audi den großen Anleil, den unsere 
Partei an diesen Erfolgen gehabt bat. Das Gesetz zu Artikel 131 haben 
wir in seinen entscheidenden Bestimmungen ebenso g e g e n d i e s o z i a l ­
d e m o k r a t i s c h e P a r t e i durchsetzen müssen wie das Feststellungs­
gesetz und das Lastenausgleichsgesetz im ganzen. Audi das B u n d e s ­
v e r t r i e b e n e n g e s e t z wäre ohne unsere Mitwirkung nicht zustande­
gekommen. Dadurch, daß bei der 2. und 3. Lesung nur der landwirtsdiaft-
lidie Teil in Streit war, ist der falsdie Eindrudc entstanden, als ob der 
Wort des ganzen Gesetzes von diesem heiß umstrittenen Paragraphen ab­
hing. Dabei wurde Im Eifer des Gefechts völlig übersehen, welch große 
Zahl von w e r t v o l l e n { B e s t i m m u n g e n in diesem Gesetz ohne 
Debatte angenommen worden waren. 

Wir halten in unserer Fraktion bestimmt besser taktieren können. Heute 
wird jeder der Beteiligten einsehen, daß es l>esser gewesen wäre, sich vor­
her zu einigen, aber andererseits haben wir dann doch bei der Schlußab­
stimmung bewiesen, daß wir uns nicht auseinander-, sondern z u s a m -••. 
m e n g e r a u f t hatten. Bei uns ist niemand, und insbesondere auch nicht 
die Bauern, auf den Gedanken gekommen, zu diesem für die Vertriebenen 
und Flüchtlinge gleich wichtigen Gesetz aus propagandistischem Bedürfnis 
heraus nein zu sagen. Ich halte es für meine Pflicht, heute und hier hervor­
zuheben, daß bei diesen vier Eingliederungsgcsctzen in den schwierigen 
und entscheidenden Phasen der B u n d e s k a n z l e r jeweils die ganze 
politische Tragweite der Situation erkannt und sich eindeutig zu dem, was 
politisch notwendig war, bekannt hat. (Beifall.) 

Ich d a n k e ihm dafür und fühle mich um so mehr dazu angetrieben, als 
ich weiß, daß er im Kabinett es insofern nicht immer gerade leicht gehabt 
hat. Ich danke auch allen Freunden unserer Fraktion, die unsere Artieit 
unterstützt haben, insbesondere dem Vorsitzenden, Herrn Dr. v o n B r e n ­
t a n o , bei dem wir immer volles Verständnis gefunden haben. (Lebhafter 
Beifall.) 

Mit diesen Gesetzen sind die Grundlagen geschaffen für eine schnelle 
Eingliederung der Vertriebenen auf gesunder wirtschaftlicher Grundlage. 
Es war das Hauptanlicgcm der Vertriebenen, daß der Lastenausgleich so 
geschaffen sein sollte, daß wenigstens in den ersten Jahren für die pro­
duktive Eingliederung eine -Milliarde DM pro Jahr zur Verfügung stehen 
sollte. Als wir bei der 3. Lesung das bekannte Abkommen zwisdien der 
Bundesregierung, den Regierungsparteien und den vertriebenen Abgeord­
neten der Koalition zustandebrachten, bin ich von der Überzeugung aus­
gegangen, daß durch diese Vereinbarung das gesteckte Ziel in etwa erreicht 
werden würde. Sie wissen, welch negative (Jvationen mir von der Oppo­
sition wegen dieser Hallung dargebracht wurden. Die SPD sprach von dem 
Umfall, der BHE vom Reinfall Dr. Kathers. Ich kann es mir nicht versagen, 
auf die Ausführungen des SPD-Abgeordneten Seuffert einzugehen, die 
dieser am 16. Mai bei der Debatte über die von mir vereinbarte Vor­
finanzierung gemacht hat. Er sagte wörtlich: .Man muß leider feststellen, 
daß diese Lastenausgicichsdebatte an ihrem Schluß in eine Atmosphäre der 
Beiläufigkeit, Schludrigkeit und Nur-schnell-Wegerledigens kommt, die 
mir außerordentlich bedauerlich erscheint". Er fuhr dann fort: .Eine der­
artige Rechnung als Milchmädchenrechnung zu bezeichnen, wäre ja weiß 
Gott eine Beleidigung des ehrenwerten Berufsstandes der Milchmädchen.* 

Es war damals nicht ganz leicht, gegen das T r o m m e l f e u e r s e i t e n s 
d e r O p p o s i t i o n anzukämpfen, zumal die entscheidende Wendung 
etwas plötzlich und überraschend kam. Hier in Hamburg darf ich daran 
erinnern, daß der AussdiluB des Landesverbandes der Vertriebenen aus 
dem Z. v.D. gerade auch deshalb erfolgte, well seine leitenden Männer, 
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bar Jeder Sadikuode und frei von dem Willen, überhaupt eine sadilidie 
Prflfung vorzunehmen, in der Presse immer wegen meiner Haltung in 
dieser i<rago meinen Rüdetritt als Vorsitzender des Z. v. D. audi dann noch 
verlangten, als der Gesamtvorstand sich bereits hinter mich gestellt hatte. 
Heute bezweifelt niemand mehr emstlidi, daß wir damal s das e i n z i g 
R i c h t i g e g e t a n haben, denn auch die Opposition, die im Bundestag 
Nein sagte, hat im Bundesrat Ja gesagt, nur ein einziges Land hat gegen 
dieses Uesctz gestimmt, nämlidli das Land, in dem w& uns zur Zelt be­
finden. 

Heute sind wir auch, in der Lage festzustellen, wie u n s e r e R e c h n u n g 
a u f g e g a n g e n ist. Der KontroUaussdiuß beim Bundesausglcidisamt hat 
am 21. 10. 1952 für das Jahr 1953 insgesamt 3,085 Milliarden UM verpldnt, 
davon rund 1 Milliarde DM für die produktive Eingliederung. Unsere 
Rechnung ist also voll aufgegangen tmd die Milchmaddien können ruhig 
schlafen. 

Trotz dieser Feststellungen haben wir keine Veranlassung, auf unseren 
T.orbeeren auszuruhen. Es kommt nicht nur auf die gesetzlichen ürundldgen 
an; die A u s f ü h r u n g ist nicht minder wichtig. Bis heute ist noch kein 
Pfennig Kriegsscfaadenrente gezahlt worden. Es hat also, obwohl nun doch 
schon etliche Monate ins Land gegangen sind seit der Verabschiedung des 
Gesetzes, noch niemand von der Erhöhung seines Reciitsanspruches etwas 
gehabt. Das trifft besonders unsere Alten. Es ist geradezu alarmierend, 
aus der stetig steigenden Flut von B r i e f e n , die micii gerade aus diesen 
Kreisen erreicht, die große und sehr begründete Sorge herauszulesen, daß 
man die Segnungen dieses Gesetzes nicht mehr erleben werde. Gewiß, bei 
der Hausratentschädigung hat man darauf Rücksicht genommen. Aber das 
genügt nidit. Hier muß ich eine wichtige und dringende Aufgabe für die 
Zukunft aufzeigen: Wir müssen auf Mittel und Wege sinnen, wie wir diese 
Sorge von unseren Alten und Kranken nehmen tmd sicherstellen, daß sie 
selbst noch etwas von ihrem Anspruch haben. 

Wir stehen überhaupt vor der großen Kalamität, daß dio vorhandenen 
und bewilligten Mittel nicht schnell genug abfließen. Darauf allein ist 
der zeitweilig hohe Kassenbestand beim Bundesausgleicfasamt zurückzufüh­
ren. In einer Entschließung vom 28. 3. hat unser iBundesvertriebencnaus-
sdiui darauf 'Hingewiesen, duB aus diesem Siicfaverhalt nur eine Konse­
quenz möglich ist, nämlich die, f ü r s c h n e l l e r e n A b f l u ß d e r M i t t e l 
zu sorgen. Scfaärfstens müssen Versuche zurückgewiesen werden, aus 
diesem Anlaß dem Fonds neue Lasten aufzubürden oder ihm zustehende 
Mittel vorzucmthaltcn. Zur Zeit beträgt der Kassenbestand 375 Millionen 
DM, hat also fast die normale Höhe erreicht, denn auch das Hauptamt für 
Soforthilfe hat immer mit einem Bestand von 2—300 Millionen DM ge­
wirtschaftet. Trotzdem muß alles getan werden, um den schnelleren Ablauf 
des Geldes zu sichern. 

Wir haben uns sehr bemüht, die Ursachen der Stockung festzustellen. Es 
kann mit Sicherheit gesagt werden, daß der schleppende Abfluß darauf 
zurückgeht, daß hauptsädilich auf der Kreisebene die L a s t e n a u s -
g l e i c h s ä m t e r zahlenmäßig und vielfach auch cjualitätsmäßig n i c h t 
h i n r e i c h e n d b e s e t z t sind. Idi freue mich, daß idi Gelegenheit habe, 
diese Sorge unseren Freunden aus den Kreisen ans Hens zu legen. Wir 
wollen nicht aus den Augen verlieren, daß jede Mark, die wir auf diesem 
Wege vor den Wahlen an den Mann bringen, ein Plus für uns bedeutet. 
(Beifall.) Deshalb bitte ich Sie alle, dieser Frage Ihre ganz besondere Auf­
merksamkeit zu sdienken und für Abhilfe zu sorgen. 

In dem Betrag, der verplant ist, sind bereits 550 Millionen DM aus der 
Vorfinanzierung enthalten. Die Beträge sollen über Anleihen der Lasten­
ausgleichsbank und durch steuerbegünstigte Darlehen aufgebracht werden. 
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Das G e s e t z über die s t e u e r b e g ü n s t i g t e n D a r l e h e n , das 
vom Bundestag einstimmig angenommen wurde, ist im Bundesrat gefährdet 
und konnte in der letzten Sitzung nur idurdi eine Vertagung vor der Ab­
lehnung bewahrt werden. Das Gesetz kommt am 24. 4. 1953 erneut zur Ver­
handlung. Es handelt sich um einen Teil unseres Abkommens vom 15. Mai 
1952. Die Beträge sind nahezu vollständig verplant. 'Es würde einen 
schweren politischen Rücksdilag für uns bedeuten, wenn das Gesetz, weil 
CDU-Regierungen dagegen gestimmt haben, der Ablehnung verfiele. Ich 
habe deshalb die dringende B i t t e an u n s e r e R e g i e r u n g e n , et­
waige Bedenken zurückzustellen. Ebenso muB ich an den Bundesfinanz­
minister die Mahnung richten, die Voraussetzungen für die Auflegung der 
Anleihe zu sdiaffen. 

Wenn ich gefragt werde, weldies die 'widitigste und v o r d r i n g ­
l i c h s t e A u f g a b e auf unserem Gebiet ist, dann antworte idi: Die 
Wiederansetzung unserer Bauern. Was bedeutet es für einen Bauern, 
wenn er nun sdion im 9. Jahr fern von seiner Scholle lebtl Von den 
300 000, die gekommen sind, sind nur lOVo erst wieder angesetzt und 
davon mehr als die Hälfte auf kleinbäuerlichen oder Nebenerwerbsstellen. 
In diesem atemberaubenden Tempo können wir nicht weitermachen, sonst 
verlieren wir das Rennen um die bäuerliche Substanz des deutschen 
Ostens. Wir braudien sie dringend, wenn wir einmal den deutschen Osten 
wieder besiedeln wollen. Wenn vrir so heifi um die V o r f i n a n z i e r u n g 
und um die L a n d b e s c h a f f u n g gestritten haben, so war der Ge­
danke an unsere Bauern unser stärkster Antrieb. Ich glaube und hoffe, 
daß wir wenigstens für die ersten Jahre die wichtigsten Voraussetzungen, 
Land und Geld, sichergestellt haben. Hoffentlich hapert es nicht auch hier 
wieder mit der Durchführung. Ich habe ernsteste Sorgen in dieser Hin­
sicht, ich vermisse jeden Versuch einer großzügigen Planung imd Ko­
o r d i n i e r u n g auf der B u n d e s e b e n e . Für dieses Werk können 
wir nicht verzichten — das habe ich schon im Bundestag gesagt — auf die 
Mithilfe der heimischen Landwirtschaft. Es muß die S o l i d a r i t ä t 
a l l e r Bauern zum Tragen kommen. Wir brauchen sie, wir werden 
sie auch dann brauchen, wenn wir wirklich einmal vor der Aufgabe 
stehen, unseren heimaUidien Boden wieder in Kultur zu bringen. Auch 
dieses Werk werden die Vertriebenen nicht mehr allein vollbringen kön­
nen. (Beifall.) 

Auch die v e r t r i e b e n e g e w e r b l i c h e W i r t s c h a f t wird uns 
noch manche Nuß zu knacken geben. Der Mangel an Eigenkapital macht 
sich bei der kleinsten Krise stark bemerkbar. Die dankenswerten Steuer­
vergünstigungen im Zusammenhang mit dem Bundesvertriebenengesetz 
reiben nicht aus. Es muß dafür gesorgt werden, daß der Anspruch auf 
Hauptentschädigung möglichst bald aktiviert werden kann und eine groß­
zügige und unbürokratische, aber sinnvolle Kreditgewährung die bleiben­
den Lücken schließen. Hier ist ein Betätigungsfeld für eine gute Zusam­
menarbeit zwischen Bundesausgleichsamt und Lastenausgleichsbank. 

Die Bekämpfung der A r b e i t s l o s i g k e i t ist besonders dringlich 
wegen des unverhältnismäßig hohen Anteils der Vertriebenen und Flücht­
linge. Sie kann aher nicht dem Lastenausgleichsfonds allein oder vor­
zugsweise aufgebürdet werden. Die Koalition hatte sich bereitgefunden, 
für diese Aufgabe Mittel in gewissen Grenzen zur Verfügung zu stellen. 
Es ist der Opposition gelungen, über den Vermittlungsausschuß diese 
Grenzen zu beseitigen. Wenn aber im Bundesausgleichsamt und Kontroll­
ausschuß Tendenzen immer stärker hervortreten, den nicht geschädigten 
Betrieben im Einzelfall Millionenbeträge zur Verfügung zu stellen, so 
müssen wir dagegen protestieren. Das ist eine Zweckentfremdung der 
Lastenausgleichsmittel. Ich muß leider feststellen, daß wir in einer Weise, 
die auf der anderen Seite unmöglich gewesen wäre, zugelassen haben, 
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ddfl sidi bei diesen. Stellen Einflüsse durdisetzcn, die gegen uns gerichtet 
sind. 

Ein Wort zum Problem der S o w j e t z o n e n f l ü c h t l i n g e vom Stand­
punkt der Vertriebenen aus. Das Verlricbenengcsclz bringt die volle Ciloidi-
stellung. Ich selbst habe schon vor Monaten mit meinen vertriebenen Kol­
legen ein Gesetz eingebracht, das die Vorteile des Lastenausgleidis in wei­
tem Umfange auf die Flüchtlinge erstrecken will. Was ich vor einiger Zeit 
in Berlin gesagt habe, wiederhole ich hier: .Oic Vertriebenen sind notfalls 
bereit, das Letzte mit den Flüchtlingen zu teilen.* (Beifall.) Diese Stellung­
nahme bedeutet aber nicht, dafi wir damit einverstanden smd, daß man der 
Einfachheit halber diese Last den Vertriebenen aulbürdet, indem man dun 
schmalen Kuchen noch einmal teilt. Nein, erst kommt die Allgemeinheit und 
vor dieser kommen die Besatzungsmächtc. Auch auf die Uelahr, mich hier 
oder dort unbeliebt zu machen, muB ich immer wieder darauf hinweisen, 
daß hier eine e c h t e R e c h t s v e r p f l i c h t u n g d e r A l l i i e r t e n 
vorliegt. Sie sind im Besitz der Staatsgewalt, sie wollten eine Einheit sein 
und sind es auch. Üb sie an dem Tatbestand, der uns diesen täglichen und 
gefahrvollen Zuwachs bringt, ein Mitverschulden tragen, kann dahingestellt 
bleiben, ihre M i t v e r a n t w o r t u n g steht außer Zweifel. Die Bereit­
schaft zur Mithilfe muß auch aus der Bereitschaft zur Integration 
Europas kommen, denn hier droht eine e u r o p ä i s c h e U e f a h r . Ich 
möchte auch diese Uelegenhuit nicht vorübergehen lassen, ohne der Königin 
von Holland zu danken dafür, daß sie nun sdion zu wicdcrholtun Maien 
so hochherzig sich auch unserer Schicksalsfrage angenommen hat. (Beifall.) 

Wir wollen niemals übersehen, daß alles, was wir für die Vertriebenen 
und Flüchtlinge tun, letzten Endes doch auch der Uesamthcit zugute kommt. 
Erst vor wenigen Tagen hat der bayerische Wirtschaftsministcr Seidel er­
klärt: ,Dic Vertriebenen haben Bayerns W i r t s c h a f t w e r t v o . l l b e ­
f r u c h t e t , sowohl als Unternehmer wie als Fachkräfte. Sie haben alles 
verloren und praktisch mit nichts den Neuaufbau begonnen. Ich habe großen 
Respekt vor dieser Leistung.' 

Die Vertriebenen haben noch eine andere große Leistung auf/uweiscu. 
Ihnen ist es wesentlich mit zuzuschreiben, wenn die Bundesrepublik sich so 
w i d e r s t a n d s f ä h i g g e g e n ü b e r d e m K o m m u n i s m u s gezeigt 
hat wie kaum eine andere westliche Demokratie. (Beifall.) Auf G r u n d 
i h r e s S c h i c k s a l s s i n d s i e d i e g c t r e u e s t e n G e f o l g s l e u t e 
d e r A u ß e n p o l i t i k u n s e r e s B u n d e s k a n z l e r s . (Beitall.) 

In der zweiten Lesung des V e r t r a g s w e r k e s habe ich diesem posi­
tiven Standpunkt vertreten, während zwei Abgtiordnetc des Bllli ihru ab­
lehnende Meinung vertraten. Die Reaktion aus den Kreisen der Vertriebenen 
war völlig eindeutig, und es ist sicherlich auch darauf mit zurückzutülireii, 
daß Herr Kraft inzwischen seinen Standpunkt überprüft hat. 

Die Vertriebcmcm werden sich auch durch die neue Entwicklung nicht irre 
machen lassen, währcmd es mir nicht so sicher erscheint, ob es nicht sonst 
viele geben wird, die auf die neuen Sirenenklänge hereinfallen, eine Ge­
fahr, die durch die Haltung der SPD nicht vermindert wird. Es gibt nur eine 
Haltung gegenüber dem neuen Kurs aus Moskau: Jede V e r h a n d l u n g s -
m ö g l i c h k e i t w a h r n e h m e n , sich aber keine Sekunde dadurch ab­
halten lassen, das N o t w e n d i g e zu tun . (Beifall.) 

Aber eins muß ich doch vorbringen. Wenn von der W i e d e r v e r e i n i ­
g u n g Deutschlands gesprochen wird, darf niemals der Eindruck erweckt 
werden, als ob sie sich auf das Gebiet diesseits der O d e r - N e i ß e - L i n i e 
beschränken könnte. So sehr die Vertriebenen es ablehnen, mit Gewalt 
die Heimat wiederzugewinnen, so wenig wollen sie einen Zweifel auf­
kommen lassen, daß sie niemals auf ihr Heimatrecht verzichten werden. 
(BeifalL) 
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In der von mir beantragten E n t s c h l i e ß u n g des Bundestages bei der 
2. Lesung des Vertragswerkes heiBt es: »Ein dauerhafter Friede kann nur 
begründet werden auf der Anerkennung der allgemeinen Menschenrechte, 
insbesondere des Rechts der persönlichen Freiheit, die auch das Rccbt um­
faßt, in der angestammten Heimat zu leben und über Staatsform und Staats­
angehörigkeit selbst zu bestimmen,* Daran werden wir unvcrbrüdilidi fest­
halten und wir fordern von der Bundesregierung, daß sie sidi mit Nach­
druck für unser Recht einsetzt. 

Zum Schluß nodi ein Wort zu den B u n d e s t a g s w a h l e n . Wenn hier 
und da die Meinung auftauciit, die Vertriebenen werden dodi in ihrer über­
wiegenden Mehrheit in die politische Absonderung gehen, so muß diese 
Auffassung als unriditig und als gcfährlidi bekämpft werden. Sie wird auch 
vom Bundesvorstand und vom Parteiausdiufi einmütig abgelehnt. Der g e -
s a m t d u u l s c h e B l o c k hat bisher noch bei keiner Wahl mehr als 
50 "/o der heimatvertriebenen Stimmen auf sich ziehen können. Mein Referat 
hat, glaube löü., dargetan, daß keinerlei Tatsachen vorliegen, die ein für 
uns ungünstigeres Ergebnis erwarten ließen. Im Gegenteil! Es ist meine auf­
richtige Überzeugung, daß die A u s s i c h t e n g u t sind, allerdings müssen 
gewisse Voraussetzungen erfüllt werden. Es dürfen keine Fehler mehr gc-
madit werden, die die errungenen Erfolge in Frage stellen würden. Die ge­
machten Zusagen müssen eingehalten und es muH mit aller Kraft darauf hin­
gewirkt werden, daß die Wirkungen der verabschiedeten Gesetze in mög-
lidist großem Umfange noch vor den Wahlen zum Tragen kommen. 

Der W a h l k a m p f muß nach e i n h e i t l i c h e n Grundsätzen im eng­
sten Einvernehmen der maßgebliciien Partcistcllcn und dor Vertriebenen-
aussdiüsse geführt werdcm. Es kann nidit weiter hingcmommen werden, daß 
jeder auf eigene Faust Vertriebenenpolitik macht, auch wenn er keine Ver­
antwortung trägt und über die notwendige Sachkunde nidit verfügt. Die 
Vertriebenenaussdiüsse sind dazu da, die Partei in diesen Fragen zu be­
raten und sie müssen bei wichtigen Entscheidungen vorher gefragt werden. 
Ein anderes Verfahrcm muß zu politischen Rückschlägen führen. 

Jetzt das Wichtigste: Bei der K a n d i d a t e n a u f s t e l l u n g müssen die 
berechtigten Wünsche der Vertriebenen berücksichtigt werden. Es handelt 
sich im ganzen um mehr als 6 Millionen Wähler, und zwar um Wähler, 
die nicht in dem Maße parteipolitisch festliegen wie die übrigen Bewohner 
der Bundesrepublik. Man beachtet nicht genügend, welche ungeheuere Zahl 
von Stimmen hier zu gewinnen, aber auch zu verlieren ist. Ganz besonders 
bitte ich zu bedenken, welche ausschlaggebende Rolle den Vertriebenen bei 
der Stichwahl, die in Aussicht genommen ist, zufallen wird. Um sich das 
klar zu machen, muß man sich vergegenwärtigen, daß es sogar links­
rheinische Wahlkreise gibt, in denen 20 000 Vertriebene und mehr ansässig 
sind, während es sich in den stark belegten Ländern noch um ganz andere 
Zahlen handelt. Man kann die Bedeutung dieser Frage gar nicht über­
schätzen. 

Die Vertriebcmen werden nicht bereit sein, Parteien zu unterstützen, die 
ihren Wünschen ablehnend gegenüberstehen. Schon bei der vergangenen 
Bundestagswahl sind aus diesem Grunde ü b e r 1 M i l l i o n F l ü c h t ­
l i n g s s t i m m e n v e r l o r e n gegangen. Ich darf ferner daran erinnern, 
daß Herr Loritz, den Sie aus dem Bundestag alle gut kennen, mit Ver-
triebenenstimmen in den Bundestag eingezogen ist. Er hatte die Lizenz, aber 
keine Stimmen, bei jenen Vertriebenen war es umgekehrt, und so kam diese 
uimatürliche Verbindung zustande, die 12 Abgeorchiete in das Parlament 
brachte. Solchen Experimenten sollte durch ehie v e r n ü n f t i g e K a n ­
d i d a t e n a u f s t e l l u n g entgegengewiriEt werden. 

Es ist zu begrüßen, daß auch die ü b e r p a r t e i l i c h e n O r g a n i ­
s a t i o n e n , insbesondere der Zentralverband der vertriebenen Deutschen, 
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nidit alles auf eine Karte zu setzen bereit sind, sondern den Willen haben, 
ilire Vertrauensleute über möglichst viele Wege in den Bundestag zu brin­
gen. Eine Verständigung sollte bei beiderseitigem gutem Willen möglich 
sein. Die Parteien haben das Redlit, Kandidaten aufzustellen, die sidi zu 
ihnen bekennen und ihr Vertrauen haben, und umgekehrt wird bei den 
Vertriebenen der die größte Zugkraft ausüben, der ihnen aus jahrelanger 
Arbeit für seine SdildJcsalsgefährten bekannt ist. 

Es ist das zur Zeit wichtigste Anliegen der Vertriebenen in der CDU, 
daß diese Grundsätze bei der Auswahl der Kandidaten überall beachtet 
werden. Weim das geschieht, wenn wir einig und geschlossen und mit klarer 
Zielsetzung in den Wahlkampf gehen, wenn die Vertriebenen wissen, daß 
ihre Stimmen auch Mcinnern zugute kommen, auf die sie sich verlassen 
können, dann brauchen wir um den Ausgang der Wahl nicht besorgt zu sein. 

Wir von den V e r t r i e b e n e n aus werden uns dann m i t g a n z e r 
K r a f t im W a h l k a m p f für d i e S a c h e d e r C h r i s t l i c h D e m o ­
k r a t i s c h e n U n i o n einsetzen und dazu beitragen, sie zu dem Erfolg 
zu führen, den wir im Interesse Deutschlands habcm müssen. (Starker Beifall.) 

Das Wort nahm zum gleichen Thema 

InUnlsterialdürektor Dr. P. P. Nahm: 
Wenn ich v o n der S i c h t d e s V e r t r i e b e n e n m l n i s t e r i u m s 

aus zu der gleichen Frage Stellung nehme, so geschieht das, well der V e r -
t r i e b e n e n m i n i s t e r infolge schwerer Krankheit in Daves weilt. Ich 
möchte ihm — wohl audi in Ihrem Namen — einen GruB nach Davos senden 
und ihm baldige Genesung wünschen. (Lebhafter Beifall.) 

Wenn ich a l s E i n h e i m i s c h e r zu dieser Vertriebenenfrage Stellung 
nehme, so geschieht das in besonderem Auftrag auch zu dem Zweck, um 
augenfällig zu machcm, daß die Vertriebenenfrage A u f g a b e d e s g e ­
s a m t e n K a b i n e t t s und aller Vernünftigen in der einheimischen Be­
völkerung ist. (Beifall.) 

A l l e , die sich aus Schicksal, Pflicht oder Neigung in den letzten Jahren 
der Vertriebenenfrage verschrieben haben, dürien heute mit Gcmugtuung 
feststellen, daß wir sie aus dem deutschen Ghetto erlöst haben und aus 
der einfachen charitativen Betrachtung hineingeführt haben in die Sphäre 
sozialer, wirtschaftlicher und internationaler Dberlegimg. Es wurdcm 
in gemeinsamer Arbelt 6 W e g e gefunden und — so möchte idi sagcm — 
fast zwangsläufig für die Zukunft festgelegt: 

1. den W o h n u n g s b a u für die Vertriebenen. Ihn galt es zu finden 
und zu fundieren. Hier möchte ich mir einen kommentierenden Satz 
gestatten. Wir müssen mehr denn je Weit darauf legen, daß beson­
ders aus den I.astenausglei(hsmitteln, die zur Wiederherstellung von 
Privateigentum bestimmt sind, nicht Kollektiwermögen, sondern tat­
sächlich Privateigentum gebilclet wird. (Beifall.) 

2. Ein weiterer schwerer Weg ist der der Kreditbeschaffung, um wieder 
selbständige Existenzen zu gründen. 

3. Die A r b e i t s b e s c h a f f u n g , 
4. die landwirtschaftliche S i e d l u n g , 
5. die U m s i e d l u n g aus den überbelasteten Ländern kleinerer wirt­

schaftlicher Potenz, 
6. die soziale V e r s o r g u n g derer, die für die Eingliciderung nicht 

mehr in Frage kommen. 
Das Ganze wird gekrönt von dem Lastenausgluichsgesetz und dem VCT-

tricbenengesetz. 
Diese sechs Wege wurden im In- und Ausland kritisch geprüft. Grund­

sätzlich neue Wege wurden nicht gefunden. Man kann andere Prioritäten 
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herausstellen, die Gewichte verlagern, aber Neues ist wohl nicht mehr 
herauszustellen. Wenn wir unserer Bundesregierung einen Vorwurf nidit 
ersparen Icönnen, dann ist er der, mit diesen p o s i t i v e n L e i s t u n g e n 
viel zu w e n i g P r o p a g a n d a g e m a c h t z u h a b e n . (Sehr richtig! 
und Beifall im Hause.) 

Idi stütze mich hier auf ein Sdireiben des Internationalen R o t e n 
K r e u z e s vom 23. März dieses Jahres, in dem es heifit, dafi der Anteil 
an dem Erreichten v i e l zu b e s c h e i d e n dargestellt wird. 

Lassen Sie midi 4 A u f g a b e n u n d Z a h l e n nennen, die zugleidi 
Leistungen enthalten. Wir haben bis zur Stunde 375 000 Vertriebenen-
familien in N c v i b a u w o h n u n g e n untergebradit. Noch befinden sieb 
aber 300 000 in Lagern und Elendsquartieren, so daB wir 5 Jahre Fort­
setzung des sozialen Wohnungsbaues gebraudien, um die Parität zwischen 
Flüchtlingen und Einheimischen in der Wohnung herzustellen. 

43Vt der ehemals S e l b s t ä n d i g e n sind wieder selbständig gewor­
den, wenn auch einige Stufen tiefer. Redinen wir nun jene herein, die sidi 
durch Einheirat selbständig zu machen wufiten — vom Pantoffelheld ab­
gesehen — (Heiterkeit im Hause), oder Jene, die Infolge Alters nicht mehr 
für die Eingliederung in Frage kommen, dann braudien wir noch 30*>/o 
einzugliedern — der Rest ist immer das Schwierigste —, um die volle 
Aufgabe bewältigt zu haben. Vergessen wir hier aber nicht das eine 
dringende Anliegen: Wenn wir nidit bereits den bestehenden selbstän­
digen Existenzen dadurch zu Hilfe kommen, dafi wir sie aus der drüdcenden 
Z i n s l a s t d e s F r e m d g e l d e s b e f r e i e n , wird viele Eingliede­
rungsarbeit wieder in sich zerbrechen. 

Am 1. Januar 1951 stellten die Vertriebenen 36,5 Vo unter den Arbeits­
losen, am 1. 3. 1953 nodi 29'/o. Wir sehen die Degression, zugleich aber 
auch die Tatsache, dafi die Vertriebenen die H a u p t l a s t d e r A r ­
b e i t s l o s i g k e i t tragen. Hier möchte ich einem generellen Einwand 
begegnen, der da sagt: Bewegt sich unsere Wirtschaft nach oben, nehmen 
ja die Vertriebenen ohne weiteres an der Aufwärtsentwicklung teil. Das, 
meine lieben Parteifreunde, gilt nur relativ. Sie nehmen zur Hälfte an 
der Aufwärtsentwicklung teil, aber doppelt an jeder Krisel 

Auf Grund des Umsiedlungsgesetzes waren bis zum 1. März d. J. 492 579 
aus Sdüeswig-Holstein, Bayern und Niedersachsen umgesiedelt. 267 421 
Personen bleiben nodi auf Grund der Bundestagsbeschlüsse umzusiedeln. 

Man begegnet vielfach der Auffassung, dafi die Lastenausgleichsabgabe 
und der Steuerzettel von der eigenen Arbeit bei der Eingliederung, über­
haupt von der eigenen sozialen Verpflichtung, entbinde. 

Das wäre in einer christlichen Partei traurig, wenn das Allgemeingut 
weiden würde. Das erlösende Verhältnis von Mensch zu Mensdi darf 
nicht in der behördlidien Papierflut versinken. (Bravo-Rufe im Hause.) 
Für die p e r s ö n l i c h e I n i t i a t i v e bei der Hilfeleistung und Einglie­
derung bleibt noch genügend Spielraum. Der Initiative des Gewissens kann 
durch keine gesetzliche Abgabe eine Grenze gesetzt werden. 

Wir bewundern die grofien Leistungen, die unsere Parteifreunde Dr. 
S c h a f f e t und Prof. E r h a r d vollbracht haben. Aber wir dürfen 
doch auch einmal sagen — ich sage es bewufit als Einheimischer —: H ä 11 e n 
n i c h t u n s e r e V e r t r i e b e n e n u n d d a s g a n z e H e e r d e r 
K r i e g s g e s c h ä d i g t e n a u c h i n den. k r i t i s c h s t e n T a g e n 
s o v i e l D i s z i p l i n g e h a l t e n u n d d a m i t v i e l e e c h t e 
n a t i o n a l e H a l t u n g g e z e i g t , w ä r e n d i e s e L e i s t u n g e n 
w o h l n i c h t m ö g l i c h g e w e s e n . (Beifall.) 

Ich darf aber auch feststellen: Ohne dafi der Bundesfinanzminister allen 
Lodcungen zum Trotz die D e u t s c h e M a r k zu einerEdelvalutagemacht 
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und die Bundosfinanzcn eisern in Ordnung gehalten hätte — ohne daß es 
dorn Bundcswirtsdiaftsministcr gelungen wäre, die erstarrte Wirtschafts­
form zu brechen und der deutschen Wirtschaft die I m p u 1 s e der Initiative 
und der Kapitalbildung wiederzugeben —, wäre der gröBte Teil der 
Leistungen für Vertriebene und Kriegsgeschädigte nie möglich geworden. 
So müssen wir die große innere Verpfliditung erkennen, die ich In einem 
Satz zum Ausdruck'bringen möchte: D i e bcss te d e u t s c h e P o l i t i k 
i s t a u c h i m m e r d i e b e s t e V c r t r i e b e n e n p o l i t i k . 

Die Position und die Leistungen des V e r t r i e b e n e n m i n l s t e r i -
u m s sind umstritten. Ich will mich als Partei dazu nicht äußern. Nur 
folgendes: Die Existenz eines Vertriebencnminlsteriums bedeutet für die 
anderen Ministerien keine Entlastung von der Verantwortung für die ge­
samte Vertriebcncnfrage. (Beifall.) Auf der anderen Seite bedeutet sie 
für das Vertricbencnministcirium k e i n e n M o n o p o l a n s p r u c h . Alle 
FachminislcriPH müssen stets das besondere Mandat aus der Vertricbcnen-
fragc für das CSnsamtkabinett erkennen. Sie werden sich alle der Stimmen 
orinncm, die 1945 bis 1947 wieder laut wurden: Mciin Gott, wenn diese 
Woge über uns bricht, sie wird uns unter sich begraben, wir werden uns 
nii< mehr von dieser Last erheben können. Heute dürfen wir sagen: 
W ä r e n d i e V e r t r i e b e n e n n i c h t z u u n s g e k o m m e n —- wir 
wollc>n die Dinge auch einmal positiv sehen - •, f e h l t e n u n s 2- -2V3 
M i l l i o n e n A r b e i t s k r ä f t e , um unser heutiges Sozialprodukt über­
haupt zu crzcugenl 

Es hat sich an dieser Frage gezeigt, daß einc> kühne soziale Haltung zu­
gleich eine kluge volkswirtschaftliche Tat ist. Iih möchte Sie bitten, diese 
Lehre auch auf den verbleibenden schwierigsten Teil der Vertriebcncnfrage 
anzuwenden. Ich wiederhole das, was Herr Dr. Kather hier soeben 
eindringlich vor Sie hingetragen hat: Wenn wir nicht die B a u e r n f r a g e 
allen Ernstes angreifen und zu eir.er Lösung führen, dann werden wir 
manches Bekenntnis zu Gesamtdeutschland und xur Heimkehr und Wiedor-
besicdlung des deutschen Ostens gefährden. Hiur ist die Aufgabe mit den 
größten objektiven Schwierigkeiten. Hier ist aber auch die Aufgabe mit 
der größten nationalen und europäischen Pflicht, 

Sollte einmal die W i e d c r b e s i e d l u n g des alten deutschen Bodens 
im Osten möglich werden, dann kehrt nicht der Beamte, Kolonialwaren-
händlcr oder Hofscfamicd zuerst dorthin zurück, sondern der Bauer. (Beifall.) 

Es wurde aurh von M e i n u n g s v e r s c h i e d e n h e i t e n innerhalb 
von Partei und Fraktion in dtr Vertriebenenfragc gesprochen. Ich habe in 
diesen Meinungsverschiedenheiten nie ein beklagenswertes Symptom ge­
sehen. Wir haben ja keine geduckten Hörigen eines anonymen Partei­
apparates, sondern Persönlichkeiten. Wir haben ja keine Waschlappen, 
sondern Kerle. Weil wir uns den Luxus der Persönlichkeiten leisten kön­
nen, deshalb haben wir es auch nicht notwendig. Gegensätzliches zu ka­
schieren, sondern auf der höheren ethischen Ebene, der Gemeinschaft, zu 
binden. 

Nun ein Wort zu den Flüchtlingen aus der s o w j e t i s c h e n B e ­
s a t z u n g s z o n e , Eine Rundfrage bei dem Institut für Demoskopie in 
Allcnsbach hat auf die Frage, .wer ist für und wer ist gegen die Aufnahme 
der Flfiditlinge aus der Sowjetzonc* von 85 Vo der Befragten eine Zu­
stimmung erhalten. (Bravo-Rufe im Hause.) Damit hat sich unser Volk eine 
Note gegeben, wie sie günstiger gar nicht gestaltet werden kann. Ich 
möchte hier einmal sagen: U n s e r V o l k i s t v i e l b e s s e r a l s d e r 
Ruf, d e n w i r ihm' m i t u n t e r s e l b s t g e b e n . (Sehr richtigl im 
Hause.) Wäre nicht das Gute millionenfach seit 1945 immer wieder aus 
unserem Volke still hervorgebrochen, dann säßen wir nicht hier, scmdem 
wir wären in einem Chaos versunken. (Beifall.) Wir dürfen mit Stolz und 
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Genugtuung zur Kenntnis nehmen, daß die Zahl der Böswilligen und Dc-
stiukteure versdiwindend gering ist. Sie kommen nur durch jene zur Herr-
sdiaft, die sich absolutleren zu können glauben. Die „Ohne-midi-Parole* 
ist die gefährlichste politische Parole unserer Zeit, weil sie den Zubringer-
dienst für die Destruktion versieht. 

Unsere Haltung gegenüber der g e s a m t d e u t s c h e n F r a g e wurde 
oft verdächtigt. Man hat uns unterschoben, daß wir aus parteipolitischen 
Gründen dieses Gesamtdeutschland gar nicht wollten. Wer die S t i m m e n 
a u s M i t t e l d e u t s c h l a n d hört und sich mitten unter die begeben 
hat, die' in Verzweiflung fliehen mußten, der weiß, daß wir parteipolitische 
Befürchtungen überhaupt nicht zu hegen brauchen. (Beifall.) 

N i r g e n d s i s t d i e k l a r e u n d e n t s c h i e d e n e A u ß e n ­
p o l i t i k u n s e r e s K a n z l e r s s o k l a r v e r s t a n d e n w o r d e n 
w i e v o n d i e s e n L e u t e n , d i e d e n Lug u n d T r u g s o v o r 
A u g e n h a b e n , d a ß s i e n i c h t m e h r a u f i h n h e r e i n f a l l e n . 
(Beifall.) 

Wenn aber noch ein Rest von Zweifel geblieben sein sollte, so hat die 
schnelle und entschlossene H i l f e , die unser Bundeskanzler für B e r l i n 
und die S o w j c t z o n e n f l ü c h t l i n g e einleitete und durchführte, bei 
gutwilligen Leuten den letzten Zweifel zerstört. Wir haben seit 1. Januar 
d. J. über 100 000 Personen aus Berlin ausgeflogen und in der Bundes­
republik aufgenommen. Wir sind der akuten Bedrohung Berlins innerhalb 
von 8 Wochen Herr geworden, indem wir Ordnung und Klarheit in ein 
Zahlcngebäude gebracht haben und in dem die Länder, Kreise und Ge­
meinden des Bundesgebietes wiederum ein g l ä n z e n d e s B e i s p i e l 
d e r H i l f s b e r e i t s c h a f t geboten haben. (BcifaU.) 

Wir müssen jedoch hier einigen Gefahren begegnen. Die erste ist die, 
die mitunter gestützt wird durch Darstellungen, daß diese Aufgabe mit 
dem A u s f l u g a u s B e r l i n beendet ist. Nein, meine Damen xmä 
Herren, damit beginnt der schwierigste Teil der Aufgaben. 

Die zweite Gefahr, die M a s s e n f l u c h t aus der sowjetischen Zone, 
hat sidi derart in die Optik des eigenen Volkes und der Welt gespielt, daß 
die Gefahr besteht, die noch ungelösten Teile des Vertriebcnenproblems 
in den Hintergrund zu drücken und zum Verblassen gebracht werden. Wir 
bejahen die Optik, müssen aber auf der Hut sein, daß die 8 Millionen 
Vertriebenen und die 2 Millionen Geflüchteten aus der sowjetischen Zone 
für uns ein einziges Problem sind und ein einziges Mandat an unserer 
gesamten Nation darstellen. (Sehr richtigl im Hause.) 

Wer hier den Vorspann macht, das soll uns gleich sein. Die Hauptsache 
ist, daß gezogen wird. Diese 10 Millionen sind auch das unteilbare Objekt 
für jede internationale Hilfeleistung. Unsere Hilfe für die Flüchtlinge aus 
der sowjetischen Besatzungszone ist eine Folge unserer Auffassung von 
unserem gesamtdeutschen Mandat. Wenn wir im Grundgesetz den An­
spruch darauf erheben, die R e p r ä s e n t a n z für G e s a m t d e u t s c h ­
l a n d darzustellen, dann bedeutet das in der Praxis, daß wir für j e d e n , 
d e r i n N o t u n d B e d r ä n g n i s die Zone verläßt, jederzeit dazusein 
haben. (Beifall.) 

Wir werden die Beruhigung nicht drüben in die Zone dadurch hinein­
tragen, daß wir vom sicheren Ort aus sagen: ihr habt dazubleiben,—hinterm 
Ofen läßt sich trefflich raten, — sondern nur dadurch, daß wir sagen: o h n e 
a k u t e n - G r u n d b r a u c h t k e i n e r zu f l i e h e n , denn wir werden 
jederzeit für euch dasein und wir werden die Grenzen niemals schließen. 

Wenn mitunter die Frage an mich gestellt wird, warum machen denn die 
Russen nicht auch noch Berlin dicht, so möchte ich darauf mit einem Satz 
antworten, daß der Wunsch, der hinter dieser Frage zu erkennen ist, bereits 
ein Verbrechen an Gesamtdeutschland darstellt. (Beifall.) 
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Ein Wort zur Frage der J u g e n d , die aus der Zone zu uns flflditet. 
3 — 5000 sind es allmonatlich, die im Alter zwischen 16 und 24 Jahren allein 
ohne familiären Anschluß zu uns kommen, mit einer schwervcrwundeten 
oder völlig ausgebrannten vom Materialismus zerstörten Seole. Diese 
jungen Mensdien werden uns, weil sie Wohnraum- und arbcitsmäBig ohne 
gröBere Reibung unterzubringen sind, nur so aus der Hand gerissen. Ich 
aber mödite sagen: Wir sollten uns reiflich überlegen, ob wir diese Jugend­
lichen allein nach dem Gesichtspunkt der bccpiemeren Unterbringung und 
nach den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes einfach dem Gefahren einer nicht 
verstandenen totalen Freiheit aussetzen? (Sehr wahrl im Hause.) Oder 
haben wir nicht die primfire Pflicht der F ü r s o r g e an dieser Jugend, 
um sie heranzubilden zu wichtigen und tragenden Mitgliedern unserer 
demokratischen Gesellschaft? (Beifall.) 

Unsere Landwirtschaft hat einen groBen KrSftebedarf und sieht sich 
überall nach diesen Jugendlichen um. Gebe Gott, daß der Bauer, der sich 
einen solchen Jugendlichen holt, in ihm nicht die saisonbedingte Arbeits­
kraft sieht, die er nach Einbringen der Hachfruchtemtc wieder auf die 
Straße jagt, sondern daß er an diesem Jugendlidien V a t e r p f l i c h t e n 
ausübt, daß er Nachsicht mit ihm hat. Ja, daß er Seelsorger ist. Bedenken 
wir, daß dieser Jugendliche sein Urteil über Demokratie und Freiheit nach 
dem Antlitz und dem Betragen dieses seines ersten Arbeitgebers bildet. 
(Beifall.) 

In der Jugendfragc überhaupt, über die morgen in Extension zu reden 
sein wird, gilt es, Vorurteile zu opfern. Es ist völlig falsch zu glauben, 
der Jugendliche lehne eine Belastung ab. Nein, er schreit nach Ihr. Wenn 
wir oft fragen, wie gelingt es denn den totalitären Staaten, die Jugend - -
sagen wir es doch offen — .echt* zu begeisterr, dann liegt es nur darin, 
daß man ihnen A u f g a b e n , wenn sie auch falsch sind, zu Übertragern und 
sie so zu binden weiß. Unsere Jugend will nicht bei den groBen Aufgaben 
nebenher laufen. Die Zustimmung, die die Außenpolitik unseres Kanzlers 
gerade bei der Jugend findet, sollte uns eine Lehre in mehr als einer 
Beziehung sein. 

Ich bin überzeugt, daß die Vertriebenen- und FIflchtlingsfrage uns ge­
schickt Ist, um zu beweisen, daß wir auch jenseits von Parade und Lippen­
bekenntnis am Karfreitag unserer Nation eine e c h t e V o l k s g e m e i n ­
s c h a f t darzustellen wissen. Noch nie haben wir eine solche I^st ge­
tragen, aber auch noch nie solche Chancen gehabt, aus dieser Last ein 
neues Antlitz der Welt zu formen. Ich glaube, wir können uns weiter 
hinter diese Aufgabe stellen, denn wir fühlen in uns die ungebrochene 
Kraft, die 'Bewahrungsprobe auch weiterhin bis zu ihrer Vollendung zu 
tragen. (Starker, langanhaltonder Beifall.) 

Ausspradie 
Präsident SimpfendOrfer: 
dankte Dr. Nahm, der einen wesentlichen Beitrag zur Gcsttiltung des 
Programms lieferte, und eröffnete die Aussprache: 

Diese Aussprache soll ein wesentlicher Teil unseres Beisammenseins sein. 
Sie soll deshalb möglichst ausführlich und gründlich sein; viele sollen sich 
daran beteiligen. An sich haben wir zur Diskussion unbegrenzte Zeit. Es 
soll sich nachher niemand beklagen können, wir hätten keine Zeit zur 
Aussprache gegeben. An die Diskussionsredner habe ich aber eine Bitte. 
Wir wollen zeigen, daß wir diskutieren können) die DiskussionsbeltrSge 
sollen möglichst kurz sein, also keine neuen Referate, auch keine Wieder­
holungen. Deshalb wollen wir uns alle Mühe geben, einen guten Beitrag 
zu liefern. 
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Als erster hat das Wort 
Ernst Lemraer, M.d.B., Berlin: 

Einen editen Diskussionsbeitrag zu leisten ist sehr schwierig. Einmal, 
weil sdion so viel Rlditiges, Erschöpfendes gesagt worden ist, daß man 
Gefahr läuft, Wiederholungen auszusprechen. Es ist auBerdem schwierig, 
weil der Sinn dieses Parteitages der geistige Aufmarsch für die große 
Wahlentscheidung dieses Jahres ist. Das Argument, das der Gegner gegen 
uns erhebt, es sei hier nur ein Parteitag der Deklamation, Ist wohl nicht 
stichhaltig. Wir haben schon aus dem Gesprochenen seit gestern diese 
reiche Variierung und Nuancierung unserer politischen Gedanken so fdn-
hörig vernehmen können, daß wir ffihlen, daß über u n s e r e r g ä n z l i c h 
n e u e n P a r t e i — wie es Ehlers formulierte — ein ;ehr weiter Bogen 
gespannt ist. Wer in den Fraktionen der Partei irgendwo wirkt, der weiß 
auch, daß uns, weil wir keine Klassen- und Interessentenpartei sind, jede 
pollüsche Entscheidung schwerfällt, weil sie v o r u n s e r e m G e w i s s e n 
aus der Vielgestaltigkeit unserer Parteizusammensetzung heraus gewisser­
maßen erkämpft werden muß. Wir haben S p i e l r a u m und g e i s t i g e 
B e w e g u n g s f r e i h e i t , weil wir keine formelle oder informelle 
Generallinie kennen. 

So darf ich nun, von diesen Bemerkungen ausgehend, einige Ausführun­
gen als echte Diskussion zu dem machen, was wir bereits gehört haben. 
Unter dem Eindruck der Ausführungen unseres Freundes Wuermellng, habe 
Ich sehr stark empfunden — ich glaube, ich habe ihn nicht mißverstanden —, 
daß er meine Meinung teilt, daß wir zwar in einer n a t ü r l i c h e n 
B u n d e s g e n o s s e n s c h a f t mit den politischen Gruppen in den Wahl­
kampf gehen, die mit uns gemeinsam die Verantwortung für das Geschehen 
zu tragen haben und auch freudig tragen wollen, daß freundnachbarliche 
Beziehungen sich daraus zwangsläufig ergeben, daß wir dabei aber nicht 
vergessen wollen, daß K o a l i t i o n e n s t e t s n u r Z e i t g e b i l d e sein 
können und nicht zu Dogmen erhoben werden dürfen. Eine zielsichere, 
selbstbewußte und starke Partei muß dahin streben, mit den Mandaten der 
Wähler die Dinge einmal allein zu machen. (Beifall.) 

Lassen Sie mich das auch einmal andersherum sagen. Ich habe meine 
schwerwiegenden Gründe gehabt, in dieser furchtbaren Zelt des Frühjahrs 
vor 8 Jahren, als wir uns überlegten, die politische Neuformung durchzu­
führen, den Weg zur FDP oder SPD nicht finden zu köimen. Ich habe ein 
E m p f i n d e n für d i e N o t w e n d i g k e i t d i e s e r u n s e r e r 
P a r t e i gehabt und kann deshalb im Wahlkampf nur für diese allein mit 
ganzem Herzen eintreten. (Beifall.) 

Mit dem Blick auf den k ü n f t i g e n B u n d e s t a g lassen Sie mich auch 
' etwas ansprechen. Ich weiß nicht, ob mein Freund Franz Josef Strauß im 
Saale anwesend Ist. Das G r u n d g e s e t z i s t für m i c h e i n P r o ­
v i s o r i u m ) es ist gut. Wir sind glücklich, auf seiner Grundlage wirken 
zu können. Aber die große Aufgabe nach der Zurücfcgewlnnung der 
Souveränität unseres Volkes wird die sein, nicht von heute auf morgen, 
nicht einmal von einem Jahr in das andere, sondern auf sehr weite Sicht, 
erst die e n d g ü l t i g e V e r f a s s u n g unseres nationalen Lebens ohne 
indirekte oder direkte Einwirkung oder Begrenzung durch andere vorzu­
nehmen. (Beifall.) 

Dann werden wir vielleicht in unseren Reihen, weil wir eine echte 
demokratische Partei sind, g e i s t i g e D i s k u s s i o n e n zu führen haben. 
Zum F ö d e r a l i s m u s bekennen wir uns programmatisch. Also muß ich 
das dann auch tun. Aber es gibt verschiedene Vorstellungen von Födera­
lismus. (Sehr guti) In Erinnerung an die beschwörenden Worte unseres 
Freundes, des Bundesfinanzministers Dr. Schäffer, vor der Fraktion des 
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Bundestages lassen Sie mich dazu folgendes sagen; Sdiaffer ist alter Föde­
ralist. Niemand wird seine föderalistische Gesinnung und Gnindansdiauung 
anzweifeln können. Er beschwor die Fraktion und Ober die Fraktion unsere 
Freunde in den Landerregierungen, zu begreifen, daD der Föderalismus 
auch von denen zerstört werden kann — nicht nur von den Zcntraltsten, 
die wir bekämpfen —, die nicht begreifen, daB das Oberste immer noch 
bleibt: „Gebt d e m B u n d e , w a s d e s B u n d e s ist." (StarkerBeifall.) 

Wir gehen den W e g In e i n E u r o p a hinein. Ich stelle fest, wohl 
übereinstimmend mit unseren Freunden der CSU: Tn Europa kann nur der 
Bund, das heißt Deutschland, als Ganzes intpgriert werden. Wir warnen 
vor Spekulationen, hier Schritte zu tun, die wir aus nationalen Notwendig­
keiten leidenschaftlich ablehnen müssen. (Beifall.) Ich glaube, daß dies 
gegenüber manchen besorgten Wählern ausgc^sprnchcn werden darf, die hier 
Befürchtungen haben und denen wir v'ersichorn dürfen, düB u n s e r 
F ö d e r a l i s m u s e i n e d i e n e n d e A u f f a s s u n g am g e s a m t e n 
V a t e r l a n d ist und niemals anders gemeint werden kann. 

Noch ein Drittes. Wir stehen u n t e r d e r ü b e r r o g e n d c n A u t o ­
r i t ä t e i n e r P e r s ö n l i c h k e i t , w i e K o n r a d A d e n a u e r . Wir 
fühlen uns nicht nur miteinander in der Gc?sinnung verbunden, um das 
große Wort .Weltanschauung" einmal zu vermeiden, sondern wir fühlen 
uns auch verbunden in der Überzeugung, daß dic>sem Mann auf seinem 
schicksalhaften geschichtlichen Weg redlich zu folgen, nur eine politische 
Tugend genannt werden kann. (Beifall.) 

Ich will freilich nicht verhehlen, daB ich im Blick auf unsere noch junge 
Partei manche Besorgnisse habe, daB zum Beispiel dieser Konrad Adenauer 
uns allzusehr an Haupteslänge überragt und ich infolgedessen eine l e i c h t e 
S o r g e habe, daß diese demokratische Entwicklung in unserer Partei von 
dcim Gewicht der großen Autorität dieser Pe'sönlichkeit für die Zukunft 
erdrückt werden könnte. Denken wir an Bismarck, die geschichtliche Er­
fahrung, als Bismarck das Steuer des Reichsschiffes nicht mehr in der Hand 
hatte. Da war, wie ich glaube, zimächst einmal i>!ne Unsicherheit entstanden. 
Ich will mit (iiesen Worten sagen - - i c h bedauere, daB der Bundeskanzler 
es nicht hört, weil ich weiß, daß er mit mir einverstanden ist, wenn ich 
sage - -, daß wir nun auch g e i s t i g e s u n s n i c h t s o l e i c h t 
m a c h e n dürfen und daran zu arbeiten haben, im Geiste des nun schon 
Geschichte gewordenen großen Mannes unsere ideologische und pro-
grammatisdie Entwicklung weiterzutreiben. 

Ich darf hier sagen, wie tief uns die Worte des Bundeskanzlers auf dem 
letzten Exil-Parteitng in Bonn bewegt haben. Wer Konrad Adenaunr — 
ich wiederhole es, es ist schon einmal gesagt worden, möchte es aber aus 
meinem Mund« aussprechen — unterstellt, daß sein innigstes und h e i l i g ­
s t e s A n l i e g e n nicht die V e r e i n i g u n g a l l e r D e u t s c h e n in 
einem Staatsvnrband ist, der ist unmoralisch mit solchen Behauptungen. 
(Beifall.) 

Diese Wiedervereinigungspolitik setzt voraus, daß ein l e b e n s f ä h i ­
g e r g e a c h t e t e r d e u t s c h e r T e i l s t u a t wenigstens existiert. Es 
ist das Verdienst der Politik der Bundesregierung, des Kanzlers und aller 
Männer und Frauen, die geholfen haben, daß eben dieser deutsche Teilstaat 
heute ein Instrument der internationalen Politik geworden ist. Nur die 
Gesundung, wenigstens des einen, des freien Teiles Deutschland, schafft 
doch überhaupt erst die Voraussetzung, um unseren Brüdern jc>nseits der 
Demarkationslinie in Frieden eines Tages auch imsere Freiheit sriicnken 
zu können. (Beifall.) 

Lassen Sie mich schließen; es soll ein Diskussionsbeitrag sein. Die C'DIJ 
und CSU ist sich, das darf ich versichern — niciit Ihnen, sondern anderen, 
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die zuhören —, einig darin, daß unser Weg nadi Europa nldit bedeutet 
etwa eine Abkehr von den uns national gestellten Problemen, die Einheit 
unseres Vaterlandes wiederherzustellen. Audi unsere Freunde in der Welt 
haben ja durch die klaren Ausführungen des Kanzlers zur Kenntnis 
nehmen müssen, daß wir Deutsdie uns niemals mit einer Politik des Modus 
vivendi, die manchem bequem sein könnte, abfinden werden, daß wir — 
so sagte idi in Bonn — vielmehr von einer h e i l i g e n U n r u h e beseelt 
sind, bis der Tag der Wiedervereinigung unseres Vaterlandes da ist. 
(Starker Beifall.) 

Ernst Majonica, M.d.B. (Junge Union, Westfalen): 
Es scheint mir kein Zufall zu sein, daß die Weimarlanor aller Sdiattie-

rungcn, alle restaurativen Kräfte, die sich im Augenblick in der Bundes­
republik tummeln, gegen die Außenpolitik des Bundeskanzlers und der 
CDU eingestellt sind. Das gilt von Herrn Wirth, dem Spesenkommunisten 
mit seinem Rapallokomplex, bis zur SPD mit ihrer .Nationalarmee". Daraus 
ergibt sich, daß das neue Europa nur gesdiaffen werden kann, wenn wir ein 
neues Dcutsciiland bauen. D i e s e s n e u e D e u t s c h l a n d s e t z t 
E u r o p a v o r a u s . Dieses Dcutscliland muß neu sein nach seinen In­
stitutionen und neu dem Stile nach. Wenn idi von den Institutionen spreche, 
denke ich beispielsweise an das von Herrn Dr. Wuermeling angesprochene 
und aufgegriffene Mehrheitswahlrecht. Dieses Wahlrecht, das von der Jungen 
Union gefördert wird mit seinem engen Kontakt zwischen Wählern und 
Gewählten, mit seiner persönlichen Verantwortung, mit der Verbindung von 
Freiheit und Verantwortung bei den Abgeordneten, wollen wir als eine 
neue Institution in unsere junge Demokratie einbauen. (Beifall.) 

Wir wollen aber nicht nur neue Institutionen schaffen, sondern auch 
einen n e u e n S t i l . Demokratie ist uns, auch wenn es oft nicht so scheinen 
will, im wesentlichen E i n z e l v e r a n t w o r t u n g . Diese Verantwortung, 
dieser neue Stil, den wir von der Jungen Union wollen, wird uns in einem 
hervorragenden Maße vorgelebt in der Person unseres Bundeskanzlers. 
Politik nach diesem Stile kann aber nur dann betrieben werden, wenn sie 
nach großen Leitbildern gestaltet wird. Interessenvertretung ist sicherlich 
wichtig. Sie wird aber eingeordnet sein in ein großes weltanschauliches 
Gesamtbild. Sie muß sich dem ganzen Volk in seiner Haltung verpflichtet 
fühlen. Daß dies bei der Christlich-Demokratischen Union der Fall ist, ist 
es eben gewesen, was uns, die Junge Generation, zu dieser Partei geführt 
hat. Für uns ist die Christlich-Demokratische Union aber nicht Selbstzweck, 
sondern die g r o ß e B r ü c k e z u u n s e r e m S t a a t e . 

Zu diesem unserem Staate bekennen wir uns und sind ihm verbunden, 
weil er weit ü b e r W e i m a r h i n a u s nicht mehr wertneutral ist. Dieser 
Staat mit seinen Werten muß von uns allen, vor allen Dingen von der 
jungen Generation dieses Volkes, gelebt werden. Dieser Staat — damit 
komme ich zu einer Frage, die ganz besonders uns, die Jugend, angeht — 
erlebt nun seine große B e w ä h r u n g s p r o b e bei der Errichtung des 
d e u t s c h e n K o n t i n g e n t s im Rahmen der europäischen Verteidi­
gungsgemeinschaft. Diese Bewährungsprobe, vor der wir s t^en — vor 
allen Dinge die deutsche Jugend — verlangt von uns O p f e r u n d e c h t e 
S t a a t s g e s i n n u n g . 

Die Junge Union hat sich maßgeblich eingesetzt, um im deutschen Volke 
das Bewußtsein der geschichtlichen Notwendigkeit der Verteidigung zu 
wecken. Das gibt ihr ein Recht und ein hohes Maß an Verantwortung. Wir 
wenden uns gegen eine Verfälschung unserer gesamten Politik durch die 
ewig Gestrigen und ein ewig g e s t r i g e s D e n k e n ü b e r d e n d e u t ­
s c h e n S o l d a t e n , dessen Wert, aber auch dessen Gefährdung wir 
kennen. Der deutsche Soldat, so wie wir ihn uns vorstellen im Rahmen der 
europäischen Verteidigungsgemeinschaft, muß ein Staatsbürger In Uniform 
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sein. Die Junge Union wird auf ihrem Deutsdilandtag gerade dieses 
Problem in den Mittelpunkt ihrer Beratungen stellen. Idi weise d&shalb 
darauf hin, weil diese Verfälschung des deutschen Soldatenbildes schon 
heute wieder beginnt. Idi meine, dafi die Ramdces und eine Fülle un­
gezählter gefährlidier Literatur aus der öffentlichen Diskussion zu ver­
schwinden hat. (Bravo-Rufe im Hause.) Wir wünschen uns in diesem 
Zusammenhang einen harten Staat mit harter Hand, der gegen diese Ge­
fährdung unseres politischen WoUens mit ganzer Entschiedenheit und Kraft 
vorgeht. (Beifall.) 

Mit N a t i o n a l i s t e n , die zudem zum Kreml noch hinschiclen, läßt 
sich nur eine Katastrophe, aber nie eine zukunftskräftige Politik vorberei­
ten. In diesem Zusammenhang — wenn ich auf die Gefahren hinweise, die 
aus dem Nationalismus und Nationalsozialismus da und dort wieder her­
vortreten — muß ich darauf hinweisen, daß hier die SPD e i n g e r ü t ­
t e l t e s M a ß v o n S c h u l d hat. Gerade durch ihre Angriffe auf die 
heutige Bundesregicnmg und ihre Politik tut sie so, als weim das tausend­
jährige Reich mit seinen Verbrechen gar nicht gewesen sei und daß an 
allen Schwierigkeiten, mit denen wir uns heute auseinander zu setzen 
haben, diese Bundesregierung schuld sei. Aber trotz all der Gespenster 
aus der Vergangenheit wird die deutsche Jugend — ich glaube, das kann 
man feststellen nach den Ergebnissen der vergangenen Wochen — auf 
dieses neue Deutschland und das neue Europa, das wir bauen wollen, 
zugchen. Wir, die Junge' Union, stützen und tragen die Politik der CDU. 
Die CDU ist für uns e i n e J u n g e P a r t e i u n d e i n e P a r t e i d e r 
J u g e n d . Wir werden ihr dienen. (Starker Beifall.) 

Oskar-Hubert Dennhardt, Schleswig-Holstein: 
Mein Freund Majonica hat eben hier die F r a g e d e s d e u t s c h e n 

S o l d a t e n angeschitten und der Gefahren, die sich unter Umständen ein­
mal ergeben könnten. Herr Staatssekretär Dr. Wuermeling hat in seincon 
umfassenden Referat ebenfalls über den deutschen Soldaten gesprochim. Ich 
bin ihm außerordentlich dankbar, daß er in diesem Referat des deutschen 
Soldaten gedacht hat. Er hat gesprochen von der Ehre des deutschen 
Soldaten, von der Notwendigkeit der Bereinigung der sogenannten Kriegs-
verurteiltcnfrage, von einer gerechten Versorgung unserer ehemaligen 
Kameraden, insbesondere des ehemaligen Untcroffiz'iers. 

Lassen Sie midi versuchen, Ihnen in großen Zügen ein Bild des deutschen 
Soldaten zu zeigen, wie er uns in der Europäischen Verteidigungsgemein­
schaft vorschwebt. Der deutsche Soldat soll im Falle der Not als Europäer 
und als Bürger seines Landes gemeinsam mit Kameraden anderer westlicher 
Länder einen etwaigen Angriff des Bolschewismus aus dem Osten ab­
wehren. Sein Dasein allein aber — das scheint mir die Hauptaufgabe zu 
sein — soll dem Bolschewismus bereits das Risiko offensichtlich machen, 
das er eingeht, wenn er sldh überhaupt auf militärische Auseinander­
setzungen einlassen sollte. Damit soll der deutsche S o l d a t i n e r s t e r 
L i n i e d e n K r i e g v e r h i n d e r n und dem Frieden dienen. 

Diese Aufgabe wird er nur dann erfüllen können, wenn es uns gelingt, 
im Rahmen dieser Europäischen Verteidigungsgemeinsdiaft eine s c h l a g ­
k r ä f t i g e d e u t s c h e T r u p p e aufzubauen. Der Bolschewismus wird 
keinen Respekt vor einer mangelhaft ausgebildeten, schlecht disziplinierten, 
nicht von Idealen beseelten Truppe haben. Die europäischen Soldaten an­
derer Länder werden eine solche Truppe verachten, sie werden sie vielleicht 
sogar als Belastung empfinden. Eine schlagkräftige Truppe aber kann nur 
dann aufgebaut werden, wenn es gelingt, auch dem künftigen deutschen 
Soldaten die unvergänglichen, den Soldaten aller Länder und zu allen 
Zeiten eigenen Tugenden wieder zu erwecken, die T r a d i t i o n d e s 
e c h t e n — n i c h t ' d e s v e r f ä l s c h t e n — d c u t s c h e n S o l d a t o n -
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t u m s wieder zu erhalten und wirksam werden zu lassen, audi in der 
europäisdien Gemeinsamkeit. Der deutsche Soldat muß wieder zu einem 
M e i s t e r i n s e i n e m F a c h , seiner Waffe, seinem Gerät und seinem 
Fahrzeug gemacht werden. Er muB angepaBt werden an die Erfordernisse 
der heutigen Zeit, um Fehler, Auswüchse und Entartungserscheinungen, wie 
sie uns insbesondere in der Zeit des Dritten Reidies vor Augen traten, zu 
beseitigen und möglichst nie wiederkehren zu lassen. Der deutsdie Soldat 
muB wieder eingeführt werden in die Verantwortung des echten Staats­
bürgers, die ihn zum Vorkämpfer für die Idee von Redit und Freiheit, zum 
Kämpfer für Deutschland und Europa macht. Zu allen Zeiten waren Gottes­
furcht, Verantwortungsbewußtsein, Tapferkeit, Opferbereitschaft, Kamerad­
schaft, Zivilcourage, Wahrhaftigkeit, Ritterlichkeit, Selbstdisziplin und Be­
scheidenheit die T u g e n d e n e i n e s S o l d a t e n . Diese Tugenden wie­
der lebendig werden zu lassen auch im Soldaten der deutschen Zukunft, ist 
die Aufgabe des Erziehers. Das äußere Bild des Soldaten wird sich wandeln. 
Manche Form wird fallen. Es gilt, die in der langen Geschichte des deutschen 
Soldatentums gewachsenen Grundsätze der Erziehung und Ausbildung wei­
ter zu entwickeln, auszubauen und an die modernen Erfordernisse anzu­
passen. 

Das moderne Heer verlangt das Ideal des selbständig Denkenden und 
Handelnden sowie entschluBfählgen Einzelkämpfers, der ein Meister in 
seinem Fach ist. Diese Ausbildung erfordert ein derartiges H ö c h s t m a ß 
a n V i e l s e i t i g k e i t , an Wissen und Können, daß einfach keine Zelt 
mehr bleibt für zeitraubendes Exerzieren oder für irgendwelche Kasernen-
ho&nätzdien. Trotzdem hat es zu allen Zeiten und in allen Armeen Paraden 
gegeben. Auf Marsch und Griffe — das muB einmal ausgesprochen werden 
— verzichten heute weder Russen noch Schweizer, noch Amerikaner. Auch 
wir werden diese wenigen Formen im Interesse des Ansehens der deutschen 
Divisionen beibehalten müssen. 

Die Belastung des modernen Krieges kann nur von einer Truppe über­
wunden werden, die ein in sich einheitlich aus gleichem Geiste geformter, 
auf eiserner Disziplin, Befehl und Gehorsam aufgebauter Körper ist. Gerade 
die Erfahrungen des letzten Krieges verlangen eine h a r t e A u s b i l d u n g . 
Wenn auch der Kasernenhofdrill verschwindet, auf den Gefechtsdrill, das 
Training zur Beherrschung der Waffe und des Geräts, wird man nicht ver­
zichten können. Letzte und höchste Anstrengung Im Gelände zu Jeder 
Jahreszeit bei Tag und Nacht müssen einfach verlangt werden. Der Einsatz 
einer Truppe gibt nun einmal keine Zeit mehr zu einem Abwägen der 
verschiedenen Meinungen, zu einem Ausreifenlassen der Entvriciklungen 
und Entscheidungen. Nur eine nüchterne Beurteilung der Lage, ein klarer 
Entschluß und blitzschnelles Handeln können einen Erfolg erreichen. Aus 
diesem Zwang heraus muß eine Wehrmacht auf parlamentarische Formen 
und Gepflogenheiten des politischen Lebens verzichten. Aus ihrer Aufgabe 
muß sie ihre eigenen Gesetze und Formen entwickeln. Daß diese freiwillig 
befolgt und getragen werden von dem Vertrauen, von der Kameradschaft 
zwischen Untergebenen und Vorgesetzten, muß das Anliegen eines zukünf­
tigen Offizierskorps sein. Auch die politische Führung wird diese Grund­
sätze anerkennen und beachten müssen. Das z u k ü n f t i g e F ü h r e r ­
k o r p s , der Offizier und Unteroffizier, muB nach Vorbildung, Ausbildung 
und Persönlichkeitswert auch schärfster Kritik standhalten. Er muß sich 
dieser Kritik stellen und darüber klar sein, daß er V o r b i l d zu sein hat, 
also vorleben muß. Er muß selbst überzeugt sein von den Grundwerten 
des heutigen Staates. 

Nach dem Zusammenbruch des Kaiserreichs fand der Soldat kein inneres 
Verhältnis zur bestehenden Staatsform. Es war bedauerlich, daß er sie zum 
Teil ablehnte, schon wegen ihres äußeren Erscheinungsbildes. Diese Tatsache 
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führte zu einer starken Zurflckhaltung gegenüber dem damaligen Parlamen­
tarismus. Sic fülirto zu einer gewissen Isolierung. Diese damalige E n t ­
f r e m d u n g z w i s c h e n m i l l t a r i s c h o r u n d p o l i t i s c h e r 
F ü h r u n g scheint mir eines der bedauerlichen Zeichen der damaligen Zeit 
gewesen zu sein. Wir wissen, daß Insbesondere in der Zeit des Dritten 
Reiches sidi diese Entfremdung immer mehr und mehr auswudis. Hier liegt 
— meiner Auffassung nach — ein notwendiger Zwang zur Umstellung, eine 
der Kernaufgaben der zukünftigen Erziehung. Hier bedarf es auch zum Teil 
a b s o l u t n e u e r W e g e . 

Die Entwicklung seit 1948 hat andere, bessere Voraussetzungen geschaffen. 
Das V e r t r a u e n i n d i e h e u t i g e p o l i t i s c h e F ü h r u n g , nicht 
nur in die Aunenpolitik, sondern überhaupt in die heutige Slaatsform, ist 
gewachsen. Sie wächst von Tag zu Tag, gerade auch unter meinen ehe­
maligen Kameraden. Tn lebendiger Un'terrichtung, in freimütiger offener 
Aussprache über die politischen Ereignisse, ist der Soldat hineinzuführen 
in die Aufgaben dos öffentlichen Lebens, in dio Verantwortung des freien 
Staatsbürgers. Der zukünftige Soldat muß in seinem Volke verwurzelt sein. 
Er muß enge Verbindung mit den Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens 
aus Politik, Wirtschaft, Kultur und Sozialpolitik halten. Die Parteipolitik 
allerdings muß vor der Kaserne haltmachen. 

Ich könnte mir denken, daß das Hineintragen von Parteipolitik in die 
Truppe zu einer Gefährdung der inneren Geschlossenheit dps Coistps der 
Truppe führen würde, Insbesonders, wenn man bedenkt, wie heute das 
Stadium der politischen Entwicklung in Deutschland ist, wie stark die 
Gegensätze heute zwischen den politischen Parteien noch sind. Ich bin der 
Auffassung, daß diese Wehrmacht n i c h t O b j e k t d e r p a r t e i p o l i ­
t i s c h e n A u s e i n a n d e r s e t z u n g e n sein sollte. Die Aufgabe der 
Wehrmacht ist auf das ganze Volk gerichtet. Aus ihrer Aufgabenstellung 
heraus aber kann sie unter Umständen, wenn sie ihre Aufgabe richtig sieht, 
z u m v e r b i n d e n d e n E l e m e n t d e s g a n z e n V o l k e s w e r d e n , 
aus dem heraus sich die heutigen parteipolitischen Gegensätze und Zer­
rissenheiten überwinden lassen, indem aus dem persöiilidicn Zusammen­
leben die Achtung vor dem Andersdenken der Sinn von der Gemeinsamkeit 
des deutschen Schicksals erwächst. (Beifall.) 

So gilt es, den Soldaten zum überzeugten Defürwortor der erhaltenden 
Kraft unserer heutigen Slaatsform zu erziehen. Gerade durch den frei­
willigen Verzicht auf Teile der persönlichen Freiheit, sollte er die unver­
gänglichen Werte der Demokratie, die Freiheit, die Toleranz, scrwic die 
Verantwortung des einzelnen schätzen lernen und damit zum v o r b i l d ­
l i c h e n D e m o k r a t e n und Träger unseres Staates heranreifen. 

Selbst überzeugt von diesen Werten hat der V o r g e s e t z t e hier 
selbstverständlich besonders Vorbild zu sein. In den Formen des modernen 
Heeres, des Zusammenseins zwischen Offizier und Mann, der Art der 
Behandlung, der Fürsorge für die Untergebenen, aus der die Achtung vor 
der Würde jedes Mensdien spricht, sowräe im Dienste und der Ausbildung, 
hat sich diese Weltanschauung widerzuspiegeln. Diese Form ist geprägt 
durch den Geist, der den deutschen Soldaten von morgen formt und immun 
sein läßt gegen alle Anfechtungen des Radikalismus, der ihn worden laßt 
zum Bannerträger eines neuen aus dem Geiste heraus demokratischen 
Deutschlands, eines einigen Europas, und ihn damit macht zum ersten 
Diener am Frieden in der Welt. (Beifall.) 
Präsident SlmpfendSrfer: 

Es Ist vorhin der Zwischenruf gefallen: Ein ReferatI Ich habe den Ein­
druck, daß dieser Beitrag hart an der Grenze eines Referates war. Aber 
ich glaube doch, daß er als ein persönliches Wort eines ehemaligen Soldaten 
auch ein wesentlicher und guter Beitrag war. (Beifall.) 
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Dr. Gradl, ExU-CDU (Berlin) 
Unser Freund Brentano hat in seinem heutigen Bericht nodi einmal das 

s c h e u B l i c h e W o r t von der . s e l b s t m ö r d e r i s c h e n H u m a ­
n i t ä t " , das in München gefallen ist, aufgegriffen. Er hat es deutlidi 
zurückgewiesen. Ich glaube, ich Icann gerade im Namen meiner engeren 
Freunde feststellen, daB die beiden Referate, die wir heute nachmittag 
gehört haben, das Referat unseres Freundes Kather und insbesondere 
auch die — für uns jedenfalls — zu Herzen gehenden Worte unseres 
Freundes Nahm gezeigt haben, daß für vms in der Christlich-Demokratisdien 
Union diese Humanität gegenüber den Flüciitlingen und Vertriebenen nicht 
Selbstmord, sondern Selbstverständlichkeit ist. Beifall.) 

Unseren Freunden von der Christlich-Sozialen Union r - leider ist unser 
Freund Straufi nicht hier — glaube ich bei dieser Gelegenheit die Bitte aus-
spredien zu dürfen, man möge endlidi in Mündien dafür sorgen, daß ein 
solcher Mann nicht mehr die Möglichkeit hat, über den Rundfunk zum 
deutschen Volke zu sprechen. (Set^ richtig I und Beifall im Hause.) 

Daß für uns, die wir für die Sowjetzone sprechen, solche Worte besonders 
bitter sind, werden Sie verstehen. Sie werden deshalb auch verstehen, daß 
wir damals, als die Worte gefallen waren, uns mit bestimmten Müncfaenern 
in Verbindung gesetzt haben, um herauszubekommen, wie es überhaupt 
möglich war, daß das gesagt wurde. Bei dieser Gelegenheit haben wir die 
nicht uninteressante Feststellung gemacht, daß manch einer glaubt, seine 
Zurückhaltung gegenüber dem Flüchtlingsstrom damit tarnen zu können, 
daß er darauf hinweist, unter diesen F l ü c h t l i n g e n seien asoziale 
Elemente. Jeder von uns weiß, wenn eine große Zahl von Menschen in 
Bewegung gesetzt wird, daß man dann nicht jeden einzelnen bis ins letzte 
daraufhin kontrollieren kann, ob seine bürgerliche Weste sauber ist. Selbst­
verständlich ist in diesem Massenstrom auch der eine oder andere asozial. 
Es wäre aber ein Verbrechen gegenüber der Masse dieser Flüchtlinge, die 
aus Gewissensnot dem politischen Terror entflohen sind, wenn man sie in 
Bausch und Bogen den asozialen Elementen gleichstellen wollte. (Beifall.) 

Mir scheint, daß hier in W e s t d e u t s c h l a n d manchmal das innere 
U r t e i l über die Flüchtlinge auch zu sehr b e e i n f l u ß t wird von dem 
ä u ß e r e n E i n d r u c k , den die Flüchtlinge machen. Uns hier im Westen 
geht es seit fünf Jahren so gut, daß wir schon wieder einigermaßen 
gut angezogen über die Straßen gehen können. Wenn wir dann jemand 
herumlaufen sehen, der zerschlissene Kleidung trägt, dann berührt uns das 
merkwürdig. M a n v e r g i ß t , d a ß d i e M e n s c h e n in d e r S o w j e t ­
z o n e h e u t e n o c h g e n a u s o l e b e n , w i e w i r i n d e n J a h r e n 
1 9 4 5 / 4 8 l e b e n m u ß t e n . Wenn man sich daran erinnert, wie wir 
damals ausgesehen haben, dann wird man verstehen, warum diese Flücht­
linge aus der Sowjetzone heute so aussehen wie wir damals. Sie sind 
nicht asozial, genau so wenig wie wir es früher waren, ^eifall.) 

Ich glaube, daß auf diesem Parteitag auch ein kurzes Wort zum jüngsten 
Geschehen in der Sowjetzone gesagt werden muß. Sie haben vielleicht 
aus Pressemeldungen entnommen, daß das Terrorsystem in der Sowjel-
zone Jetzt so weit gegangen ist, daß es ganzen Schichten der Bevölkerung 
die L e b e n s m i t t e l k a r t e n a b 1. M a i e n t z i e h t . Für unsere 
Freunde in Westdeutschland, die seit Jahr und Tag von Karten verschont sind, 
sei noch einmal gesagt, daß man drüben auf Lebensmittelkarten leben muß 
und so winzige Rationen hat, daß man eigentlich davon nicht leben kann. 
Diese Lebensmittelkarten werden nun breiten Schichten, Bauern, Hand­
werkern, Einzelhändlern, Hausbesitzern, freien Berufen, entzogen mit der 
zynischen Begründung, daß es in der Sowjetzone wirtsdiaftlicfa so auf­
wärtsgehe, daß diese Leute in den HO.-Läden ihren direkten Bedarf decken 
könnten. (Pful-Rufe im Hause.) 
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Dieser Pdrtcitag muß einen l e i d e n s c h a f t l i c h e n P r o t o s t da­
gegen erheben, däß es einem soldien System in Deutsdüand möglich ist, 
acht Jahre nudi dem Kriege mit den Mitteln des Hungers und Terrors den 
Klassenkampf bis zum bittersten Ende durchzuführen. (Lebhafter Beifall.) 

Unser Freund Nahm hat vorhin ein mahnendes Wort zur Behandlung 
der j u g e n d l i c h e n F l ü c h t l i n g e aus der Sowjetzone gesprodion. 
Er hat gesagt, daß im Monat etwa 3000 bis 5000 junge Leute im Alter von 
16 bis 24 Jahren hierherkommen, die ohne jeden Faniilienanhang sind. Er 
hat dabei darauf hingewiesen, daß diejenigen, die sich um diese Arbeits­
kräfte bemühen — zum Beispiel die Landwirtsdiaft —, nidit vergessen 
mögen, daß dieser Jugendlidie für sie nicht einfach Arbeitskraft sein darf, 
sondern daß sie damit eine besondere sittliche Vereuitwortung übernommen 
haben. 

Idi will nodi ehi Wort hinzufügen. Es darf nicht sein, daß diese Jugend­
lichen ohne Rüdtsidit auf ihre bisherige Tätigkeit — der eine oder andere 
hat schon einmal in Arbeit gestanden — in Bausch und Bogen in 
M a n g e l b e r u f e — Bergbau und Landwirtsdiaft — geschoben werden, 
sondern es ist notwendig, daß man sich ihrer schon am Anfang i n d i ­
v i d u e l l annimmt, um einen geordneten Berufs- und Lebensweg zu 
sichern. Vergessen Sie doch bitte nicht bei alledem, um was es hier geht: 
Die meisten Jugendlichen sind aus der Zone hcsrausgegangen, weil sie dem 
Terror nicht ertragen konnten und keine militärische Ausbildung zu einem 
Dienst gegen Deutschland über sich ergehen lassen wollten. (Beifall.) 

Unser Freund Kather hat eben gesagt, daß Gefahr bestehe, die b ä u e r ­
l i c h e S u b s t a n z des deutschen Ostens zu verlieren. Dieses Wort hat 
mich besonders angesprochen, weil ich heute morgen in dem roten Nach­
richtendienst, der uns freundlicherweise übermittelt wird, einen Satz gelesen 
habe aus einer kanadischen Zeitung, die im Zusamenhang mit dem Besuch 
des Herrn Bundeskanzlers sehr freundliche und gute Worte gesddrieben hat, 
dann aber fortfährt: .Die Kanadier könnten zur Lösung des Deutschland­
problems beitragen, denn Kanada benötige mehr Einwanderer.* 

Dieser Satz war gut gemeint. Ich glaube, keiner von uns hat etwas da­
gegen, wenn dem einen oder anderen jungen Menschen aus der Land­
wirtschaft der Weg geebnet wird, um drüben sich neue Kenntnisse zu er­
werben. Eine Lösung d e s D e u t s c h l a n d p r o b l e m s aber i s t 
e i n e A u s w a n d e r u n g für uns nicht . (Beifall.) Wenn wir uns darauf 
einließen, dann würde das bedeuten, daß wir zu unseren Lasten eine Aus­
wanderung der besten Kräfte unseres Volkes vor sich gehen ließen. Denn nur 
die werden gcmommem die anderen läßt man hier bei uns. Wir aber brau­
chen, wenn wir in die Zcme zurückwollen, diese tätigen und aktiven Kräfte 
lebensnotwendig. Wiederum ist es richtig, was heute vormittag gesagt 
worden ist: wir haben eine gigantische Aufgabe zu lösen, wenn der Tag 
der Wiedervereinigung gekommen ist 

Noch ein Wort des Dankes. Wir wissen, daß für die Flüchtlinge aus der 
Sowjetzone noch sehr viel geschehen muß. Wir wollen diese Gelegenheit 
nicht vorübergehen lassen, ohne ausdrücklich unseren Dank zu sagen für 
das, was die Deutschen im Bundesgebiet für die Flüchtlinge aus der Sowjet­
zone schon getan haben. (Beifall.) 

Es ist in bestimmten Kreisen der O p p o s i t i o n aller Schattierungen, 
nicht zuletzt auch in der Sozialdemokratie, üblich geworden, diese Leistun­
gen zu verkleinem und so zu tun, als ob manche Stellen des Auslandes 
mehr Aufgeschlossenheit zeigen und mehr leisten, als wir selbst für unsere 
Flüchtlinge tun. Wir haben nichts dagegen, wenn zum Beispiel nach der 
Reise eines prominenten Sozialdemokraten nach Nordamerika mit Freude 
festgestellt wird, daß er einen beachtlichen Betrag von 1 Million Dollar als 
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Spende der Amerikaner mit nach Deutsdiland gebracht hat. Wir wissen es 
zu schätzen, was es heißt, dafi das Ausland sidi in dieser Weise für unsere 
Flüditlinge und damit für uns insgesamt einsetzt. Man soll es aber nidit 
so darstellen, als ob das, was von den Bürgern des Bundesgebietes ge-
sdiieht, dahinter zurücktritt, oder zu sagen: Bonn hat hier und da versagt. 
Es sind aufierordentlidie Ansprüche, die in den letzten drei Monaten an die 
Bundesregierung und ihre aufnelunenden Stellen gestellt worden sind. 
Wir haben gar keine Veranlassung, diese Leistungen zu verkleinern. 

Im übrigen — das hat Freund Lemmer schon gut und richtig gesagt — 
wollen gerade wir aus der Sowjetzone, wenn wir in den Wahlkampf gehen, 
mit aller Deutlichkeit sagen: Die ganze Hilfe und die Tatsache, daß wir 
wieder eine geordnete Aufnahme und Asyl gefunden haben, verdanken 
wir letzten Endes der Leistung, dafi hier seit 1948 unter der Verantwortung 
unserer Partei eine Politik betrieben worden ist, die uns überhaupt erst 
in die Lage versetzt hat, die Hunderttausende von Sowjetzonenflüchtlingen 
einigermaßen anständig zunächst einmal unterzubringen. (Beifall.) 

Ein letztes Wort zu dem Diskussionsbeitrag unseres Freundes M a J o • 
n ica . Er hat gesagt, das neue Deutschland setze Europa voraus. 
Wir haben eigentlich eine andere Vorstellung. Wenn man den Begriff 
.Voraussetzung* gebrauchen will, dann sind wir der Ansicht, daß man 
eher sagen müßte: nicht das neue Deutsdiland setzt Europa voraus, 
sondern das n e u e Europa s e t z t D e u t s c h l a n d , nrämlich das 
g a n z e D e u t s c h l a n d , v o r a u s . Ich bitte, nicht zu glauben, daß das 
nur eine theoretische Bemerkung ist. Es gibt den einen oder anderen, der 
in dem Eifer der Zusammenfassung der jetzt freien europäischen Völker 
in der Hauptsache Westeuropa sieht und in der Gefahr steht, zu ver­
gessen, daß die eigentliche Aufgabe weit darüber hinausreicht. Wir müssen 
immer daran denken, daß es niemals ein wirklich geeintes Europa, das in 
Frieden und Freiheit zusammenhält, geben kann, solange das kommuni­
stische System mitten im Herzen Europas bei Eisenach, Weimar oder sonst 
Irgendwo steht, oder 60 Kilometer von Hamburg entfernt, eine Strecke, die 
ein Panzer in einer Stunde zurücklegt. Diese Situation wird erst beseitigt, 
wenn wir das ganze Deutschland wieder haben, wie wir es als erstes Ziel 
unserer Partei herausgestellt haben. (Lebhafter Beifall.) 

Landwirtochaffsmlnister a.D. Lübke: 
Bei der Lösung des Vertriebenenproblems stoßen wir seit Jahren auf die 

schwierigste Frage, nämlich die Ansiedlung der vertriebenen und heute 
f l ü c h t i g e n Bauern. Dieser Frage ist von Dr. Kather, Dr. Nahm und 
Dr. Gradl im einzelnen behandelt worden. Wir sind uns darüber einig, 
daß das Wort des Kanzlers, das er in Berlin sprach, immer wieder beachtet 
werden muß: Eine Wiederbesiedlung des deutschen Ostens ist nur möglich, 
wenn wir das vertriebene Bauerntum zu erhalten wissen. 

Aus diesem Grunde bemühen sich Hunderte und Tausende von Freunden 
der Vertriebenen — oder Vertriebene selbst — oder in den Ministerien um 
diese Aufgabe. Es ist bisher für die etwa 200 000 bis 250000 altvertriebe­
nen Bauern insoweit etwas geschehen, als etwa 35 000 n e u e St e i l e n 
g e s c h a f f e n wurden, zum Teil aus Bodenrefoimland, Pachtland und 
sonstigen Quellen. Das reidit aber, nachdem der neue Zuzug gekommen 
ist, weder für die alten noch für die neuen aus. Es müssen unter allen 
Umständen durch die Zuseumnenarbeit, vor allen Dingen durch die Koordi­
nierung der Ministerien, n e u e W e g e gefunden werden. Man hat hierbei 
vielfach den Eindruck, daß der Berufsstand, der hier am meisten mitwirken 
müßte für die Kollegen aus dem gleichen Berufsstand, die ohne eigene 
Schuld aus dem Osten vertrieben wurden, nicht in genügend starkem Maße 
mitwirkt. Am Sonntag vor acht Tagen habe ich ein sehr e i n d r u c k s -
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v o l l e s E r l e b n i s gehabt. Idi nahm an einer Zentralaussdiußsitzung der 
gesamten Landwirlsdiaft teil. Die vier Spitzenverbände waren zusammen 
und berieten über diese Frage der Ansiedlung der vertriebenen Bauern im 
Westen. 

Die Möglidikeiten sind gar nicfat so groB, das wird jedem von Ihnen kliir 
sein. Aber die positiven Vorschläge, die in dieser Sitzung gemacht wor­
den sind, haben seihst in mir, der idi midi seit Jahren mit diesen Dingen 
herumschlagen muB, einen sehr tiefen Eindruck hinterlassen und hüben 
mir gezeigt: Wenn es uns gelingen würde, m i t d e n v e r t r i e b e n e n 
u n d h i e s i g e n B a u e r n d i e K o o r d i n i e r u n g durdi weitzügige 
und großzügige Planung der hiesigen Ministerien zustande zu bekommen, 
würden wir das Mehrfadie von dem leisten können, was wir bisher geleistet 
haben. Auf weldie Weise soll das gehen? Die Vorsciiläge, die idi Ihnen 
hier neime, sind nicht ganz neu, wurden aber im Z e n t r a l a u s s c h u B 
ausdrücklicii von Leuten aus der Landwirtschaft nochmal eingehend erörtert. 

Der erste Weg. Wir haben in der deutschen Landwirtschaft im Westen 
vielleicht 60000 bis 80000 z w e c k e n t f r e m d e t e L a n d a r b e i t e r ­
w o h n u n g e n , das heiBt Wohnungen, die von Industriearbeitern besetzt 
sind. Bei uns in Nordrhein-Westfalen haben wir folgenden Weg unge­
wandt, um diese zweckentfremdete Besetzung zu beseitigen: Der Wiudcr-
aufbauminister gibt denjenigen industriellen Betrieben, die für die 
Industriearbeiter Unterkünfte bauen, das Landesbaudarlehen, wenn gleich­
zeitig damit eine landwirtschaftliche Werkwohnung freigemacht wird. Das 
kostet also dem Herrn Finanzminister keinen Pfennig mehr, sondern geht 
zurück auf eine sinnvolle Lenkung der Landesbaudarlehen. VordusKctzung 
dafür, daB der Bauer sich an der Lösung dieser Aufgabe beteiligt, ist fol­
gende: Wenn etwa der neu hineingesetzte Vertriebene Landarbeit bei ihm 
verriditen soll, sidi aber der Industrie zuwendet, also eine Zwockcnlrcm-
dung herbeiführt und in der Wohnung sitzen bleibt, dann wird der ganze 
Erfolg aufs Spiel gesetzt. Wie verhindert man das? Das ist sehr schwierig. 
Man kann c!s so machen, daß der Industrielle, der diesen Mann beschäftigen 
will, gleichzeitig verpflichtet ist, ihm eine Wohnung zu stellen. Das wäre 
die humanste Lösung. Da aber vielleidit 60 000 im Lager bleiben müssen, 
wenn diese Art der Lösung nicht angefaßt wird, wäre zu überlegen, daß 
derjenige Landarbeiter, der diese Werkwohnung bezieht und einen land­
wirtschaftlichen Arbeitsvertrag abschließt, sich damit abfinden müßte, daß 
er diese Wohnung unter allen Umständen zu räumen hat, wenn er andere 
Arbeit übernimmt. Wenn er den Vertrag nicht hält, dann gefährdet er 
Zehntausendc von Vertriebenen, die im Lager bleiben. 

Der zweite Weg. Es gibt vielleicht in Deutschland 60 000 bis 80 000 — 
davon allein in Hessen etwa 15 000 bis 20000 — kleine und mittlere Be­
triebe von 20 bis 50 Morgen, die von a l t e n L e u t e n b e w i r t ­
s c h a f t e t werden, Alleinstehende und andere, die nicht mehr den not­
wendigen Ertrag bringen und gerne verpachten würden, wenn der Pacht­
preis den alten Besitzern das Leben ermöglichen würde. Da der Pacht­
preis von 20 bis 30 Morgen das nicht zuläßt, muß man andere Wege gehen. 
Idi habe diesen Fall im Ministerium bei unserem Freunde Arbeitsminister 
Storch und Staatssekretär Sauerborn besprochen, die auch für die vorher 
von mir genannte Lösung weitestgehendes Verständnis hatten. Ich habe 
gesagt: kann man das dem Finanzminisler oder der Bundesregierung zu­
muten, daß hier für die Verpächter bei nachgewiesener Unmöglichkeit des 
Lebensunterhaltes etwas getan wird? Staatssekretär Sauerborn sagte: Da 
ja derjenige, der diese Pachtung nicht bekommt, andernfalls im Lager 
unterhalten werden müßte, so wäre es schon möglich, dem Verpächter zu 
der Padit einen Teil dieser Unterstützung zu geben. Dann hätte der Finanz­
minister bei der Sache immer noch einen Nutzen. 
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Wir halten hier einen Weg, selbständige Bauern, die als Unternehmer 
auf einem Padithof bleiben, anzusetzen. Damit hätten wir eine ungeheure 
Möglichkeit, die Zahl der angesetzten Betriebe zu verstärken. (Beifall.) 

Wenn wir durdi die Zusammenarbeit der versdiiedenen beteiligten Mini­
sterien mit den Flüchtlings- und den hiesigen landwirtsdiaftlidien Organi­
sationen diese Dinge klar in die Hand nehmen, dann glaube idi, wird durch 
die Koordinierung der Ministerien und eine großzügige Finanzierung nicht 
nur Geld gespart, sondern es wird audi Volkskraft erhalten. Die Leute 
gehen sonst in den Lagern allmählich seelisch' und körperlicii zugrunde. 
(Beifall.) 

Ein dritter Weg ist ähnlicher Art. Es wurde vorgeschlagen, A r b e i t e r ­
p a c h t s t e l l e n zu errichten. Hiet haben wir aber das gleiche Elend wie 
bei den reinen Landarbeiterstellen. Da würde auch der Arbeiterpächter 
berechtigt sein, etwa die Aibeiterpachtstelle liegenzulassen und in die 
Industrie arbeiten zu gehen, weil die industrielle Arbeit wesentlich besser 
bezahlt wird. Wenn also hier der Bauer nicht die Gewißheit hat, daß er 
damit einen festen Landarbeiterbestand auf seinem Hofe hat, dann wird 
auch diese Art der Lösung von ihm nicht in Angriff genommen. Voraus­
setzung ist also, daß hier mit Hilfe der verschiedenen Ministerien der 
Landwirtschaft ein Weg gezeigt wird, der beschritten werden kann. 

Im Zentralaussdiuß wurde noch von einem größeren Besitzer der Vor­
schlag gemacht, man sollte allen den Gemeinden, denen man es zumuten 
könnte, wo zum Beispiel viel lürdienland ist und sonstige Betriebsgrößen da 
sind, eine einzige Familie zuweisen, der auf einer Flädhe von 2 bis 3 Mor­
gen über die Siedlungsgesellschaften eine eigene Stelle gebaut wird. Dieser 
könnte dann über das Kirchenland oder andere verfügbare Ländercien 
Pachtland zugewiesen werden. Auch das wäre noch ein Weg. 

Sie sehen, es ist auf diesem Gebiete noch etwas zu machen. Ich glaube, 
daß in diesem entscheidungsreichen Jahr, das wir vor uns haben, vor den 
Wahlen bei s c h n e l l e m H a n d e l n die effektive Hilfe, die dadurch 
geschaffen würde, wahrscheinlich mehr ins Gewicht fallen würde als die 
großen Programme anderer Parteien. Denn das sind Versprechungen, abci 
hier liegen tatsächliche Hilfsmöglichkeiten. 

Lassen Sie mich dazu noch ein Wort zur L a n d w i r t s c h a f t sagen. 
Ich werde morgen bei der landwirtschaftlichen Debatte leider nidit an­
wesend sein, da ich nadi Bonn zurück muß. Unser Freund Dr. von 
Brentano sprach heute morgen einige Worte über die Landwirtschaft. Da­
bei sagte er, über 50 "/o des Lebensmittelbedarfes müßten wir einführen. 
Er hat dabei vielleicht einen falschen Zungenschlag gehabt. Wenn das 
wahr wäre, dann möchte ich nicht in der Haut von Wirtschaftsminister 
Erhard stecken. Denn er wüßte nicht, wie er diese Menge von Lebens­
mittel bezahlen sollte. 

Tatsächlich wird in Deutschland auf h e i m i s c h e m B o d e n e r ­
z e u g t e i n W e r t v o n 1 2 , 5 M i l l i a r d e n DM L e b e n s m i t t e l . 
Wir führen vom Ausland etwa für 5,5 Milliarden Lebensmittel ein, in run­
den Zahlen gesprochen. Das sind zusammen 18 Milliarden. Davon e r ­
z e u g e n w i r e t w a s m e h r a l s z w e i D r i t t e l s e l b s t und ein 
Drittel wird eingeführt. So ist die Situation. Wenn wir also für 5,5 
Milliarden DM Lebensmittel einführen, statt desscm aber etwas mehr als 
die Hälfte von 18 Milliarden, nämlich für etwas mehr als 9 Milliarden DM, 
einführen müßten, d.h. also rund 3,5 bis 4,5 Milliarden DM mehr, wer 
sollte sie bezahlen? Wo sollte der Exportüberschuß herkommen, um diese 
Lebensmittel abzudecken? 

Darin liegt nämlich das Geheimnis, daß man in England noch rationiert, 
Lebensmittelmarken hat und in Deutschland nicht. Die Dinge liegen daran, 
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daß die d e u t s c h e L a n d w i r t s c h a f t e i n M e h r v o n 15 "/o 
leistet. Diese Leistung ist es, die es dem deutschen Volke ermöglicht, sich 
ohne Sorgen sattessen zu können. Gegenüber dieser Landwirtschaft - - ich 
komme wohl nicht in den Verdacht, mich berufsmäBig an die Klagemauer 
zu stellen — muB man immerhin sagen, daß sich bis in die jüngste Zeit 
viele Schwierigkelten entwickelt haben. Wenn wir in diesem ontschcidungs-
reichen Wahljahr wirklich unsere alten Freunde mit Erfolg aufrufen wollen, 
müssen wir unsere zuständigen Ministerien — das ist nicht nur das Land-
wirtschaftsminlsterlum, sondern auch das Finanz- und Wirtschaftsmini­
sterium — dringend darum bitten, kurzfristig zusammenzutretcm und hier 
zu helfen. (Lebhafter Beifall.) 
Präsident SlmpfendSrfer: 

Es entspricht der Bedeutung der Flfichtlingsfrage, daß sie in der Dis­
kussion ziemlich stark angesprochen wurde und die andere Frage — Staats­
politik — etwas zu kurz zu kommen droht. Ich darf die Bitte aussprechen, 
sich möglichst kurz zu fassen, damit wir uns der anderen Frage noch cftwas 
stärker zuwenden können. 

Johannes Kunze, M.dJ8.: 
Es ist dem, was unser Freund K a t h e r entwickelt hat, nichts hinzuzu­

fügen, als die eine Erklärung, daß wir in dem Wissen, daß die Ililfe schnell 
kommen muß, als Fraktion einiges getan haben, um auf Grund der Er­
fahrungen bei der Durchführung des Lastenausgleichs demokratische Schwic-
rigkeitcm aus dem Wege zu räumen. 

Nun zu dem, was Dr. N a h m gesagt hat. Ich glaube, daß die CDU 
für sich in Anspruch nehmen darf, daß sie nicht den Vertriebenen die Ver­
tretung ihrer Interessen allein überlassen hat, sondern daß wir alle mit­
einander die Verpflichtung erkannt haben und erkennen, an dieser Frage 
zu arbeiten, um das beste an Kraft und Fähigkeit daranzusetzen. 

Erlauben Sie mir aber auch noch, etwas zu ergänzen, was nicht an-
gcisprochcm wordcm ist. Es ist im Rahmen der Lastenausglelchsgcsetzgebung 
das Vertriebenenproblem angesprochen sowie im Rahmen der Gesamtaus­
führungen des Kollegen Dr. Kather und Dr. Nahm das Problem der Ost­
zonenflüchtlinge angeschnitten und in der Debatte weiter dargestellt wor­
den. Wovon nicht die Rede war und ein kurzes Wort gesagt werden muß, 
das sind die Fragen der K r i e g s s a c h g e s c h ä d i g t e n , E v a k u i e r ­
t e n und W ä h r u n g s g e s c h ä d i g t e n . Wenn das nicht gesagt wird, 
könnte bei den Millionenkreisen, die damit erfaßt worden, der Eindruck 
entstehen, als ob die Christlich-Demokratische Union auf diesem Parteitag 
an diesen Nöten vorüberginge oder die Bundestagsfraktion hier nichts 
getan hätte. 

In der vorletzten Woche ist das E v a k u i e r t e n g e s e t z endlich über 
die Bühne gegangen und jetzt zur beschleunigtem Beratung dem Ausschuß 
fiberwiesen worden. Wir haben die Verpflichtung erkannt und sind bereit, 
ihr als Gesetzgeber Rechnung zu tragen, um den Hunderttausenden von 
Evakuierten, die zum Teil vor den Toren der Heimat leben, das Recht zu 
geben, nach Hause zu kommen. (Beifall.) 

Dabei haben wir uns bevraßt leiten lassen von der Tatsache, daß wir 
nicht immer nur den Menschen als Objekt oder Subjekt der Wirtschaft 
betrachten dürfen, sondern daß der Mensch in erster Linie als Mensch 
behandelt werden muß. Ich kann nicht sagen: Laßt doch die evakuierten 
alten Leute ruhig draußen in den Dörfern sitzen; ob sie da verpflegt oder 
versorgt werden oder in der Heimatstadt, das spielt ja keine Rolle. Wir 
würden gerade als Christlich-Demokratische Union uns versündigen, wenn 
wir diesen materialistischen Standpunkt einnehmen woUtcm. 
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Das zweite, was in einem Nebensatz von Herrn Dr. von Brentano heute 
morgen in seinem Rediensdiaftsberidit angelclungen ist und was eine 
wirüidie Bedeutung hat, ist folgendes. Sie wissen, daB unser Bundes-
Icanzler in der Regierungserlclärung im September 1949 die Prüfung und 
Regelung der Frage der W ä h r u n g s g e s c h ä d i g t e n A l t s p a r e r 
angekündigt hat. Bitte, nehmen Sie mir das eine ab, daß diese Frage sidi 
sehr leidit als Frage aufwerfen läßt, daß es aber schwer ist, sie zu lösen. 
Wir haben die Frage gelöst. Es geht dem Bundestag für die Lesung am 
6. oder 7. Mai die Vorlage über ein Altsparergesetz, weldie einstimmig im 
Ausschuß für den Lastenausgleich verabsdiiedet worden ist, zu. Damit 
helfen wir 20 bis 25 Millionen Menschen. Allerdings, wir möditen ehrliche und 
redlicbe Leute bleiben und nicht mehr versprechen, als wir heute mit gutem 
Gewissen halten können. Wir stehen vor Wahlkämpfen. Darum möchte 
ich feststellen, dqß die Opposition an diesem Punkte in allen Fragen mit 
den Regierungsparteien übereingestimmt hat. Das ist für uns sehr wichtig 
und ich glaube, es ist für unsere Partei durchaus etwas Gutes, wenn wir 
sagen können: auch hier haben wir die Zusage imseres Bundeskanzlers 
reditzeitig erfüllt. (Lebhafter Beifall.) 

Hermann Ehren, M.d.B.: 
Ich glaube, daß die Behandlung der Vertriebenenfrage unserem bevor­

stehenden Wahlkampf bestimmt nichts schaden wird. Es wurde heute 
morgen von Herrn von Brentano und auch von Herrn Dr. Kather aus­
geführt, daß in der Vergangeoheit, vor allen Dingen im letzten Jahre, 
wirklich positive Arbeit für die Ostvertriebenen geleistet worden ist. Wir 
sollten diese Tatsache viel mehr als in der Vergangenheit herausstellen. 
Vor allen Dingen, daß die gesetzgeberische Leistung der maßgeblichen 
Arbeit unserer Männer und Frauen im Bundestag zu verdanken ist. Wir 
sollten uns — das liegt im Interesse des bevorstehenden Wahlkampfes — 
mit aller Entschiedenheit gegen Hetzer wenden, die das Ostvertriebenen-
dasein als Hauptberuf nehmen und nur alles kritisieren und es so hin­
stellen, als sei bis heute noch gar nichts geschehen. (Beifall.) 

Wir als Ostvertriebene haben auch einmal alle Veranlassung, den 
e i n h e i m i s c h e n M e n s c h e n zu d a n k e n , die es überhaupt er­
möglicht haben, daß 8 Millionen heimatlose Menschen 1947 bzw. 1945 nicht 
verhungert sind. (Lebhafter Beifall.) Ohne diese rechte Hand, die nicht 
weiß, was die linke tut, wären die Ostvertriebenen heute nicht in der 
Situation, in der sie sich befinden. Ich sage sehr oft, wenn ich so manche 
radikale ostvertriebene Propagandaredner höre: Lieber Freund, wo warst 
du denn 1932, als ein Brüning aufforderte, den armen Landlosen etwas 
Land zu geben? (Beifall im Hause.) Die Ostvertriebenen sollten sich die 
Menschen, die heute radikale Reden halten, auch einmal in Bezug auf ihre 
Vergangenheit etwas näher ansäen. Ich glaube, daß wir uns der Arbeit, 
die wir geleistet haben, nicht zu schämen brauchen. 

Ich habe mich gefreut, daß heute morgen von unserem Kollegen Dr. von 
Brentano die Arbeit von Herrn Dr. Kather anerkannt worden ist. Wir 
sollten das als Parteifreunde allgemein mehr tun im Interesse der CDU, 
auch wenn einem einheimischen Bauern die Rede des Herrn Dr. Kather 
nicht immer gefallen sollte. Im Interesse der CDU kommt es doch letzten 
Endes darauf an, daß die Rede den Ostvertriebenen gefällt und diese der 
Auffassung sind, daß sich in der CDU Ostvertriebene befinden, die ehrlich 
bemüht sind, ihnen zu helfen (Beifall im Hause.) 

Wir haben als Ostvertriebene in den letzten Tagen sehr einträchtig zu­
sammengesessen, um in Eintracht dafür zu sorgen, daß die Ostvertriebenen 
mehr noch als in der Vergangenheit zu der CDU stehen und gemeinsam 
dafür sorgen, daß das Banner der CDU bei der kommenden Bundestags­
wahl wieder siegreich über unserem Lande flattern wird. (Beifall.) 
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Präsident SlmpfendOrfer: 

Zum ersten Referat spricht: 

Dr. Guric, M.dJ., Nordbaden: 
Es ist mit Recht gesagt worden, daß das Enlsdieidende für uns die all­

gemeine S t a a t s p o l i t i k sei. Idi möchte das nachdrücklich unterstreichen. 
Jegliche soziale Arbeit, auch das Vertricbenenprobicm und was es auch 
sei, hängt letzten Endes davon ab, daß die allgemeine Staatspolitik in 
Ordnung geht. 

Wir stehen heute unter dem Eindruck der großen Erfolge des Kanzlers. 
Idi möchte aber darauf hinweisen, daß wir trotz aller Begeisterung und 
Freude über das, was geschehen ist, den Ernst der Lage nicht verkc^nncn 
dürfen. Ich kann mir nicht denken, daß die Feinde des Bundeskanzlers nicht 
danach sinnen würden, sein Werk zu zerstören. Was am heutigen Tage 
diu höchsten Spitzen in Stuttgart zusammenbrauen werden, das wissen wir 
nicht. Wir wissen aber, daß die Sozialdemokratische Partei laut Presse­
meldungen herausgegeben hat, daß ihre sämtlichen Minister sich gegen die 
EVG-Vcrträg(> stellen sollten. (Pfui-Rufe.) 

Unter diesen UmstSnden müssen wir neben der Freude über die Erfolge 
des Kanzlers in den Blickpunkt des Parteitages auch die V o r b e r e i ­
t u n g für d i e Z u k u n f t in bezug auf eine starke propagandi­
stische Tätigkeit, vielleicht schon in den nächsten Tagen, stellen, die die 
Erfolge unserer Partei auf allen Gebieten — sie sind angedeutet worden 
— klar herausslcillt. Aber noch stärker müssen wir herausstellen die 
sciiwere Verantwortung derer, die aus parteipolitischen CJründen mehr oder 
wc^niger leichtfertig um das Heil und die Zukunft des Volkes feilschen. 

Es sind gute Worte gesprochen worden über das S o l d a t e n t u m . Das, 
was in der Diskussion gesagt wurde, kann man unterstreidicn. Ich mödile 
aber, wenn wir von dem deutschen Soldatentum in der Zukunft sprechen, 
darauf hinweisen, daß die Entschließung des Bundesausschusses für ehe­
malige Berufssoldaten vielleicht noch einer bestimmten Unterstreichung 
bedarf. Das ist die Folge, daß ein für allemal feststehen muß, daß das 
m i l i t ä r i s c h e K o m m a n d o u n t e r d e r p o l i t i s c h e n F ü h r u n g 
steht oder stehc^n muß, (Beifall im Hause.) Weim das nicht ganz klar und 
eindeutig von vornherein festgestellt ist, so wie es etwa in der Sdiwciz 
geklärt ist, wo (>s was anderes gar nicht gibt, dann ist das Soldatentum 
wieder in der CSefahr, daß es der Vergangenheit erliegt. Ich bitte den 
BundcsausschuB, diese Dinge klarer und schärfer zu formulieren. (Lebhafter 
Beifall.) 

Kurt G. Klesinger, M.d.3.: 
Erlauben Sic mir, daß ich zurückkehre zum Thema, das unser Freund 

Wuermeling behandelt hat. Ich will diese Gelegenheit benutzen, um Ihnen 
eine große Sorge, die mich in den letzten Monaten beschäftigt hat, vorzu­
tragen. 

Es ist in dic'scn Tagen des öfteren von der S t e l l u n g d e r p o l i t i ­
s c h e n P a r t e i e n die Rede gewesen. Es ist auch von unserem Bundes­
tagspräsidenten mit Recht darauf hingewiesen worden, daß die Stellung der 
politischen Parteien heute eine andere ist, als sie jemals war. Es ist auch 
gesagt worden, daß die allgemeine Parteienfeindlichkeit, die von gewissen 
Kreisen propagandistisch betrieben wird, eben einfach destruktiver Art ist. 

Ich möchte aber auf einen umgekehrten Vorgang aufmerksam machen, der 
von außerordentlicher Bedeutung Ist. In den zwanziger Jahrcm tauchte die 
Formulierung auf: Parlamentarismus, was sonst? Damals nämlich, als ge­
wisse Kreise sagten, das parlamentarische System sei am Ende. Wir wissen, 
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wie dann die Dinge gelaufen sind. Der Parlamentarismus selbst konnte seine 
Inneren Sdiwierigkciten nidit voll überwinden. Die Gegner des Parlamen­
tarismus haben davon sdiredclidi profitiert. Es ist nun außerordentlich 
kennzeichnend, daß heute eine parallele Formulierung auftaucht. Sie können 
sie nicht nur in der Tagespresse — das ist sehr wichtig —, sondern in den 
w i s s e n s c h a f t l i c h e n V e r ö f f e n t l i c h u n g e n , wie damals, be­
reits wieder lesen. Heute heißt die Formulierung: P a r t e i e n s t a a t , 
w a s s o n s t ? 

Damit ist folgendes gemeint. Es wird behauptet, daß sich in unseren 
Tagen der Akzent vom Parlament verschoben habe auf die politischen 
Parteien. Es wird behauptet, daß in der Konsequenz dieser Akzentverschie­
bung die A b g e o r d n e t e n nicht mehr wie bisher im parlamentarischen 
System unabhängige, nur ihrem Gewissen und der Gcsamthi'it des Volkes 
unterworfene Menschen, sondern g e h o r s a m s v e r p f l i c h t e t e F u n k ­
t i o n ä r e der Parteien seien. 

Diese Auffassung wird in mehr oder weniger starker Betonung von einer 
Reihe von S t a a t s w i s s c n s c h a f t l c r n vertreten. Der Gedanken­
komplex, um den es dabei geht, hat auch bei Entscheidungen unseres 
Bundesverfassungsgerichtes bereits eine Rollo gespielt. Es handelt sich um 
den angeblichen Gegensatz zweier wichtiger B e s t i m m u n g e n d e s 
G r u n d g e s e t z e s , des Artikels 21 und des Artikels 38. Wir haben im 
Artikel 38 des Grundgesetzes den überkommenen Grundsatz von der Un­
abhängigkeit des Abgeordneten. Im Artikel 21 haben wir - - zum ersten 
Male in der deut.<;chen Verfassungsgeschichte — die Erwähnung der politi­
schen Parteien als zur politischen Willensbildung berufener Institutionen. 
Nun wird behauptet, der Grundgesetzgeber sei sich bei der Aufstellung 
dieser beiden Bestimmungen über ihre prinzipielle Unvereinbarkeit nicht 
im klaren gewesen. Es gelte also nun über diese offen vorhandene Schwie­
rigkeit sich irgendwie hinwegzubringen. Dabei wird von der einen Seite 
gesagt: letzten Endes bedeutet der Artikel 21 die praktische Außerkraft­
setzung des Artikels 38. Auf der anderen Seite — in einer solchen For­
mulierung hat sich das Bundesverfassungsgericht bewegt — wird gc.sdgt, 
man müsse von Fall zu Fall entscheiden, welcher der beiden Artikel den 
Vorrang habe. 

Ich habe im Bundestag anläßlich einer der jüngsten Debatten Stellung 
genommen insbesondere gegen eine wissenschaftlidie Veröffentlichung dos 
Professors für Staatsrecht und Bundesverfassungsrichters L e i b h o l z . Idi 
will hier nicht etwa eine politische Polemik gegen Professor Leibholz er­
öffnen. Ich respektiere seine wissenschaftliche Arbeit durchaus. Er hat sich 
dann In einem Schreiben an mich darüber beklagt, daß ich seiner Auf-

• fassung nicht voll gerecht worden sei; er habe immerhin zugegeben, daß 
der Artikel 38 noch da sei und man die letzten Konsequenzen noch nicht 
ziehen könne. 

Aber, das Wichtigste dieser Schrift und ähnlicher Auffassungen ist ja, daß 
gesagt wird, das zertrenne die allgemeine Richtung der Entwicklung imd 
führe lediglich zur Betonung des Parteienvorganges. Professor Lciliholz 
sagt in seiner Schrift ausdrücklich, daß der Artikel 31, wie er jetzt noch im 
Grundgesetz und in einer kommenden Verfassung nicht mehr enthalten sei, 
nur dazu herhalten würde, gerade eben noch die äußersten Konsequenzen 
des Parteienstaates abzuwehren; aber nur noch diese. Es habe gar keinen 
Zwedc, dagegen anzugehen, man müsse sich mit der Tatsache dieser Akzent­
verlagerung abfinden, alles andere sei reaktionäre Gesinnung, politische 
Romantik, Utopie. 

Ich bin der Meinung, das Gegenteil ist wahrl Es steht einer p o l i t i ­
s c h e n P a r t e i w i e d e r u n s e r e n — ich knüpfe an das an, was 
unser Freund von Brentano gesagt hat — sehr wohl an, gerade auf einem 
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Parteitag dazu Stellung zu nehmen. Wenn idi zu Jenem Typus des politl-
sdien Parteifunktionärs gehöre, der auch in diesen Schriften angcspradien 
ist, dann will idi ganz besonders stark auf diese Differenz hinweisen. Nidit 
unsere Partei war es, die in diesen 92 — oder wieviel — Abstimmungen 
des Bundestages Jedesmal uniform und unisono abgestimmt hat. Es war die 
Sozialdemokratisdie Fraktion. Was aber ihr Rcdit ist, und wenn man dort 
gewillt ist, die Konsequenzen des Parteienstaates tatsSdilidi zu ziehen, so 
stehe idi für meine Person nidit an zu erklären: Idi vdirde midi weigern, 
in ein neues Parlament einzuziehen, bei dem dieser G r u n d s a t z d e r 
F u n k t i o n s z u g e h ö r i g k e i t des Abgeordneten zu seiner Partei 
gelten würde! (Beifall.) 

W i r h a b e n d a s n i c h t n ö t i g . Die Christlidi-Demokratisdie Union 
ist die sdiwierigste und differenzierteste aller politisdicn Parteien in 
Deutsdiland. Sie hat eine erstaunlidie Spannweite, konfessionell, soziolo-
gisdi, landsdiaftlidi und berufsstandisdi. Gerade bei uns müssen die Dingo 
sehr viel hartnSdciger, zfiher und geduldiger ausgekämpft werden als 
anderswo. W i r s i n d d i e e i n z i g e , e c h t e , g r o ß e V o l k s p a r t e i 
i n d i e s e m Land . 50*/* unserer Wähler sind Arbeiter und Angestellte. 
Die anderen SOVo werden durdi Bauern, durdi Selbständige des Mittel­
standes, durdi Beamte und durdi freie Berufe gestellt. Da ist alles bei­
sammen. Wir, die-einzige odite und grofie Volkspartei in unserem Lande, 
das ist keine Übertreibung. Wir haben wohl das Redit, uns dagegen zu 
wehren, daO wir nun sdion wieder einmal in eine unheilvolle Einseitigkeit 
abgetrennt werden sollen. 

Wohl weiB idi, dafi die Partei eine grofle und starke politisdic Macht im 
heutigen Leben darstellt; wohl welB idi, daß eines neben dem nnderen 
steht. Die U n a b h ä n g i g k e i t d e s A b q e o r d n c t e n muB aber 
weitergelten. Ebenso sehen wir aber audi seine Zugehörigkeit zur politi­
sdicn Partei, die ja nidits anderes ist als der Sadiwaltcr der Interessen, 
Wünsdie und Anliegen der Wählersdiaft. So sehen wir uns als Ab­
geordnete, meine Idi, h i n e i n g e s t e l l t in d i e S p a n n u n g z w i ­
s c h e n d i e s e n b e i d e n F o r d e r u n g e n , einmal, da wir politisdie 
Realisten sind, in die Zugehörigkeit zu einer politisdien Gruppe, die Einheit 
und Gesdilossenhcit verlangt, zum anderen aber vor unser Gewissen, dem 
wir gerade als diristlidie Politiker einfadi nidit ausweidien können. 

So, wie der Mensdi selbst ähnlidi zwisdien den Gesetzen des Seins und 
des Sollens steht, so wie er niemals das Sollen hundertprozentig errcidit, 
so werden audi wir immer mit der Spannung zu tun haben. Aber das kann 
bewältigt werden. Es ist ganz klar, daß bloßes querulantenhaftes Besser­
wissen, nur mit dem Kopf durdi die Wand wollen, weil wir eine eigene 
kostbare Meinung haben, nidit viel wiegt, wenn es um große Angelegen­
heiten geht. Wie oft haben mir Freunde gesagt: na Ja, idi habe eine andere 
Meinung in der Sadie, aber so kostbar ist sie mir nidit, daß Idi sie nidit 
zugunsten der Sdilagkraft unserer Fraktion zurüdcstellen könnte. Aber es 
gab audi Augenblidce in diesem Parlament, wo diese Freunde oder idi selbst 
sagte; hier können wir keinem anderen Ruf als dem Ruf unseres eigenen 
Verstandes und unseres eigenen Gewissens folgen; w i r w e r d e n s o 
e n t s c h e i d e n , w i e w i r e s v e r a n t w o r t e n k ö n n e n . Nur eine 
Partei, in der Abgeordnete dieses Sdilages sitzen, wird den parlamentari-
sdien Aufgaben der Zukunft geredit werden können. Dazu gehört eine 
gewisse Unabhängigkeit, die audi durdi das entspredicnde Wahlvorfdhrcn 
gesidiert werden muß. Dieselbe Frage hängt wieder aufs engste mit dem 
von Freund Wuermeling geforderten Mehrheits- und Personalwahlsystem 
und Jedenfalls mit der möglidist starken Herausholung an mensdilldier 
Substanz dieser Art zusammen. 

Es ersdiien mir widitig, auf diesem Parteitag den Herren Professoren der 
Staatswissensdiaft, die ja keine politisdie Meinung haben, sondern die 
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politisdie Wirklichkeit studieren, also auch in Wirklichkeit den politischen 
Parteien Stoff zum Studium geben, zu antworten. In künftigen p o l i t i ­
s c h e n S e m i n a r e n , so hoffe ich, wird daher diese Äußerung auf dem 
Parteitag der stärksten deutschen Partei dazu helfen, dafl man nicht so 
leichthin feststellt: die Zukunft gehört dem sogenannten Parteienstaat und 
dem bloBen Funktionär der Partei in den Parlamenten. (Starker Beifall.) 

Sdiarnberg, M.d.B., Hamburg: 
Freund Kieslnger hat eben schon die W a h l r e c h t s f r a g e angeschnit­

ten. Ich glaube, es wird fflr Sie alle von Interesse sein, wenn ich einmal 
kurz versuche, den Stand der Angelegenheit, so wie er sich im Ausschuß 
für Wahlrecht des Bundestags darstellt, vorzutragen. 

Die R e g i e r u n g s v o r l a g e ist, wie ich annehme, Ihnen im allgemei­
nen bekannt. Wir haben diese — ohne damit zunächst Stellung zu nehmen 
zu dem politischen Inhalt der Vorlage — zur Grundlage der Verhandlung 
gemacht, auf unseren Antrag hin, der mit 14 gegen 13 Stimmen angenom­
men wurde. Das ist. das Stimmenverhältnis, das im WahlreditsausschuB 
besteht. Dann wurde über einen Antrag unseres Freundes J ä g e r von der 
CSU abgestimmt, der besagte, 400 Abgeordnete in relativer Mehrheitswahl 
zu wählen. Dieser Antrag ist mit groBer Mehrheit abgelehnt worden bei 
zahlreichen Stimmenthaltungen. 

Weiterhin wurde über einen Antrag unseres Freundes W u e r m e l i n g 
abgestimmt, die absolute Mehrheitswahl in 400 Wahlkreisen einzuführen. 
Auch dieser Antrag verfiel der Ablehnung. Dann wurde über einen An­
trag der SPD abgestimmt, das alte Bundestagswahlrecht wieder einzu­
führen. Auch dieser Antrag wurde abgelehnt. Alsdann kam ein Antrag 
des Herrn O n n e n von der FDP zur Abstimmung. Dieser sah vor, daB das 
alte Bundestagswahlrecht wieder eingeführt würde, aber anstatt mit 400 
Abgeordneten mit 484 Abgeordneten. Auch dieser Antrag wurde mit der 
schwächsten Mehrheit, nämlich 14 gegen 13 Stimmen, also dem Stamm­
abstimmungsverhältnis im Ausschuß, abgelehnt. 

Dann habe i c h b e a n t r a g t — auch im Namen unserer Freunde von 
der CDU und CSU, im Namen der Deutschen Partei und weiteren 2 Ab­
geordneten der FDP (4 Abgeordnete der FDP sind in dem Ausschuß, 2 stehen 
gewissermaßen auf unserer Seite und 2 stehen auf selten der SPD), eine 
Abänderung des Regierungsentwurfs dahin vorzunehmen, daß 242 Ab­
geordnete in Wahlkreisen gewählt werden, wie es im Regierungsentwurf 
vorgesehen ist, aber nicht mit der Einrichtung der Hilfsstimme, sondern 
mit der absoluten Mehrheit, also dergestalt, daß ein z w e i t e r W a h l ­
gang erfolgt in den Wahlkreisen, in denen der betreffende Kandidat nicht 
clie Mehrheit der abgegebenen Stimmen im ersten Wahlgang erreicht. In 
dem Falle findet ehi Stechen statt zwischen den besten. Der zweite Wahl­
gang findet 8 Tage später statt. Alsdann werden, wie in der Regierungs­
vorlage vorgesehen, gleichzeitig 242 Abgeordnete nach dem Verhältnis­
wahlsystem gewählt, wobei die Listenverbindung möglich ist mit (]er be­
kannten Wirkung des i n t e r n e n P r o p o r z e s , über die ich hier keine 
weiteren Erläuterungen mehr zu geben habe. 

Neu ist in dem Antrag, den wir gestellt haben, daß im Gegensatz zu der 
Regierungsvorlage nunmehr ] e d e r W ä h l e r 2 S t immen hat, und zwar 
nicht etwa — um keine Verwechslung aufkommen zu lassen — die Ein­
richtung der Hilfsstimme, also eine zweitrangige Stimme, sondern zwei 
gleichwertige Stimmen. Die eine Stimme gilt für den Kandidaten im Wahl­
kreis, die andere geht auf die Listenwahl, die Verhältniswahl, über. Es ist 
also nicht so, wie es im Regierungsentwurf vorgesehen war, daß eine 
Stimmenkoppelung vorhanden ist; also so: Wenn ich einen Abgeordnelen, 
der der CDU angehört, gewählt habe, bin ich automatisch gezwungen, damit 
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die Liste der CDU zu wählen. Idi könnte zum Bcnsplel meine Stimme für 
den Kandidaten Adenauer abgeben, aber gleidiycltlg eine andere Partei 
wählen. Das ist die Einführung der zweiten Stimme, die auf Wunsch einer 
Reihe von unseren Freunden eingeführt worden ist, die gewisse Vorteile 
und Nachteile hat, von denen aber walirscholnlich zu sagen ist, daß die 
Vorteile überwiegen. 

Nun kurz zu den Zielen der Anträge, die von der Regierung vorliegen 
und in modifizierter Form nunmehr von uns vorliegen. Ich darf auf die 
Rede verweisen, die ich im Bundestag gehalten habe und die, glaube ich, 
den Herren Delegierten zugestellt worden ist. Hier sind nach meiner 
Ansicht die Dinge schon eindeutig klargestellt. Ich möchte aber ganz kurz 
stichwortweise einmal wiederholen, worum es sich im wesentlichen in der 
Zielsetzung dieses Entwurfes handelt. Das erste Ziel ist eine B e k ä m p ­
f u n g der --- so wollen wir es einmal ausdrücken — p o l i t i s c h i s o ­
l i e r t e n P a r t e i e n . Unter politisch isolierten Parteien wäre zu vprstehcn 
einmal eine Intcresscntenpartei, die nicht koolitiiinswillig ist, sondern die; 
Zünglein an der Waage spielen möchte, sich aber nicht nach der einen oder 
anderen Seite politisch bindern möchte, sondern sich gewissermaßen best­
möglich nadi Abschluß der Wahl verkaufen möchte. 

Weiter wendet sich der Entwurf gegen die k o a l l t i o n s u n w ü r d i ­
g e n P a r t e i o n , mit anderen Worten: die radikalen Parteien. Die 
koalitionsunwilligen Parteien (Interessentenparteien) und die koalitions­
unwürdigen Parteien (radikale Parteien) sollen, wenn sie ihre Haltung bei­
behalten, durch den Rcgicrungsentwurf getroffen, das heißt verkleinert 
werden. Wenn sie allerdings aus ihrer politisdicn Isolierung herausgehen, 
dann wird ihnen kein Sdiaden erwachsen. Sie können dadurch herausgehen, 
daß sie sich als Intercssentenpartei vor dem Wahlkampf schon politisch 
orientieren und sagcm, wir gehören entweder nach rechts oder nach links. 
Als radikale Partei können sie auch sagen, wir entradikulisiercn uns und 
schließen uns zur Mitte zu an. In dieser Zielsetzung liegt, im großen gci-

.sehen, eine Z e n t r i p e t a l k r a f t im Gegensatz zu einer Zentrifugal­
kraft, die durch das Verhältniswahlsystem entwickelt wird. Diese Wirkung 
wird technisch in der Weise ausgeübt, daß eine Partei, die im Wahlkampf 
isoliert marschiert - - wenn sie eine kleine oder eine mttlere Partei ist - •, 
nur eine Chance in der Verhältniswahl hat. Da nadh dem alten Bundcstags-
wahlrecht und nach dem SPD-Entwurf auf der Basis von 480 Abgeordneten 
eine solche Partei, wenn sie zum Beispiel 10"'> Wähler aufbringt, genau 
48, nämlich </io der zu vergebenden Mandate. iiält, würde im Gcgensal/ 
dazu bei uns diese Partei, die Ja kaum Chancen hat, Mandate in der direk­
ten Wahl zu erringen, nur 24 Mandate bekommen, weil wir Ja nur 240 
Mandate nach der Verhältniswahl haben. Ilicirin liegt der Anreiz zum 
Zusammenschluß mit einer größeren Partei, sei es rechts oder links. Wenn 
die betreffende Partei sich mit einer anderen größeren Partei zusammen­
schließt, dann entgeht sie der Gefahr dieser Halbierung. 

Die zweite Wirkung des Gesetzes beruht darin, daß die g r ö ß t e P a r t e i 
durch die Technik des Gesetzes, oder die grüßte Partcuengruppc • ge­
wissermaßen e i n e n B o n u s e r h ä l t . Diesei Bonus bildet einen weite­
ren Anreiz zum Zusammenschluß, zur Versöhnung und zur Integration. Die 
Einwände, die gegen die Regierungsvorlage gemacht worden sind, sind im 
wesentlichen folgende. Man hat gegen die Hilfsstimme polemisiert. Diesen 
Einwänden haben wir dadurch den Wind aus den Segeln genommen, daß 
wir von der TIilf.sstimme umgeschaltet haben unf die absolute Mehrheits-
wahl, wogegen ja wohl aus irgendwelchen Gründen der Gleichheit usw. 
des Wahlgesetzes nichts einzuwenden ist. 

Weiterhin macht man den E i n w a n d — wenn auch nicht sehr laut, aber 
immerhin etwas leise — g e g e n d e n i n t e r n e n P r o p o r z . Dieser 

104 



Einwand ist ein glaltcr Unsinn. Der interne Proporz ist nidits anderes als 
das, was bei dem bisherigen Wahlrecht, über das Ganze gesehen, gemadit 
wurde. Jetzt wird dieser Proporz nur unter den Parteien gemadit, die sidi 
dadurch, daß sie -eine Listenverbindung miteinander eingehen, zu diesem 
internen Proporz bekennen. Es entsteht durdi den internen Proporz kein 
einziges Mandat zusätzlidi oder es geht keinem ein Mandat im Wahlkreis 
durdi diesen Proporz verloren. Es gewinnt audi die ganze Gruppe, die sidi 
zusammcnsdiließt, sowohl im Wahlkreis wie auf der Liste kein einziges 
Mandat, sondern der Gewinn entsteht nur dadurdi, daB natürlidi die Gegen­
leistung des internen Proporzes ein Zusammengehen im zweiten Wahlgang 
im Wahlkreis ist. Dadurdi entsteht natürlidi für die Parteien, die einen 
internen Proporz miteinander vereinbaren, ein zusätzlidicr Gewinn. Er 
entsteht aber nidit durdi den internen Proporz, sondern nur durdi das 
Gcgengesdiäft, ohne daß sidi natürlidi unsere Partei entsdiließen würde, 
den internen Porporz zuzugestehen. 

Man sagt nun, daß der Gesetzentwurf v e r f a s s u n g s w i d r i g sei. 
Lassen Sie sidi von diesem Einwand bitte nidit ins Bodcshorn jagen. Das 
ist eine glatte Unvcrsdiämtheit von der Sozialdemokratie, zu behaupten, 
dieser Gesetzentwurf sei verfassungswidrig. Wir haben im Innenministe­
rium mit der größten Gewissenhaftigkeit diese Dinge geprüft, und zwdr 
deswegen, weil wir natürlidi in einen grauenhaften Staatsnotstand hinein­
kommen, wenn es tatsSdilidi gelingen würde, einen Gesetzentwurf, den wir 
vorgelegt und besdilossen haben, vor dem Vcrfassungsgeriditshof zu be­
kämpfen. Wir haben bei sorgfältigster Prüfung festgestellt, daß von einer 
Verfassungswidrigkeit dieser Entwürfe überhaupt nidit die Rede sein kann. 
Das ist audi klar, denn kein Mensdi in der Welt hat je behauptet, daß 
eine absolute Mehrheitswahl den Grundprinzipien, die im Grundgesetz für 
die Wahl festgelegt sind, widerspridit. Wir haben früher in der Kaiserzeit 
immer die absolute Mehrheitswahl gehabt. Gegen die Verhältniswahl läßt 
sidi wohl audi vom verfassungsmäßigen Standpunkt nidits einwenden. 
Geaen den internen Proporz aus den Gründen, die idi eben dargelegt habe, 
audi nidits. 

Es ist weiterhin gesagt worden, daß das ein K o a l i t i o n s s i c h e -
r u n g s g e s e t z sei und eine unfaire Angelegenheit im Verhältnis zu der 
Opposition. Audi das ist eine glatte Unwahrheit. Dieses Gesetz gibt ja, 
wie idi sagte, nidits anderes als nur der stärksten Gruppe einen Bonus. 
Es ist jedem unbenommen, bei der Wahl sldi darum zu bemühen, die 
stärkste Gruppe zu werden. Wenn es der Sozialdemokratie gelingt, die 
stärkste Gruppe zu werden, dann bekommt sie den Bonus. Es sind also 
hier absolute Gleidiheitsprinzipien für alle. 

Warum ist diese Lösung so außerordentlidi widitig? Sie ist deswegen 
widitig, weil wir zweifellos in sehr labilen Mehrheitsverhältnissen gearbeitet 
haben und weil die T e n d e n z d e r Z e r s p l i t t e r u n g — wir haben 
sie in der Weimarer Zeit genau kennengelernt und deren Ergebnis tragi-
sdierweise erlebt — nur allzuleidit dazu führen kann, daß sidi die Mehr­
heitsverhältnisse so versdiieben, daß w e d e r r e c h t s n o c h l i n k s 
e i n e r e g i e r u n g s f ä h i g e M e h r h e i t da ist und dann tatsädilidi 
eine Interessentenpartei Zünglein an der Waage ist und sidi bcstmöqlidi 
nadi redits oder links verkaufen kann. Wenn wir in soldic Zustände 
hineinkommen, dann können wir getrost sdion jetzt die Demokratie wieder 
so zu Grabe tragen, wie es in der Weimarer Zeit gewesen ist. Damals 
nämlidi haben diese Dinge letzten Endes den Anstoß dazu gegeben, daß 
wir zum Sdiluß zwei Flügelparteien radikaler Art gehabt haben, die zu­
sammengenommen die Mehrheit Im Reldistag hatten. 

Damit hatten wir einen Zustand herbeigeführt, von dem der .seinerzeitige 
Reidiskanzler v o n P a p e n gesagt hat: Was geht midi nodi der Reidistag 
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an, der hat überhaupt nichts mehr zu sagen, 1. kann er nidits sagen, und 
2. wenn er was sagt, dann löse ich ihn eben einfach auf. Es wird dann neu 
gewShlt und diese Neuwahlen werden wieder so töricht ausfallen, wie sie 
gewesen sind. 

Weiter mödite ich noch auf die Stellungnahme von Professor H e r ­
m a n n s hinweisen, den Sie Ja alle kennen und der wohl als der e r s t e 
S a c h v e r s t ä n d i g e d e r W e l t auf dem Gebiete des Wahlrechts an­
zusehen ist. Herr Professor Hermanns hat uns hier besucht, um uns in dem 
Kampf um die Wahlrechtsfrage zu helfen. Er hat in verschiedenen Städten 
darüber schon Vorträge gehalten. Im Gegensatz zu der Wählergcsellschaft, 
die aus unbegreiflichen Gründen sich gegen dieses Gesetz gewandt hat, 
weil sie es in ihrer Zielsetzung nicht verstanden hat, hat Prof. Harmanns 
mit allem Nachdruck ausgeführt, daB dieses Gesetz eine immerhin sehr 
deutliche Tendenz zum Mehrheitswahlrecht hat. Er hat das Wort auf­
gegriffen, das ich in meiner Rede geprägt habe, vom m e h r h c i t s -
b i l d e n d e n W a h l r e c h t , und hat es für richtig erklärt, daß man 
diesen Weg weiter verfolgt. 

Ich darf Ihnen vielleicht noch kurz sagen, daB die Dinge im A u s s r h u B 
stehen. Wir arbeiten im Ausschuß, wie ich Ihnen schon sagte, mit einer 
Mehrheit von 14 zu 13 Stimmen. Das ist natürlich immer sehr schwierig; 
es müssen sämtliche Mitglieder anwesend sein, denn wir müssen jederzeit 
mit Abstimmungen rechnen. Das, worauf es ankommt, wenn wir dieses 
Gesetz durchbringen wollen, ist, daB wir die gesamte CDU hinter dieses 
Gesetz, welches nun einmal eine KompromiBIösung ist, bringen. Es ist nicht 
ein vollständiger Erfolg nach der Richtung, wie es Freund Wucrmcling 
und auch meine Person von ganzem Herzen angestrebt hat. Wenn es uns 
gelingt, unsere ganze Fraktion hinter dieses Gesetz zu bringen — sie steht 
dahinter nach den Informationen, die wir haben —, dann können wir die 
gesamte Verantwortung dafür, ob wir entweder dieses Gesetz oder das 
alte Bundestagswahlgesetz bekommen, der FDP-Fraktion zuscfaiobcn. Ich 
glaube, daB dann die Meinung in der FDP-Fraktion doch etwas aufgeschlos­
sener sein wird und nicht gewillt ist, die Verantwortung dafür zu über­
nehmen, daB wir zu dem alten Bundestagswahlrecfat, das ein reines Ver­
hältniswahlrecht ist, zurückkehren. So sehen die Dinge aus. Es ist ein 
erbitterter Kampf. Ich glaube aber doch, daB wir ihn gewinnen werden. 
Es geht hier in der Tat um das Schicksal unserer deutschen Demokratie. 
(Starker Beifall.) 

Präsident SimpfendOrfer: 
Ich glaube, in Ihrem Sinne zu sprechen — vor allem im Sinne der Landcss-

vorsitzenden —, wenn ich unsere Bundestagsfraktion sehr herzlich bitte, 
daB nun endlich überhaupt einmal das Wahlrecht geschaffen wird. (Beifall.) 

Brück: 

Gestatten Sie mir, daB ich für die B e r u f s b e a m t e n auch noch einige 
Wünsche und Bitten vortrage. Ich habe mich zunächst einer angenehmen 
Pflicht zu erledigen. Idi d a n k e im Namen der Beamtenschaft des Rhein­
landes, der Landesregierung von Nordrhein-Westfalen unter der Führung 
ihres Ministerpräsidenten, für die Schrittmacherdienste, die sie bisher auf 
dem Wege der Beamtenpolitik getan hat. Insbesondere möchte ich aber 
unserem Landesvorsitzenden und gleichzeitigen Sprecher unserer Landtags­
fraktion, Lanärat J o h n e n , herzlichen Dank sagen. (Beifall.) 

Darüber hinaus habe ich am Samstag den Auftrag bekommcui von unse­
rem Verband, den beiden Bundestagsabgeordneten, Herrn Staatssekretär Dr. 
K l e i n d i e n s t , den wir wohl als echten Berufsbeamten bezeichnc^n kön­
nen, wie Herrn Dr. W u e r m e l i n g aufrichtigen Dank zu sagen. 
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Es wurde heute morgen von Herrn Dr. von Brentano wie auch von 
Herrn Dr. Wuermeling, gesagt, daB das P e r s o n a l v e r t r e t u n g s ­
g e s e t z recht bald — so sagte der eine, der andere sagte umgehend — 
durch den Bundestag verabsdiiedet wird. Die Beamtenschaft ist hier~etwas 
miBtrauisdt und zwar deshalb, weil in den letzten Tagen die gegnerische 
Presse und unsere Gegner überall die Behauptung aufgestellt haben, daB 
die Zeit gar nicht mehr dazu reicht, um dieses Fersonalvertretungsgesetz 
noch rechtzeitig vor den Bundestagswahlen zu verabschieden. Bei aller 
grofien Politik vergessen wir bitte nicht, daB sie auch auf der bürokratischen 
Ebene fest verankert werden muB, und daß es dort Beamte geben muB, die 
in unserem Sinne diese Politik zur Ausführung bringen. Es Ist unbedingt 
notwendig, daß für die rund 2 Millionen Bediensteten des öffentlichen 
Dienstes — darunter rund 800 000 Beamte — das Personalvertretungsgesetz 
nicht nur recht bald und nicht nur umgehend, sondern möglichst im Tele­
grammtempo über die Bühne geht, damit die Möglichkeit besteht, für die 
Beamten, die in unserem Geiste arbeiten, sich innerhalb der Beamtenschaft 
für die rechten Belange der CDU mit Tatkraft einzusetzen. Das ist mein 
dringlicher Wunsch. (Beifall.) 

Präsident SimpfendOrfer: 
Abschliefiend zu dem Vertriebenenthema wird Stellung nehmen 

Frau Dr. Broekelschen, M.d.B.: 
Ich möchte Sie noch einmal zurückführen in das Z e n t r u m d e r N o t , 

in der wir augenblicklich stehen. Wir haben heute verschiedentlich gehört 
von der Verantwortung, die wir stellvertretend für das ganze Deutschland 
haben. Auf der anderen Seite haben wir sehr viel gehört von der wirt­
schaftlichen Entwicklung, die wir seit 1949 durchgemacht und von den 
Erfolgen, die wir zu buchen haben. Wenn ich mir nun vorstelle, daB in 
den letzten Tagen in unserer Presse auf der ersten Seite eine große Über­
schrift stand: »Hungersnot in Deutschland", dann zeigt das, in welch grauen­
haftem Gegensatz unsere Zone zu den Verhältnissen steht, in denen wir 
uns befinden. 

Aus christlicher Verantwortung heraus betonen wir immer wieder, daß 
der Staat subsidiär einzutreten hat und an erster Stelle unsere christliche 
Verantwortung steht. Ich glaube, die Situation in der Zone ruft diese 
c h r i s t l i c h e V e r a n t w o r t u n g mit aller Deutlichkeit wach. Es 
fehlen nach vorsichtigen Schätzungen bis zur neuen Ernte über 1 Million 
Tonnen Kartoffeln in der Zone, 98 000 t Zucker sowie ungefähr Vx Million t 
Brotgetreide. Das in einer Situation, in der unserer Regierung die Hände 
gebunden sind. Wir wissen, daß jede offizielle Aktion, die von hier aus 
gemacht wird, drüben gerade das Gegenteil von dem erreicht, was wir 
erreichen wollen. Deshalb kommt es mir darauf an, heute am Sdilusse 
unserer Tagung die V e r a n t w o r t u n g j e d e s e i n z e l n e n CDU-
Mitgliedes auf:iurufen, nun in privater Hilfe in den nächsten Monaten zu 
verhindern, daß drüben eine Katastrophe eintritt. Wir schicken bis jetzt 
ungefähr 2 Millionen Pakete und Päckchen im Monat. Es muß möglich sein, 
vor allen Dingen auch in unserer CDU, in jedem einzelnen Falle dafür zu 
werben, daß aus den 2 Millionen mindestens 4, 5 oder 6 Millionen werden, 
damit wir keine Verzweiflung imter unseren Mitmenschen groß werden 
lassen. (Lebhafter Beifall.) 

Diese Aktion aufzurufen, fühle ich mich als Mitglied des g e s a m t ­
d e u t s c h e n A u s s c h u s s e s verpflichtet. Ich fühle mich um so mehr 
verpflichtet, weil ja durch unglaubliche Verordnungen der Regierungs­
stellen drüben nur noch individuell gepackte Päckchen und Pakete über­
haupt ihren Empfänger erreichen, da die großen Wohlfahrtsorganisationen 
lahmgelegt sind. 
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Das Wort . W o h l f a h r t * hat eine unglQckseline Entwicklunct durch-
qemadit. Es giilt eine Zeitlang als nicht gans; in der Ordnung, wenn man 
Wohlfahrt empfing. Idi glaube, wir haben gerade als Christlictie Union die 
Verpflichtung, diesem Begriff der Wohlfahrt einen neuen Tnhdlt /u geben 
in einem Augonbliik, wo 18 Millionen Menschen in der Zone in Not sind, 
um aus dieser dtristlich gefaBton Wohlfahrt heraiLs zu der Aktion zu 
kommen, die wir von unserer christlichen Partei aus unserer ganzen lot/tcm 
politisrhcn, sittlichen und rcligiSsen Einstellung nach finden müssen. 
(Starker Beifall.) 
Präsident SlmpfendSrfer: 

Wir sind am Ende der Ausspradie. Eines darf ich sagen: sie ist mit 
großer Disziplin durchgeführt worden. Es ist mir eine große» Preudc\ fest­
zustellen, daß ich keine Redeheschränkung fordern mußte. Ich dankr allen, 
die sich an dieser Diskussion beteiligt haben. 

Zum Schluß spricht jetzt unser Freund 
Dr. Robert Tillmanns, M.d.B.; 

Ich möchte die sehr ernsten Worte von Fi au Dr. Broekelschen durdi 
folgende Mitteilung ergänzen. In denn sowjetischen Sektor Berlins werden 
nacÄ dem neuesten Stande folgende L c b e n s m i t t c l r n t l o n e n verteilt. 
Die Zahlen, die ich nenne, sind Monatszahlen; 

Die C S r u n d k a r t e n enthalten monatlich 1.3.S0 g Fett, davon 2H0 g 
Butter. Diese Ration ist im Man: ausgefallen; 460 g Schlachtfelt und 460 g 
Margarine. Die Fleisch- und Fischra'tion betrügt pro Monat in.'iO g, die 
Zuckerration pro Monat 1.500 g. Die A r b e i t o r k a r t e n cMithalten: Fett­
ration 1600 g, davon s/a Butter, /̂g Schlachtfett und */o Marciarino. Fleisrh-
und Fischration 2600 g, Zucker 1800 g. Dazu kommt eine S r h w e r -
a r b e i t e r k a r t e , bei der die Fcttration unverändert ist. Lediglich die 
Fleisch- und Fischration beträgt 3500 g und die Zuckerrdtion 18.'>0 g. 

Ich glaube, es ist gut und nfltzlich, daß wir uns alle diese Zahlen wieder 
einmal klarmachen, damit uns zum Bewußtsein kommt, wie die Situation 
unserer Menschen in dem sowjetisch besetzten Gebiet Deutschlands ist. 

Nun erlauben Sie mir zu dieser Diskussion bzw. zur Arbeit dieses un­
seres Parteitaqf>s noch eine kleine allgemeine Bemerkung zu machen. Das 
Ziel unserer Arbeit ist die V e r a b s c h i e d u n g d e s P r o g r a m m s der 
Christlich-Demokratischen Union Deutschlands fOr den zweiten Deutschen 
Bundestag, das heißt, unsere Grundforderungen für die Wahl und für die 
künftige Arbeit in den nächsten 4 Jahren. Wir haben diese Arbeit dadurch 
vorbereitet, daß vor allen Dingen die Ausschüsse in den letzten Mtmaten 
sich ausschließlich der Vorbereitung dieser unserer Arbeit gewidmet haben. 
Das Material liegt Ihnen in den Tagesdnicksachen vor. Die Referate, die 
wir heute gehört haben und die morgen gchiilten werden, sollen nichts 
anderes sein als eine kurze Erläuterung dieses Materials für das endgültig 
9'u verabschiedende Programm. Die Grundsätze sollen gemeinsam erarbeitet 
und im Wahlproqramm verabschiedet werden. Der von Ihnen heute morgen 
eingesetzte R e d a k t i o n s a u s s c h u ß tagt während der Plenarsitzungen, 
um das endgültige Programm so rechtzeitig in seinem Grundentwurf fest­
stellen zu können, daß morgen abend, so hoffen wir, dieser Entwurf in den 
Händen der Delegierten sein kann. Ich darf dazu nochmals bemerken, daß 
dieser Entwurf in sorgfältigster Arbeit durdi die Ausschüsse auch in seiner 
letzten Gestaltung und vollständiger Übereinstimmung und Mitarbeit der 
Aussdiußvorsitzenden zustande gekommen Ist, so daß wir wohl die gute 
Hoffnung haben können, daß es uns gelingt, am Mittwochvormittag dieses 
Programm dann als einmütigen Willen dieses Parteitages zu verabschieden. 

Wir haben diesmal den Versuch gemacht, das S c h w e r g e w i c h t der 
Arbeit dieses Bundesparteitages in die D i s k u s s i o n zu legen und uns 
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darum bemüht, die Referate so kurz wie möglich zu halten. Es ist uns nidit 
voll gelungen. Da es uns heute nicht voll gelungen ist, deshalb sollte es 
uns ein Ansporn sein, es morgen besser zu madien. Es ist auch so, daß aus 
unseren Kreisen immer wieder der dringende Wunsch kommt, eine 
lebendige Diskussion zu führen. Ich glaube, wir haben heute nadimittag 
damit einen guten Anfang gemadit. Es steht aber in einem gewissen 
Widerspruch zu diesem immer wieder erhobenen Wunsch, dafi in dem 
Augenblick, wo die Diskussion beginnt, die Reihen in diescuu Saal sich 
verhältnismäßig stark lichten. (Sehr richtigl und Beifall.) Ich glaube und 
bitte dicserhalb um Ihre Zustimmung — ich sage das als eine Bitte an uns 
alle gemeinsam —, daß wir versuchen sollten, morgen in einer noch ge­
schlosseneren Weise diese unsere gemeinsame Arbeit durchzuführen. 

Sachlich möchte ich noch einen einzigen Punkt zum Abschluß unserer 
Diskussion zum Thema . S t a a t s p o l i t i k * darlegen, das ist unsere 
Stellungnahme zu den nationalistisdien-radikalistiscfaen Tendenzen, die sich 
in unsercim Volke bemerkbar machen. Es gibt wieder viele, die das Wort 
„ n a t i o n a l * oder auch nur „deutsch* benutzen, um irgendwelche Gefolg­
schaften zu sammeln für Zwecke, die entweder nicht ganz durchdacht sind, 
oder die bewußt im dunkeln gehalten werden. Zuuädist möchte ich dazu 
folgendes sagen: 

Es geht u n s a l l e n — ich glaube, das ist eine Grundvoraussetzung, 
.wenn wir darüber überhaupt ehrlich diskutieren wollen — sdiledithin um 
unser Volk, um die Wohlfahrt dieses Volkes, das gemeinsame Vaterland 
und seine Zukunft. Es ist keine Kunst, so scheint mir, sidi national zu 
gebärden in Zeiten sogenannten nationalen Glanzes und äußerer Macht­
stellung. Aber sich zu seinem Volke zu bekennen in Zeltern der Not und 
der allertiefsten Erniedrigung, wie in einer Zeit, wo wir durch nationali­
stische Parolen ins tiefste Elend gestürzt sind, da Hand anzulegen und für 
das Volk zu arbeiten, weiter dafür zu dienen, daß das Volk wieder zu einem 
gesunden gemeinsamen Leben kommt, das scheint mir sehr viel mehr 
nationales Bewußtsein zu sein, als das ganze Gesdiwätz, was wir heule 
wieder über nationale und sonstige Dinge draußen in unserem Lande hören. 
iLebhafter Beifall.) 

Wenn wir unter uns Meinungsversdiiedenheiten haben — ich meine jetzt 
nicht hier unter unseren Parteifreunden, sondern das deutsche Volk — übcir 
den Weg, der zu diesem Ziele führt, dann sollten wir nicht wieder die 
alten schlechten Gewohnheiten aufnehmen, die einen national und die 
anderen analional zu nennen und ihnen sozusagen den Makel mangelnden 
Nationalbewußtseins anzuhängen. Wir sollten alles tun, um diese unselige 
Spaltung zu vermeiden. Meine Freunde! Was heißt denn überhaupt heute 
1953 in der Gegenwart imseres Volkes .national"? Was heißt denn über­
haupt .national" in einer Situation, wo der eine Teil unseres Landes 
schlechthin im Besitze der Sowjetunion ist und wo der andere Teil — ich 
füge hinzu Gott sei Dank — noch unter der Obhut der westlichen Alliierten 
steht. (Sehr guti) Es kann doch nur eins .national* bedeuten, nämlich daß 
wir uns einmal sorgfältig überlegen, ob imd inwieweit man in einer solchen 
Situation das Wort überhaupt noch mit wirklicher Verantwortlichkeit ge­
brauchen kann. Drüben in der S o w j e t z o n e wird dieses Wort .national", 
das aus allen propagandistischen Rohren jeden Tag geschossen wird, doch 
nur zu einem einzigen Zweck mißbraucht, nämlich um die Machtposition 
der Sowjetunion in dem östlichen Teil Deutschlands cmdgültig zu festigen 
und zu stärken. Drüben wird dieses Wort gebraucht als ein großer Versuch 
der Verführung im Sinne und im Interesse der Politik der Sowjetunion. Es 
gibt unzählige ehemalige Nationalsozialisten und SS-Leute, die heute drü­
ben in der Sowjetzone im Dienste dieser Politik stehen (Pfui-Rufe) und 
sich dafür mißbrauchen lassen. (Zurufe: Und bezahlen lassenl) 
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Das kann dodi für den Westen, das heißt ffli den glüdüldieren und 
besseren Teil unseres Landes, nur eins bedeuten, nämlich daß wir uns 
sehr hüten, etwa das Wort .national" wieder leichtfertig in den Mund zu 
nehmen, zumal dann, wenn es doch nur zu einem Zwedc gebraucht wird: 
Zwiespalt zu säen zwischen uns, den westlichen Nachbarn und den hiesigen 
Besatzungsmäcfaten. Mit diesem Versuefa tun wir doch gar nichts anderes, 
als das Geschäft der Sowjetunion zu betreiben, die nidit umsonst solche 
Kreise, die in diesem Sinne, nämlich einer Gegnerschaft gegen die west­
lichen Besatzungsmächte und unserer europäischen Nachbarn, das Schlag­
wort »national* benutzen, mit allen Mitteln zu stärken, fördern und kräfti­
gen versuchen. Das, was die Situation besonders erschwert, ist, daß in dem 
großen Ringen um die Einigung Europas eine Partei, die es eigentlich vor 
ihrer eigenen Geschichte nicht verantworten kann, nämlich die S o z i a l ­
d e m o k r a t i e , sich heute zur Trägerin einer solchen falsch verstandenen 
nationalen Parole madit. Uns allen geht es wahrhaftig um die Gleich­
berechtigung. Ich weiß auch, daß die SPD es ablehnt, sich etwa heute als 
nationalistische Partei bezeichnen zu lassen. Ich gebe sogar zu, daß sie das 
nicht will. Aber sie sollte sich einmal sehr sorgfältig überlegen, ob sie sich 
nicht doch durch ihre Parolen, die sie gegen unsere Politik zur Einigung 
Europas anwendet, in eine vielleicht nicht von ihr gewollte, ungeheuerlich 
enge und g e f ä h r l i c h e N a c h b a r s c h a f t z u s o l c h e n f a l s c h e n 
n a t i o n a l i s t i s c h e n T e n d e n z e n begibt. Die Gleichberechtigung 
wird nach dem furchtbaren Fall unseres Volkes nicht erreicht durch Kedcn 
vor der Tribüne des deutschen Bundestages — auch nicht durdi so redne­
risch begabte Leute wie Carlo Scfamld —, sondern nur dadurch, daß wir 
durch Zusammenarbeit wieder Vertrauen erwerben. Auf diesem Vertrauen 
wird sich dann die Gleichberechtigung aufbauen als Ergebnis unserer ge­
meinsamen europäischen Politik. ° 

Ich habe den Wunsch, noch unseren G ä s t e n etwas zu sagen, die aus 
den anderen europäischen Ländern zu uns gekcmunen sind. Wenn wir so 
über falschen Nationalismus sprechen, dann bitte ich Sie, uns eins zu 
glauben — ich darf das sagen als Vorsitzender des Landesverbandes Berlin 
und als Vorstandsmitglied der Exil-CDU: Wenn wir Deutsche von der 
Wiedervereinigung sprechen, meine Freunde, glauben Sie uns bitte eins: 
das hat nichts zu tun mit altem Nationalismus oder gar mit deutsdiem 
Machtstreben nach irgendeiner Position. Wir tun nichts anderes, als daß 
wir letztem Sehnen nach unseren drüben unterdrückten Menschern Ausdruck 
geben. Was wollen wir denn, wenn wir Wiedervereinigung wünschen? Wir 
wollen zu Europal Unsere Menschen drüben wollen nidits anderes, als 
endlich einmal in Freiheit und Frieden zu arbeiten und mit den anderen 
europäischen Völkern für den Frieden und die Wohlfahrt zu sorgen. 

Noch ein Zweites an unsere Gäste aus den anderen Ländern. Über­
schätzen Sie doch bitte nicht die Lautstärke dicises falschen Nationalismus, 
der sidi heute hier und da wieder in Deutschland zeigt. Wer hat denn ein 
Interesse daran, daß im Ausland wieder das Bild eines nationalistischen 
Deutschlands entsteht? (Zuruf: Niemandl) Doch nur die Sowjetunion! 

Bitte lesen Sie die gestern erschienene Botschaft der V o l k s k a m m e r 
aus Pankow an das britische Unterhaus. Dort heifit es wörtlich, daß In der 
Bundesrepublik wieder in zunehmendem Maße eine Naziherrschaft errichtet 
wird und daß in den Bonner Ämtern sich wieder Tummelplätze aufgetan 
haben für die Feinde des Friedens und der Demokratie. Was wird damit 
bezweckt? Doch nur das eine; bei unseren europäischen Nachbarn Miß­
trauen gegen diese junge deutsdie Demokratie zu säen und damit das 
Zusanunenkommcm Europas endgültig zu verhindern. Wir alle haben ein 
dringendes Interesse daran, die Situation so zu sehen wie sie ist. Wenn 
wir sie so sehen wollen, dann wollen wir vor allem auf unsere J u g e n d 
schauen. 
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Mir sdielnt ein ganz großer U n t e r s c h i e d zwisdhen der Situation der 
zwanziger Jahre und heute zu sein. Damals haben nationalsozialistische 
Tendenzen einen starken Nährboden unter unserer a k a d e m i s c h e n 
J u g e n d in den Hochschulen gefunden. Wenn Sie heute in unsere Hocfa-
sdiulen und Universitäten blicken, dann werden Sie das genaue Gegenteil 
sehen. Dort ist am wenigsten etwas von soldien reaktionären Tendenzen 
zu spüren. Wenn irgendwo in unserem Volke, dann hat in den Hodisdiulen 
und Universitäten, das heißt in der heranwadisenden Jugend, die morgen 
oder übermorgen bei uns die Verantwortung übernehmen wird, die Politik 
zur Einigung Europas wohl die festeste Grundlage in unserem Volke. Ich 
meine, das sollte uns hoffnungsvoll stimmen. (Lebhafter Beifall.) 

Nationalismus lebt heute im wesentlichen in falsdi verstandener Form 
höchstens bei alten, vielleidit auch bei Jenen — sagen wir es ganz offen 
—, die in den letzten Jahren seit 1945 sdiwere persönliche Lasten, oder 
auch sehr oft ungeredite Behandlungen auf sich nehmen mußten. .Diesen 
Menschen möchte ich nodi einmal erklären: Wir sind b e r e i t , e i n e n 
S c h l u ß s t r i c h zu z i e h e n . Aber das muß gegenseitig geschehen. 
Schlußstriche kann man nicht denen gegenüber machen, die ihrerseits nicht 
den Willen dazu haben, (Sehr richtigl) sondern die nur mit der Behauptung 
vom Schlußstrich ihr zerstörerisches Werk wieder aufbauen wollen. Wenn 
wir aber gegenseitig bereit sind, Schlußstriche zu ziehen, das heißt, wenn 
auch diese Menschen sldi gemeinsam mit uns zusammenschließen wollen zu 
einer positiven Aufbauarbeit eines neuen Staates und neuen europäischen 
Ordnung, dann machen wir alle einen Schlußstrich und arbeiten gemeinsam 
an diesem großen Werk. 

Unser Freund Nahm hat heute in seinem ausgezeichneten Referat etwas 
gesagt, was mir sehr nachgegangen ist: daß unser Volk in seiner großen 
Mehrheit wahrscheinlich sehr viel besser sei, als wie wir es uns selbst 
darstellen und oft auch im Ausland dargestellt wird. Ich glaube, das gilt 
auch für diese Frage. Auf der letzten Tagung der J u n g e n U n i o n in 
Berlin ist das Wort zitiert worden: Der Unsinn ist Immer lauter als der 
Sinn. Wollen wir doch nicht soviel auf den l a u t e n U n s i n n hören, 
sondern mehr uns dem Sinn der S t i l l e n zuwenden. Mir scheint es, 
daß es eine Grundaufgabe unserer Christlich-Demokratischen Union ist, uns 
zum Sprecher dieser Stillen im Lande zu machen, die nicht so viel herum­
reden. Mit denen müssen wir unsere Stimme erheben, die gesund denken 
und am Aufbau unseres Landes mitarbeiten wollen, auch in dem vor uns 
stehenden Wahlkampf. 

Meine verehrten Freunde aus dem Ausland! Hört mehr auf d ie 
S t i l l e n In D e u t s c h l a n d und n i c h t so s ehr auf d i e Lauten. 
Habt Vertrauen dazu, daß ein schwer heimgesuchtes Volk in seiner weit 
überwiegenden Mehrheit sich Innerlich gewandelt hat und bereit ist, ge­
meinsam mit den europäischen Nachbarn für den Frieden und die Wohlfahrt 
dieser Welt zu arbeiten. (Starker Beifall.) 

Präsident Slmpfendttrler: 
schloß die Tagung um 19.25 Uhr. 

Die Presse war bereits am Vormittag durch den Bundeskanzler über seine 
Amerikareise und ihre Ergebnisse informiert worden. Am Abend fand ein 
P r e s s e e m p f a n g statt, an dem der Bundeskanzler und seine Toditer, 
Fräulein Dr. Lotte Adenauer, der Bundespressechef, Herr von EcJcardt, und 
sein Vertreter, Herr Krüger, sowie die Mitglieder des Hauptvorstandes der 
Union, Landesvorstandsmitglieder, zahlreiche Minister, Abgeordnete und an­
dere Persönlichkeiten des politischen Lebens teilnahmen. 
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Vierter Tag: Dienskig, 2h April 1953 
3. Plenarsitzunf^f 

Präsident SimpfendBrfer: 
eröffnete um 9 Uhr die dritte Plenarsitzung des Parteitages. i:r ci teilte das 
Wort zu einem Referat 

Unsere Wirtei-hailspolitik 

Vizepräsident Franz Etzel: 
(Mit Beifall begrüBt.) 

Ich habe heute morgen den Auftrag, die Diskussion durch ein einleitendes 
Referat einzuleiten. Erwarten Sie nidit von nur, daB ich in diehum ein­
leitenden Referat in der Lage sei, das ganze Thtona zu behandeln; ich kann 
mich nur darauf beschränken, das Thema anzuschlagen in der Iloflnung, daU 
die D i s k u s s i o n dann anschließend das G e s a m t b i l d unseres wirt-
schafts- und sozialpolitischen WoUcns geben wird. 

Alles das, was ich sagen werde, ist nicht etwa nur das Ergebnis meiner 
eigenen Gedanken -— idi stehe natürlich dazu —, aber es ist das Ergebnis 
zunächst einmal von Gedankengängen und Diskussionen, es ist das, was 
wir gemeinsam in den Jahren seit 1946 erarbeitet haben; es ist aber auch 
das Ergebnis von Arbeilen, die im A u s s c h u ß für W i r t s c h a f t s ­
p o l i t i k , in anderen Ausschüssen, in Arbeitsgemcinsdiaften und nicht 
zuletzt auch in Unterausschüssen herausgestellt wurden. 

Christentum und Wirtschaft 
Lassen Sie mich zunächst einige Bemerkungen über unser Verhältnis 

zwischen C h r i s t e n t u m u n d W i r t s c h a f t s p o l i t i k madien; denn 
ich bin der Meinung, dafi auch die Wirtschaftspolitik in einem besonderen 
Verhältnis zu dem Wort »christlich* im Rahmen der C13U zu stehcm hat. 
Unsere Gegner haben uns ja bekanntlich im allgemeinen politischen Ciebitrt 
sogar die Berechtigung diescis Wortes bestritten. Ich bin aber in diesem 
Kreise nicht in die Notwendigkeit versetzt, das Falsche eines solchen Tuns 
im einzelnen darzulegen; das wissen Sie alle so gut wie ich. 

Christliche Werte und c h r i s t l i c h e G e b o t e g e l t e n über alle 
Zeiten und Räume hinweg. Das gilt auch gegenüber der jeweiligen Wirt­
schalts- und Sozialordnung. Christliche Werte und christliche Gebote habc>n 
daher in allen Wirtschafts- und Sozialordnungen einen Zuständigkeits-
anspruch nämlich in dem Sinne, daB sie in diesen Ordnungen ein G c -
s t a l t u n g s f a k t o r sind, wobei einmal die Annäherung und ein ander­
mal eine Entfernung stattfindet. 

Werner Sombart, der große Nationalökonom und Wirtschaflsphilosoph, 
hat einmal gesagt, daß die W i r t s r h a f t e i n T e i l b e r e i c h d e r 
G e s a m t k u l t 11 r eines jeden Volkes ist. Es ist richtig, daß sie ebenso 
wie alle anderen Teilbereiche den Geist der jeweiligem Epoche beeinflußt. 
Die Richtigkeit dieses Gedankens ist uns auXlerordentlich eindrucksvoll 
bestätigt durch das, was wir feststellen mußten, als dcir Mensch und nidit 
der Herrgott diesen grofien technischen Apparat der Industrialisierung in 
die Welt stellte. Sie alle wissen, welche Dämonien, welche Probleme durch 
diesen technischen Apparat in diese Welt gekommen sind und wie diese 
Dinge unsere ganze Gesellschaftsordnung und unser gesellschaftlidics Leben 
entscheidend beeinflußt haben. 

Wenn das Christentum in der jeweiligen Wirtschafts- und Sozialordnung 
aber ein Gestaltungsfaktor ist, wenn es andererseits die Wirtschaftsordnun-
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gen und die Sozialordnungen gnindsätzlidi als einen autonomen Bereich 
anerkennt, dann liegen in der R e a l i s i e r u n g c h r i s t l i c h e r W e r t e 
in der Wirtsdiaft einerseits die Aufgaben der Christen als Individuen, 
andererseits aber audi die Grenzen der Freiheit, den Rahmen einer wirt-
sdiaftlidien und sozialen Ordnung zu bestimmen. Die Wirtsdiaft unterliegt 
also — und das. scheint mir unsere Absage an den Liberalismus zu sein — 
nicht einer absoluten Eigengesetzliciikeit. 

Es gibt natürlich eine Menge Eigengesetze, wirtsdiaftliche Bedingtheilen, 
auBerwirtsdiaftlldie Faktoren, die wir sehen müssen und die mit dirist-
lichen Werten und Geboten an sich absolut nichts zu tun haben, die aber 
dennoch unsere Wirtsciiaftsordnung und Sozialordnung mitgestalten und 
beeinflussen. Aber sie sind eben in ihrer Einwirkungsmögiidikeit von 
unserer diristlidien Schau der Dinge her begrenzt und erhalten von dort 
her ihre spezielle und besondere Ordnung. 

Gehen wir daher in unseren Überlegungen imd Entschließungen gegen­
über den Problemen des Tages im Raum und Wirtschaft von solcher Bindung 
auch der Wirtsdiafts- und Sozialordnung an letzte cfaristlidie und sittlidie 
Werte aus, dann müssen nadi unserer Auffassung von einer richtigen 
Wirtschafts- und Sozialordnung bestimmte Ideen dieser Ordnungen zugrunde 
liegen. Im Verhältnis zwischen der Gemeinschaft und dem Menschen ist der 
M e n s c h nach unserer Auffassung der M i t t e l p u n k t der Dinge nach 
dem Wort: Gott schuf den Menschen sich zum Bilde, zum Bilde Gottes schuf 
er ihn. 

Wir geben damit dem M e n s c h e n in der Wirtschaft eine S u b j e k t ­
s t e l l u n g , und er kann niemals zum Objekt, zum Glied, zum Mittel 
degradiert werden, wie wir das in einer erschredkenden Weise in national­
sozialistischen Wirtschaftsvorstellungen erlebt haben. In dieser Betrachtung 
liegt aber auch die Grundlage für die von uns auch in der Wirtschaft 
gewollte S e l b s t v e r a n t w o r t l i c h k e i t des einzelnen. In dem von 
unserem Wirtschaftspolitischen Ausschuß vorgelegten Programm sehen Sie 
auf der ersten Seite dre i G e s i c h t s p u n k t e : 

Selbstverantwortlichkeit des Menschen, Selbstordnung der Gesellschaft 
und Ordnungsfunktion des Staates. 

Hier liegt die letzte Begründung für unsere Forderung nach der Freiheit, 
der wirtschaftlichen Initiative, der Berechtigung eines .wirtschaftlichen Er­
werbsstrebens und demzufolge nach einem Wettbewerb in der Wirtschaft, 
der Freiheit der Konsiunwahl, dem Recht auf Eigentum für jeden Menschen. 
Das sind die natürlichen Forderungen, die schon in unserer christlichen 
Grund Vorstellung begründet sind und die wir von dorther in der Wirtschaft 
unter allen Umständen zu verteidigen haben. 

Staat. Mensch, Wirtsdiaft 
Der Mensch ist aber nicht nur ein Individuum, sondern auch ein Ge­

m e i n s c h a f t s w e s e n . Er ist in seiner natürlichen Beschaffenheit auf 
andere Menschen angelegt und auf sie angewiesen. Er ist dazu bestimmt, 
in verschiedenen Gemeinschaften zu leben, wie in der Ehe, in der Familie, 
im Berufsverband, in Volk, Staat, Kirche usw. Er hat daher auch diesen 
Gemeinschaften gegenüber natürliche Verpflichtungen. 

Es gibt also in dem Raum zwischen dem Einzelindividuum und dem Staat 
natürliche und nach Zwecken und Interessen organisierte kleinere und 
größere Gemeinschaften, die aber entsprechend ihrer natürlidien Anlage, 
nadi dem Prinzip der Selbstverantwortlichkeit und der Selbstverwaltung 
außerhalb aller Angriffe des Staates, Jedoch im Rahmen der Gesetze dieses 
Staates sich selbst ordneî  sollen. 
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Es gibt also n e b e n d e m S t a a t e L e b e n s g e m e i n s c h a f t e n , die 
in der natürlichen Ordnung selbst begründet sind und die uidit nur durdi 
die allgemeine Politik, sondern audi durdi die Wirtsdiafts- und Sozialpolitik 
mit den gestaltenden Kräften, die uns aus unserer diristlidicn Verantwor­
tung entstehen, gefördert werden müssen. Unsere Forderungen nadi 
Familienausglcidiskassen, nadi einer Steuerbegünstigung entsprechend der 
Gröfie der Familie, aber audi die Gewerkschaften und Unternehmerverbände 
finden in soldicr Sidit ihre Reditfertigung. 

Sdion aus unserer weltanscfaaulidien Sidit heraus muß es uns daher auf 
die Erhaltung dieser natürlichen vorstaatlidien Gcmeinsdiaftcn entscheidend 
ankommen. Neben der Selbstverantwortung der einzelnen entsteht daher 
in unserem Vorstellungsbild das Recht zur S e l b s t o r d n u n g d e r G u ­
s e l l s c h a f t . Hier liegt gleidizeitig eine Begrenzung der Individualrechte 
des Menschen durch ordnende und bindende Kräfte der Gesellschaft. Das 
Zusammenspiel von Freiheit und Bindung, Selbsttätigkeit des einzelnen und 
Ordnung der Gemeinschaft ist daher im Wirtscfaaftsgeschehen bereits in der 
Struktur des christlichen Menschen und seines Wirtschaftsbildc» begründet. 
Das bedeutet auf unsere Wirtschaftsordnung, die wir in der sozialen Markt­
ordnung niedergelegt haben, angewandt, daß der Marktmechanismus in 
dieser Sicht durch gesellschaftliche Ordnung und Kontrolle nach dem Satz 
ergänzt wird: Soviel Freiheit wie möglich und soviel Bindung wie not­
wendig. 

Aus dieser Vorstellung ergeben sich zugleich die richtigen Beurteilungs­
maßstäbe für ein wichtiges Problem unserer Zciit, nämlich die Abgrenzung 
der individuellen und der organischen Rechte in der Masscndemokratic. 
Hier sind wichtige U n t e r s c h i e d e z u m L i b e r a l i s m u s u n d z u m 
K o l l e k t i v i s m u s festzustellen. Der Liberalismus löst das Leben in einer 
übersteigerten Freiheit auf; der Kollektivismus vernichtet die Freiheit und 
damit die Einzelpersönlicfakeit und so die Grundlagen unseres Lebens. In 
der Rangordnung des Verhältnisses des Individuums zur Wirtschaft steht 
grundsätzlich an erster Stelle die individuelle Einflußnahme und Beteiligung 
in der Wirtschaft und Gesellschaft vor der kollektiven. Organisationen 
können nie Selbstzweck sein; sie sind immer nur Mittel zum /weck 
und haben die Aufgabe, dem Menschen zu dienen. 

In dieser Vorstellung liegt beispielsweise begründet unsere Auffassung 
vom p r i m ä r e n M i t b e s t i m m u n g s r e c h t d e s e i n z e l n e n Arbeit­
nehmers im Betrieb vor dem kollektiven Recht seiner Organisiation und die 
Vorrangstellung geeigneter Formen des Mitbesitzes des einzelnen Arbeit­
nehmers vor jeder schematiscfaen Sozialisierung. Der einzelne steht aber 
nicht nur in einer Beziehung zu einer vorstaatlichen Gemeinschaft, sondern 
auch in einem Verhältnis zum Staat, ebenso wie die Wirtschaft in einem 
Verhältnis zum Staat steht. 

Der Staat hat nach unserer Auffassung die E i g e n s t ä n d i g k e i t und 
die Eigenwirksamkeit des Wirtschaftssubjektes und der berechtigten Orga­
nisationen — d. b. also aller Wirtschaftskräfte — anzuerkennen, und er soll 
nur dann koordinierend, leitend, fördernd und kontrollierend eingreifen, 
wenn es um des Gemeinwohls willen notwendig ist. 

Auf der anderen Seite ist jede Vergewaltigimg der freien Wirtschafts­
initiative abzulehnen, ebenso wie wir jegliche Form des laisser-aller und 
des laisser-fairo verneinen. Der Nachtwäditerstaat liberalistischer Prägung 
und der Mammutstaat totalitärer Prägung haben in einer Wirtschaft und 
Wirtschaftsordnung, in der nach christlicher Vorstellung der Mensch der 
Mittelpunkt der Dinge ist, keinen Platz. 

Der Staat ist daher verpflichtet, in einer Wirtschaftsordnung den Rahmen 
der Handlungsfreiheiten des einzelnen, den Rahmen seiner vorstadtlichen 
Selbstordnungsformcm und auch den Rahmen der staatlichem wirtscfaafts-
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politischen Eingriffsmöglichkeiten festzusetzen. Wirtsdiaft und Staat stehen 
so in einem gegenseitigen Unterstützungsverhältnis, wobei das MaB der 
Eingriffsbereditigung des Staates abhängig ist von der Möglichkeit bzw. 
der Fähigkeit des einzelnen, die eigenen Angelegenheiten selbst zu ordnen. 

Soziale Marktwirtsdiaft 
In der s o z i a l e n M a r k t w i r t s c h a f t , in der das Wort .sozial" 

nicht irgendein Tarnungsbegriff ist, wie uns unsere Gegner so gerne'vor­
werfen, hat das Wort »sozial* eine weite Vorstellungswelt und audi eine 
sehr weite Verpflichlungswelt. Wir sind aus solcher Überlegung heraus 
für Freiheit im Käufermarkt, für einen Wettbewerb und für einen funk­
tionierenden Preismechanismus. Doch dafür sind die Liberalen schlieBlich 
auch, und insofern unterscheiden wir uns in der Wirtschaft noch nicht von 
ihnen. Aber darüber hinaus sehen wir gleichzeitig die Verpflichtung des 
Staates, mit marktkonformen Mitteln den Ablauf der Wirtschaft zu beein­
flussen. 

Hier ist die Situation so, wie ich sie bei der Bekanntgabe der D ü s s e l ­
d o r f e r L e i t s ä t z e vor vier Jahren in einem Bild verglichen habe. Auch 
der Gärtner in der Wirtschaft hat nicht das Recht, den Wuchs der Pflanze 
als solche zu beeinflussen, aber er hat das Beet zu bereiten. Das ist die 
Vorstellung, die wir haben vom Recht der Selbstverantwortlichkeit, der 
Selbstordnung. Insoweit haben diese Kräfte in sich selbst zu wirken. 
Daneben aber hat der Staat die Aufgabe des Gärtners. Und das ist es, was 
uns vom Liberalismus echter Prägung unterscheidet. 

Nach unserer von der christlichen Schau her bestimmten Sicht der Dinge 
sind in der Wirtschaft Arbeit und Kapital aufeinander angewiesen. In der 
modernen Wirtschaft nennt man das S o z i a l p a r t n e r s c h a f t . Sie ist 
das natürliche Verhältnis von Kapital und Arbeit im Gegensatz zur Störung 
des natürlichen Verhältnisses durch den Beherrschungswillen des einen 
über den anderen. In einer Sicht, die eine Selbstordnung der Kräfte in 
einem vorstaatlichen Raum anerkennt, dürfen aber nicht nur die Kräfte der 
Sozialpartner gesehen werden; es gibt weitere Wirtschaftsfaktoren, die ein 
Einflußrecht geltend machen. Hierhin gehören insbesondere die V e r ­
b r a u c h e r , deren entscheidende Funktionen in einer gesellschaftsgebun­
denen Marktwirtschaft von den Sozialpartnern allein nicht vertreten werden 
können. 

Wir sind aus der Anerkennung des Menschen und seiner Mittelpunkt-
stoUung g e g e n M a c h t z u s a m m e n b a l l u n g in der Wirtschaft, und 
wir haben sehr früh den Gedanken des machtverteilenden Prinzips auf­
gestellt. Jeder Anhäufung wirtschaftlicher Macht bei einzelnen oder bei 
Gruppen folgt die Gefahr der Unterdrückung der Freiheits- und Lebens­
rechte wirtschaftlich schwacher Kräffe auf dem Fuß. 

Aus solcher Überlegung kommen wir zu unserer Forderung nach einer 
größeren S t r e u u n g d e s B e s i t z e s , nach Schaffung kleineren und 
mittleren Eigentums und nach der Ablehnung übermäßiger Konzentrationen 
von Macht in den Händen des Staates, von Wirtsdiaftsgruppen und auch 
von einzelnen. 

Wir lehnen daher von hier aus die Sozialisierung, eine M i t b e s t i m ­
m u n g m i t f e r n g e s t e u e r t e r M a c h t a u s ü b u n g und eine Woh­
nungszusammenballung in der Hand übergroßer anonymer Gesellschaf­
ten ab. 

Wir sind leidenschaftliche Anerkeimer der Verteidiger des E i g e n t u m s . 
Wir sehen aber daneben auch den Wert der menschlichen Arbeit, und wenn 
wir beide miteinander in eine Ordnung bringen wollen, so sehen wir die 
Notwendigkeit ein, dieses Ordnungsverhältnis zwischen Kapital und Arbeit 
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richtig zu gestalten, d. li. die A r b e i t muH zum g l e i c h w e r t i g e n 
u n d g l e i c h b e r e c h t i g t e n F a i c t o r im W i r t s c h a f t s p r o z e ß 
gemacht werden, wobei die bisher aus dem Eigentum flieBenden Rechte 
allenfalls einzuschräiücen sind, auf keinen Füll aber aufgehoben werden 
dürfen. Der Zugang möglichst violer zum Eigentum ist die sicherste Garantie 
für seine Verteidigung wie auch für die Sicherheit des einzelnen in Staat 
und Wirtschaft. 

Im wirtsdiaftlichen Raum heißt Selbstverantwortung des einzelnen: 
F r e i h e i t d e r K o n s u m w a h l , Freiheit der B e r u f s w a h l und des 
A r b e i t s p l a t z e s , angemessenes Erwerbsstreben, Leistungswettbewerb, 
Eigentum. Anerkennung der Selbstordnung der Gesellsdiaft heißt: Hilfe 
für die Familie, für die Kirche und andere S e l b s t o r d n u n g s g c m e i n -
s c h a f t c n , wirtschaftliche und soziale Selbstverwaltung im Sinne einer 
Ordnung und Bindung aller aus der Selbslverantwortung fließenden persön­
lichen Freiheitsrechte. Ordnungsmäfligkeit des Staates beißt; daß das aus 
der Selbslverantwortung des einzelnen und der Gemeinschaft entstehende 
Streben nach Eigentum, nach Erwerb, nach freier Entfaltung der Wirtschafts­
kräfte usw. sirti nicht selbst überlassen bleiben darf. In einer richtig ver­
standenen Freiheit und Bindung bedarf dieses Streben der Bindung und 
Bändigung durch gesellschafliche Kontrollen und bei deren Versagen sogar 
des staatlichen Eingriffes. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle noch einige Worte zu der Frage der 
B e t r i e b s - u n d W i r t s c h a f t s d e m o k r a t i e sagen. Im Rahmen 
der Selbstordnung der Gesellschaft sind hier mannigfache Betätigungs­
möglichkeiten. Wirtschaftsdemokratie kann aber niemals bedeuten, daß 
neben den parlamentarischen Organen und den marktwirtschaftlichen In­
stitutionen ein dritter Apparat geschaffen wird, der — ohne das Sozial­
produkt zu vermehren — der politischen Verantwortung der Parlamente 
und der Funktion des marktwirtschaftlichen Ablaufes nicht nur ausweicht, 
sondcirn sich in vielen Fällen ihnen sogar entgegenstellt. 

Wirtschaftliche und soziale Selbstverantwortung kann nur heißen, ge­
eigneten Raum für alle Kräfte zu schaffen, ohne aber den z u s t ä n d i g e n 
O r g a n e n d e r p a r l a m e n t a r i s c h e n U o m o k r a t i e die letzte 
EntsciiGidung zu nehmen. Diese wiederum haben für eine Entfaltung der 
individuellen und gemeinschaftlichen Wirtschaftskräfte in Freiheit Sorge zu 
tragen, und zwar möglichst immer mit marktkontormen und nur da, wo dies 
nicht möglich ist, evtl. auch mit anderen Mitteln. 

Ich wäre daher sehr dankbar, wenn die Diskussion dieses Tages aus 
solch christlicher Verpflichtung und christlicher Sicht der Dinge hciraus 
geführt werden würde. Es ist einfach unwahr, wenn behauptet wird, daß 
der wirtschaftliche Ablauf imd der Ablauf des gesellschaftlichen Lebens sich 
der Vorstellungswelt christlicher Werte entzöge. Wir haben uns Jedenfalls 
seit 1946 bemüht, unsere Wirtschaftsordnung aus diesem Gedanken heraus 
aufzubauen und unsere Arbelt unter sie zu stellen. 

Ein Parteitag ist ein Tag der Kritik und der Selbstbesinnung. Wenn wir 
liier solches tun, dann wollen wir aber gerecht sein. Wenn man nur in die 
Zukunft sdiaut und nicht sieht, was bisher erreicht wurde, dann ist eine 
richtige Kritik nicht möglich. Der Blitik muß sich zurückwenden und fest­
stellen, wo der Ausgangspunkt war, w a s e r r e i c h t wurde und was zu 
tun bleibt. Man darf also nicht in den Fehler verfallen, lediglich das Er­
reichte mit dem Gewünschten zu vergleicheni denn dies gibt nur Auskunft 
über das, was in der Zukunft noch zu erreichen ist, es vermittelt aber nicht 
den Wert und den Umfang dessen, was bisher auf dem schwierigen und 
dornenvollen Weg c>rreicht worden ist. 

Die CDU hat seit den Tagen des Frankfurter Wirtschaftsrates - - hier 
insbesondere seit der Stabilisierung der Währung — und dann in der 
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Deutschen Bundesrepublik die V e r a n t w o r t u n g für d i e W l r t -
s c h a f t s - u n d S o z i a l p o l i t i k als die gröBtc Partei entscheidend 
getragen. Sie steht seitdem immer wieder vor gigantisdicn Problemen. Die 
Wirtschaftskraft unseres Volkes befand sich d a m a l s , als wir die Ver­
antwortung übernahmen, auf einem u n v o r s t e l l b a r e n T i e f s t a n d . 
Die Teilung des Wirtsdiaftsraumes, Zerstörungen durch Kriegsereignisse 
und Kriegsfolgen, Abschnflrung von der Außenwelt, Verlust des Auslands-
vermOgens und der damit verbundenen Rechte, die Trennung in vier Zonen 
sowie der Zustrom von rund 10 Millionen Flüchtlingen und der Raubbau 
am deutschen Boden machten für uns die Situation schier hoffnungslos. 

Wichtigste Aufgaben 
Die erste und wichtigste Aufgabe, vor der wir standen, .war die, die 

P r o d u k t i o n zu steigern. Zu diesem Zweck mußten die Produktions­
stätten wieder aufgebaut, Arbeitsplätze geschaffen, der Außenhandel in 
Gang gesetzt und die Währung gesichert werden. Planwirtschaftliche Vor­
stellungen waren hier nach unserer tiefsten Überzeugung in den damaligen 
Tagen völlig aussichtlos. Die CDU und die von ihr verantwortlich getragene 
Bundesregierung wußten, daß nicht auf allen Gebieten sofort die unserer 
Vorstellung nach allein richtige Wettbewerbswirtschaft eingeführt werden 
konnte. 

Man beschränkte sich daher zunächst darauf, das System der sozialen 
Marktwirtschaft dort einzuführen, wo es am schnellsten zur Leistungs­
steigerung und zur Produktion führte. Das war das Gebiet der V e r ­
b r a u c h s - u n d T n v e s t i t l o n s g ü t e r i n d u s t r i e n . Die Förderung 
dieser beiden Industrien — zunächst noch nicht der Grundstoffindustrien — 
war aus drei Gründen entscheidend; 

1. Das V o r d r l n c T l i c h s t c war damals die Hebung der V e r s o r ­
g u n g und die E r n ä h r u n g der Bevölkerung. Es mußten also die 
Industriezweige gefördert werden, die dem Konsum nahestehen, und 
das sind die Verbrauchsgüter- und Tnvestlttonsmittelindustricn. 

2. Mit der Währungsreform tauchte sogleich die große Fraae der 
A r b e i t s l o s i g k e i t auf, weil die Entblößung der Wirtschaft von 
flflssiacn Mitteln und der Mangel an langfristigem Kapital ebenso 
wie die riesige Vernichtung von Arbeitsplätzen ein rapides Ansteigen 
der Arbeitslosigkeit erwarten ließ. Die SPD-PolitIkcr haben uns das 
damals in hinreichender Weise prophezeit; mir klinat noch immer in 
den Ohren, wie sie uns eine Zahl zwischen 4 und 6 Millionen Arbeits­
losen voraussagtcm. Diese Gefahr und ihre Verhinderung zwang zur 
Förderung der tnvestitionsmlttel- und Verbrauchsgflterindustrien. Dor 
A u s b a u e i n e s A r b e l t s p l a t z e s in der Grundstoffindustrie 
verlangte den Einsatz von 12 000 bis t.5 000 DM, während In der 
Verbrauchsgüter- und Investitionsmittelindustrie lediglich .̂ 000 bis 
7000 DM erforderlich warenj mit anderen Worten: mit densplhnn 
Mitteln konnten in der Verbrauchsgfiler- und Investitionsmittelindu­
strie donnelt so viel Arbeitsplätze geschaffen werden wie in den 
Grundstoffindustrien. 

3. Zur Ausweltuna unserer Produktion waren nroße I m p o r t e von 
Rohstoffen und Inbensmltteln erforderlich. Die Bundesrepublik besit7t, 
abgesehen von Kohle, keinerlei Bodenschätze, und sie muß im 
wesentlichen ihre Arbeitskraft exportieren. Um die Einfühmncr der 
Rohstoffe und der Lebensmittel zu ermöglichen, war — wie man bald 
errechnete - - ein Export von 13 bis 14 Milliarden DM nötig. Diese 
Exporterträge konnten nur erreicht werden — entsprechend der 
Struktur unserer Wirtschaft —, wenn möglichst viel F e r t i g waren 
mit hohem Arbeitsanteil a u s g e f ü h r t wurden. Das crcrab wiederum 
die Notwendigkeit, die Verbrauchsgüter- und Investitionsmittelinduslric 
zu fördern. 
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Aus allen drei Faktoren ergibt sidi, daß die wichtigste Aufgabe der 
Wirtsdiartspolitik war, zur besseren Versorgung der Bovölkcrung und der 
Wirtschaft, zur Schaffung von Arbeitsplätzen und zur Hebung des AuBen-
handels zunächst vornehmlich die Vcrbraudisgüter- und Invostitionsniittel-
industric zu fördern. Das war keineswegs so selbstverständlirii, wie das 
heute dargestellt wird; denn wir stellten damit gcwissc^rmaDcn die P y r a ­
m i d e a u f d e n K o p f , indem wir nicht iii't den Cirundstoffindustricn 
begannen, sondern mit den Konsumgüter- und Investitionsmittclindustric>n. 
Ich darf darduf hinweisen, daß diese MaBnahmen harte Kritik auslösten 
und daß wir hier sehr hart sein mußten, um unsere Vorstellungen durch­
zusetzen. 

Diese unsere Ziele wurden entscheidend durch zwei wirtschaftspolitische 
Maßnahmen erreicht: durch die F r e i g a b e d e r P r e i s b i l d u n g 
u n d B e w i r t s r h a f t u n g in den meisten Bereichen der Wirtschaft und 
durch s t e u e r l i c h e H i l f e n in den verschiedenen Situationen der letz­
ten Jahre; ich denke an 7c- und 7d-Gelder usw. Beide Maßnahmen be­
wirkten zusammen mit Maßnahmen der Geld- und Kreditpolitik das soge­
nannte d e u t s c h e W i r t s c h a f t s w u n d e r , um das uns die Welt 
heute noch beneidet. 

Schon beim Ausbruch des K o r e a k r i e g e s im Juli 1950 hatte unsere 
industrielle Produktion den Vorkriegsstand überschritten, was einer Ver­
doppelung der Produktion gegenüber dem Stand vom Juli 1948 entsprach. 
Der R e a l l o h n der Industriearbeiter hatte damals bereits den V o r ­
k r i e g s s t a n d erreicht. Export und Import hatten sich bedeutend ent­
wickelt. Diese Entwicklung wurde durch den Ausbruch des Koreakrieges 
unterbrochen. Hier entstanden durch mannigfache Ursachen Schwierigkeiten, 
die sich insbesondere in den Grundstoffindustrien zeigten. Diese hatten 
aus den geschilderten Gründen nicht die Möglichkeit, in dem Maße auf­
zubauen wie die anderen Industrien; außerdem waren zahlreiche besatzungs­
bedingte Hindernisse eingeschaltet worden. Es wurde daher erforderlich, 
nunmehr durch entsprechende Maßnahmen diesen G r u n d s t o f f i n d u ­
s t r i e n K a p i t a l zuzuführen. 

Investitionshilfegesetz, Steuererleichterungen bei den Abschreibungen und 
auch direkte Maßnahmen der Regierungen haben hier zu Erfolgen geführt, 
die zu einem erstaunlichen Tatbestand gehören. Noch vor einem Jahr war 
die gesamte öffentliche Diskussion davon erfüllt, daß wir nicht genügend 
Kohle, Eisen und Stahl hatten. Wir sind jetzt in der Diskussion darüber, 
ob wir nicht von diesen Dingen schon zuviel haben. Kokskohle, Anthrazit 
und einige Sorten Flachstahl sind im Augenblick noch Mangelproduktc, 
wobei wir nicht wissen, wie lange dieser Zustand überhaupt nodi andauert. 

Die Wirtschaftspolitik, die wir verantwortet haben und die durch die 
Bundesregierung realisiert wurde, brachte insgesamt E r f o l g e , d i e 
n i e m a n d e r w a r t e t e und die vom Auslande her als das deutsche 
Wirtschaftswunder angesprochen werden. 

Das S o z i a l p r o d u k t stieg von 81,3 Milliarden DM im Jahre 1949 
auf 125 Milliarden DM im Jahre' 1952. Der Produktionsindex erhöhte sich 
von 51 im Juni 1948 — als wir die Verantwortung übernahmen — auf 167 
im November 19.S2. Die Z a h l d e r A r b e i t e r stieg von 13,45 Millionen 
im Jahre 1948 auf 15,5 Millionen im September 1952, so daß die direkten 
Arbeitsplätze um mehr als 2 Millionen vermehrt wurden. 

Es ist jedoch zu berücksichtigen, daß nach der Stabilisierung in der 
Land- und Forstwirtschaft, in der Verwaltung und in anderen Bereichen eine 
große Anzahl von Arbeitskräften frei wurden, für die z u s ä t z l i c h e 
A r b e i t s p l ä t z e in Industrie, Handwerk und Verkehr geschaffen wor­
den sind. Wir haben also insgesamt nicht nur keine Erwerbslosen bc-
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kommen, sondern zusätzlidi mindestens 0,5 Millionen Arbeitsplätze ge­
schaffen. Das sind zusammen mit den oben erwähnten Plätzen 2,5 Mi l ­
l i o n e n n e u e r A r b e i t s p l ä t z e . (Beifall.) 

Wenn wir trotzdem heute noch Erwerbslose in größerer Anzahl haben, 
so ist die Ursadie in den bekannten strukturellen Sdiwierigkeiten zu sehen, 
daB man in den Flüchtlingsgebieten im wesentlidien keine Arbeitsplätze 
schaffen kann, und in dem ständigen Zustrom von Flüchtlingen aus der 
Ostzone. 

Der A u ß e n h a n d e l entwickelte sich wie folgt: 

Einfuhr 
Export 

1948 
3,2 Milliarden 
1,8 Milliarden 

1952 
16,2 Milliarden 
16,9 Milliarden. 

Wenn Sie die Ziffern vergleichen, sehen Sie, daß wir m i t 7 0 0 M i l ­
l i o n e n a k t i v i n d e r A u s f u h r des Jahres 1952 sind. Das ist ein 
stolzes Ergebnis, mit dem wir zufrieden sein können. (Beifall.) 

Die Reallöhne der Industriearbeiter ergeben eine Steigerung von 115 
gegenüber 1938. Damit liegt der R e a l l o h n der industriellen Arbeit­
nehmer im Durdisdinitt um 15 Vo ü b e r d e m V o r k r i e g s s t a n d . 
Wir sind darüber sehr froh. 

Der soziale Aufstieg, der ermöglicht wurde, zeigt sich am besten in der 
Entwicklung des Verbrauchs auch der breitesten Schichten des Volkes. Der 
V e r b r a u c h je Kopf der Bevölkerung stieg wie folgt: 

1948/49 1951/52 
Fleisch 18 kg 38,2 kg 
Fett 9,5 kg 20,8 kg 
Obst 23,4 kg 51,9 kg 

Andererseits ging der Verbrauch an billigeren Nahrungsmitteln zurück. 
Diese wenigen Zahlen zeigen Ihnen in klarer Welse die ganze Entwicklung 
der Dinge. 

Die Steigerung der Lebenshaltungskosten, welche für die Einkommen der 
Industriearbeiter nach oben hin um ISV« ausgeglichen wurden, verlangte 
eine H e b u n g d e r R e n t e n b e z ü g e bei der Gruppe der Menschen, 
die am stärksten auf der Schattenseite des Lebens stehen. 

Die Erhöhung der Rentenbezüge sowohl in der Invaliden- und Angestell­
ten- wie auch in der Unfallversicherung führte dazu, daß die durchschnitt­
liche Höhe z. B. der Invalidenrenten, die sich im J a h r e 1 9 3 8 durch­
schnittlich auf monatlich 3 6, — DM belief, bereits vor Erhöhung der 
Grundrenten im D e z e m b e r 1 9 5 2 a u f 7 8 , — DM a n g e s t i e g e n 
war. Das bedeutet, daß — absolut gemessen — die Invalidenrente mehr als 
verdoppelt wurde. Wir wissen, daß auch diese Leistung nicht ausreicht, um 
den Rentnern einen gesunden Lebensstandard zu sichern, aber es scheint 
mir doch eine feststellenswerte Leistung zu sein, daß in der Bundesrepublik 
trotz aller Schwierigkeiten die s o z i a l e n A u f w e n d u n g e n von 
11 Milliarden DM im Jahre 1949 auf 18 Milliarden DM im Jahre 1951 — 
also um 7 M i l l i a r d e n DM — gestiegen sind. (Beifall.) 

Diese Leistung wird noch klarer, wenn man berücksichtigt, daß bei der 
Zunahme der Bevölkerung gegenüber 1939 um 21 "/o der Anteil der pro­
duktiv tätigen Kräfte bei weitem nicht im gleichen Umfange, sondern 
lediglich um 8,5 Vo gestiegen ist. Der Bundesfinanzminister konnte kürzlich 
mit Recht feststellen, daß Deutschland mit seinen Rentenleistungen nicht 
hinter den Nachbarländern zurücksteht, obwohl es — verglichen mit anderen 
— eine iingeheure Zahl von Kriegsopfern und Kriegszerstörungen hat. 
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Wir können behaupten, daß wir in unserer B e r e i t s c h a f t , für din 
Rentner und die Kriegsopfer das Möglidiste zu tun, v o n k e i n e m 
a n d e r e n V o l k e i n i r g e n d e i n e m e u r o p a i s c h e n L a n d e 
ü b e r t r e f f e n worden sind. (Beifall.) 

Tdi will es bei dieser Leistungsschau bewenden lassen, weil idi das Thema 
nur anschlagen darf. Aber ich möditc die eine Feststellung treffen; sie ist 
das Ergebnis des Fleißes und der Fähigkeiten der deutschen Menschen; 
aber sie ist das nicht allein. Wenn in anderen Ländern, die den Krieg nicht 
verloren haben, unter wesentlich günstigeren Voraussetzungen schlechtere 
wirtscbaftspolitische Ergebnisse vorliegen, so muB hier ein Weiteres hin­
zukommen. Dieses Weitere ist eine r i c h t i g e W i r t s c h a f t s p o l i t i k , 
die wir als CDU aus unserer christlichen Vcirantwortung und aus den sich 
daraus ergebenden Überlegungen getragen haben und die von der Bundes­
regierung durchgeführt wurde. (Beifall.) 

Tch kann an dieser Stelle nicht daran vorbeigehen, ohne hier zunächst 
unseren D a n k unserem Farteivorsitzcndcn, TTerm Bundeskanzler D r. 
A d e n a u e r , sowie auch unseren Ministern und hier in erster Linie 
unserem Wirtschaftsminister, Herrn Professor Dr. E r h a r d , auszuspreciien. 
(Starker Beifall.) 

Wenn man, wie ich das in meiner jetzigen Stellung tun kann, in internatio­
naler Sicht arbeitet, dann weiB man, wieviel Mut, Kraft, Entscheidungs-
fähigkcit, Persönlichkeitswert und Können immer wieder von diesem Mann 
eingesetzt werden mußten, um diese Ergebnisse zu erzielen, ^eifall.) 

Die kommende zweite Phase 
Damit bin ich am Ende des zweiten Gedankens, den ich meinem Thema 

zugrunde gelegt hübe, nämlich: Leistungsschau in die Vergangenheit. Mit 
dem Ende der Arbeitsperiode des ersten Deutschen Bundestages und damit 
ungefähr zeitlich zusammenfallend mit diesem Parteitag haben wir die 
e r s t e P h a s e unseres wirtschaftspolitischen Einsatzes und imserer sozial­
politischen Bemühungen beendet. Damit sind wir nicht am Ende, sondern 
wir tretf>n jetzt in die zweite Phase ein. 

Gestützt auf einen leistungsfähigen Produktionsapparat werden wir in 
dieser z w e i t e n P h a s e folgende Aufgaben lösen: 

1. eine weitere S t e i g e r u n g , V e r b e s s e r u n g und V e r b i l l i -
g n n g d e r G ü t e r e r z e u g u n g ; das scheint mir der Ausgangs­
punkt aller weiteren Tätigkeit zu sein. 

2. Eine weitere E r h ö h u n g d e s L e b e n s s t a n d a r d s des deut­
schen Volkes. 

3. Das wird sehr wichtig und entscheidend sein: Eine starke B e t e i l i ­
g u n g b i s h e r z u r ü c k s t e h e n d e r B e v ö l k e r u n g s t e i l e 
(Rentner, Pensionäre, Kriegsopfer, Beamte, Angestellte, bäuerliche 
Bevölkerung, freie Berufe) an den Erfolgen der Marktwirtschaft; denn 
es gibt eine ganze Menge von Mensdicn, die an dieser stolzen 
Leistungsschau nicht den Anteil haben, der ihnen von unserer Sicht 
der Dinge her zukommt. 

4. Bildung von p r i v a t e m E i g e n t u m fQr möglichst breite Volks­
schichten. (Beifall.) 

Ich denke,' wenn wir nach vier Jahren wiederum irgendwo zu einem 
Parteitag zusammenkommen und sich bis dahin auf diesem Gebiete bedeut­
same Fortschritte gezeigt haben, dann haben wir in dieser Zeit unserer 
Pflicht und unserer Verantwortung Genüge getan. 

In dem Ihnen vorliegenden Text hat der A u s s c h u B für W i r t ­
s c h a f t s p o l i t i k mit seinen Unterausschüssen teilweise in Zusammen-
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arbeit mit anderen Ausschüssen und Arbeitsgemeinschaften diese Aufgaben 
im einzelnen beschrieben. Idi kann midi hier nur auf eine ganz kurze 
Skizziening dieser Vorlage beschränken: 

Der Weg zur Verstfirkung der industriellen und landwirtschaftlichen 
Produktion, zur Vcrbilligung der Verbraudisgüter und zur Verbesserung 
der QualitSt führt über einen echten L e i s t u n g s w e t t b e w e r b in Ver­
bindung mit einer aktiven und bewußten V e r b r a u c b e r p o l i t l k . Wir 
sind daher entschlossen, die GnmdsSlze unserer Wirtsdhaftspolitik, nämlidi 
die der sozialen Marktwirtschaft, audi in dieser zweiten Phase anzuwenden. 
Wir sehen aber die Notwendigkeit, hier den Verbraudicr noch stärker 
anzuspredien; denn die soziale Marktwirtschaft kann nur dann richtig 
spielen, wenn sich der Verbraucher seiner besonderen Rolle hinsichtlidi 
der Freiheit bewußt wird. (Beifall.) 

Zur Unterstützung einer solchen Verbraucherpolitik wird die CDU die 
M a r k t ü b e r s i c h t fördern, damit der Verbraucher sehen kann, wo er 
die beste Ware zum billigeren Preise kaufen kann. Hiermit wird verbunden 
sein müssen eine Kennzeichnungspflicht, ein verbesserter Schutz des Ver­
brauchers gegen unlauteren Wettbewerb, Beratung, Aufklärung usw. 

R a t i o n a l i s i e r u n g von Anlagen und Fabrikationsmethoden, Be-
grenzuna von Typen, Normung und Standardisierung in der Gütererzeugung 
sind wichtige Wege zur K o s t e n s e n k u n g . Der technische Fortschritt ist 
in diesem Sinne zu fördern und steuerlich zu begünstigen. Rationalisierung 
und Produktivitätssteigerung sind dabei Voraussetzungen für eine e c h t e 
M e n g e n k o n j u n k t u r , die wir anstreben nach dem Satz: Großer 
Umsatz bei kleinem Nutzen. 

Ich mfichte hier, um nicht mißverstanden zu werden, darauf hinweisen, 
daß Ich vor kurzer Zelt eine Statistik las über den Handel^nutzen in den 
westlichen Ländern. Hierbei wurde festgestellt, daß der H a n d e l s ­
n u t z e n i n d e r B n n d e s r e p u b l l k g e g e n ü b e r d e n N a c h ­
b a r l ä n d e r n s e h r n i e d r i g ist. Ich darf zu Ehren des Mittelstandes 
sagen, daß er hier eine wichtige Aufgabe im Rahmen des Leistungswett­
bewerbs bereits realisiert hat. 

In unserer Vorstellung haben B e r u f s v e r b ä n d e u n d W i r t -
s c h a f t s v e r b ä n d c eine wichtige Aufgabe für das Funktionieren der 
Marktwirtschaft und müssen sich ihrer Mitverantwortung bewußt sein. Sie 
werden als wichtige Ordnungsfaktoren anerkannt. 

Die G e w e r k s c h a f t e n können sich nach unserer Vorstellung imd 
nach den realen Gegebenheiten am besten in einem marktwirtschaftlichen 
System betätigen. D i e CDU e r k e n n t d a s E x i s t e n z r e c h t d e r 
G e w e r k s c h a f t e n a n ; s i e e r k e n n t i h n e n d a r ü b e r h i n a u s 
e i n e g e s e l l s c h a f t s p o l i t i s c h e A u f g a b e z u , an einer gerech­
ton Eingliederung der Lohn- und Gehaltsabhänglgcn In einer von allen 
Volksgruppen getragenen Gesellschaftsordnung mitzuwirken. 

Die Behinderung des Leistungswettbewerbs durch Kartelle und Markt­
absprachen wird abgelehnt und die Verabschiedung des K a r t e l l -
g e s e t z e s noch im gegenwärtigen Bundestag gefordert. (Beifall.) 

Erwerbsuntemehmen und Regiebetriebe der ö f f e n t l i c h e n H a n d 
sind gleichfalls zum Leistungswettbewerb zu verpflichten. Machtstellungen 
auf dem Markt müssen der öffentlichen Kontrolle unterliegen. 

Mit dem Wesen der Marktwirtschaft und des Leistungswettbewerbes ist 
eine weitere Ausdehnung der Betriebe der öffentlichen Hand unvereinbar. 
(Lebhafter Beifall.) 
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Ein Hauptanliegen der CDU ist die weitere Bekämpfung der A r b e i t s ­
l o s i g k e i t und die Schaffung weiterer A r b e i t s p l ä t z e , nachdem seit 
1949 bereits 2,5 Millionen neue Arbeitsplätze geschaffen wurden. 

Die CDU hat bereits in dpn Düsspldnrfpr Leitsätzen darauf liingowiusen, 
daß Wirtsdiaftskrisen keine Naturereignisse, sondern Folgen falsdicr Ent-
sdilfissc und Handlungen im Betrieb und in der Wirtsdiaftspolitik sind. Sie 
können und müssen durdi eine s a c h v e r s t ä n d i g e und e l a s t i s c h e 
W i r t s c h a f t s p o l i t i k • - z. B. durch eine konstruktive Kredit- und 
Währungspolitik, ferner durch eine richtige Investitiomspolitik — verhindert 
werden. Auch das ist kein leeres Wort; denn in den letzten Jahren haben 
wir durch gewisse Restriktionen und vor dem Koreakrieg auch durch Kredlt-
ausdehnungen diesen Weg erfolgreich beschritten, wobei ich — um kein 
Mißverständnis aufkommen zu lassen - - darauf hinweisen möchte, daß wir 
dabei nicht an ein Defizit-Dumping denken. 

Es wäre eine Sünde wider den Geist, in Hamburg nicht von der E x p o r t ­
f ö r d e r u n g und der weltwirtschaftlichen Verpflichtung zu sprechen. Ich 
kann dieses Thema auch nur andeuten in der Erwartung, daß es in der 
Diskussion vertieft wird. Lebensstandard und Beschäftigungsstand des deut­
schen Volkes hängen vom Umfang seines Handels ab. Wichtigste Aufgabe 
ist die Steigerung des Anteils Deutschlands am Import und Export. Die CDU 
hat die L i b e r a l i s i e r u n g Deutschlands gefördert, zum Teil im Wider­
stand zu ihren Kräften und zu den Besatzungsmächten — sie beträgt heute 
90 */o — und hat hierdurch entscheidend den Außenhandel und den Konsum 
erhöht. Der deutsche Export muß aber darüber hinaus die g l e l c h e w e t t -
b e w e r b s m ä ß i g e B a s i s erhalten wie der Export der übrigen Länder. 
Zu diesem Zweck sind die Möglichkeiten zur Sicherung des Kursrisikos, ein 
ausreichender Versicherungsschutz, eine genügende Kreditversorgung, eine 
Rückvergütung überhöhter Steuern und der Ausbau des außenwirtschaft­
lichen Informations- und Konsulatsdienstes sicherzustellen. 

Die CDU hat zur V e r k e h r s p o l i t i k umfassende Arbeiten in einem 
Unterausschuß unter Vorsitz von Präsident Brand eingeleitet, um eine 
Gesamtkonzeption der Verkehrswirtschaft zu verwirklichen, die es bis heute 
in Deutschland überhaupt nicht gibt. Das planlcise Neben- und Gegenein­
ander von Eisenbahn, Straßen- und Binnenschiffahrts-Verkehr muß beseitigt 
und jeder unnötige Verkehrsaufwand vermieden werden. Dazu ist not­
wendig, auch in der Verkehrswirtschaft e c h t e W e t t b e w e r b s v e r ­
h ä l t n i s s e herzustellen. Die verschiedenen Verkehrsmittel müssen aber 
gleichmäßig zu den Gemeinschaftsaufgaben des Verkehrs beitragen. So wird 
eine echte Wettbewerbsbasis hergestellt. In der zweiten Phase werden wir 
diese Arbeiten entscheidend vorwärtstreiben. 

Der M i t t e l s t a n d hat bereits in der ersten Phase durch die Steigerung 
der Produktion, durch die Erhöhung des Volkseinkommens und der volks­
wirtschaftlichen Umsätze in gleicher Weise wie die anderen Berufsständc 
an den Erfolgen der sozialen Marktwirtschaft teilgenommen. Zahlreiche 
selbständige Existenzen sind neu entstanden; zahlreiche Betriebe konnten 
wieder aufgebaut werden. Auch das muß angesichts der Klagen, die wir 
immer wieder hören, einmal ganz klar herausgestellt worden. Es gilt jetzt, 
den erreichten Stand zu festigen und auszubauen und eine gesunde Mischung 
zwischen Groß-, Mittel- und Kleinbetrieb zu erhalten. Wir werdcm in der 
zweiten Phase des Aufbaues dafür sorgen, daß l a n g f r i s t i g e K r e d i t ­
m ö g l i c h k e i t e n für die Kapitalversorgung der kleinen und mittleren 
Betriebe bei gleichzeitiger Herabsetzung der Zinslasten erschlossen werden. 

Wir werden femer sorgen für eine verstärkte Beteiligung an öffentlichen 
Aufträgen, für eine Unterbindung eines wettbewerbsvcrfäischenden Beleg­
schafts- und Behördenhandels und der Schwarzarbeit (Beifall), für Ein­
schränkung der öffentlichen Regiebetriebe und Verhinderung ihrer weiteren 
Ausdehnung. (Beifall.) 
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Die A g r a r p o l i t i k ist an sidi nicht von mir darzustellen. Es gibt 
einen besonderen Aussdiufi für Agrarpolitilc. Agrarpolitik ist aber ein Teil 
der Wirtschaftspolitik. Darum sei hier gesagt, daB nach der -Meinung der 
CDU die Landwirtschaft in der Bundesrepublik teilhaben muB an der Lei­
stungssteigerung, die im nationalen wie Im internationalen Wettbewerb 
erzielt wird. Die CDU strebt eine umfassende Förderung der Landwirtschaft 
an, und zwar mit dem Ziel einer S t e i g e r u n g d e r A g r a r p r o d u k ­
t i o n i n r e n t a b l e n B e t r i e b e n . Die Finanzierung unseres Agrar-
programms wird erfolgen mit Binsatz staatlicher Mittel. 

Daneben ist die Förderung der Flurbereinigung, die Regelung des Wasser­
haushalts und der Bodenmeliorationen vorgesehen. Agrarkredite für Inve­
stitionszwecke, steuerliche Begünstigung ratlonalisierungswilligcr Betriebe, 
E n t l a s t u n g d e r B ä u e r i n durch Mechanisierung, Entwicklung des 
L a n d a r b e i t e r s zum Facharbeiter, Schaffung von Dauerarbeitsplfitzen 
in der Landwirtschaft werden hier wichtige Mittel sein. 

Wir werden ein R a t i o n a l i s i e r u n g s p r o g r a m m für die Land­
wirtschaft ausarbeiten, wobei wir an eine Neuordnung des Vertriebswesens 
denken. SchlieBlich mufi ein A g r a r p r o g r a m m im e u r o p ä i s c h e n 
R ä u m e gemacht werden; denn die Sorgen, die man vom wirtschaftlichen 
Standpunkt her haben muB, sind die, daB im Rahmen eines werdenden 
Europa- die Agrarwirtschaft der europäischen Länder noch nicht eine solche 
Angleichung erfahren haben wird, daB bei einem endgültigen Fortfall der 
Zollgrenzen usw. hier schwere Störungsfaktoren auftauchen. 

Zum inneren und äuBeren Wiederaufbau nach dem Zusammenbruch trug 
wesentlich die selbstlose Leistung der g e i s t i g e n B e r u f e bei. Das 
deutsche Volk zehrt Indessen seit Jahren — das muB hier einmal ganz 
deutlich herausgestellt werden — von seiner geistigen Substanz. Die CDU 
ist sich bewuBt, daB in der ersten Phase noch nicht alle berechtigten 
Wünsche erfüllt werden konnten; aber in der zweiten Phase muß alles 
geschehen, um die wirtschaftliche Stellung der geistigen Berufe zu heben 
und zu fördern. (Beifall.) Das gilt sowohl für die freien Berufe und An­
gestellten wie auch für Lehrer, Hochschullehrer und andere öffentliche 
Beamte. 

In Westdeutschland fehlen zur Zeit noch 4 Millionen Wohnungen. Die 
Schaffung f a m i l i e n g e r e c h t e r W o h n u n g e n ist auf Jahre hinaus 
Volksaufgabe Nummer 1. In der ersten Phase sind Fehlentwiddungen im 
Wohnungsbau entstanden. Sie müssen beseitigt werden. Der K o l l e k ­
t i v i s m u s im öffentlichen Wohnungsbau muB verschwinden. (Beifall.) 
Einer möglichst groBen Anzahl von Wohnungssuchenden muB ein E i g e n -
t u m am eigenen Haus oder eine eigene Wohnung beschafft werden. Die 
p r i v a t e B a u t ä t i g k e i t ist durdi zusätzliche Anreizmittel zu fördern; 
diese sollen vor allem in der steuerlichen Begünstigung derjenigen Mieter 
bestehen, die durch hohe Mieten im frei finanzierten Wohnungsbau im 
Verhältnis zu ihrem Einkommen außergewöhnlich belastet sind, weil wir 
glauben, daB diese Begünstigung der Mieten einen sehr viel geringeren 
Kapitalaufwand notwendig macht, als wenn wir die Kapitalien für den 
Wohnungsbau selbst ansetzen. 

Angleichung der A l t b a u m i e t e n an die veränderten Kosten, Löhne 
und Preise wird die Wirtschaftlichkeit des Hausbesitzes wiederherstellen. 
Wir dürfen nicht den Fehlweg gehen, den die Franzosen gegangen sind. 
Wenn man heute durch Frankreich fährt und den Verfall des Wohnungs­
baues sieht und von den gänzlich unzulänglichen Mieten hört, dann kann 
einem angst und bange werden. Wir denken uns die Angelegenheit so, 
daB den einkommensschwachen und kinderreichen Familien durch Zahlung 
von Miet- und Lasten-Beihilfen ein Beitrag zur Miete gezahlt wird, so wie 
es im Lande Nordrhein-Westfaien bereits durchgeführt wird. 
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Von pntsdinldender Bedeutung wird die Durdifühning einer ciroßen 
S t e u e r r e f o r m In der zweiten Phase des Wlrtschaftsaufbaucs der 
Bundesrepublik sein. Die CDU wird eine soldin Steucrrefoim durdiffihrenl 
(Beifall.) Sie wird wlrtsdiaftlldi sinnvoll sein. 

Tn einem C i r u n d s a t z p r o g r a m m ist das Fundamont für diesen 
Schritt bereits gelegt worden. Aus ihm ergibt sidi folgendes: 
1. Der Sehnt/ der W ä h r u n g bleibt eine unverrüdcbare Verpfllrfitung. 
2. Die Voraussetzungen für einen A u s g l e i c h d e r ö f f e n t l i c h e n 

H a u s h a l t e müssen bestehen bleiben. 
3. Die S t e u e r r e f o r m mit dem Ziel einer kräftigen Steuersenkung ist 

durdizuführcn mit Hilfe folgender MaBnahmen: 
a) Laufende übcrwadiung der Ausgaben der öffcntlidien Verwaltung 

zwedcs T.astensenkung. Dieser Gesichtspunkt ist in Deutschland ver­
lorengegangen. (Beifall.] Wo wird In den Gemeinden, wo in den 
LBndern, wo überhaupt in der flffentlidien TTand noch eine echte 
Korrektur der Ausgaben durdi eine entspredicndn öffentliche Kon­
trolle durcbgeführt? S e n k u n g d e r A u s g a b e n muß der erste 
Schritt sein für diese Steuerreform. 

b) E i n s c h r ä n k u n g d e r K a p i t a l l n n k u n g d e r ö f f e n t ­
l i c h e n TTand sdicint mir das zweite zu sein. Wenn man sich die 
hohen Guthaben ansieht, die die öffentliche Hand heute bei den 
Banken unterhält, dann kann einem angst und bange werden. (Zuruf; 
Der Bundl) — Nicht der Bundl (Beifall.) Der Parteivorstand und die 
Ländermlnister streiten sldti darüber, ob Bund oder Länder. Ich finde, 
CS trifft bei beiden zu. 

c) Anpassuna unserer V e r p f l i c h t u n g e n a u s d e r e u r o p ä i ­
s c h e n V e r t e i d i g u n g an unsere stark vorbelastete Leistungs­
fähigkeit. 

Auf dieser Basis muß eine zweckmäßige wirtschaftsfördemdc und sozial 
gerechte N e u v e r t e i l u n g d e r S t e u e r l a s t e n herbeigeführt wer­
den. Eine NeuvortelUinq der Steuercniellen zwecks Wiederherstellung der 
finanziellen Selbständigkeit des Bundes und der Selbstverantwortung wird 
dazu kommen müssen. 

Eine der wic^tlcrsten Aufgaben wird in der zweiten Phase eines von 
uns zu traaenden Winderaufbaues die weitere E n t p r o l e t a r l s l c r n n q 
durch Schaffung von Eigentum für die breitesten Schiditen unserer Volkes 
und die Fördertmg der F a m i l i e sein. (Beifall.) 

Die Herbeiführung eines sozialen Ausgleichs im Wirtschaftsleben durch 
rcbte Partnerschaft macht es notwendig, alle in den verscjiiedenstcn Be-
reiclien der Volkswirtschaft Tätigen an d e r V e r m e h r u n g d e s 
V o l k s v e r m ö g e n s In a n g e m e s s e n e r W e i s e t e i l h a b e n zu 
lassen. Die Arbeitnehmer müssen an dem Teil des Volksvermögens betei­
ligt werden, dc>r der Natur der Sache nach zum ciugenbllcklichpn Verbrauch 
nidit geeignet ist, aber der das Volksvermögen vermehrt. (Beifall.) 

Tch weise an dieser Stelle auf die vorgelegten Ausführungen über Bil­
dung von M i t e i g e n t u m hin, die meines Ernchtens ausgezeichnet sind 
und' denen sirii der Ausschuß für Wirtschaftsnolitlk vollinhaltlldi ange­
schlossen hat. Er ist an der Ausarbeitung beteiligt gewesen. Die in diesen 
Ausführungen gemachten Vorschläge werden in einer sofort zu bildenden 
Arbeitsgemeinschaft gesctzesrelf gemacht werden. 

Die breite Streuung von Kleineigentum Ist ein wlrtschafts- und gesell-
sdiaftspolltisciies Problem erster Ordnung. Der Lebensstandard eines Volkes 
besteht aus zwei Teilen, von denen einer die Flöhe des Verbrauches und 
der andere die Eigentumsbildung ist. Unser Volk ist heute für diese Ein­
sicht reif. 
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Wenn der Unlemehmer seinen Mitarbeitern neben dem normalen Lohn 
— also dem .Konsumentengeld" — audi . P r o d u z e n t e n g e l d " in 
Form von Miteigentum zur Verfügung stellt, wenn der Arbeitnehmer so 
zum Mitsparen für die Investitionsbedürfnisse angeregt wird und wenn 
der Staat ein solches Tun steuerlich begünstigt, dann wird sich sowohl ein 
steigender Lebensstandard als auch eine Sicherung durdi Eigentum ent­
wickeln. (Beifall.) 

Die Förderung der Familie ist eine der vornehmsten Aufgaben jeder 
sozialen Politik. Durch Steuervergünstigungen ist das Einkommen für 
Familien mit mehreren Kindern zu verbessern. (Beifall.) 

Die Schaffung von F a m i l i e n a u s g l e i c h s k a s s e n ist sofort zu 
verwirklichen. Es müssen weiter f a m i l i e n g e r e c h t o W o h n u n g e n 
geschaffen werden. Die rechte Wobnreform für die Familie ist das familien-
gerecfate Heim mit eigenem Garten. 

Die CDU unterstützt daher mit aller Kraft den Kampf der CDU/CSU-
Fraktion im Bundestag um das Z w e i t e W o h n u n g s b a u g e s e t z zur 
Schaffung von Familienheimen. Sie verlangt weiter die Verabschiedung des 
B a u l a n d b e s c h a f f u n g s g e s e t z e s und eines Bodenbewertungs­
gesetzes. In innerstädtiscben Bezirken müssen größere Möglichkeiten zur 
Schaffung eigener Wohnungen im Rahmen des S t o c k w e r k e i g e n ­
t u m s gesciiaffen werden. Idi habe den Eindrudc, daß man in der deutschen 
Öffentlichkeit an der Tatsache, wieder ein Stockwerkseigentum kaufen zu 
können, weitgehend vorbeigegangen ist. 

Hier ist eine wichtige Voraussetzung geschaffen worden, auch dort ein 
Eigentum zu erwerben, wo es nicht ein Haus selB kann. 

Der Beitrag der Wirtschaftspolitik der CDU zur gesamtdeutschen Aufgabe 
der Wirtschaft ist der Aufbau einer gesunden und leistungsfähigen Wirt­
schaft in der Bundesrepublik. Sie allein wird in der Lage sein, die bei der 
Wiedervereinigung Deutschlands erforderliche Leistungsfähigkeit herzu­
stellen. (BeifaU.) 

Wir stellen uns mit Nachdruck hinter alle Maßnahmen zur Stärkung 
und Gesundung der Wirtschaftskraft W e s t b e r l i n s . (Beifall.) 

Wir geben aber auch ein Bekenntnis zur V e r e i n i g u n g E u r o p a s 
ab. Wir haben dieses Bekenntnis realisiert durch unsere Liberalisierung 
des Außenhandels. Damit haben wir einen wesentlichen Beitrag zur wirt­
schaftlichen Kräftigung Europas geleistet. Die Liberalisierungspolitik wird 
fortgesetzt werden mit dem Ziel, in absehbarer Zeit auch zum A b b a u 
d e r n a t i o n a l s t a a t l i c h e n D e v i s e n z w a n g s w i r t s c h a f t , 
zur Beseitigung unechter und unstabiler Wechselkurse und zu einer echten 
Austauschbarkeit der Währungen zu gelangen, so wie die Völker vor 1914 
schon einmal zueinander in Beziehungen standen. 

Wir haben im Rahmen der Einigung Europas durch unsere führende 
Beteiligung an der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl einen 
großen Beitrag geleistet. Auch hierfür gebührt Dank der Bundesregierung 
und besonders dem Herrn Bundeskanzler. Die M o n t a n - U n i o n ist ein 
erster Schritt auf dem Wege nach Europa und ein souveränes Teilstück 
eines zukünftigen supranationalen Europa. Auch hier scheint mir eine Tat­
sache noch nicht genügend in das öffentliche Bewußtsein eingedrungen zu 
sein, daß nämlich die Montan-Union, die Europäische Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl, in sich Träger souveräner Rechte ist. Zu einem neuen 
Staat gehört neben dem Staatsgebiet und dem Staatsvolk auch die Inne-
habung eigener Souveränität. Hier ist auf einem begrenzten Gebiet, nämlich 
dem der Grundstoffindustrien von Kohle, Eisen und Stahl, bereits eine 
Souveränität auf eine europäische Organisation übergegangen. Das ist ein 
Faktum, glaube ich, das man nicht hoch genug bewerten kann. 
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Es ist unsere tiefste Überzeugung, daB eine erfolgreidie wirtsdiaftlidie 
Einigung Europas durdi Herstellung eines totiilen Marktes sidi nur auf 
der Grundlage der Marktwirtschaft vollziehen kann. Die planwirtscfaaft-
lidicn AbsdilicBungen der einzelnen Volkswirtsdiaften vom internationalen 
Austausch haben sich als das stärkste Hemmnis gegenüber der Steigerung 
der produktiven Kräfte und darüber hinaus der wirtschaftlichen und poli­
tischen liinigung Europas erwiesen. Alle MaBnahmen der Montan-Union 
auf den Gebieten der Produktions- und Preispolitik, der Verkehrstarifc, 
der Steuern und Zölle, des Außenhandel und der Währungsfragen werden 
diesem einen Ziele dienen: E i n i g u n g im g r ö ß e r e n W i r t s c h a f t s ­
r a u m E u r o p a auf m a r k t w i r t s c h a f t l i c h e r Grundlage unter 
Bejahung eines echten L e i s t u n g s w e t t b e w e r b s nicht der Nationen, 
sondern der Unternehmer in den Nationen. 

Ich habe in kurzen Strichen den Versuch gemacht, aus einer Rechtferti­
gung unseres Tuns von unserer christlichen Grundhaltung her einen ge­
drängten Oberblick über eine Leistungsschau dessen zu geben, was wir 
bisher getan haben. Ich habe dann die Aufgaben aufgezeigt, die wir tun 
werden. Dieses „Tun werden" ist nicht nur eine Versprechung, sondern ist 
eine Tat, so wie die Leistung in der Vergangenheit eine Tat war. (Starker 
Beifall.) 

Unsere Sozialpolitik 

Johannes Albers, M.d.B.: 
Herr Etzcl konnte mit Recht auf die außerordentliche Erfolgsbilanz 

unserer Wirtschaftspolitik verweisen. Weim ich nun die Aufgabe habe, zu 
dem sozialen Wollen unserer Partei zu sprechen, dann muB ich freilich 
eine andere Seite unseres Hauptbuches aufschlagen. Dort steht die er­
schütternde s o z i a l e B i l a n z aufgezeichnet, die uns das nationalsozia­
listische Regime als unheilvolles Erbe hinterlassen hat. Erinnern wir uns: 
10 Millionen Vertriebene und Flüchtlinge, rund 4 Millionen Kriegsopfer und 
Hinterbliebene, Millionen Ausgebombterl 

Für die deutsche Politik gab es in der schwersten Lage unseres Volkes 
nach 1945 nur eine Aufgabe: zu helfen, einzugreifen lud jede politische 
und wirtschditliche Maßnahme auf die B e h e b u n g d e r u n g e h e u r e n 
N o t l a g e abzustellen. So war uns aufgegeben, ohne Zögern alle; Kräfte 
für die politische Freiheit unseres Volkes, für seinen wirtschaftlichen und 
sozialen Aufstieg einzusetzen. Wir haben uns wahrhaftig nicht ohne Erfolg 
bemüht, die Lage der breiten Schichten unseres Volkes erträglicher zu 
gestalten. Wir haben es ermöglicht, daß Millionen wieder ein menschen­
würdiges Leben führen können. Der Wohnungsbau, das Bundesversoryiincjs-
gesetz, die Sicherung der Sozialrenten, die Hilfe für die Vertriebenen und 
Entwurzelten, der Lastenausgleicfa sind Zeugen für unser erfolgreiches 
Mühen. 

Die Wirtschaft konnte in den vergangenem Jahren wieder aufgebaut 
werden. Was wir nicht können, ist, daß wir diu Gefallenen wicsder zum Leben 
erwecken, .den Beschädigten die Gesundheit, der Witwe ihren Mann und den 
Waisen den Vater wiedergeben, aber was wir können — und dazu sind wir 
verpflichtet — ihre Sorgen zu unseren Sorgen zu machen. Wir hätten nicht das 
Recht, uns Christen zu nennen, wenn die S o r g e für d i e N o t l e i d e n ­
de n und Bedrängten nicht die v o r d r i n g l i c h s t e A u f g a b e unserer 
Politik gewesen wäre. Das muß und wird auch unsere vornehmste Aufgabe 
für die Zukunft bleiben. (Beifall.) 

Wenn trotz aller Anstrengungen noch 5 Millionen Wohnungen fehlen, 
wenn noch viele Notstände zu beheben sind, dann dürfen wir dabei nicht 
vergessen, daß dies nicht nur die A u s w i r k u n g e n d e s K r i e g e s , 
sondern auch die Auswirkungen des a n g e w a n d t e n M a r x i s m u s in 
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der Sowjetzone sind, weldier läglidi Tausende zur Fludit und zur Aufgabe 
von Heimat und Existenz zwingt. 

Wir werden immer wieder dem deutschen Volke diese Tatbestände auf­
zeigen müssen. Es muB auch dem letzten Menschen klar werden, daß er 
persönlich Verantwortung und Mitsorge tragen muB zur Überwindung der 
noch vorhandenen und der kommenden Notstände. (Beifall.) So haben wir 
denn audi unseren politischen S t a n d o r t nicht nur gegenüber der sozial­
demokratischen Opposition abzugrenzen; unser Standort muB auch fest­
liegen gegenüber jenen, die zwar mit schönen Worten schnell bei der 
Hand sind, aber dann oft auffällige Zurückhaltung zeigen, wenn es darauf 
ankommt, Opfer zu bringen. (Beifall.) 

In jenen Kreisen hört man, dafi die sozialpolitischen Anforderungen das 
MaB des Tragbaren überschritten hätten. Aber dieselben Kreise finden 
nichts dabei, von den ihnen gegebenen wirtschaftlichen Freiheiten zu ihrem 
eigenen Nutzen mehr als ausgiebig Gebrauch zu machen. (Beifall.) Alle 
aber, die für sich die Kriegsfolgen bereits abgeschrieben haben, sollen 
wissen, daß sie aus der Verantwortung für das Schicksal des ganzen 
Volkes nicht entlassen werden können. 

Wir mußten unsere politische Arbeit unter dem Z w a n g d e r N o t d e s 
T a g e s beginnen. Diese Not des Tages bestimmte weitgehend unser 
Handeln. Aber wir haben nicht nur die dringlichen Notstände behoben, 
sondern wir haben auch durch unsere weitere Arbeit die G r u n d l a g e 
z u e i n e r b e s s e r e n O r d n u n g gelegt. 

Lassen Sie mich daher die Fragen behandeln, die für die Gestaltung 
unseres Gcsellschaftslebens besonders bedeutungsvoll sind und die auch 
in diesem Wablkampf eine besondere Rolle spielen werden. Ich muß zum 
Teil auf die Ausführungen des Kollegen Etzel zurückgreifen, aber es liegt 
in der Natur der Sache, daß sich hier verschiedene Überschneidungen 
ergeben. 

Familien- und Wohnungspolitik 
Ich darf mit der F a m i l i e n - u n d W o h n u n g s p o l i t i k beginnen. 

Die gesunde Familie ist die entscheidende Kraft gegenüber allen Auf­
lösungserscheinungen unserer Zeit. Dabei sind wir uns vollkommen im 
klaren darüber, daß es zunächst die Kirchen sind, die der Familie die 
moralische Grundlage zu geben haben. Deren Mühen wird aber fruchtlos 
bleiben, wenn es uns nicht gelingt, der Familie den Lebensraum zu sichern, 
dessen sie zu ihrer Entfaltung und Gesundung bedarf. Darum hat die 
Gesetzgebung in besonderem Maße die Aufgabe, die notwendigen recht­
lichen und materiellen Voraussetzungen zu sdiaffen für die Sicherung und 
Entfaltung der Familien. Dabei kann es nicht allein um bloße Schutz-
bestinunungen gehen. Es ist vielmehr eine durchgreifende Erneuerung der 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Stellung der Familie erforderlidk. 

Die k i n d e r r e i c h e F a m i l i e hat auf Grund ihrer Leistung für 
Staat und Volkswirtschaft Anspruch auf eine g e r e c h t e r e E n t l o h ­
n u n g des Ernährers, als dies heute der Fall ist. (Beifall.) 

Ein erster Schritt auf diesem Wege wird mit der gesetzlichen Familien­
hilfe zu tun sein. Sie soll über die im öffentlichen Dienst Stehenden hinaus 
allen Berufsschichten und Berufsgruppen zuteil werden. Das Gesetz über 
die F a m i l i e n a u s g l e i c h s k a s s e n ist noch nicht verabschiedet 
worden. Ich meine, daß wir von hier aus fordern müssen, daß nodi dieser 
Bundestag dieses Gesetz zum Abschluß bringt. (Beifall.) 

Aber auch s t e u e r r e c h t l i c h müssen weitere Maßnahmen ergriffen 
werden, die den Eltern kinderreicher Familien die Sorge und Verant­
wortung um Erhaltung und Erziehung der Kinder erleichtert. Was heute 
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zur wirtsdiaftlirticn Besserstellung der Familie getan wird, kommt murgcu 
und übermorgen dem Staat und der Wirtsdiaft zugute. 

In der Familienpolitik ist die W o h n u n g s f r a g e von größter Bedeu­
tung. Hierbei gilt unsere erste Sorge der entfdltungswilligcn und kinder-
reicben Familie. Ihren Ansprüdlien auf ausreichenden Wohnraum ist mehr 
als bisher Rechnung zu tragen. Zeitbedingte Schwierigkeiten im Wohnungs­
bau können nicht allein durch vermehrten Bau von Kleinstwohnungcn 
behoben werden. Für uns ist die Wohnung nidit nur eine gelegentliche 
Unterkunft, sondern der Lebensraum der Familie. Der Familie ausreidicndcn 
Wohnraum zu schaffen, ist die eine Aufgabe. 

Millionen mußten ihre Heimat verlassen, Millionen sind ausgebombt, 
Millionen müssen wieder gleichberechtigt in das Volksganzo eingebaut 
werden. Damit ist die andere Aufgabe aufgezeigt, nämlich die, in steigen­
dem Mafie für alle Eigentumswilligen und Eigentumsfreudigen W o h n -
e i g e n t u m zu sichern. Tragende Pfeiler unserer Weltanschauung und 
Kultur sind persönliche Freiheit und persönliches Eigentum. Sie haben die 
Bildung echter Persönlichkeitswerte ermöglidit und gesundes Familien­
leben gefördert. Der Sinn des Familienheim-Ucsetzeulwurfes der CDU ist 
der, daß die für den Wohnungsbau zur Verfügung stehendem ölfeutlicben 
Mittel in stärkcrem Umfange zum Bau von Üigeiaheimen und sonstigem 
Wohneigentum verwendet werden. Der Kollege L ü c k e hat für dieses 
Gesetz verantwortlich gezeidmet; er wird in der Aussprache zu diesen 
Fragen noch eingehende Darlegungen zu machcsn haben. 

Die ungeheure Wohnungsnot zwingt uns aber, insgesamt den W o h ­
n u n g s b a u zu verstärken. In den letzten Jahren wurde schon Außer­
ordentliches geleistet. Mehr als 1,5 Millionen Wohnungen wurden crbtellt. 
Bei dieser Leistung wollen wir aber nicht stehen bleiben. Sie muß in den 
kommenden Jahren noch übertroffen werden. Dazu muß beitragen - - wie 
auch Dr. von Brentano gestern gefordert hat — die baldige Verabschiedung 
des B a u l a n d b e s c h a f f u n g s g e s e t z e s und ein B o d e n b e w e r ­
t u n g s g e s e t z , das der Bodenspekulation einen Riegel vorschieben soll. 

Nicht nur die private Wohnungswirtsdiaft, sondern audi die g e m e i n ­
n ü t z i g e n W o h n u n g s u n t e r n e h m e n hatten in den vergangenen 
Jahren hervorragenden Anteil an dem Geschaflenen. Es wird richtig sein, 
wenn wir allen — der privaten und der gemeinnützigen Wohnungswirt­
schaft — ein Wort der Anerkennung sagen. Trotz aller zeitbedingten 
Schwierigkeiten haben sie durch ihre Initiative die großen Leistungen im 
Wohnungsbau gesidiert. Die große Zahl der erstellten Wohnungen hat es 
aber mit sich gebracht, daß sich in großem Umfange Wohnungscigentum 
als G e s e l l s c h a f t s e i g e n t u m bei den Wohnungsunternehmen an­
sammelte. Es kann aber nicht Aufgabe einer öffentlich geförderten Woh­
nungswirtschaft sein, vorzugsweise Gesellschaftseigentum zu bilden. 
(Beifall.) 

In der Vergangenheit war die gemeinnützige Wohnungswlrtscfaaft Bahn-
bredierin einer neuen Wohnkultur. Heute sollten die gemeinnützigen 
Wohnungsunternehmen ihre besondere Aufgabe darin sehen, in verstärk­
tem Maße die mit öffentlichen Mitteln gebauten Wohnungen in das 
E i g e n t u m der Wohnungsmieter oder Wohnungsinhaber zu ü b e r ­
f ü h r e n . Damit würden sie nidit nur einen wesentlichen Beitrag zu dem 
gesellschaftspolitischen Ziel der Bildung von persönlichem Eigentum leisten, 
sondern auch eine neue Form gemeinnützigen Wirkens entwickeln. (Beifall.) 

Mitbestimmung, Miteigentum 
Lassen Sie mich nun Stellung nehmen zu den Fragen der Mitbestimmung 

und des Miteigentums. Im A h l e n e r P r o g r a m m haben wir vor Jahren 
die Neugestaltung des Verhältnisses zwisdien Arbeitgebern und Arbeit-
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nehmem uns zur Aufgabe gestellt. Mit dem Mitbestimmungsrecht bei Kohle 
und Elsen und mit dem Betriebsverfassungsgesetz haben wir wesentliche 
Forderungen des Ahlener Programms erfüllt. In einem noch zu schaffenden 
B u n d e s w i r t s c h a f t s r a t müssen die Arbeitnehmer und Verbraucher 
neben dem Unternehmer und Wissenschaftler gleichbereditigt Sitz und 
Stimme erhalten. In der Verwirklichung des betrieblichen Mitbestimmungs-
redits ist es nodi nicht möglich gewesen, das P e r s o n a l v e r t r e t u n g s ­
g e s e t z für den öffentlichen Dienst zu verabschieden. Es wird aber unsere 
Aufgabe sein, für die Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst ein gleich­
wertiges, der Situation im öffentlichen Dienst angepaßtes Recht baldigst 
zu schaffen. (Beifall.) 

Die Mitbestimmung wird aber erst dann ihren vollen Sinn erhalten, wenn 
sie über den Weg der E r t r a g s b e t e i l i g u n g am Unternehmen und 
durch M i t e i g e n t u m der Arbeitnehmer in der Wirtschaft unterbaut 
wird. Das ist unser besonderes Anliegen. Wer sozialistischen Vorstellungen 
mit Erfolg entgegentreten will, hat cUe Aufgabe, dafür zu sorgen, daß das 
Eigentum möglichst weit gestreut wird und auch in der Wirtsdiafl ins­
besondere denen zukommt, die es durch ihrer Hände Arbeit mit geschaffen 
haben. (Beifall.) 

Löhne und Gehälter können nicht alle gerechten Ansprüche abgelten. 
Die Arbeitnehmer leisten ihren Beitrag nicht nur in der Schaffung von 
Wirtschaftsgütemi sie tragen audi ihren Teil bei am Zustandekommen des 
Untemehmergewinns, der in Investitionen seinen Niederschlag findet. Über 
die Realisierung dieser Forderungen haben Sachverständige der Partei 
gemeinsame Vorschläge ausgearbeitet, welche dem Parteitag zum Beschluß 
vorliegen. 

Ich mödite an dieser Stelle ein herzliches Wort des D a n k e s den Mit­
gliedern des W i r t s c h a f t s a u s s c h u s s e s sagen, die mit uns gemein­
sam die Ihnen vorliegende Entschließung erarbeitet haben, aber auch Dank 
den S o z i a l a u s s c h ü s s e n , die durch ihre Tagung vor Wochen in 
Köln für diesen Parteitag erfolgreichste Vorarbeit geleistet haben. 

Ich habe in den letzten Tagen gelegentliche Meinungsäußerungen der 
Opposition gelesen, wonach es auf diesem Parteitag zu großen A u s ­
e i n a n d e r s e t z u n g e n kommen soll. Ich stelle fest, daß wir mit dem 
Wirtschaftsausschuß — mit dem .wir* meine ich die Sozialausschüsse — 
gelegentlich verschiedene Auffassungen haben, aber in dem einen Punkt 
waren wir uns einig, daß wir nämlich das tun müssen, was heute erforder­
lich ist: den breiten Schichten unseres Volkes auch zu einem persönlichen 
Eigentum verhelfen. (Starker Beifall.) 

Ich darf in diesem Zusammenhang auch auf den sogenannten A r n o l d -
P1 a n hinweisen. Beide Vorschläge — der Vorsdilag des Freundes Arnold 
und der Vorschlag unseres Sadiverständigenausscfausses — werden sicher­
lich für die im Bundestag zu schaffende Rahmengesetzgebung eine bedeu­
tende Rolle zu spielen haben. Was aber notwendig ist, ist unser fester 
Entschluß, einen Anfang zu setzen. Wenn wir auf diesem Weg, der freilich 
lang sein wird, zum Ziele kommen, dann wird der bedeutendste Teil des 
Ahlener Programms seine Verwirklichung gefunden haben. Das schließt 
allerdings nicht aus, daß bei Großeigentum die Monopolstellung die Frage 
der Überführung in Gemeinwirtschaft im Sinne des Ahlener Programms 
offen bleiben muß. 

Die cfaristllcii-demokratische Arbeitnehmerschaft hat seit Jahren den 
Kampf nicht nur um die Mitbestimmung, sondern auch um Mitbeteiligung 
und Miteigentum in der Wirtschaft geführt. Heute wird über ihren Kreis 
hinaus dieses Anliegen als eine der vordringlichsten Aufgaben der sozialen 
Neuordnung angesehen. 

9 129 



Jetzt werden Sie mich fragen: was sagen die G e w e r k s c h a f t e n 
dazu. — Idi habe eine grundsätzlidie Ablehnung bei den Gewerkschaften 
zu diesen Fragen nodi nicht gefunden. Idi habe wohl gefunden, daB in 
einigen Gewerksdiaftsblättem, insbesondere in der Metallarbeiterzeitung, 
dodi eine etwas zu oberflädilidie Haltung zu diesem Anliegen festzustellen 
ist. Ich weigere midi zu glauben, daß die Meinung der Metallarbeitcr-
zeitung, die das Miteigentum als soziale Quacksalberei bezeichnet, die 
Meinung des DGB sein soll. (Zurufe: Sehr gut!) Idi bin dazu um so mehr 
berechtigt, als ich weiß, daß diese Frage bei den Gewerkschaften eine 
ernste Uberlegtmg auslöst. Die Gewerkschaften müssen erkennen, 
daß es nicht nur gilt, Funktionen im GroBeigentum wahrzunehmen 
und Personen vorzusdilagen und einzusetzen — denn es geht nicht 
um die Schaffung neuen Kollektiveigentums —, sondern e s g e h t 
d a r u m , d a ß d e n b r e i t e n S c h i c h t e n d o s a r b e i t e n ­
d e n V o l k e s g e r e c h t e r A n t e i l a n d e m E r t r a g u n d d e m 
E i g e n t u m i n d e r W i r t s c h a f t g e g e b e n w i r d . (Beifall.) 

Neuordnung der Sozialversicherung 
Eines der aktuellsten Probleme der Sozialpolitik ist die Frage 'der 

N e u o r d n u n g d e r S o z i a l v e r s i c h e r u n g . Die SPD hat dazu 
einen eigenen Sozialplan bekanntgegeben. Da/u möchte ich etwas sagen. 
Der Plan der SPD bedeutet in der Praxis nicht mehr und nicht weniger 
als die Ablösung der bisherigen Sozialversicherung durch ein System 
staatlicher Hilfen, das sich an den englischen B e v e r i d g e p l a n anlehnt. 
England hat sicherlich mit der Durchführung des Beveridgeplancis eine 
große soziale Leistung vollbracht. Was die Engländer in ihrem Lande für 
richtig halten, braucht aber für uns noch nidit Vorbild zu sein. England 
stand nach dem Kriege vor der zwingenden Notwendigkeit, lange Ver­
säumtes nachzuholen. Es mußte hier sozusagen von vorn anfangen und 
stand nicht in der Gefahr, Wesentliches zersdilagen zu müssen. 

Wir haben aber s e i t 70 J a h r e n e i n e u m f a s s e n d e S o z i a l ­
v e r s i c h e r u n g , die im Volk verwurzelt ist und die sich über Kriege 
und Krisen hinweg bewährt hat. Wir wollen darum das Gute dieser 
Sozialversicherung erhalten, aber aus dem Guten das Bessere machen. Wir 
wollen die Sozialversidierung aus ihren gesunden Grundlagen heraus 
weiter entwickeln und an die veränderten Verhältnisse anpassen. Wir 
glauben aber nicht, daB der Sozialplan der SPD den deutschen Notwendig­
keiten und Bedürfnissen Rechnung trägt. Wir wollen a u f b a u e n u n d 
n i c h t z e r s t ö r e n ! Wir wollen in der Sozialversicherung die K r ä f t e 
d e r S e l b s t h i l f e stärken und nicht einer allgemeinen Staatsbürger­
versorgung Vorschub leisten. (Beifall.) 

Der Vorsitzende des Bundesausschusses für Sozialpolitik, der Kollege 
L ü n e n d o n k , wird noch besonders die Probleme der Neuordnung der 
Sozialversidierung behandeln; er hat Ihnen im Auftrag des Ausschusses 
für Sozialpolitik entsprechende Unterlagen unterbreitet. 

Eine besondere Stellungnahme zu den die K r i e g s b e s c h ä d i g t e n 
und H i n t e r b l i e b e n e n besonders berührenden Fragen ist vom 
Bundesaussdiuß für Kriegsopferversorgung dem Parteitag unterbreitet 
worden. Hierin wird gewünscht, daß die Kriegsopfer an dem wachsenden 
Sozialprodukt stärker beteiligt werden, ein gesundes Verhältnis der Ein­
kommensfreigrenze zum Lohn- und Preisgefüge geschaffen wird, eine Ver­
besserung der Witwenversorgung und eine stärkere Anpassung an die 
Sozialversicherungsgesetze erfolgt. 

Lassen Sie mich noch ein Wort zu den G e w e r k s c h a f t e n sagen. 
Die deutschen Gcswerkschaften haben sich großo und ' u n b e s t r e i t b a r e 
V e r d i e n s t e um unser Volk und unsere Wirtsdiaft erworben. Wir 
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stellen diese Tatsache um so überzeugter fest, weil wir — nidit nur die 
Freunde, die aus der früheren diristlichen Gewerlcsdiaftsbewegung kom­
men, sondern alle, die sidi überhaupt nodi ein klares Bild und eine klare 
Meinung erhalten haben — wissen, was 1945 war und was durdi die 
Mithilfe der Gewerksdiaften nadi 1945 gesdiaffen wurde. Idi sage dies 
in dieser bestimmten Art, weil alle diese leichten Kritiker, die heute durch 
die Lande gehen und mit erhobenem Zeigefinger auf die Gewerkschaften 
und ihr Versagen hinweisen, in den Jahren von 1945 bis 1948 beim Auf­
bau unserer Wirtschaft nirgends zu finden waren. (Beifall.) 

Wir wollen die Leistungen der Deutschen Gewerksdiaften anerkennen. 
Es kann allerdings nicht verkannt werden, daß innerhalb der Gewerk­
schaften letzte Klarheit über Weg und Ziel gewerkschaftlicher Betätigung 
noch nicht erreicht ist. Es ist nicht Aufgabe des Parteitages, in die internen 
Auseinandersetzungen der Gewerkschaften einzugreifen. W e g u n d Z i e l 
d e r G e w e r k s c h a f t e n z u b e s t i m m e n , i s t A u f g a b e d e r 
A r b e i t n e h m e r s c h a f t s e l b s t . Die christliche Arbeitnehmerschaft 
wird die ihr dabei erwachsenden Aufgaben zu erfüllen wissen. Wir haben 
auch vor einigen Wochen in K ö l n zu der Frage der Deutschen Gewerk­
schaftsbewegung alles das gesagt, was gesagt werden muBte. Gewisse 
unerfreuliche Erscheinungen bei den Gewerlcsdiaflen im Vorgeplänkel zu 
dem bevorstehenden Bundestagswahlkampf geben mir aber Veranlassung, 
auch von dieser Stelle aus den Gewerkschaften ein Wort mit auf den 
Weg zu geben. 

Bei der Gründung des Deutschen Gewerkschaftsbundes war der Grund­
satz der p a r t e i p o l i t i s c h e n N e u t r a l i t ä t eine der ersten Vor-
aussetzimgen für eine Betätigung der christlich-demokratischen Arbeit­
nehmerschaft in der einheitlichen Gewerkschaftsbewegung. Heute müssen 
wir aber leider feststellen, daß Grundsatz und Praxis nicht überein­
stimmen. Viele Gewerkschaftler vermögen nicht ihre parteipolitische Ein­
stellung von ihrer gewerkschaftlichen Haltung zu unterscheiden. (Beifall.) 

Die SPD mag in ihrer Opposition gegen die Bundesregierung und die 
Christlich-Demokratische Union alle Register ziehen. Wir sehen dem mit 
Ruhe entgegen. Aber w i r w e r d e n n i c h t z u g e b e n , d a ß d i e 
G e w e r k s c h a f t e n i n d i e s e m W a h l k a m p f A u f g a b e n d e r 
O p p o s i t i o n ü b e r n e h m e n . (Beifall.) 

Eine solche Haltung würde auch weiteste Kreise ihrer Mitglieder, die 
ihre parteipolitische Heimat bei uns haben, in Oppositionsstellung zum 
Deutschen Gewerkscfaaftsbund und seinen Organisationai bringen. Die 
Gewerkschaften werden doch zugeben müssen, daß wir auf große Leistun­
gen in unserer Arbeit in den letzten drei Jahren verweisen können. O h n e 
u n s g ä b e e s k e i n M i t b e s t i m m u n g s r e c h t bei Kohle und Eisen, 
kein Kündigungsschutzgesetz und kein Betriebsverfassungsgesetz, kein 
Mutterschutzgesetz und audi nicht die anderen Gesetze, die die Arbeiter 
und die Gewerkschaften so stark gefördert haben. Ohne uns wäre unser 
Volk auf dem Wege des wirtschaftlichen und sozialen Aufstieges nicht so 
weit, wie wir tatsächlich sind. 

Die Gewerkschaften wären gut beraten, wenn sie diese Tatsachen an­
erkennen und in ihren kommenden Entscheidungen und in ihrer Presse 
berücksichtigen würden. (Beifall.) 

Was wir vor Jahrzehnten unseres gewerkschaftlichen Bemühens — es 
sitzen hiet so viele Kameraden, Jakob Kaiser, unser Freund der Arbeits­
minister Storch, Karl Arnold und viele andere — als F e r n z i e l erstreb­
ton, ist gerade in den letzten Jahren durch unsere Arbeit seiner V e r ­
w i r k l i c h u n g n ä h e r g e b r a c h t worden. (Beifall.) 
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Idi vurmag nidit zu glauben, daß die pactcipolilisdie Neutralität, die 
im Jahie 1945 Christen und Soziallsten im Uuutsdien Gewerksdiaftsbund 
xusammengeführt hat, heute nur nodi ein Lippenbekenntnis sein soll. Idi 
meine, es müsse die Aufgabe der Gewcrksdiaiten sein, den Grundsatz der 
p a r t e i p o l i t i s c h e n N e u t r a l i t ä t in den bevorstehenden AUB-
uinandersctzungun der Parteien im Bundestagswahlkampf entsprechend zu 
r u s p c k t i e r u n und auch praktisdi danach zu handeln. (Beifall.) 

Im Geiste der christlich-sozialen Bewegung 
Die Christlich Demokratisdie Union ist der polltisdic Standort der 

vielen, die v o m G e i s t e d e r c h r i s t l i c h - s o z i a l e n B e w e g u n g 
beseelt sind. Sie ist aber mehr. Sie ist die Hoffnung juner, die der Hilfe 
der Gcmeinsdialt bedürfen und die ihre Sorgen und ihre Anliegen ver­
trauensvoll in unsere Hände gelegt haben, Und so erwächst für uns immer 
wieder die Vcrpilicfatung, nie zu erlahmen in der Sorge für alle, die noch 
aul der Schattenseite des Lebens stehen. Wir wollen ihre Sorgen zu un­
seren Sorgen madien. Wir wollen uns bemühen, unsere Verpflichtungen 
so zu erfülllen, wie es für uns als Christen Gewissenspflicht ist. 

Uie soziale Entwicklung in der Bundesrepublik trägt die Züge eines 
Mannes, den wir in der diristlicben Arbeitnehmerschaft mit Stolz zu uns 
zählen, der unserer Art ist; es ist der Bundesarbeitsminister S t o r c h . 
(Beilall.) Ich glaube in Ihrem Namen zu handeln, wenn ich ihm ein Wort 
des D a n k e s und der A n e r k e n n u n g auf diesem so bedeutungsvollem 
Parteitag übermittle und dabei den Wunsch zum Ausdruck bringe, daß 
er noch lange Jahre an der verantwortungsvollen Stelle für unser Volk 
und für die Arbeitnehmerschaft wirken möge. 

lih habe audi ein Wort des D a n k e s an d i e F r a k t i o n zu sagen. 
Wir haben uns innerhalb der Fraktion bemüht, das, was uns aufgegeben 
war, auch zu erfüllen. Voller Rührung denke ich über manches nach, was 
v o r a c h t J a h r e n vor uns stand. Der Bundeskanzler und seine Frau 
kamen aus Brauweiler zurück. Herr Pferdmenges meldete sicii nach langer 
Inhaftierung in Köln bei seinen Freunden, mit denen er früher zusammen­
gestanden hat. Herr Dr. Pünder saß mit mir irgendwo, wo nicht immer 
das Beste für uns gesichert war. Unser Freund .fakob Kaiser mußte irgend­
wie und irgendwo acht Monate lang in der Verborgenheit leben. Dasselbe 
gilt für Karl Arnold, Eugen Gerstenmeier und so viele, die bei uns stehen 
und Upfor des Naziterrors wurden. 

Als wir dann 1 9 4 5 an d i e p o l i t i s p h e A r b e i t herangingen, 
waren wir von der Überzeugung durchdrungen, daß wir etwas für unser 
Volk tun müßtcm. Ich glaube, wir haben diese Aufgabe zu erfüllen ver­
sucht. Dieser Wille, für luiser Volk das Beste zu schaffen, war in unserer 
Fraktion immer lebendig. Ich darf an dieser Stelle feststellen, daß es in der 
Fraktion über Fragen, die gelöst werden mußten, im G r u n d s ä t z ­
l i c h e n n i e e i n e M e i n u n g s v e r s c h i e d e n h e i t gegeben hat. 
(BcifaU.) 

Dieser Partüitag steht unter der Parole: Deutschland - - sozialer Rechts­
staat im geeinten Europal Ich glaube daran, daß wir in einigen Jahren — 
wcmn wir wieder auf einem Parteilag Rückblick zu geben haben, auch über 
die sozialen Leistungen — feststellen können, daß auf diesem Parteitag 
hier in H a m b u r g die n e u e n G r u n d l a g e n geschaffen wurden zu 
einum noch crnstlicht^ren Bemühen, um allen denen zu helfen, für die wir zu 
sorgen haben, um unser Volk zu retten und um Deutschland wieder den 
Platz in der Welt zu sichern, auf den es Anspruch hat. (Lebhafter Beifall.) 
Präsident Johnen: 

Es haben sldi 20 Damen und Herren zur Diskussion gemeldet. Diese 
Zahl bedingt die Sitte, daß sich jeder möglichst kurz faßt. Ich darf in Form 
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einer Bitte sagen, daß nadi Möglichkeit niemand eine Redezeit von 5 Minuten 
übersdiTciten sollte. 

Die iDlskussion wird eröffnet durch 
Erik Blumenfeld, Hamburg: 

Ich möchte mit einigen grundsätzlichen Ausffihrungcn zur Wirtschafts­
politik beginnen und dann etwas Speziolles zu unserem AuBenhandcl und 
zur Schiffahrtssituation sagen. Lassen Sie mich zunächst ein Bekenntnis 
zum Ausdruck bringen, und zwar möchte ich ausdrücklich betonen, dafi 
unsere Sozialaussch'üsso und unsere Freunde der Sozialpolitik für den 
Hamburger Parteitag nach meiner Auffassung etwas ganz E n t s c h e i ­
d e n d e s g e l e i s t e t haben. 

Die Leistungen haben ihren Niederschlag gefunden in den Entschließun­
gen, die Ihnen vorgelegt worden sind. Ich schätze mich besonders darüber 
glüdclich, in den vergangenen Monaten im Wirtschaftspolitischen Ausschuß 
mitgearbeitet zu haben. Ich darf hier feststellen, wie fruchtbringend und 
k o n s t r u k t i v diese Z u s a m m e n a r b e i t mit den Freunden von den 
Sozialausschüsscn- gewesen Ist. 

Herr Elzcl hat davon gesprochen, daß es unsere große Aufgabe ist, von 
der Sicherung der Massenversorgunq zur Hebung des Masscnwohlstandes 
zu kommen und daß der höhere Lebensstandard des gesamten Volkes 
unser großes wirtschaftspolitisches Ziel Ist. Ich will mich hier an diosc>r 
Stelle nicht mit dem wirtschaftspolitischen Programm der SPD auseinander­
setzen, aber eines möchte Ich ausdrücklich feststellen: das L i e b e s -
w e r b e n d e r S o z i a l d e m o k r a t i e u m d e n M i t t e l s t a n d und 
um die Wirtschaft insgesamt kann meiner Meinung nach nicht zum Ziele 
führen; denn es ist dodh wohl bekannt, daß man, wenn man um jemandes 
Hand anhält, auch seine Verhältnisse darlegen muß. Um die Verhältnisse 
darzulegen, fehlt es in dem Programm der SPD an drei grundsätzlichen 
Dingen bzw. es werdcm drei grundsätzliche Pferdefüße sichtbar. Zunächst 
fehlt die große Konzeption, der Durchbruch zum nbcrnationalcn; sie bleiben 
verhaftet in der E n g e ihres wirtschaftlichen und s o z i a l i s t i s c h e n 
D e n k e n s . Zweitens stellen wir fest, daB die P l a n u n q s b ü r o k r a t i e 
und die Zwangswirtschaft wieder Ihr Haupt erhebt, die wir durch die 
Marktwirtschaft unseres Bundeswirtschaftsministers überwunden haben. 
(Beifall.) Drittens ist die E i n k o m m e n s k o n t r o l l c , die im wirtschafts-
politischen Programm der SPD zum Ausdrucke gebracht wird, eine sohr ge­
fährliche Angelegenheit, vor der wir unser Volk bewahren müssen. 

Ich möchte nun das aufgreifen, was Herr Etzel zur L a n d w i r t s c h a f t 
und zur Agrarpolitik gesagt hat. Die großen wirtschaftlichen und politischen 
Aufgaben, die uns bevorstehen, können nur erfüllt werden, wenn die land­
wirtschaftliche Produktion erhöht wird. Das ist nicht die Aufgabe einer 
konjunkturellen Agrarpolitik, sondern eine strukturelle Aufgabe und kann 
nur über ein l a n g f r i s t i g e s A g r a r p r o g r a m m gelöst werden; es 
ist eine Aufgabe der gesamten Volkswirtschaft. 

Die Rationalisierung verlangt von uns eine w e l t w i r t s c h a f t l i c h 
ausgerichtete Wirtschaftspolitik. DaB wir den Durchbruch nach der großen 
europäiscjien Wirschaft durchführen wollen, das macht gerade unsere große 
Konzeption aus. 

Ich komme jetzt auf einige soeziellc Fragen der Handels- und Außen­
politik zu sprechen. Im allgemeinen wird Handelspolitik im Westen nach 
den Begriffen der klassischen Nationalökonomie betrieben, d.h. günstigste 
Verteilung der gegebenen' Produktionsmittel. Das ist aber ein ebenso 
falsches Denken in staatlichen Begriffen wie der Versuch, sozialpolitische 
Soannungnn durch Umverteilung von Eigentum oder Vermögen zu lösen. 
Nur das W a c h s t u m i s t d i e Q u e l l e d e r s o z i a l e n E n t s p a n -
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n u n g und auch der Ausgangspunkt für unsiire Handelspolitik. Die In­
vestitionen beim Güterexport sind nur langfristig lösbar, und nur so kann 
das nationale Glcidigewidit zwischen den Ländern wiederhergestellt werden. 

Gestatten Sie mir, einige Ausführungen zur A u f i e n h a n d e l s -
S i t u a t i o n vom hamburgischen Standpunkt aus zu machen. Es ist kein 
Zweifel, daB die deutsche Ausfuhrwirtschaft seit Monaten rückläufig ist, ins­
besondere in bezug auf die überseeischen Ländc>r. Das liegt an der allgemei­
nen Marktlage. Es wSre aber verfehlt, etwas mit staatlichen FörderungsmaB-
nahmen erzwingen zu wollen. Leider ist es in Deutschland weit verbreitet, 
bei jeder wirtschaftlichen Flaute sofort nach der Hilfe des Staates zu rufen. 
Andererseits ist aber ein Wettlauf unter den «iropaischen IndustriclSndern 
um ein Maximum an Opfern oder um versteckte Exportsubvcmtioncn unbe­
dingt zu vermeiden. 

Wir können bisher den Anspruch erheben, unter der Marktwirtschaft 
unseres Bundeswirtschaftsministers bei den FördcrungsmaBnahmnn niemals 
die Grundsätze der Anwendung marktkonformer Mittel verletzt zu haben. 
Ich kann nur hinzufügen, daB bislang eher zu wcmig als zu viel geschehen 
ist Im Vergleich zu anderen Staaten. 

Ich möchte ein Wort sagen zu dem H a n d e l mit den Staaten h i n t e r 
d e m E i s e r n e n V o r h a n g . Die Bundesrepublik hat in der Vergan­
genheit durch strikte Anwendung von Vorschriften, die andererseits nicht 
so beachtet worden sind, sich an diese Abkommen gehalten und wurde da­
durch wirtschaftlich benachteiligt. Eine gleichmdBige Behandlung soll nun­
mehr gesichert sein. Um so mehr muB ich mich jedoch an dieser Stelle 
dagegen aussprechen, daB die FreihSfen von Hamburg und Bremen • - in 
völliger Verkennung der hier bestehenden strikten Ubcrwachungsmaß-
nahmen und Gc<pflogcnheiten eines Freihafens -- von einem besessenen 
Auslandsberichterstatter als Transitplatz für unerlaubte Ostgeschäftc großen 
Stils hingestellt werden. (Pfui-Rufe.) 

Die AuBenhandcIssituation erfordert von uns, daB wir uns an den grofien 
Aufgaben der überseeischen Länder beteiligen, am Export der Investitions­
güter. Das darf aber nicht dazu führen, daB die Kreditwünsche dieser Län­
der als Anleihen verstanden werden. Bei aller Beachtung dieser Länder 
darf unser Konsumgüterexport nicht vernachlässigt werden. Dem Defaitis­
mus, der in der letzten Zeit in dieser Hinsicht aufgetreten ist, möchte ich 
energisch wid(>rsprechen. 

Ich mächte nun einige Ausführungen zu der Frage der H a n d o l s -
s c h i f f a h r t und der S o e h a f e n p o l i t i k machen, well dies ein be­
sonderes Hamburger Anliegen ist. Ich glaube, wir müssen auf diesem 
Parteitag aussprechen, daB die Förderung der Handelsschiffahrt nicht das 
Verdienst bestimmter Gruppen oder politischer Parteien gewesen ist, son­
dern das V e r d i e n s t d e s g a n z e n d e u t s c h e n V o l k e s . (Bei­
fall.) 

Deswegen liegt mir besonders daran, daB dieser Parteitag folgende E n t -
s ch l i eßung 'ann immt , die ich mit Genehmigung des Herrn Präsidenten 
vorlesen möchte: 

H a n d e l s s c h i f f a h r t : 

Der Wiederaufbau der deutschen Handelsflotte als besonders wichtiger 
Devlsenbrlngcr hat durch die gemeinsamen Anstrcmgungen aller Be­
teiligten In wenigen Jahren einen beachtlichen Anfangserfolg erzielen 
können. Jetzt handelt es sich darum, diesen Erfolg zu sichern und aus­
zubauen. Zur Erreichung dieser beiden Ziele ist erforderlich: 

1. E r s a t z ü b e r a l t e r t e r S c h i f f e , insbesondere mittels steuer­
licher Förderungsmaßnahmen. 
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2. Die stetige Fortsetzung der N e u b a u t ä t i g k e i t im AnscfaluB 
an das Programm 1952/54, damit ein organischer Ausbau der deut­
schen Handelsflottte in allen ihren Teilen gewahrleistet wird. 

3. Die weitere Bereitstellung von W i e d e r a u f b a u d a r l e h e n nach 
unveränderter Maßgabe der Vorschriften des Gesetzes vom 27. Sep­
tember 1950. 

4. Die ErsdilieBung von öffentlidien oder privaten, steuerlich begünstig­
ten F i n a n z i e r u n g s q u e l l e n , aus denen der durch Wieder--
aufbaudarlehen nicht gedeckt^ Teil der Neubaukosten entnommen 
werden kann. 

5. W e t t b e w e r b s f ä h i g e P r e i s e für den Schiffbau im Vergleich 
zum internationalen Stand. 

6. KapitalmäBige S t ä r k u n g der Sdiiffahrtsunternehmen, damit sie im 
internationalen Konkurrenzkampf bestehen können. 

7. Eine S o z i a l p o l i t i k , die der besonderen Lage und Eigenart 
der Seeschiffahrt gerecht wird. 

Noch ist die deutsche Mandelsflotte nicht groB und modern genug, um 
in jedem Falle die Befriedigung der seewärtigen Verkehrsbedürfnisse der 
deutschen Volkswirtschaft gewährleisten zu können. Ohne unbedingte 
Sicherung der Einfuhr von Lebensmitteln und Rohstoffen und der Ausfuhr 
von Fertigwaren aber ist die Existenz des deutschen Volkes nicht gesichert. 

Ich halte es für wichtiger und wesentlicher, daß der Parteitag der CDU 
ein Sieben-Punkte-Programm für die deutsche Handelsschiffahrt annimmt, 
das praktische Maßnahmen enthält, als daß mit großen Ziffern und Zahlen 
im Wahlkampf um sich geworfen wird. 

Ich bitte, dem Parteitag eine weitere E n t s c h l i e ß u n g über Seehäfen 
vorlegen zu dürfen. 

S e e h ä f e n 
Eine aktive deutsche Seehafenpolitik ist die weitere Voraussetzung für 
den Aufbau der Handelsflotte. Ohne B a s i s h ä f e n und entsprechend 
großes Ladungsaufkommen ist ein wirksamer und rentabler Einsatz der 
deutschen Handelsschiffahrt nicht möglich. 

Die A u f g a b e n der größten deutschen Seehäfen Hamburg und 
Bremen sind e u r o p ä i s c h e r N a t u r . Aus der gesamtpolitiscfaen 
EntwicJclung heraus hat sich die verkehrspolitische Situation Hamburgs 
und auch Bremens gruodlcigend geändert. Sowohl der Bund als auch das 
übrige Europa werden diesen Tatsachen Rechnung tragen müssen. Der 
H a f e n H a m b u r g muß sich mit europäischer Unterstützung bereit­
halten, für den Augenblicke der Wiedervereinigung mit dem Osten und 
damit der Aufnahme normaler Handelsbeziehungen. 

Ich bitte Sie, eingedenk der Worte des Herrn Bundeskanzler von gestern, 
wo er von den Slernstunden der Menschheit sprach, -auch bei unserer Wirt­
schafts- und Sozialpolitik daran zu denken, daß wir vor einem entscheiden­
den Augenblick in unserer wirtschafts- und sozialpolitischen Geschichte 
stehen. Wir sind als Christlich Demokratische Union dazu berufen, diese 
für unser Volk so entscheidenden Aufgaben nunmehr zu verwirklichen. 
(Beifall.) 

Bundesarbeitsminisler Anton Storch: 
Wir werden in diesem Jahr einen sehr harten Wahlkampf zu führen 

haben. Die Opposition wird sich vielleicht die Mühe machen, festzustellen, 
daß wir zwar auf wirtschaftpolitischem Gebiete Fortschritte gemacht haben, 
aber sie wird dem Volke draußen sagen, daß auf sozialpolitischem Gebiet 
nicht alles getan worden sei, was hätte geschehen können. Lassen Sie 
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midi deshalb ein kleines Panorama von dem geben, was wir seit der Zeit, 
wo wir die Verantwortung flbernommon haben, durdigefflhrt haben. 

W i r t s c h a f t s p o l i t i l c u n d S o z i a l p o l i t i k s i n d a u f G e ­
d e i h u n d V e r d e r b m i t e i n a n d e r v e r b u n d e n . Ohne eine 
gute und leistungsfähige Wirtschaft ist keine Sozialpolitik möglidi. Als 
wir im Frankfurtor Wirtsdiaftsrat vor der Aufgabe standen, aus einem 
Trümmerhaufen winder ein bewohnbares Heim in Deutsdiland zu madien, 
haben wir die sozialpolitisdien Fragen in den Vordergrund gerüdct. Wir 
waren uns darüber klar, daB eine wirklidic Sozialpolitik nur unter der 
Sriiaffung der wlrtsdiaftlidien Voraussetzungen möglidi sei. Idi als Arbeits-
ministr>r .sage Ihnnn in aller Offenheit: D i e g r ö ß t e s o z i a l p o l l t l s c h e 
T a t h a t d i e CDU b e g a n g e n , a l s s i e im W i r t s c h a f t s r a t 
d e n Mut a u f g e b r a c h t h a t , d i e Z w a n g s w i r t s c h a f t zu 
b c s p i t i g o n u n d d e r f r e i e n M a r k t w i r t s c h a f t w i e d e r z u r 
W i r k s a m k e i t zu v e r h e l f e n . (StQrmisdier Beifall.) 

Wir waren uns bewußt, daB wir mit einem Wirtsdiaftsprodukt, das 50% 
desjenigon von 1936 betrug — außerdem damals nur fflr 36 Millionen 
Mensdien auszureidicn braudite —, nidit für 48 Millionen Mensdien eine 
bessere Lnbonshasis sdiaffen konnten. Wir waren uns darüber klar, daß 
man aus einer Zwangswirtsdiaft, die sidi kaum von einer Planwlrtsdiaft 
iintcrsdieidcn Idflt, nIdit ein vergrößertes Wirtsdiaftsprodukt bekommen 
konnte. 

Als wir in F r a n k f u r t die ersten Früditc unseres mutigen Tuns ge­
sehen haben, da haben wir an die sozialen Probleme unserer arbeitenden 
Mcnsdicn sehr wohl gedadit. Hier sitzt Herr Oberdirektor Dr. P ü n d e r, 
der mit bestätigen wird, daß wir uns damals alles Ernstes mit der Frage 
bcsdiaftigt haben: Wie können wir, nadidem Wirtsdiaftsprodukt im Steigen 
ist, dorn arbeitendon Mensdien ein besseres Sozialredit geben? Es war 
niemand in unserer Fraktion in Frankfurt, der nidit freudig zugestimmt 
hat. Wir haben damals etwas gcmadit, was die Opposition gar nidit für 
möglidi gehalten hat. Wir haben im S o z l a l v c r s i c h e r u n g s -
a n p a s s u n g s g e s e t z den gewcrblldien Arlieitem dasselbe Redit ge­
geben, wie es vorher die Angestellten hatten. 

Man hat mir damals in der Opposition in Frankfurt gesagt; Das kannst 
du gar niditl Madi os dir nidit so sdiwer, drüdce die Leistungen in der 
Angestelltenvorsidierung etwas herunter, hebe sie etwas in der Invaliden-
versidiening, und dann findest du den mittleren Weg. Wir haben uns auf 
den Standpunkt gestellt, daß man in einer Notzeit nidit soziale Rcdite ab­
bauen kann, sondern daß man dazu übergehen muß, diejenigen, die zurüdc-
gebliebcn_ sind, auf einen h ö h e r e n S t a n d zu bringen. 

Wir haben es durdigcsctzt, was man in der ganzen Weimarer Zeit nidit 
gekonnt hat. Diese Dinge werden immer sdinell vergessen. Heute tut 
man so, als ob das nur eine Bagatelle gewesen wäre. Idi frage aber, warum 
hat man denn die Dinge nidit anders gestaltet in der Zeit, als man die Ver­
antwortung trug? 

Tdi bin auf der s o z i a l p o l i t i s c h e n T a g u n g d e r S o z i a l ­
d e m o k r a t i s c h e n P a r t e i gewesen. Einer der dortigen Redner hat 
sehr stark an uns herumkritisiert. Der alte Wissi'l, der alte sozialdemokra­
tische Arbeitsminister aus der Weimarer Zelt, saß dabei, und idi habe ihm 
gesagt: Kollege Wissel, es muß Ihnen dodi sonderbar zu Gemüte gewesen 
sein,' als man die Unfähigkeit der Arbeitsminister herausgestellt hat. Sie 
waren es ja vor mir. Sie haben es ja nidit gekonnt. Wir haben es getan, 
weil wir wußten, daß wir für diesen Aufbau und fflr die Vergrößerung des 
Wirtsdiaftsvolumens Mensdien in den Betrieben haben muBtcn, die die 
Überzeugung hatten, daß aus dem nröBeren Wirtsdiaftsprodukt audi für 
sie eine bessere Stellung für die Wcdiselfälle des Lebens gcsidicrt war. 
Aber daran geht man vorüber. 
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Als wir nach Gründung der Bundesrepublik daran gingen, unseren 
K r i e g s o p f e r n wieder ein besseres Lebensniveau zu geben, standen 
wir vor der Frage, die bisher von den Ländern aufgebradite Summe in 
Höhe von 1,9 Milliarden auf über 3 Milliarden zu erhöhen. Kollege SdiSffer 
hatte damals seine liebe Not, die Gelder für derartige soziale Maßnahmen 
zur Verfügung zu stellen; aber er hat es getan, und alle Minister dieses 
Kabinetts haben einer Erhöhung der Ausgaben auf 3,2 Milliarden zuge­
stimmt. 

Wir haben dafür gesorgt, daß die Renten der S o z l a l v e r s i c h e -
r u n g s r e n t n e r erhöht wurden. Hier mußte der Bundesfinanzminister 
wiederum 860 Millionen zur Verfügung stellen. Wir haben das Gesetz 
durchgesetzt. Ich sehe noch, wie unsere Freunde den Antrag stellten, die 
Renten der Sozialversidierungsrentner um 25 Vo zu erhöhen. Da hat einer 
aus der Opposition gerufen: was sagen denn dazu der Arbeitsminister und 
der Finanzminister? — Idi habe ihm gesagt: jawohl, das Gesetz Ist bereits 
fertiggestellt und wird in kürzester Frist ins Parlament gebracht. Da gab 
es eine gewisse Verwunderung, daß wir derartige soziale-Maßnahmen be­
absichtigten. Man hat nalürlidi nadhher viele Zusatzantrage gestellt, und 
zwar hat man einen z u s ä t z l i c h e n K o s t e n a u f w a n d v o n 6 M i l ­
l i a r d e n g e f o r d e r t . Bei solchen Anträgen muß man sich alles Ernstes 
fragen, Ist das nun ehrlich gewollt, oder ist es nichts anderes als A g i t a ­
t i o n . Ich persönlich stehe auf dem Standpunkt, daß wir für breiteste 
Volkssrtiichten und vor allen Dingen für diejenigen, die auf der Schatten­
seite des Lebens stehen, zu sorgen haben, Wir dürfen aber niemals Ver-
sprecjiungen machen, die aus dem Sozialprodukt nicht erfüllt werden kön­
nen. (BeifaU.) 

Bei allen unseren Maßnahmen hatten wir Immer die Sorge, ob wir unsc>re 
W ä h r u n g halten konnten. Viele Leute haben gesagt: so eine kleine 
Inflation, so eine Konjunkturspritze von einigen Milliarden, kann gar nichts 
schaden. Sogar Ausländer haben uns gesagt: seid ihr denn wirklich der 
Meinung, daß Ihr In einer derartigen Situation ohne irgendwelche Ab­
wertung eure Währung durchbringen könnti — Wenn man In einer spä­
teren Zeit aus einer objektiven Schau heraus die Geschichte schreiben 
wird, dann wird man feststellen, daß es das V e r d i e n s t u n s e r e s 
F i n a n z m i n i s t e r s ScfaSffer ist, die Währung stabil zu halten, well er 
wie ein Engel mit dem flammenden Schwert vor unserer Währung ge­
standen hat. (Beifall.) 

Wir wollen uns keiner Täuschung hingeben; nicht nur mit sozialen 
Mehrleistungen können wir die sozialen Probleme unserer Zeit lösen, 
sondern dazu gehört eine a n d e r e g e l s t i g p E i n s t e l l u n g aller 
Menschen zum Wirtschaftsleben selbst. 

Wir haben durch das K ü n d i g u n g s s c h u t z g e s e t z eine Ordnung 
in Deutschland geschaffen, wie sie in keinem anderen Lande der Erde 
cregeben Ist. Wir haben den arbeitenden Menschen ein Heimatrecht im 
Betrieb gegeben. Wir haben das Betriebsverfassungsgesetz verabschiedet. 
Wir haben festgestellt, daß die Probleme, die hier zu lösen waren, von der 
anderen Seite gar nicht gesehen worden sind. 

Durch die industrielle Entwicklung des letzten Jahrhunderts Ist ein 
großer Teil unseres Volkes wlrtsciiaftllch abhängig geworden. Das hängt 
mit der technischen EntwIcJclung zusammen und hat mit dem Wollen des 
einzelnen gar nichts zu tun. Wir sollten deshalb nicht der einen Gruppe 
In unserem Wirtschaftsleben wegen der Entwicklung des vergangenen 
•Jahrhunderts Vorwürfe machen. Über eines waren wir uns klar: H i e r 
h a n d e l t e e s s i c h n i c h t d a r u m , w i r t s c h a f t l i c h e M a c h t 
an d i e O r g a n i s a t i o n e n zu v e r t e i l e n , s o n d e r n d a r u m , 
d e m e i n z e l n e n M e n s c h e n im W i r t s c h a f t s l e b e n w i e d e r 
s e i n e W ü r d e z u g e b e n . (Beifall.) 
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Diosc Frage ist aufgeworfen worden durdi dßn Katholikentag in Bodium 
und durdi die Erkiärungcn der evangelisdicn Kirdie, die die Monsdicn-
wQrde gegenQbcr dem Koliektivismus — der sdion bis zur Elbe reidit — 
hcrvorgelioben und herausgesteilt haben. 

Wir haben uns nicht 'irre machen lassen, auch nidit durch die Protoste 
der Massenorganisationen auf den Straßen. Wer spricht heute nodi von 
diesen Dingen? Dieselben Kreise, die damals die Dinge bekämpft haben, 
kommen heute und sagen: es ist doch mandics Gute in diesen Gc>sctzcn. • ~ 
Wir stehen in einer sehr ernsten Zeit. W e n n w i r d e n W e g z u m 
K o l l e k t i v g e h e n , d a n n e n d e n w i r im K o m m u n i s m u s , so 
bestimmt wie zweimal zwei vier ist. (Beifall.) 

Lassen Sie mich kurz auf die Dinge verweisen, wie sie sich im vorigen 
Jahrhundert entwickelt haben. Vor gut 100 Jahren haben M a r x u n d 
E n g e l s ihre programmatischen Grundlagen entwickelt und der Mensch­
heit gesagt, nach clicscr Epoche gibt os nur eine Möglichkeit, wieder eine 
gerechte Ordnung zu schaffen; das ist die soziale Revolution. 

Zu derselben Zeit stand in Mainz auf der Kanzel der Bischof Emanuel 
von K e t t e l c r , der schon damals die gefährliche Entwicklung des da­
maligen Wirtschaftssystems gesehen hat. Er hat zu Reformern aufgerufen. 
Wenn heute Marx und Engels wieder unter uns ständen und sähen, was 
dort geschehen ist, wo ihre Konzeption restlos angewendet wurde, dann 
würden sie verzweifeln an der Menschheit. (Bnifali.) 

Und wenn Bischof Emanuel von Kettcler wieder vor uns stände, würde 
er sagen: Die Menschen haben mich verstanden; es hat zwar eine gewisse 
Zeit gedauert, aber die Menschen haben ihre Freiheit behalten! 

Wir sollten uns über eines klar sein: wir können in unserer Zeit 
n i c h t a l l e P r o b l e m e d u r c h d i e P o l i t i k l ö s e n . Gestern hat 
Dr. Nahm ein sehr ernstes Wort über die seelische Not der jugendlichen 
Menschen gesprochen, die heute aus der Ostzone zu uns kommen. Wir 
hören immer wieder die Forderung: was hat der Staat getan, um diese 
jungen Menschen in unsere Denkweise einzuführen? Es ist wiederum 
die Zeit gekommen, wo Männer da sein müßten wie der alten Gosellen-
vater K o 1 p i n g, der Häuser für die Menschen errichtet hat. die keine 
Heimat hatten und als Handwerksburschen auf der Straße lagen. Die 
Stunde für solche Organisationen ist gekommen. Wenn ein Adolf Kolping 
nicht vor hundert .Jahren gewirkt hätte, dann müßte er heute wirken. 
Glauben Sie doch nicht, daß man'diesen jungen Menschen, die nicht auf 
einem festen Fundament stehen, so ohne weiteres helfen kann. 

Tch habe im vergangenen Jahr in H a n n o v e r mit dem Oberbürger­
meister darüber gesprochen, eins der beiden Häuser, die früher dem 
C^rseilenvercin gehörten, ihm wieder zurückzugeben. Der Olierstadt-
direktor, der herbeigerufen wurde, sagte, das brauchen wir gar nicht. 
Wir haben 4 Jugendheime in der Stadt, die nicht besetzt sind. Ich habe 
ihm gesagt, sie sind deshalb nicht besetzt, weil kein gesunder Geist dort 
herrscht. Geben Sie eines dieser Häuser dem katholischen Gcsellenverein 
und eines dem Christlichen Verein Junger Männer, und Sie werden sehen, 
daß die Räume nicht groß genug sein werden, um die Menschen, die eine 
Heimat suchen, unterzubringen. (Lebhafter Beifall.) 

Es wird die Aufgabe meines Kollegen Lehr sein, bei der Vorgebung der 
Mittel aus dem B u n d e s j u g e n d p l a n an diese Arbeiten heranzu­
gehen. (Beifall.) 

Wir brauchen nicht mit Furcht und Angst den kommenden politischen 
Auseinandersetzungen entgegenzusehen, sondern wir können mit offenem 
Gesicht in diese Fcldschlacht ziehen. Ich wünsche nur eins: daß wir mit 
einer einheitlich ausgerichteten Parole in diesen Wahlkampf gehen und 
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daß wir unseren dcutsdien Menschen plausibel madien, daO Wlitsdiafts-
und Sozialpolitik nicht getrennt werden können, sondern eins auf dem 
anderen aufgebaut werden muß. Daran mitzuarbeiten ist Ihre Aufgabe 
so gut wie unsere, die wir in der Regierung sitzen. (Starker Beifall.) 

Bnndeswlrtsdiaftsmlnlster Prof. Dr. Erhard: 
Sie haben der sozialen Marktwirtschaft schon allenthalben zugestimmt. 

Sie werden sich deshalb wunderrt, daß ich nicht die Absicht habe, über 
die soziale Marktwirtschaft zu sprechen, sondern über die M a r k t ­
w i r t s c h a f t v o n l i n k s . Das ist die neue Parole der Sozialdemokra­
tischen Partei. Ich glaube, es ist ein ernstes Anliegen, nicht nur ffir uns, 
sondern ffir das ganze deutsche Volk, wenn wir neben der Rechenschafts­
legung zugleich aufzeigen, welche Bewandtnis es mit der Marktwirtschaft 
von links — ich würde lieber sagen „Marktwirtschaft mit Linksdrall* — 
hat. (Heiterkeit.) 

Die Parole wurde deshalb ausgegeben, weil man mit Tdcen von Plan-
und Zwangswirtschaft in der deutschen Öffentlichkeit keine Geschäfte 
mehr machen kann. Sie haben eingesehen, daß damit eine B a n k r o t t ­
a n s a g e erfolgt, wenn sie bei ihrem alten iProgramm bleiben. Wir müssen 
aber fragen: k a n n d e n n d i e s e P o l i t i k d e r SPD e h r l i c h g e ­
m e i n t s e i n ? Wenn ich das annehmen müßte, dann kann ich nur zu 
dem Ergebnis kommen, daß alle Kritiker, die mich so getreulich durch 
5 Jahre begleitet haben, eigentlich nichts anderes waren als Hanswurste. 
Es ist unmöglich, daß man 5 Jahre mit solcher Geschlossenheit und Kon­
sequenz eine Wirtschaftspolitik angreift, sie schlecht macht, das ganze 
deutsche Volk verhetzt, um dann in der entscheidenen Stunde sich selbst 
zu dem gleichen Prinzip zu bekennen. (Beifall.) Ich nehme also dieses 
Programm nicht ernst. Ich glaube, das deutsche Volk wird gut daran tun, 
sich auch entsprechend zu wappnen. 

Was ist der äußere G e g e n s a t z , der z w i s c h e n d e r M a r k t ­
w i r t s c h a f t v o n l i n k s und u n s e r e r s o z i a l e n M a r k t ­
w i r t s c h a f t bestehen soll? Die Sozialdemokraten werfen uns vor, 
wir seien monoman in unserem marktwirtschaftlichen Denken, obwohl ich 
der Meinung bin, daß es gerade die Konsecpienz war, die uns die Früchte 
dieser Politik hat ernten lassen. Demgegenüber setzt die Sozialdemokratie 
die These: so viel Marktwirtschaft als möglich und so viel Planwirtschaft 
als nötig. Es ist die Frage: wer entscheidet das? Etwa die Tausende 
von Funktionären, die die SPD dauernd ausbildet und die am lüsternsten 
sind, sich zu betätigen? Wir haben immerhin einige Anhaltspunkte, 
wieviel Planwirtschaft die SPD für notwendig hält. Ich zitiere ihre promi­
nentesten Vertreter, wenn ich zum Beispiel auf Herrn A g a r t z verweise, 
der bei der Verlängerung des Bewirtschaftungsnotgesetzes Ende 1949 
sagte, das wäre Scharlatanerie, wenn man es heute aus parteipolitischer 
Taktik so hinstellen wollte, als ob auch nur die allergeringste Chance 
bestehen sollte, bis Ende 1949 von der Zwangswirtschaft und der Rationie­
rung loszukommen. Wir würden sie noch viel länger aufrechterhalten 
müssen. Herr S c h ö t t l e hat sich mit allen Mitteln gegen die Auflösung 
der Zwangswirtschaft und Rationierung gestemmt. Wenn diese von uns 
verfolgte Wirtschaftspolitik sich durchsetze, würde der Mangel zu einer 
permanenten und ewigen Erscheinung werden. Herr K r e i s i g sagte: 
die Preise werden um das drei- bis vierfache steigen und der deutsche 
Arbeiter wird sich dann vielleicht ein paar Socken, oder, wenn es hoch 
kommt, ein Hemd kaufen können. Aus einer solchen geistigen Haltung 
kann man ungefähr ablesen, wieviel die Sozialdemokratie an Planung 
und Planwirtschaft für nötig erachten würde, wenn ihre Marktwirtschaft 
von links zum Zuge käme. 

Diese Zwitterpolitik, die hier getrieben wird, bedeutet eine w i r t ­
s c h a f t s p o l i t i s c h e F a l s c h m ü n z e r e i . Ich kann nur hoffen, 
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daß das doutsdio Volk auf dieses Gaukelspiel nicht hereinfallen wird. 
(Starker Beifall.) 

Tm ilbrlgnn scheint die R e g i e dort nicht ganz zu stimmen. Denn in dem 
filc'irtinn Äuqcnbllclc, wo der" Wettbewerb und die freie Preisbildung ver­
kündet wird, äußert der fahrende Politiker, Herr O l l c n h a u o r : die 
Vi-rteilung des Sozialprodukts über den Preis wSre die brutalste Methode 
der Rationienmg. 

Wenn das Sozialprodukt nicht über den Preis, über die F u n k t i o n 
d e s ( l e i d e s zur Verteilung kommen soll, dann gibt es nach Adam 
Riese nur eine Methode: d e n ' B e z u g s c h e i n , die Verteilung über die 
Bürokratie. V.s wSre also nützlich, wenn neben den vielen Schulungskursen 
der SPD die hohen Funktionare einmal in die Geheimnisse der Markt­
wirtschaft eingeweiht würden. (Beifall im Hause.) 

Wir lesen dann nfich mehr über diese Marktwirtschaft von links. Da sagte 
7um Beispiel mein Iiesonderer Freund und Gönner, Herr Professor N ö l -
t i n a (Heiterkeit): Wir wollen die Hand am Stellwerk der Wirtschaft halten, 
um Blutdruck und Gangart dieses Wirtschaftsmechanismus in der Hand zu 
behalten. 

Weil diese Politik zweifellos dahin führt, würde es sehr viel richtiger 
crewesen sein, wenn er gesagt hStte: Wir wollen die H a n d an d e r 
G u r g e l des wirtschaftenden Menschen halten, um ihm gerade so viel 
I.uft zuzuführen, daß er In der abhängigen Stellung des Staates ver­
bleiben muß. (Beifall.) 

Was w I r erreichen wollten und haben, ist die B e f r e i u n g des wirt­
schaftenden Menschen aus der Fron der Stant^wirtschaft und die Bi>-
freiimcr von i-Iner übermütigen Bfirokrtilie. Tch niaiilw. wir können diesen 
Weg nicht weit genug gehen und ihn entsprechend verfolgen. Die SPD 
- • um das Proaramra der Marktwirtschaft von links noch einmal zu be­
leuchten • - ist der Auffassung, das Schwergewicht, das Rückgrat der Ka­
pitalbildung und Investitionstätigkeit müßte beim Staat liegen. Sie sagen 
das In dem gleichen Augenblick, in dem sie sich mit halbem Herzcm zum 
Eigentum beliehnen. Nein, wer der Meinung ist. daß die Kapitalbildung 
eine Funktion des Staates sein müßte und daß selbst die Verwendung dos 
dann noch schmdlen Restes von privatem Kapital unter staatliche Kontrolle 
einstellt werden müßte, der löst den tieferen Inhalt des E i g e n t u m s 
eigentlich völlig auf. Wir haben gehört, daß das Eigentum kein geheiligter 
Begriff sei; man könnte es nicht so darstellen, meint die Sozialdemokratie, 
sondern müßte den Eigentumsbegriff .fortentwickeln*. Das ist ein neuer 
tnchnischcr Ausdruck für Diebstahl. (Große Heiterkeit.) Wenn ich in Zu­
kunft {emand etwas aus der Tasche ziehe, dann werde Ich sagen: ich habe 
es Ihnen fortentwickeln (Beifall und Heiterkeit.) 

Um den Widerspruch dann noch voll zu madicm, wendet sich heute die 
Sozialdemokratie ganz bewußt an den dcnitschen M i t t e l s t a n d . Das ist 
kein Zufall. Während wir uns bemüht haben, den deutschen Arbeiter aus 
einem materiellen Proletarierdasein immer mehr herauszuheben. Ihm selbst 
auch den Wert der Persönlichkeit, seine Leistung und Würde zurückzu­
geben, in dem Augenblick also, wo der materielle Lebensstand es nicht 
mehr beciünstigt, Proletarier zu züchten und proletarischen Geist aufrecht 
zu erhalten, wendet sidt die Sozialdemokratie an den Mittelstand, ganz 
offenkundig deshalb, weil berechtigte oder nicht berechtigte Klagen oder 
Wünsche von dieser Seite vorgebracht werden. Weil Proletarierdasein 
nicht mehr materiell begründet werden kann, sondern aus der geistigen 
SphSre heraus nur noch eine Lebensmöglichkeit haben könnte, deshalb 
glaubt die Sozialdemokratie im Mittelstand die Grundlage zu finden für 
eine P r o l c t a r i s l G r u n g d e s G e i s t e s d i e s e r S c h i c h t e n . 
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Hier liegt ein Phänomen vor, das durdiaus emsl zu nehmen ist. Wir 
sind seit 30 Jahren etwa — nicht nur in Deutschiand, sondern in der 
ganzen demokratisctaea Welt — in eine Enlwidclung hineingeraten, in der 
der e i n z e l n e M e n s c h b e s o r g t sein muß, ob es durdi eigene Arbeit 
möglich sein könnte, noch das eigene Dasein zu gestalten, um die Zukunft 
und das Alter zu sidietn. Wir erlebten das selbst aus Kreisen, die vor 
20 Jahren noch es als eine persönliche Beleidigung empfunden hätten, 
wenn man ihnen hätte zumuten wollen, der Staat oder irgendeine kollektive 
Einriditung möchte die Sicherung des Lebens übernehmen. Immer wieder 
werden Gedanken dieser Art laut: Wie können wir es sichern und gewähr­
leisten, dafi wir trotz imserer ehrlidien Arbeit und aller Anstrengungen 
für unsere Zukunft und unser Alter ein Mindestmaß an Sicherheit erhalten. 

Ich glaube, die Ursache liegt darin, daß in einer langfristigen Entwicklung, 
die etwa mit dem ersten Weltkrieg eingesetzt hat, der S t a a t in i m m e r 
w e i t e r e B e r e i c h e d e s p r i v a t e n L e b e n s eingedrungen ist, und 
zwar immer unter sozialen Vorzeichen und Begründungen, er hätte öffent­
liche Aufgaben zu erfüllen, um der Wohlfahrt willen müßte er so handeln. 
Icii habe persönlich nidit den Eindruck, daß in dem gleichen Ausmaß, als 
die öffentlichen tlaushalte in aller Welt sich aufgebläht haben, das Gefühl 
der persönlichen Sidierheit und Beruhigung gewachsen ist, sondern ein 
umgekehrter Prozeß hat eingesetzt. Je mehr sich der Staat um den ein­
zelnen Menschen, das private Schicksal und Leben gekümmert hat — ich 
spreche damit gewiß nicht von den unbedingt notwendigen Sozialleistungen, 
die ich ebenso bejahe wie Herr Albers und Herr Storch —, desto schlechter 
hat es sich für ihn gezeigt. Hier müssen wir wieder zurückgehen, auch 
um der sozialen Konsequenzen willen. Wenn etwa der Freiberufliche nicht 
mehr in der Lage ist, für sich selbst zu sorgen, wenn der Gewerbetreibende 
— ob Händler, Handwerker oder Industrieller — nicht mehr aus seiner 
eigenen Leistung die volkswirtschaftlichen Funktionen erfüllen soll und 
kann, die er erfüllen müßte, wenn er bei allen Anliegen zur Steigerung 
der Produktivität oder menschlich und individuell gesprochen zur Siche­
rung seiner Zukunft den Staat braucht, in dem Augenblick muß er not­
wendig wieder v o m S t a a t s b ü r g e r z u m U n t e r t a n werden und 
gerät damit wieder in die Abhängigkeit des Staates. (Beifall.) 

Warum bemühen wir uns denn so, in der Expansion zu bleiben, das 
Sozialprodukt auszudehnen und das Volkseinkommen zu erhöhen? Weil 
nur aus der höheren produktiven Leistung, aus der besseren Ergiebigkeit 
unserer Arbeit das gewonnen werden kann, was hinreicht, um dem Staat 
gewährleisten. Nach mein«r Auffassung würde die beste Staatspolitik die 
die Erfüllung seiner legitimen Aufgabe, die Sicherung der Währung, 
sein: Wenn wir über die weitere Ausdehnung unserer Volkswirtschaft 
immer weitere Kreise in dc2n Produktionsprozeß einbeziehen, sie dort ar­
beiten lassen mit einem ausreichenden würdigen Einkommen, den Staat 
also auf der Ausgabenseite zu entlasten und über das größere Volumen 
der Volkswirtschaft dann auch auf organischem Wege zu einer Steuer­
senkung zu gelangen. 

Heute ist der S t a a t an d e r K a p i t a l i n v e s t i t i o n der Volks­
wirtschaft m i t 42 V» b e t e i l i g t . Unsere Investitionsrate in Deutschland 
ist so hoch wie in den anderen modernen Industriestaaten. Es wird also 
investiert, weil das so sein muß, und die S i c h e r u n g d e r A r b e i t s ­
p l ä t z e unsere wichtigste und vornehmste Aufgabe sein muß. Aber 
warum müssen 42*/o über die öffentlichen Haushalte gehen? Warum der 
Staat so viel Kapital bilden? Ich bin der Meinung, daß in der Imrestition 
privatwirtschaftlicher Art der Staat grundsätzlich nichts zu suchen hat. 
(Sehr richtig und Beifall.) 

Der Staat hat auch seine Investitionsausgaben, wie die Erstellung von 
Schulen, Instandhaltung von Verkehrswegen und dergleichen mehr. Dar-
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über ist kein Wort zu verlieren. Aber e s i s t e t w a s n i c h t i n O r d -
n u n g , wenn der einzelne Staatsbürger, der seine Steuern entrichtet, dann 
nidit mehr in der Lage ist, sein eigenes Unternehmen, für das ur der 
Volkswirtschaft verbürgt und verpflichtet ist, nur dann aufrechtzuerhalten, 
wenn er staatliche Hilfe erhält. (Sehr richtig.) 

Es ist ein grotesker Widersprudi — ich spreche ganz bewußt die Kreise 
des Mittelstandes an —, wenn sie auf der einen Seite nach immer mehr 
staatlidier Hilfe und Unterstützung verlangen, auf der anderen Seite sidi 
über überhöhte Steuern beklagen. (Beifall.) 

W a s w i r in u n s e r e m ö f f e n t l i c h e n L e b e n b r a u c h e n , 
d a s i s t n i c h t m e h r S t a a t , s o n d e r n d a s i s t w e n i g e r S t a a t I 
(Beifall.) Hölderlin sagte einmal: Die haben den Staat zur Hölle werden 
lassen, die ihn zu ihrem Himmel machen wollten.* Ich glaube, darin liegt 
ein sehr wahres Wort. Rufen Sie also nidit nach mehr staatlicher Hilfe, 
sondern begnügen Sic sich mit wenig staatlicher Hilfe. Damit wird die 
Möglidikeit eröffnet, den S t a a t a u s d e n i l l e g a l e n B e r e i c h e n 
s e i n e r B e t ä t i g u n g w i e d e r z u r ü c k z u d r ä n g e n , um ihm 
dann auf Grund der eigenen Leistimg die breiteren und besseren Lebens-
möglicfakuiten zu eröffnen. Es ist unwürdig, wenn der Staatsbürger sein 
Dasein nur dann fristen kann, wenn der Staat entweder für sein Alter 
sorgt, oder wenn der Gewerbetreibende staatliciie Unterstützungen fordert, 
die der Staat ihm ja nicht geben kann, weil ihm diese Mittel nicht irgendwo 
vom Himmel herunterfallen. Der Staat kann sie nur geben, wenn er 
sie vorher dem Staatsbürger abgenommen hat. 

So wird dem Staatsbürger eigentlich zuviel genommen. Es ist nidit richtig, 
wenn er sich nadibcr versdiuldcn mufi für das, was ihm eigentlich nach 
Recht und Moral zusteht. Das ist jener verhängnisvolle Weg, auf den die 
ganze Welt in den letzten 35 Jahren mehr oder weniger gekommen ist. So 
wie wir in der Wirtschaftspolitik das Steuer um IBO Grad herumrissen, 
so müssen wir, glaube icii, auch in dieser Beziehung eine entscheidende 
Wendung vollziehen. (Beifall.) Der Boden für unser Denken, unsere Hal­
tung und unser Fühlen wird um so besser bereitet sein, je mehr wir wieder 
dem einzelnen Mensdien zu seiner Würde, zum Werte seiner Persönlichkeit 
und seiner freien Entfaltung verhelfen. 

Wir haben uns bemüht, diese Freiheit auch über die Grenzen unserer eige­
nen Volkswirtschaft und des Staates hinauszutragen. Wir haben die gleichen 
Prinzipien, die wir in der inneren Wirtschaft durchführten, aucii in der 
Au B e n w i r t s c h a f t anzuwenden versucht. Es ist sciion zum Ausdruck 
gekommen, als mein Freund Etzel hier von der L i b e r a l i s i e r u n g 
spradi. Aber wir werden hier nicht zum Erfolg kommen - — es ist ein ernstes 
Anliegen auch dieses Parteitages — wenn wir nicht die Verkrampfung und 
Verkrustung im zwisdicnstaatlichen Verkehr der Volkswirtsdiaft und die 
persönlichem Beziehungen der Menschen über die Grenzen hinaus auflösen. 

Die D e v i s e n z w a n g s w i r t s c h a f t ist im Kriege entstanden aus der 
Entartung des Denkens und Handelns, der einzelnen Menschen und der 
Staaten untereinander. Daß im Krieg Unordnung herrschen muB - - Je 
brutaler der Krieg, desto stärker.wirkt er sich aus —, bedarf, glaube ich, 
keiner Begründung. Um so wichtiger und notwendiger aber ist es in dem 
Augenblick, wo wir wieder die Volkswirtschaft den sozialen Zwecken des 
Volkes zuwenden, daB wir dann wieder gesunde wirtschaftliche Prinzipien 
zur Anwendung bringen. Heute ist der z w i s c h e n s t a a t l i c h e G ü t e r -
u n d L e i s t u n g s a u s t a u s c h v ö l l i g g e s t ö r t . Es gibt eigentlich 
in der Volkswirtschaft, soweit sie mit anderen in Verbindung steht, auf den 
Weltmärkten heuto k e i n e n P r e i s m e h r . Der Preis ist zu einer nichts­
sagenden Größe geworden und ein Gestrüpp von handelspolitischen Maß­
nahmen wird da aufgebaut, um im Endergebnis wenigstens noch so etwas 
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wie einen Aquivalenztausdi bewerkstelligen zu können. Wir sind so furcht­
bar stolz auf die modernen Errungensdiaften. Sehr viel weiter sind wir 
auch nicht gekommen. Wir tausdien heute Kontingente und Lizenzen mit­
einander aus, und über f a l s c h e W ä h r u n g e n müssen Manipulationen 
der vcrsdiiedensten Art durchgeführt werden, um wenigstens noch das Ge­
fühl der Sidierhelt den einzelnen zu geben, dafi nicht wirklidi betrügerische 
Manipulationen die zwischenstaatlidien Beziehungen vergiften. Deshalb ist 
nichts notwendiger, als daB wir die Devisenzwangswirtschaft überwinden 
und zu einer f r e i e n K o n v e r t i e r b a r k e i t d e r W ä h r u n g e n 
gelangen. (Beifall.) 

Warum ist das so schwer? Warum können wir das Ziel so schlecht er­
reichen? Nur darum, well die einzelnen Volkswirtschaften in Europa allent­
halben noch in Unordnung sind, weil sie d u r c h s o z i a l i s t i s c h e 
W i r t s c h a f t s i d e a l e v ö l l i g e n t a r t e t und verzerrt worden sind. 
Im Krieg schien es so, als ob man Wirtschaft mit jedem Unfug treiben 
könnte. Denn durch die völlige Reaktionsunfähigkeit, die Ausschaltung des 
Preises, die Erstarrung der Wechselkurse, durch die Beseitigung des wirt­
schaftlichen Gleichgewichts war Tür und Tor offen für alle Scharlatane und 
Gaukler, die sich auf diesem Felde betätigen wollten. (Sehr richtig I) 

Wir haben uns in D e u t s c h l a n d b e m ü h t , zu g u t e r O r d n u n g 
z u r ü c k z u k e h r e n . Andere haben noch nicht den Mut oder vielleicht 
die Kraft gefunden, dasselbe zu tun. Ihre Volkswirtschaften sind noch nicht 
erstarkt. Die Grundlage zu einer größeren Freizügigkeit im weltweiten Den­
ken und Handeln erfordert zunächst einmal die Einkehr bei sich selbst, die 
Herstellung der wirtschaftlichen und finanziellen Stabilität innerhalb der 
eigenen Nationalwirtschaft. 

Solange aber noch sozialistisches Denken irgendwo in Spuren in den 
Volkswirtschaften auch nur nodi übrig bleibt, solange kommen wir nicht 
zu einem EnrnpR. D e r S o z i a l i s m u s u n d d i e s o z i a l i s t i s c h e 
W i r t s c h a f t s i d e o l o g i e s i n d d e r S c h a f f u n g g r ö ß e r e r 
W i r t s c h a f t s r ä u m e , d e r f r i e d l i c h e n Z u s a m m e n a r b e i t 
d e r M e n s c h e n u n t e r e i n a n d e r g e r a d e z u f e i n d l i c h . Wir 
haben diese spitzen Widersprüche in der sozialistischen Doktrin immer 
-wieder erlebt. Früher haben sie den Staat geleugnet und in einer anarchi­
schen Gesinnung die klassenlose Gesellschaft verwirklichen wollen. In dem 
Augenblick, wo sie selbst die Verantwortung zu tragen hatten und ihre 
Wirtscfaaftsideologien In die Tat umsetzen wollten und gesdieitert sind, 
in dem Augcaiblicjc mußten sie sich von der übrigen Welt abkapseln. Sie 
mußten im Egoismus und Protektionismus dafür sorgen, daß der Unfug, den 
sie in der inneren Wirtschaft angestellt hatten, nicht von von außen her 
allzu sichtbar demonstriert wird. (Dr. Wuermeling; AusgezeichnetI] 

Deshalb können wir über die engeren Grenzen hinaus zu größeren Ge­
meinschaften nur dann finden, wenn wir das sozialistische Denken nicht 
nur im eigenen Raum, sondern auch in der übrigen Welt überwinden. 
Ich bin wahrhaft glücklich, daß es nach meiner festen Überzeugung heute 
keine Frage sein wird, wie dieses künftige Europa einmal beschaffen sein 
wird. Würde sozialistische Wirtschaftspolitik in Geltung bleiben, dann 
könnte dieses k ü n f t i g e E u r o p a nur ein z e n t r a l i s t i s c h e r O b e r ­
s t a a t werden, der mit dirigistischer Gewalt über die einzelnen National­
wirtschaften wieder hineinregiert in die einzelnen menschlichen Schicksale 
und Unternehmungen. Davor behüte uns der Himmel I Daher ist es auch 
ein so ernstes Anliegen von mir, daß in dem Weg zur politischen Formung 
Europas Schritt gehalten werden muß mit der Schaffung der wirtschaftlichen 
Entsprechungen. Sonst könnte es im schlimmsten und tragischsten Falle 
dahin kommen, daß 150 Millionen freie Menschen in Europa von dem Ideal 
eines freien Zusammenschlusses, einer freien Gemeinschaft beseelt sein 
werden und daß aus der Unzulänglichkeit der wirtschaftlichen Verhältnisse 
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/um Sdilufi diicli uidits anderes hprauskommcn könnte als eine euiopäische 
Zwdngswirtsüidlt. Das ist unsere Vcrpllidituag; sie ist aufierordentlidi emstl 

Wir ringen im Augenblick um die Realisierung der V e r t r ä g e , die 
Uurupa sdiafien soll. Sie kennen die Haltung der SPD, sie ist sehr cinfadi. 
Sic sagt zu allem nein, also sagt sie audi zu den Verträgen nein. Dann 
soll aber audi einmal der d e u t s c h e A r b e i t e r wissen, was dds in 
letzter Konsequenz für uns bedeuten würde, .nein* zu sagen. Wenn Deutsdi-
land in dem politisdien Zwielidit bliebe und die übrige freie Welt nidit 
sidier wäre, ob wir vorbehaltlos und mit freiem Heizen uns zur freien 
Welt bekennen, in dem Augenblidc könnte die Wirtsdiaft der Bundes­
republik nidit' mehr auf dieser Grundlage weiter handeln, gesdiweige 
denn ausgedehnt werden. Wir haben ein L c b e n n u r in e n g s t e r V e r ­
b i n d u n g m i t d e r ü b r i g e n W e l t . Heute industrialisiert und tech­
nisiert sidi die übrige Welt - - ein ProzeB, der überall wahrnehmbar ist - -
und daraus erwadisen unserer Produktions- und Investitionsgütorindustrie 
besondere Chancen. Sie würde sofoil in sidi zusammenfallen, wenn draußen 
in der Welt der Eindrudc entstehen würde: Was ist da über Ueutsdiland 
für ein diffuses Lidit; sind die denn wirklidi bereit, zu uns zu stehen? 

Dann würden wir zweifellos imscrcr Absatzdiancen verlustig gehen. 
Wer die Erstausstattung besorgt, bleibt audi im Gesdiätt für die Zukunlt. 
Aul der anderen Seite: wie sollten wir in dem Ringen um die Rohstoffe 
der Welt auf lange Sidit die Sidierung erhalten, wenn wir wieder im 
Zwielidit stehen würden gegenüber der freien Welt. Das könnte siüi in 
einem Sdirumpfungsprozefi unserer Volkswirtsdiaft auswirken, begleitet von 
zunehmender Arbeitslosigkeit. Darum mufi dem deutsdien Arbeiter gesagt 
werden: Die Haltung der Sozialdemokratie ist in hödistem Maße geeignet, 
eure Tätigkeit für die Zukunft aufs ernsteste zu gefährdenl Das müßten 
ja gerade die Menschen in Bremen und Hamburg wissen, wo die Verbin­
dung mit der übrigen Welt an jedem Tag siditbar wird. (Beifall.) 

Aber das politlsdie Leben der SPD ist sdiablonisiert. Unser Fraktionsvor­
sitzender von Brentano sagte gestern etwas von den 93 Abstimmungen, die 
dlle bei der SPD völlig einheitlich gelautet haben. Auch das gehört zur 
Demokratie, daß die Freiheit der Hntsdiließung des einzelnen gewahrt 
bleibt, Sonst braudit man ja keinen Abgeordneten zu wählen, keine Men­
schen und keine Persönlichkeiten, sondern daim genügt es, wenn man vcm 
dem Posten soundsovielc Klischeeabzüge anfertigt. Sie tun den glcidien 
Dienst. (Beifall.) Wir haben schon einmal erlebt, wie man in den Kollek­
tivismus und di>n lotali>ärt>n Staat hineingeraten kann. Das ist der andere 
Weg. Den wollen wir nidit gehen. 

Ich darf nodimuls zusammenfassen: Wo liegt denn eigentlicii die Rettung? 
Wie kommen wir zu der notwendigen Befreiung des einzelnen Staats­
bürgers audi auf materiellem Gebiet? - - im Geistigen haben wir den Durdi-
bnidi vollbracht • - damit er sein Leben und seine Zukunft selbst gestalten 
kann, das heißt in dem wc>ilcren wirtscfadftlidien Fortschritt, in der Expan­
sion. Darüber brauche ich nichts weiter zu sagen; das ist deutlidi gewor­
den. Aber auch hier ist die Haltung der SPD interessant. Als idi zum Bei­
spiel sagte, man müsse b r e i t e r e S c h i c h t e n a n d e n g e h o b e n e n 
K o n s u m h e r a n f ü h r e n , da wurde von der Presse der SPD gesagt: 
wo lebt der Mann eigentlich? Dann ist ausgeführt worden, wie hoch die 
Einkommen der ärmsten Schichten unseres Volkes sind mit der Frage­
stellung: wie sollten sich diese Leute etwa ein Auto, einen Kühlschrank 
oder eine Waschmaschine oder andere schöne Dinge leisten können? Ich 
glaube, diese Betrachtung ist so dumm wie nur irgend möglich. Das ist 
selbstverständlich: Die ersten Autos, die in der Welt produziert worden 
sind, sind nicht von Sozialrentnern gefahren worden, sondern von besser 
situierten Menschen. Aber wenn nicht der Anfang gemacht wird und sich 
der Fortschritt entzünden kann, nicht die Wohlfahrt langsam anwachsen 
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kann und das, was heute Luxus ist, morgen bereits breiter zerstreutes 
Gebraudisgut und übermorgen zur allgemeinen Lebenshaltung alltsr gebort, 
wenn wir darauf verziditen, wenn jeder, der den Kopf etwas höher über 
die Dcdce streckt, sofort wieder untergetaucht wird, wenn wir in einer 
öden Gleichmacherei und in der Vermassung das Ideal erblidcen, dann wer­
den wir alle nur in der Armut untergehen. (Beifall.) Dann leben wir zwar 
in einer Harmonie so wie von 1945 bis 1948, aber in der H a r m o n i e d e r 
a l l g e m e i n e n V e r e l e n d u n g . Das ist das schlimmste, was es geben 
kann. Darum ist es so gefährlich, wenn so viele Menschen, die in Deutsdiland 
am Werk sind, es immer wieder wagen, neue Neidkomplexe zu wecken und 
das deutsche Volk von einer Lebensangst in die andere zu jagen. Ein Volk, 
das nicht den Mut hat zur Wohlfahrt und zu einem bescheiden hohen 
Stand, ein solches Volk wird auch nicbt die Kraft entwickeln zur Arbeit, 
die notwendig ist. 

Sehen Sie, die Leute, die Autos und Kühlsdiränke produzieren, produ­
zieren ja nicht nur diese Güter, sondern auch gleicbzeitig Einkommen. 
Wenn wir auf diesen Konsum verzichten, dann verzichten wir auch auf die 
Einkommen, die aus unserer Arbeit entstehen. Die ganze Gesdiidite der 
Zivilisation ist ein einziger Beweis dafür, daO man nur auf solchem Wege 
weiterkommen kann. Warum hat dann Amerika einen so unwahrscheinlich 
hohen Lebensstandard? Dodi nicht, weil dort besonderes Klima herrsdit, 
sondern weil die Leute die richtige Wirtsciiaftspolitik treiben. Warum kann 
Amerika soviel zur Verteidigung der freien Welt tun? Nicht, weil es einen 
hohen Lebensstandard hat. Wenn wir auch das Ziel haben, den Lebens­
standard des deutsciicn Vollces zu verbessern, dann deshalb, um das 
deutsche Volk hochzuziehen in seinen Lebensmöglichkeiten, zugleidi aber 
auch, um uns als Land und Staat in die Lage zu versetzen, die Dienste und 
die Leistungen zur Verteidigung der freien Welt zu geben, ohne die unser 
Dasein so sehr gefährdet sein müBte. 

Deshalb lassen wir uns nicht irre machen. Hoffentlich läßt sich das 
deutsche Volk audi nidit blenden von den Verlockungen dieses Zwie­
lichtes, der Maiktwirtsdiaft von links. Unsere Marktwirtschaft ist etwas 
ganz anderes. Aber w i r h a b e n e s n i c h t n o t w e n d i g , m i t 
P h r a s e n u n d V e r l o c k u n g e n v o r d a s d e u t s c h e V o l k zu 
t r e t e n , scmdem wir sind in der angenehmen Lage, den Beweis anzu­
treten für das, was die Marktwirtschaft vermag. Deshalb werden wir audi 
zu kämpfen wissen. Idi werde den Herrschaften keine Antwort schuldig 
bleiben. Das kann ich versichern. (Starker, langanhaltender Beifall.] 
Präsident Johnen; 

Ich hoffe, Sie alle sind vom gleichen Geiste erfüllt. Wir werden also 
kämpfen und siegenl (Erneuter, anhaltender Beifall.) 

Dr. Heyn, Hamburg: 
Icii habe hier eine Entsdiließung des Landesvorstandes Hamburg zu begrün­

den. Da kann man es natürlidi nidit ganz kurz machen. Diese Entschließung 
des Landesvorstandes Hamburg wäre ja nicht notwendig gewesen, wenn wir 
auf die Eingabe des Landesvorstandes Hamburg vom 4. Dezember an die 
Parteileitung irgendeine Antwort bekommen hätten. (Hört-Hört-Rufe.) 

Da ich die Aufgabe habe, eine etwas rückblickende Kritik mit wenigen 
Worten zu begründen, möchte ich zunächst einmal einem Kritiker das 
Wort geben, Professsor P r e l l e r , der über unseren Bundesarbeilsminister 
Storch urteilte. Er appelliert an den christlichen Gewerkschaftler Storch, er 
hätte sich zum Vorkämpfer sozialpolitischen Fortschritts machen können. 
Wie anders haben sich christliche Gewerkschaftler, wie Dr. Hemrich Brauns 
und Adam Stegerwald verhalten, die beide gerade in rechtsgerichteten 
Koalitionen in der Weimarer Zeit iür den damaligen sozialpolitischen 
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FortsdirUt sorytcn, indem sie sidi auf die Giswcrlcsdiaften, auch auf die 
freien Ciewcrlcii(hatten, stüt/tcn. 

Idi habe mir sagen lassen, dafi in dem Zimiaci des Herrn Ministers die 
Bilder von U r a n u s und S t e g c r w a l d hängen. Vor diesem Bildern 
braucht dicsur Mann, das haben wir ihm heute bci^undct, nicht KU erröten. 
Ich habu als al^tivcr Politiker vor dem zweitcii Weltkriege die damaligen 
VurhältnisBc /ui- Zeit Brauns und Stegerwaids verfolgt. Vor den Aulgabun, 
die wir nadi dum '/weiten Weltkrieg hatten, sind sie bewahrt wurdcm. 
Wenn ich das sage, dann wird Herr Minister Storch auch wissen - - er be-
trachtüt mich, glaube ich, als armen theoretischen Narren, den man auch 
hinnehmen muH -, daB ich auch eine gewisse Kritik geübt habe an der 
Politik, die seit dum Zusanimunbrucfa durchgeführt wurde und zwar an der 
a l l g e m e i n e n H e n t c n z u l a g c . Ich betonte der «allgemeinem*. 

Im Bundestag scheint man nicht die Worte von Minister Storch zu vor­
stehen, wenn vv v(m einem vcrsicherungstedmiscfacn Defizit - - e r sagt es 
zwar nicht din>kt, aber es haben andere gesagt • - von 50 Milliarden DM 
spricht und stiinu Mitarbeiter sagen, dann müßten die Beiträge in 2 Jahren 
um SO'Vu erhöht wi-rden. Es geht der Wettlauf, der zum Wahlkampf immer 
stärker und schürli>r wird, immer weiter. Mau hört nur: Rentenzulagen, 
Reatenxulagcn usw. 

Der CMou di:s gauz(>n ist der S o z i a l p l a u . Er verdeutlicht das, was 
Ministi>r Erharci rjusagt hat. Man geht nicht nur mit cilnum Wirtscfaaftsplan 
mit Linksdrdll vor, simdrm Professor Preller hat gesagt: Auf in den Wahl-
kampl mit dem So/ialplan der SPD. Ich habe diu Aufgabe, in einigen Tagen 
im Landcsaushc'iiuß Hamburg zu referieren über den Sozialplan, da manche 
unserer i<reundi< nicht so auf Abwehr gewappnet sind. Ich darf das aus­
führen, was ich am l'reitag in einem Leitartikel im .Hamburger Anzeiger* 
gesagt habu: Siizialplan gegen soziale Marktwirtschaft. Es dürfte vielleicht 
Herrn Professur Erhard interessieren, daß nicht nur vom Wirtschaftsplan 
Cjê dbren für eine sn/iale Marktpolitik drohen, sondern gerade von dieser 
Seite. Professor Prullur sagt, daß die fortschrittlidie sozialistische Sozial­
politik im Zusanimunhang mit einer Wirtschafts- und Kapitallenkungspolitik 
und eiuiT so/.iaIistisi1iun Wirtschafts- und Finanzpolitik stehen. Es wird hier 
dii> S o / i a l p o l i t i K m i ß b r a u c h t , um das, was man wirtsdiaftspoli-
tisch nic'iit mit si'inun Planen erreichen kann, auf diesem Umwege zu er­
reichen. Man sacjt /war, man wolle keine Einzclversicherung schaffen, 
ebenso keine» Staatsbürgeivursorgung. Es hat sich Ja inzwischen hcnim-
gesprochc-n, was damit los ist. Gestern ist gesagt worden, daß die Lebcns-
miltelkartuu in ditr Ostzone den Kapitalisten imtzogen würden. Ich habe 
eine Pn-sscnciLi/ gcilesen, daß alle Rentenempfänger der Sowjetzone, die 
urbi'itsidhigc Kinilet oder Enkel haben, vom 1. Mai an keine Unterstützung 
mehr erhalten. Sie sind im L(M)ensunterhalt dumnüchst ganz auf den Unter­
halt durch ihre Angehöriguu angewiesen. 

Das ist Einhi-itsvcrsicherung, Staatsbürgerveisorgung, die zwangsläufig 
dahin führen wird, dalt der Rechtsanspruch auf die Leistungen aufgegeben 
wird. Da sage ich folgendes zu dem Zulagen: CJesund gemacht haben sich 
an den Zulagern die Länder. Minister Albertz, der christliche Interpret des 
So/ialplanes, hdt dê n Ministem der Bundesregierung den Vorwurf gemacht, 
sie vurabsthicüieten nicht das vom Bundestag beschlossene Gesetz über die 
Grundbutragserhöhung, um damit den NachweLs zu führen, daß sie doch 
noch 42% Anteil von den Ländern hätten. Ich bin dem Minister Albertz, 
der das in der «Welt am Sonntag* geschrieben hatte, in der nächsten 
Woche cntgegengettuten und habe gesagt, er solle sich an seine eigene 
Brust schicigen. Denn den Ärmsten der Armen, nämlich jenen, die klc^c 
SozialversicherungsTonten haben und deshalb /usätzlich Wohlfahrtsunter-
stfitzung bekommen, ziehen die Länder quietsdivergnügt dio Zulagen ab. 
Dr. von Brentano hat erwähnt, es sei gesagt worden, in unserer Politik 
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würden die Armen äimcr und die Rcidien würden reidier. In mandiei 
Hinsicht stimmt es insofern, als die Ärmsten nidit wohlhabender geworden 
sind, weil die L ä n d e r sidi an der Verminderung der Wohlfahitslasten 
bereidiert haben und Abstriche durdiführten. Ich besdieinige dem letzten 
Gesetz — dem Grundbetragserhöhungsgesetz — dafi es wenigstens diese 
Fehler nidit mehr macht und keine Anredieabarkeit der Wohlfahrts-
unlerstützung vornimmt. 

Senator Neuenkirdi hat auch inzwisdien der Bundesregierung mitgeteilt, 
daß Hamburg in den verschiedensten Säctoren Abzüge auf Grund der Hr-
höhungen der Renten um die kleinen Beträge von 5, 4 und 2 UM gemacht 
hat, die dem Bund aber 300 Millionen DM neu ausmadien. 
Das ist das, was uns immer bei unserer Arbeit in Hamburg bewegt hat. 
Wir haben hier, glaube ich, in unserem Landesverband als einzige einen 
VersidierungsausschuB. Er erfreut sidi der Mitarbeit des bedeutendsten 
Vcrsicherungswissenschaftlers Deutschlands, der internationalen Ruf hat, 
Professor Möller. Wir sind in imserem Landesverband in Erkenntnisse 
vorgedrungen, konnten sie aber nicht bei der Zusammenarbeit mit der 
Bundesleitung verwerten, 

Idi habe mit Freude das Referat von Herrn A l b e r s gehört. Er ist mir 
in unvergeBlidier Erinnerung aus der Tagung, die am 17. September 1947 
in Köln stattfand, wo wir über die Sozialversicfaerungsleitsätze der CDU be­
raten haben. An der ganzen Tagung nahm von morgens bis abends der 
Herr Bundeskanzler teil. Aber als ich in Siegen dem Herrn Bundeskanzler 
vorgestellt wurde — er hatte midi vor 5 Jahren zuletzt gesehen — sagte 
ich: ja, idi bin zwar ein begeisterter Anhänger Ihrer Außenpolitik, Herr 
Bundeskanzler, als früherer Stresemann-Anhänger — idi bekenne midi noch 
heute zu ihm —, aber die Leitsätze, die damals beschlossen wurden, würden 
nicht so ganz gehalten und niemals auf irgendeinem Parteitag erwähnt. 

Idi glaube, ich habe genug an Einzelkritik ausgeführt. Es könnte noch viel 
vorgetragen werden. Ich möchte nur warnen, in der Entschließung über die 
Sozialversidierung zu sehr auf die Einzelheiten einzugehen. Ich vermisse 
einen absoluten aktiven Vorstoß gegen den Sozialplan der SPD. da mit 
diesem ganz andere Ziele verfolgt werden. Daß diese aber nicht allein 
wirtschaftspolitisch sind, das darf ich. Ihnen mit einigen Sätzen aus dem 
Sonntagsblatt des Landesbischofs Lilje belegen. .Die Sozialversicherung", 
so heißt es hier — das gilt für das, was Herr Minister Erhard gesagt 
hat, ohne daß hier Einzelkritik geübt worden ist — „ist auf dem besten 
Wege, ein Feind der Eigenverantwortung und der Initiative dos einzelnen 
zu werden, je mehr sie sich zur Einheits- und Pflichtversicherung entwickelt. 
Wer die Sicherheit seiner Existenz einer staatlichen Einheit anvertraut, 
unterwirft sich der allmächtigen Bürokratie. Der totale Staat kehrt so über 
den Weg des Krankenscheins zu ihm zurüde.* 

Ich glaube, diese Begründung dürfte genügen, um Ihnen hier mit Zustim­
mung des Herrn Präsidenten die E n t s c h l i e ß u n g des Landesvorstandes 
Hamburg vorzulesen, die eine rein interne Entschließung ist, gewisse 
Folgerungen in bezug auf die Notwendigkeit einer echten und besseren 
Zusammenarbeit schaffen soll und nicht irgendwie weiter für die Öffentlich­
keit bestimmt ist: 

.Der Landesvorstand Hamburg der Christlich Demokratischen Union 
lenkt besonders nachdrücklich cUe Aufmerksamkeit des Bundesparteitages 
auf den von der SPD herausgegebenen S o z i a l p l a n , der im diame­
tralen Gegensatz zu der von der Bundesregierung so erfolgreich durch­
geführten sozialen Marktwirtschaft steht. Unsere Partei hat sich in Über­
einstimmung mit den anderen Parteien der Regierungskoalition schon 
in der Bundestagssitzung vom 21. Februar 1952 mit erfreulicher Deutlich­
keit gegen die — nunmehr auch im Sozialplan zutage getretenen — 
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Absichten dur SPD aut Umwandlung dor in zwei Weltkriegen hervor­
ragend bewährten deutsdicn Sozialversidierung in eine allgemeine 
Stdatsbürgcrvcrsorgung und einen allgemeinen Gesundheitsdienst aus-
gesprodien. Das ist aus der Erkenntnis gesdiehen, daß unsere Sozial-
versictieruug als Versicherung mit Rechtsiinsprudi vurniditet werden 
würde, wenn diu Unterschiede zwisdien Versichorung, Versorgung und 
I'Ursorge beseitigt werden unter Ausweitung des Versorgungszwanges 
aul das ganze Volk." 
Das ist die einzige vorsiditige Kritik: 
.Leider scheinen uns abör in dem vom Bundestag verabschiedeten 
Sozidlversidierungsgesetz wie schon im Sozialvcrslcherungs-Anpassungs-
gesetz des Irüheren Wirtschaftsrats nicht diese konstruktiven Uedankcn 
enthalten /u sein. Wir bitten deshalb, zur Klarstellung der von unserer 
Partei im neuen Bundestag zu vertretenden Sozialversicherungspolitik 
den Bundesp<irtt!itdg folgenden Beschluß zu fassen: 
d) üs ist unverzüglich ein Ausschuß aus den in der CDU in Frage kom­

menden sacliverständigca Persönlichkeiten zu bilden, die außer von 
der Bundesparteileitimg von den Landesverbänden zu nominieren sind. 

b] Bei der Auswahl der Sachverständigen sollen neben dca Sozial-
politikern auch die Wirtschafts- imd Finanzpolitiker unserer Partie 
berücksiditigt werden, da der Verlauf der Gesetzgebimg gezeigt hat, 
daß duich die Vorgänge auf dem Gebiete der Sozialversicherung auch 
die Wirtscfadfts- und 1-manzpolitik des Bundes ganz erheblich berührt 
werden.* 

Ich danke Ihnc<n und dem Herrn Vorsitzenden, daß Sie mir zugehört 
haben. 
Präsident Johnen: 
(!rti>ilt das W(>rt dem Vorsitzenden des Sozialpolitischen Ausschusses 

Heinrich LUnendonk: 
Nachdem unsi<r Freund Albers als der prononcierte Vertreter der christ-

IicJi-(lemokrdtisciii>n Arbeitnehmerschaft heute morgen grundsätzliche Aus­
führungen über unsere Sozialpolitik gemacht hat, gestatten Sie mir, daß 
ich in meiner Higcnschaft als Vorsitzender des Bundesausschusses für 
Sozialpolitik nocti einige Gesichtspunkte hinzufüge. 

Über die Arl}eit, die wir zu leisten haben, haben wir im Bundesausschuß 
das Wort gesetzt: /wischen dem Ideal und der Wirklichkeit, zwischen dem 
/ ic l und dcui Möglichkeiten muß der Politiker sich mühsam einen Weg 
suchen. Entscheidend ist, den richtigen Weg zu finden und zu gehc>n. 

Der S o z i a l p l a n d e r SPD hat die Gemüter vor einiger Zeit sehr auf­
gerüttelt. I:s war meine vornehmste Aufgabe, nicht nur schlagwortartig, 
sondern in miuuticiser Arbeitsweise mich mit diesem Sozialplan der SPD zu 
befassen und I Icrru Professor Prcller, als dem Vorsitzenden des Sozialpoliti­
schen Ausschusses der SPD, dazu meine Meinung zu sagen. Bei näherem 
Zusehen handelt es sich bei dem Sozialplan der SPD um einem Rohentwurf; 
das muß hier einmal eindeutig und klar ausgesprochen werden. Und wenn 
ich jetzt sage, daß der Sozialplan der SPD lediglich einen Grundriß dar­
stellt, auf dem man evtl. einmal ein Ciebäude eirichten kann, so gebe ich 
damit lediglich das wieder, was Herr Prof. Prcillur am 23. und 24. .lanuar 
ds. Js. aul der Tagung des Sozialpolitischeji Ausschusses der SPD in Han­
nover zum Ausdruck brachte. (Hört-IIört). 

Wörtlich sagte (>r dann folgendes: .Wir stehen nicht an, zu erklären, daß 
wir dann, wenn wir die Regierungsmöglichkeit zur Verwirklichung unserer 
Vorstellungen haben, diese unsere Vorarbeit zunächst noch einem Kreis 
von Sachverständigen und Vertretern der Beteiligten zur Überprüfung und 
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Vertiefung übergeben werden. (Dr. Zimmer: Das war sehr klug.) Es ont-
spridit der Methode von Karl Marx, gesellsdiaftlidie und politische Fragen 
wlssensdiaftlldi zu durdileuditen." 

Tdi habe Professor Freller mitgeteilt, daB idi den Sozialplan der SPD audi 
nidit anders beurteilt hStte. Ich sei nur der Meinung, daB der Marxismus, 
insbesondere dor wissenschaftliche, durch die Wissenschaft selbst und durch 
die Tatsachen des Lebens widerlegt ist. (Beifall.! Ich darf Ihnen weiter mit­
teilen, daß ich die Ehre hatte, im Januar etwa 3 Wociicn an einer d e u t s c h -
e n g l i s c h e n K o n f e r e n z in London teilzunehmen über das s o z i a l e 
S i c h e r u n g s s y s t e m in England. Auch Professor Preller hat an dieser 
Konferenz teilgenommen. Das Ergebnis wird in einem offenen Eriefwodisol 
zwischen Herrn Preller und mir im .Sozialen FortscJiritt" veröffentlidit. 
Ich habe Herrn Prclinr sdion damals gcsaqt, daß ich den Tündrurk habr>. 
daß die Originalität des Sozialplans der SPD zu wünschen übrig lasse, da 
eine gewisse A n a l o g i e m i t d e m c n g l i s c h p n S y s t e m vorlioqe. 
Professor Prcller ist nun auch der Überzeugung - - das hat er ausdrOclcIirh 
zum Ausdruck gebracht - -, daß das ennlischo soziale Sicherunqssystom. das 
aber in gewissen Nuancen in seinem Plan wiederkehrt, auf die deut­
schen VerhSltnisse nicht übertragbar ist, Insofern besteht also ein Widrr-
spruch. 

Wir können ja schließlich auch nicht übersehen, daß wir in Dcutsrhland 
schon allerlei tiaben. Es ist nicht so, als wenn nicht« vorhanden wäre. Wir 
haben eine S o z i a l v o r s i c h e r u n g . Wir können die Vinlqcstsillicikpit rl!>s 
Lebens nicht einfach durch eine uniformierte und Ipqalisinrte So7ialordnnnq 
ersetzen,' so wie man aus einem Garten, wo sehr VIPIOS und Gutes wuchs*, 
eine Apfclsincnplantage macht, die eben bei uns nicht w&chst. 

Welter möchte ich zum Ausdruck bringen, daß in der heuligpri Sitiiafion 
kein Mensch da ist, der behaunten könnte, daß sich in 100 .Jahren die wirt-
schafts- und sozialpolitischen Verhältnisse nicht entscheidend qpwandpll bit­
ten. Die W a n d l u n g ist nicht - das muß qanz klar und eindoutiq nus-
gesprochen werden - - s o , daß alle berpchliqlpn Forderungen der Arb"ilnph-
merschaft erfüllt sind. Aber ebenso deutlich muß ausqespfochpn worden, daß 
unbestreitbar die Lage des Arbeiters von heute nicht mehr verglichen wor­
den kann mit seiner Lage vor nmd 100 .lahron. Wenn irian heute auf die 
Frage antworten soll, wem Ps in unserem Volke am schlnchteslon qinno, 
dann könnte man nicht die Antwort gehen, daß ausschlicBlich die Arboi'-
nehmerschaft es »ei. Sicher qibt es noch zahlreiche Arbeitnohmer, donon 
es wirtschaftlich sehr schlpcht qeht. Wer aber auf dor Suche tmch dem 
untersten Stand in unserem Volke ist, der muß zu der Erkenntnis kommen, 
daß sich der A r b e i t e r a l s S t a n d n i c h t m e h r a u f d e r u n t e r ­
s t e n S t u f e der wirtschaftlichen Skala befindet. Das ist eine erfreuliche 
Foststellunq. die abor in sich eine Unsumme von Kraft. Energie und I.e'stunn 
tragt, um einmal die Anerkennung dor so7ialon Mündigkeit zu erhalten. 
Er hat sie heutp. Damit ist er als g l e i c h b e r e c h t i g t e r P a r t n e r 
im Staats- und Wirtschaftsleben einfach nicht mehr wegzudenken. TTahpn 
wir denn • - das ist die entscheidende Frann - - noch einen Stand, der 
schwach ist, oder viclleidit einen, der der schwichstn ist? 

Die Frage ist mit „.Ja" zu beantworten. Der F l ü c h t l i n g , H e i m ­
k e h r e r und der F ü r s o r g e e m p f ä n a c r . alle dicicnigcn, die nicht 
einmal Arbeiter sind, sind unsere qröBte Sorrie. Ihre Zahl ist nicht klein. 
Das große Heer der Vertriebenen, der noch nicht in Arbeit stehenden, der 
vielen Kriegerwaisen und -witwen ist eine schwerwiegende Hypothek, 
die das deutsche Volk zu tragen hat. Sicherlich sind durch die sozialen 
gesetzlichen Bestimmungen alle irgendwie erfaßt, eine mehr oder woniger 
zahlenmSBiac Erfassung. Ein jeder weiß, daß diese soziale Hilfe In sich 
ungenügend bleiben muß, nur deshalb, weil die Not unseres Volkes eine 
ungeheuerliche ist. Wenn man vom fünften Stande spricht, meint man den 
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stand dor Armut. Wnnn man aber vrrsudit, rinn genaue C i r ö f l c n o r d -
n u n g dnr A r m u t in unserer Gcsellsdiaft î obcn zu wollen, fohlen bis 
honte' ontsprt'chende exakte Unterlagen. Wenn man an die Frage heran-
gi'ht, -wlovielc Tlriitlneinkommen unter 2.S0 DM im Monat liegen, so müssen 
wir 2 Cirupp(>n unterscheiden: Menschen, die in den Arbeitsproxen ein-
g(<g1iodi<rt sind, deren sogenanntes Lelstungsolnkommen besonders niedrig 
ist. und Bo/iehor von Renten und Unterstütxnngen. Gerade auf die letz­
teren mödite idi kurz eingehen. 

nie B e z i e h e r v o n R e n t e n u n d U n t e r s t ü t z u n g e n machen 
eine Untersuihung in Anbetracht der fehlenden Unterlagen sehr schwierig. 
Unser Rentensystem - das muB ebenfalls iitisgcsprochen wcrdcm - - ist 
so kompli7iert um hier einmal mit den Worten des Herrn Professor 
Pollifik"it 7» sprechen -, daß höchstens 8 -12 unserer besten Fachleute in 
Dfufsrhlnnd rmch der Rirhtung hin sich einig(>Tmaßen durchfinden kcinnen. 
Aus dem vo'hiindenen Zahlenmaterial kann man aber immerhin einiges 
entnehmen. IJie Z a h l v o n 1 2 , 2 M i l l i o n e n U n t e r s t f l t z u n g s -
e m ij f Ti n g e r n ist eine erschreckend hohe /iihl. Nach der Richtung hin 
fohlt nlicr oin(< Aniilyso. Deshalb ist es erforderlich, daß wir unter allen 
Umstrinden eine S o / i a l - E n q u e t e durchfühlen. 

Wenn wir wirklich die wirtschaftlich schwÄctisten Gruppen unserer Go-
sellsrhaft orfnsson und kennenlernen wollen, dann müssen wir unsere 
Fesistelliinqon und TTntersuchungen nicht nur auf das Individuelle, sondern 
•inch .Tuf die F,imll<i>n und TIaushalto ausdehnen. Das F a m l l i e n e i n ­
k o m m c> r si't/t sich nicht nur aus verschiedenen Arbeitseinkommen zu­
sammen. Virlfiich liegen auch Kombinationen mit Renten und Untor-
stfil/nngon vo^. Genauere Zahlen kennt man hier nirtit. Ich will mich hei 
iler Botrrtrhtunci c'or Dinne nur auf diese Fs'ststelhingen beschranken. 
Der liiworlisproven. die P.imille, das Geschlecht und das Alter müssen 
bei der nenrfi-ihmg der Fraao berücksichtigt werden. Das ürgehnis zeigt 
iiim, wie «ehr sich die Verhältnisse in den letzten 100 .Tahron gewandelt 
hallen. Vor 5'.i und 100 .Tiihren war das wichtigste Merkmal der Armut 
die Lohnarbeit. Wi-r damals zur Lohnarbeit gezwungen war, lief Ge­
fahr, der Armut anheim7ufallon. Heute ist vor allem g e f ä h r d e t , w e r 
n i c h t ii r b I« i- f 1- n k a n n . Unsere Sozialpolitik muß sich in Frgän/ung 
ZU' Wlrtschiiftspiilltlk als e'n integrierender Fiiktor der sozialen Markt-
wirlschiift zeigen. Um den gut verdienendem Arbeitnehmern ihren Lebons-
standeinl zu sfchorn und den schlechtverdienenden Arbeitern und An­
gestellten zu hi'lfen und ihr Los zu verbessern, bedarf es einer g u t 
k o o r d i n i e r t o n W i r t s c h a f t s - und T . o h n p o l i t i k . Über dies 
hinaus wird eine schon läncist fällige aktive Familienpolitik ihre Verwirk-
llchuna finden mfisson. Erhöhung der Produktivität, Steigerung des Sozial­
produkt'!. Mögl'i-hkriton der Bildung vonPiqenlum wirkcm als Gnindelemonte 
d»r sn/i'i1en Sithorunci. Dringlich ist c<ine grundlegende Reform des go-
saniton Renten- und Unterstützungswesens. Aller Sozialaufwand muß aus 
dem liUifendcn Volkseinkommen gedeckt werden. .le h ö h e r d a s V o l k s ­
e i n k o m m e n , d e s t o g r ö ß e r k ö n n e n d i e S o z i a l a u f w e n -
d u n n e n s e i n . Da s i c h a b e r d a s V o l k s e i n k o m m e n n i c h t 
• « • - b e l i e b i g s t e i g e r n l ä ß t , i s t d e ' A u s w e i t u n g d e s 
S o x i n l o t n t s e i n e G r e n z e g e s e t z t . W a s m a n a b e r ä n d e r n 
k a n n u n d muß n a c h d i e s e r R i c h t u n g , i s t d i e Art d e r 
V e r t e i l u n g . 

Das ist eine Forderung! Die einzelnen Renten um geringe imd geringste 
Beträte '/u erhöhen, ist kein Heilmittel, sondern ein Beruhigungsmittel. 
Das bewirkt nicht im Endeffekt eine g e r e c h t e r e R a n g o r d n u n g . 
Sie muß aber erreicht werden. Dabei muß im Mittelpunkt unserer Gesell-
sihiifl'- und Siv/iiilpnlitik die F a m i l i e stehen. ITrh leugne keinesfalls, daß 
die geforderte Umstellung des Sozialsystems sehr viele technische und an-
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dctre Sdiwiertgkcitcn in sidi birgt. Aber ein sorgfältig ausgearbeiteter Zeit­
plan mit entsprechenden Zwisdienstufen würde zunädist die Garantie dafür 
geben, den Besitzstand zu wahren. Voraussetzung für die Einleitung einer 
solchen Politik ist die Erstellung einer Sozial-Enquete, die die CDU hiermit 
zur Forderung nrhcbt. Mit Zähigkeit und Mut muB diese Arbeit begonnen 
werden. Unter Bcrüdcsiditlgimg aller wirtschaftlidien und soziologischen 
Verhältnisse ist die rechte Grenze zwischen der sozialen Sicherung durch den 
Staat und der Freiheit imd Pflicht des einzelnen, für die Wechselfälle des 
Lebens selbst entscheidend vorzusorgen, zu finden und zu .setzen. Nur dann ist 
eine natürliche und lebendige, in sich gerechte soziale Sicherung möglich, 
wenn der einzelne vordringlich bemüht ist, zur Sicherung seiner Familie selbst 
vorzusorgen und wenn man die Schutzbedürftigen, die aus eigener Kraft die 
versdiiedenen Wnchselfälle des Lebens nicht überwinden können, Insgesamt 
mit Hilfe der größeren Gemeinschaft eindeutig und ausreichend sichert, aber 
nicht diejenigen, die dieses Schutzes nicht bedürfen. 

Wir reden heute immer von der sozialen Sicherheit. Ich selbst habe immer 
gebeten, dieses Wort möglichst zu vermeiden und von s o z i a l e r S i c h e ­
r u n g zu sprechen. Verlieren wir aber nicht den Blick für die Wirklichkeit) 
denn der Mensch lebt im Stande der Wanderschaft. Die immer wieder gefor­
derte Sicherheit erzeugt nicht Sicherheit, sondern ein Schweben über dem Ab­
grund von Angst und Furcht. Der W a n d e r e r ist viel sicherer. Er hat ein 
Z i e l und wandert in der Richtunq zu diesem Ziel. Jeder von uns ist aus­
gerichtet auf dieses Ziel. Das ist ihm auf Erden aber nicht das zum Besitz 
gegebene, doch das stets aufgegebene. Die Richtung zu ihm darf er nicht ver­
lieren, sonst gerät er in Wirrsal imd stürzt in die Tiefe. Unsere Sozialpolitik 
ist schlicfilich und letztlich auf dieses letzte Ziel gerichtet. Dieses letzte Ziel 
ist Gott. Dieses ist unsere absolute Sicherheit. (Lebhafter Beifall.) 

Frau Dr. StelnbiB, Nordrhein-Westfalen: 
Über die Sozialpolitik ist heute schon sehr viel und sehr viel Gutes ge­

sagt worden. Lassen Sie mich doch eine Frage stellen, die scheinbar in dieses 
Gebiet hineingehört und, wie ich auszuführen gedenke, doch ein ganz an­
deres und selbständiges Gebiet ist. 

Wenn wir mit vollem Recht in unserer Christlich Demokratischen Union 
das Sozialprogramm des Staates so gut vertreten, so lassen Sie mich die 
Frage stellen, ob wir auch eine gute G e s u n d h e i t s p o l i t i k treiben 
und nicht in der Gefahr sind, die Gesundheitspolitik in der Sozialpolitik auf­
gehen zu lassen. 

Ich frage weiter: erkennen wir noch die Unterschiede, die zwischen diesen 
beiden Gebieten bestehen, oder sehen wir die Gesundheit heute schon — 
wie die SPD —' als ein Unterprogramm der Sozialpolitik an, und sogar noch 
weitergehend, als die SPD in llirem Programm tut, als eine Funktion der 
Arbeit. Glaubcm Sie mir, daB wir damit einen gefährlichen Weg beschreiten 
würden. In Rationalismus und Technik würden wir enden. A u f d e r g a n ­
z e n W e l t i s t m a n a u f d e m g e f ä h r l i c h e n W e g e , G e s u n d ­
h e i t u n d S o z i a l p o l i t i k a l s e i n e E i n h e i t z u b e t r a c h t e n . 
Es schoint mir, als wenn sich auch in Deutschland diese bedcmkliche Entwick­
lung anbahnt. Die öffentlidic Gesundheitssicherung, die seit jeher in allen 
Kulturen, besonders aber in dc<r abendländischen, ein eigenes, selbständiges 
Arbeitsgebiet darstellt, wird von großen politischen Kreisen neuerdings als 
ein Untergebiet bzw. als eine technische Arbeitsform der Sozialpolitik an­
gesehen. 

Tn Deutschland haben wir seit Jahrhunderten den Begriff der G e s u n d ­
h e i t s f ü r s o r g e . Fürsorge ist ein deutsches Wort, cias, wie so manches 
andere, z. B. das der Hingabe, das ITeimweh, nicht in andere Fremdsprachen 
flhnrsc>tzt werden kann. Das Wort „Gesundheitsfürsorge" enthält sowohl die 
Begriffswclt der erkennenden, aufbauenden und kritisch beobachtenden 
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Fflrsorqn, win aiidi dfir sldi verpfliriitpt fühlendrn, bßtreuondcn, helfpiiden 
Sorgp für die Mitmnnsdipn, und zwar für den Einzelmpnschpn wie audi für 
din Cipsamthplt. Sriinn das Tlauptwort .Sorqc* enthält alles das in sidi. 
Diose Rosundhpitsfilrsorcrn erfüllt auch gpwIB manches aus dpr Sozialpolitilc. 
Ahpr sie bedeutet und lieinhaltet weit mehr und geht von anderen Cesichts-
punktpn BUS. Sozialpolitilc im weitesten Sinne ist natürlich alles Handeln 
des Staates, wenn man darunter die Sorge für die mensdiliche Gesellschaft 
schlechthin versteht. Sozialpolitik im Sinne der üblidien Arbeitsteilung und 
der darin gegebenen Aufgaben der Sozialministerien. Sozialabteilungen, 
Sozialämter usw. berührt sich mit der Gpsundheitspolitik und Gesundheits-
sicherung, ist aber dem Grundsatz und der praktischen Arbeit nach etwas 
anderes. Diesp Vprgewalticiung des begrifflichen Denkens, von der Ich eben 
sprach, habpn bestimmte Kreise aufgcmommcn, und zwar schon über die 
Politik dpr so7i<ildemokratlschen Kreise hinaus. DaB der Kommunismus diese 
Form der Gesundheitspolitik, wie ich Sie Ihnen vortrage, negiert, ist selhsl-
verstHndlich. Aber der Kern dieses Denkens reicht weit in andere politisch" 
Gruppen hinein. 

V.H scheint mir charakteristisch zu sein, daQ zum Beispiel die gesund-
heitspolitische Sektion der e u r o p ä i s c h e n B e w e g u n g eine TTnter-
gliederung der sozialpolitischen Sektion ist und unter Negicriing der Welt­
gesundheitsorganisation imd jeder europäischen Gesundheitssektion die 
unmittelbare Eingliederung in das internationale; Arbeitsamt diskutiert. 

Lassen Sic mich noch ein anderes weiteres Beispiel dafür anziehen, wie 
heute die Bedeutung der Gesundheitspolitik eingeschätzt wird. Auf einer 
Kommission des d e u t s c h e n S t K d t e t a g e s , die aus Wohlfahrts-
beamten, Flnanzdezementen und jungen Juristen bestand, wurde ohne Hin­
zuziehung eines einzigen Medizinalbeamten oder eines Mediziners ein Gut­
achten erstattet, nach welchem den Knmmunalverwaltungen die Zusammen­
legung des Wnhlfahrts-, Jugend- und Gesundheitsamtes in einem einheit­
lichen Dezernat empfohlcm wird. Dieses so entstandene Sozialamt unter der 
Leitung eines reinen Verwaltungsbeamten ist eine politische Forderung 
einer bestimmten Gruppe von Wohlfahrtsdezomentcm einer parteipolitischen 
Richtung. Ich will nicht weiter auf die Sache eingehen, da die Zelt hierfür 
zu kurz ist. Tch möchte nur sagen, daß wir in einem medizinischen Arbeits­
kreis, dem ich vorzustehen die Ehre habe, Thesen ausgearbeitet haben über 
die Bedeutung oder NIchtbedeutuna des Sozialamtes, die ich mir erlauben 
werde, meinem Vorstand in der Christlich Demokratischen Union vorzu­
legen. 

Lassen Sie mich aber doch noch ganz klar und kurz definieren, wohin 
memes Hrachtens die Auffassung geht, die von Bremer und Auerbach 
vertreten wird. Bei ihnen ist Gesundheitssicherung, wie die Gesundheit des 
Menschen selbst, eine F u n k t i o n d e s A r b e i t s p r o z e s s e s . Das Ziel 
Ist die Erhöhung des Sozialproduktes und des Anteils an Ihm für den ein­
zelnen Menschen. Die Gesundheit ist die wichtigste Vorbedingung für diese 
Erhöhung des Sozialproduktes. Vom Gesichtspunkte der SPD gesi>hen gehört 
also ihre« Erhaltung zur Arbeitspolitik. Organisiition und damit Blickrichlimg 
Ist somit das soziale Arbeitsamt und aufgebaut wird in philosophischer 
Basis auf dem u t i l i t a r i s t i s c h e n M a t e r i a l i s m u s . Das Ganze 
liluft auf V e r n e i n u n g d e s M e n s c h e n v e r h S I t n i s s e s zuein­
ander hinaus, auf Rationalismus und Technik, unter Verleugnung alles 
individuellen, seelischen und alles abendlandischen und führt zwangsläufig 
zu dem Wohlfahrtsstaat. 

So steht es bei uns in der Christlich Demokratischen ITnIon nidit. Wir 
in der CDIT vertreten als Weltansriiauung das christliche Abendland und 
eine selbständige Gesundheitspolitik, wie seit jeher, auch heute. Lassen 
Sie mich unsere Ansicht dahin zusammenfassim, daß ich sage: Dem christ­
lichen Abendland eigentümlich und damit Grundlage seiner Kultur ist dio 
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Erkenntnis und scelisdie Verankerunq des Mitmenschen und der Mcnsdien-
gemeinsdiaft. Gesundheitssdiaden jeder Art ist Not des betroffenen M i t ­
m e n s c h e n , d e m z u h e l f e n i s t . Diese Hilfeleistung, sei sin dem 
einzelnen, sei sin einer größeren Gruppe gegenüber, ist in allorprster 
Linie ein Gegenüber von Mensch zu Mensdi. Sic ist im Wesen daher frei 
von UtilitarismuSi sie ist Mensdientum. Ihre Auswirkung ist daher audi eine 
Mcnsdi-Mensdilidie. 

GesundhoitsDolitik ist somit keine Wirlsdiaftspolltik, noch weniger Politik 
des Sozialproduktes, sondern K u 11 u r o o 1 i t i k. Win fassen wir die so uns 
gestellte Aufgabn an? Gesetzgeber und Verwalter dürfen dem eigentlichen 
Träger diesnr Aufgabe, nämlich dem A r z t — dem freien wie dem beam­
teten - - nicht den Einfluß und die Möglichkeit entziehen, sondern müssen 
ihn im woitpsten Maße stützen, daß er diese Aufaabe In der freien Begng-
nung von Mensch zu Mensch lösen kann. Arzt, Gesetzgeber und Verwnl-
tuna müssen zusammenarbeiten, damit dableibt, was Professor Schröder 
(Berlin) in einer seiner Göttirger Thesen gesagt hat: Gesundheit ist die 
schöpfnngsmäßiq bedingte Harmonie des Lebens, die Ordnung der Inib-
seelischen Kräfte. Die Gesundheit ist im irrationalrn Sinne wesentlicher 
Bestandteil der Menschenwürde und im rationalen Sinne Träger aller Werte 
im Einzelleben. Bei dieser Auffassung von Gesundheit und Gesundheits­
pflege stellt die Christlich Demokratische Union neben diese notwendige und 
von uns so mit Recht gepflegte Sozialpolitik eine gute, unabhängige 
Gesundheitspolitik. (Lebhafter Beifall.) 

Bundesinnenminister Dr. Lehr: 
Mein lieber Kollege und Mitarbeiter auf dem Gebiete der Jugcndwohl-

fahrtspflcge, Anton Storch, hat mich zu meiner Freude besnndnrs aooslro-
phiert. I<h darf versichern, daß, wenn heute der Gescllonvater Kniping 
wieder unter uns wellte, er ganz sicher von mir aufgefordert würde, in das 
Kuratorium des Bundesjugendplanes einzutreten. (Beifall.) 

Aber es bedarf auch dessen nicht. .Icnn Kolpinqs — katholischer und 
evangelischer Prägung - arbeiten heule im Kuratorium des Bundesiunend-
plans. Wir haben in den 3 .Tahren, in der wir uns um din Wohlfahrt 
unserer Juacnd bemühen, sie von der Straße hinweg in TTcime zu bringen, 
ihnen eine Berufsausbildung mit Aussicht auf ein geordnetes Fortkommen in 
der Zukunft zu sichern, inzwischen 167 Millionen DM bereits für diese 
Zwecke aufgewandt. 

Zu meiner großen Freude hat zu Beginn des Monats der Haushaltsaus­
schuß, als wir über die gefährdete Jugend in den Gebieten sprachen, in 
denen besonders umfangreiche Besalzuncrsbautnn vorgenommen werden, 
noch einen zusätzlichen Betrag von 10 Millionen DM zu den bereits vor­
gesehenen 20 Millionen DM bewilllcrt. Diesn 167 Millionen DM, die wir 
aufwenden, geben wir in erster Linie als Kredite für den Bau von Lehr­
werkstätten, Werklehrlingsheimen, Jugendwohnheimen, auch von studenti­
schen Jugendwohnheimen, für die Einrichtung von Grundausbildungslehr-
gängen, Jugendgemeinschaftswerken und Juoendoflege in Notgebieten. Wir 
begnügen uns nicht mit der Errichtung solcher Heime und der Abhaltung 
von Kurson. sondern wir geben für laufende Kosten in Jugcmdwohnheimcm. 
Grundausbildungslehrgängen, .Tugendgemeinsthaftswerken allein laufend 
73 Millioncm DM aus. Es ist also das' Werk, was K o l p i n g einst für die 
wandnrnden Handwerksburschen in die Wege leitete, in vollem Umfange 
für d i e G e s a m t h e i t u n s e r e r J u g e n d a u f g e n o m m e n . 

Nun haben wir etwa 9 , 3 M i l l i o n e n J u g e n d l i c h e zwischen 10 
25 Jahren. 44 "/> etwa dieser 9,3 Millionen sind organisiert. An sie kann man 
gut heran durch die Organisationen. Aber darüber hinaus gibt es noch einen 
großen Teil nichtorganisierter Jugendlicher, der sehr schwer zu erfassen ist. 
Hier bemühen wir uns vor allem durch die Förderung von Jugendpflegc-
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arlipft in d(*n Nntstnndsqphirtrn, diirdi ITntprsfüt'iunqpn dos .Tucicndhorbnrgs-
wrrks und durch Institutinnoii, in woldion staatspolitisrhn I.ohrqango von 
allnn intc>rRssIc>rfi<n Seiten aljgehaltcn werden und die wir fördern. 

Irti möriito dii< fSeleqenhnlt benutzen, Thnen nodi ein weiteres Wort 7U 
sacien. Durch ulle Reden des heutigen Tatjes hat es sidi wie ein roter Paden 
durdiqexngen. daß ein Staat eben nur das Geld nusneben kann, daß er im 
iTeordnet(>n Finan/weqe fliissiq macben kann uid dal) davon der TTntfanq 
der Fürsorqe aiihilnqt. So haben wir aurti im s'ändiqen Zusammenwirken 
mit dem Bundesfinanzminister das Maß dessen, was wir fQr unsere .Tuqend 
liereitstellen konnten. In verständiger Wflrdiqiinq des Gan/en erreicht. Es 
ist aber nurh Iiler nnib ein Punkt zu erwühnen. VAn Staat lebt nicht nur von 
seiner Wirtsciiaft und von den S07ialen Vorh'iltnissen, die er durch eine 
geordnete Wirtschaff schafft, sondern es ist c'n Drittes nötig, das diese 
Komponenten ergSnicnn muR, damit wirklich ein sozialer Rechtsstaat im ge­
einten Europa entstehen kann. Das ist, daß der I n n e r e F r i e d e n g e -
s i r h e r t wird. Ein Staat braucht innere StHrke. Ich sage das deshalb, 
weil wir zu leicht vergessen, in Anbetracht des wirtschaftlichen Aufschwungs, 
den wir im Westen erreicht haben und noch weiter erreichen werden • -
daß das Maß unserer Bedrohnna im Innern vlelfcnh verkannt wird. (Reifall.l 
Rs sieht oft nndi so aus, als wäre das alles selbstverstündlich. ER ist nicht 
selhislverstandilch. Wir leben noch in einem imf das äußerste verstärkten 
k a l t e n K r i e g . Wenn irgend etwas berufen war, weiten Kreisen die 
Augen Aber die Zustilnde •n\ öffnen und das Maß der TInterwiihlung und 
Agitation gegen unseren Stnat zu erkennen, dann war es die Aufdeckung 
einer dritten großen Spionageorganisation innerhalb eines .Tahres. (Beifall 
des TIauses.) 

Seien Sin versichert, dnß die Regierung rieht müde wird, fflr ihre 
Innere Starke und Sicherheit zu sorgen trotz aller Schwierigkeiten, die ihr 
sowohl im Innern wie leider auch von Hußcm her bereitet werden. Ich bin 
der Meinung, dnß diis, was wir zur inneren Sicherheit nötig haben, eine 
Anqelegenheit der deutschen Regierung und des deutschen Parlaments Ist. 
(Beifall), und daß wir eine Einmischung von draußen in diese inneren 
Angelegenheiten nicht dulden können, weil wir selbst verantwortlich sind 
für unsere Sicherheit im Innern. (Belfall.1 

Wir werden alles tun. diese innere Starke weiter anwachsen zu lassen. Ich 
kann dem Herrn Voiredner vom qcstrigc>n Tage, der gebeten hat. in den be­
drohten fiebleten an unseren Ostgrenzen mehr Sicherheit zu schaffen, ver­
sichern, daß es mein unabl-lssiges Bemflhnn sein wird, diese Wünsche zu 
erfüllen und unsere S t a r k e an d e r O r o n z e auf das Maß zu bringen, 
das uns zukommt. (Starker Beifall.) 

Sr. Karl IVIflller, M.d.B., Nordrhplr.: 
Der A q r a r a u s s r h u ß der Partei hat mich beauftragt, auf dem Partei­

tag das Wort zu nehmen und sein Bculuuem dar'iher auszudrücken, daß es 
nicht möglich gi<wesen Ist, im Rahmen dieses Parteitages vor der Wahl 
nĉ Iien der Wirtschafls- uncl Sozialpolitik sich auch einmal über die Agrar­
politik zu unterhalten. 

Ich muß deshalb in aller Kürze versuchen, die Auffassungen, die wir im 
AgTiirausschuß erarbeitet haben, Ihnen darzulegea. Die Landwirtschaft b e -
I a h t die s o z i a l e M a r k t w i r t s c h a f t und bejaht die S o z i a l ­
p o l i t i k , die seitens der Partei angeregt und durch das Parlament ver­
wirklicht worden ist. Die Landwirtschaft Ist sich nlier auch darüber klar und 
befindet sich da in voller nbereinstimmung nicht mir mit der Landwirtschaft, 
sondern auch mit dem Wirtschaftsminister, daß die Stellung der Land­
wirtschaft im wirtschaftlichen Geschehen von a n d e r e n G e s e t z e n 
a b h ä n g i g ist als die gewerbliche Wirtschaft. Wir wollen aber für uns 
soviel Freiheit als möglich und soviel 7.wang, wie nur unbedingt nötig ist'. 
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wir sind der Auffassung, daß auch die durch die M a r k t o r d n u n g s ­
g e s e t z e geordnete Wirtsdiaft, die Landwirtschaft — jeder einzelne für 
sidi — nicht in die Konkurrenz der Preise schlechthin, sondern in die Kon­
kurrenz der Preise, der mengenmäßigen und cjualitatsmfißiqen Erzeugung 
gestellt ist. Wir sind aber der Auffassung, daß endlich die Zeit gekommen 
ist, wo die MarktordnungsgcsctzR sich ihrer Aufgabe entspredbend voll 
auswirken können. Leider haben wir In den letzten Jahren feststellen 
müssen, daß die Gelder, die erforderlich waren, nicht zur Verfügung standen. 
Ich freue mich, sagen zu können, daß der Herr Finanzminister in einer 
Besprechung, die vorige Woche stattfand, seine grundsätzliche Bereitschaft 
erklärt hat, mit uns einen Weg zu erarbeiten, daß die Einfuhrvorratsstellen 
zur vollen Auswirkung kommen können. 

Weiter sind wir der Auffassung, daß durch eine a b g e w o g e n e Tlan-
d e l s p o l i t i k die Einfuhr von Nahrungsnütem zeit- und mengenmfißlq 
in dem erforderlichen Rahmen des echten Bedarfs gehalten werden muß. 
Auch muß in der L i b c r a l i s i e r u n g s p o l i t i k , "die jetzt auch das Ge­
biet der Milchwirtschaft angepackt hat, eine Änderung kommen. Wir sind der 
Überzeugung, daß in dem Augenblick, wenn wir an die Zahlung und Ab-
dockimg unserer alten Schulden nach dem Londoner Abkommen herangehen 
müssen und unsere Guthaben bei der EZTJ schwächer sind, auch der Moment 
gekommen ist, wo man sich aus handelspolitischen Gründen über die Frage 
der Liberalisierung unterhalten muß. 

Man wird es der Landwirtschaft nicht verdenken, wenn sie in ihren sozia­
len und wirtschaftlichen Arbeiten eine G l e i c h s t e l l u n g m i t d e n a n ­
d e r e n B e r u f s s t ä n d e n erstrebt, nicht nur für Aim Selbstwirtschaften-
dcn, sondern auch für den Arbeiter auf dem Lande. Wir haben vermieden, 
das Wort .Parität* zu gebrauchen, das heule so als Schlagwort durch die 
Lande geistert. Diejenigen, die fortwährend von Parität redcm, sollen uns 
zuerst einmal sagen, welcho klare Grundlagen diese Parität haben soll, 
welcher Weg gegangen wird xmd welche Finanzmittel erforderlich sind und 
beschafft werden können. Wenn das klar ist, sind wir im Parlament bereit, 
mit allem Nachdruck die Arboii nach der Richtung hin aufzunehmen. 

Ich muß noch ein Wort sagen zum V e r t r i c b e n e n - G c s e t z . Es ging 
der Ruf durch das Land, daß hier auf der landwirtschaftlichen Seite, d. h. bei 
der einheimischen Landwirtschaft, der Besitzegoismus sich sehr breit gemacht 
habe. Wir haben in der Fraktion wochenlang in kleinem Kreise debattiert 
und qerungcm, um auf allen Gebieten, die in diesem Gesetz die Landwirt­
schaft berührt, eine Verständigung herbeizuführen. Auf den meisten Ge­
bieten ist das geUmgenj einiges blieb offen und darüber war eine Ver­
ständigung nicht möglich. Dann ist im Plenum die Entscheidung gefallen. 

Ich darf hier aber feststellen, daß auch alle landwirtschaftlichen Ver­
treter der Fraktion — bis auf einen - - in der Schlußabstimmnng für das 
Gesetz gestimmt haben. (Beifall.) Sie haben dafür gestimmt aus der politi­
schen Einsicht heraus, daß, nachdem der Kampf zu Ende war, nunmehr auch 
nach außen hin in dieser Demonstration der Abstimmung das Vertrauen 
geäußert wurde, daß nun nach dem Erlaß des Gesetzes F l u c h t l i n g e 
u n d E i n h e i m i s c h e l o y a l in der Ausführung z u s a m m e n a r b e i ­
t e n werden. 

Herr Albers hat heute morgen darauf hingewiesen, daß wir in der Frak­
tion in allen grundsätzlichen Fragen volle Einigkeit erzielt haben. Es wird 
auch draußen hier und da geredet, daß der sogenannte linke Flügel der 
Fraktion, wenn es sich um die Landwirtschaft handele, nicht mit dabei sei. 
Ich habe hier festzustellen, daß, wenn es um die ernsten Belange der Land­
wirtschaft ging, a u c h u n s e r e A r b e i t o r v e r t r e t e r m i t u n s 
g e g a n g e n sind. (Beifall.) Ich habe auch hierfür der Gesamtfraktion dafür 
den Dank auszusprechen. 
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Profpssor E r h a r d wordnn nach dieser Ririiluncr hin Vorwürfe nnmartit. 
Er hat es ja nidit Iciidit, ebensowenig wie der Landwirtschaftsminist'er. Aber 
ihm qeht auch das V e r s t ü n d n i s filr d i e L a n d w i r t s c h a f t nicht 
ab. Eins darf ich sagen: Soino Arbeit, ein hohes Sozialproduict zii schaffen, 
hat auch weitgehende wirtschaftliche Folgen fflr die Landwirtschaft. Nur 
wenn viele Menschen ein hohes Einkommen haben, dann können sit> auch 
Veredelungsprndukte der Landwirtschaft in größeren Mengen kaufen und 
damit den landwirtschaftlichen Markt erweitern. (Beifall.) 

Bernhard Bauknecht, M. d. B.: 
Nur noch stichwortartig einige SSt/e zu den Ausführungen meines Kol­

legen im EmährungsausschuB. 'unsen>s Freundes Müller. Er hat Ihnen mit 
Deutlichkeit gesagt, daß die Landwirtschaft bisher in der sozialen Markt­
wirtschaft durchaus mitgezogen hat. Sie hat i)isher der Landwirtschaft auch 
nnr Nutzen gebracht. Tm Augenblick aller läßt es sich nicht leugnen, daß 
eine K r i s e entstanden ist,* die nun schon seit Monaten andauert und 
an der wir von der CDU • weil die Masse der Landwirte unsere Wähler 
sind - - nicht stillschweigend vorübergehen können. Diese Krise ist auf 
einem Gebiete entstanden, das der kleinen Landwirtschaft bisher ihr Ein­
kommen gebracht hat, nämlich in der V e r c d e l u n g s w i r t s c h a f t , der 
Milch- und Viehwirtschaft. Diese Dingo haben deswegen über den Kreis der 
Landwirtschaft hinaus ihre Bedeutung, weil wir auf die Viehwirtschaft in 
unserem Lande nicht verzichten können. Die Vii>hwirtschaft mit ihrer Humus­
versorgung ist die Grundlage zur Fruchtiiarkeit unserer Böden. 

Das ist jetzt in Amerika auch erkannt worden. Während wir unsere 
Landwirtschaft amerikanisieren wollen durch die Einschaltung der Technik, 
sind die Amerikaner auf dem besten Wege, ihre Landwirtscliaft zu euro-
Däisieren, weil sie einst<hen, daß durch die viehlosp Wirtschaft die Frucht­
barkeit des Landes derart herunterkommt, daß sie nicht mehr weitermachen 
können. Wir sollten • - das ist unsere Pflicht hier Vorsorge treffen, daß 
diese Krisenerscheinungen baldmöglichst beseitigt werden. Man wirft immĉ r 
der Landwirlsrhtift vor, sie sei rückständig uncl verstände es nicht, durch 
die nötige Technisierung und Rationalisierung ihre Betriebe rentabel zu 
machen. 

Wenn heule der T n d e x der Produkte der Veredelungswirtschaft sich 
zwischen 160 und 180 iiewegt gegenüber dem .Tahre 193R und die Clrnnd-
sfoffe. die wir beschaffen müssen für unsere Er/.euqnng sich zwischen 240 
imd 280 bei Düngemitteln bewegen und 260 bis 340 bei Maschinen, dann 
erhebt sich di(> Frage: wer hat rationalisiert, wer hat die Produktion ver­
billigt? War es die Landwirtschaft oder die Industrie? (Beifall.) 

Wir haben alle Veranlassung, diesen Dingen unsere Aufmerksamkeit zu 
schenken. Wir sind an und für sich durchaus der Meinung von Minister 
Dr. Erhard, wenn er heraus will aus dem Gestrüpp der Subventionen durch 
Export- und Tmnorlmaßnahmen. Ich darf aber darauf aufmerksam machen, 
daß es so natürlich nicht geht, wenn andere LSnder tun und lassen dürfen, 
was ihnen behagt, und wir müssen hübsch und brav in unserer Landwirt­
schaft das tun, was eben notwendia ist im Gesamtrahmcm. Das kann man 
einmal ein paar Monate machen. Aber auf die Dauer geht so etwas nicht. 
Es geht nicht, daß beispielsweise die Dänen das Benzin um ein Viertel 
desscm, was es bei uns kostet, in der Produktion iinsctzen können und dann 
ihre billiaxn Rinder auf den deutschen Markt werfen und damit unsere Preise 
kaputtschlagen. Das kann man eine Zeitlana hinnehmen, aber auf die Dauer 
nicht. Dann muß man mit entsprechenden Maßnahmen antworten. 

Ich glaubte, auf diese Dinge aufmerksam machen zu müssen, und zwar 
allein deswegen, weil am Ende eine Er/eugungsmindcrunn der Landwirt­
schaft oder die Armut des Volkes steht. Wenn wir für die kleinen Existen­
zen eintreten, dann dürfen wir das nicht der SPD überlassen, die gewaltige 
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Anstrenguügcn macht, in. das Gebiet des K l e i n b a u e r n t u m s cinzu-
brecben. Das sind Alarmzeidien, auf die wir hordiea müssen. 

Icfa mödile Ihnen diese Dinge zur Überlegung mitgeben. Ich glaube, wir 
werden Wege und Mittel finden, uns einen Ausgang zu verschalten, damit 
wir die L a n d w i r t e dort behalten können, wo si« ihre p o l i t i s c h e 
H e i m a t haben. Sie Icann nirgends anders sein als in der christlichen 
Demokratie. (Lebhafter Beifall.) 

Prfisident Johnen: 

schloß mit herzlichem Dank um 13.10 Uhr. 

4. Plenarsitzung 
Präsident Jobnen: 
eröffnete 14.30 Uhr die Plenarsitzung in Fortsetzung der 

Ausspradie 
Dr. Rapprecht Dlllmar, Hamburg: 

Ich mödite Ihnen einige Worte zum Thema M i t e i g e n t u m sagen. 
Es gibt kleine Gemeinden, die sehr wirkungsvoll sind. Das ist in der CDU 
häulig auch der Fall. Wir machen immer wieder die Erfahrung, daß die 
Aktiven in der CDU nicht im Gröüenverhältnis zur Wählcrschalt der CDU 
stehen. 

In der Gegenwart betreiben Kulturvölker ihre Eroberung nur noch im 
Bereidi von Wissenschaft und Technik. Alles andere, was sie vollbringen 
würden, wäre ein Rücicfall in die Barbarei. Wir haben in den letzten 20 Jah­
ren erlebt, was in dieser Richtung alles möglich ist. Die Aufwendungen, 
die für diese Eroberungen gemacht werden, dienen der Schaffung von 
Kapitalgütern. 

Es ist heute sdion angesprochen worden, dafi die s o z i d l i s l i s c h e 
F r e i h e i t , wie sie von links versprochen wird, nicht zu dem führt, 
was wir uns vom freien Menschen vorstellen, sondern sie führt in den 
S k l a v e n s t a a t hinein. Das wäre eine sdiöne „Sidierheif, die wir 
unserem deutschen Volke ersparen wollen. Wir halten es mit Goethe: .Das 
ist der Weisheit letzter Sdiluß, nur der verdient sidi Freiheit wie das 
Leben, der täglich sie erobern muß." 

Ein altes griechisdies Wort, daß vor den Erfolg die Götter den Schweiß 
gesetzt haben, ist in der Wirtschaft zu ergänzen durch die Worte: Entbeh­
rung und Sparen. Eine Erweiterung des Konsums wird nie möglich sein, 
wcmn nicht zuvor die entsprechenden Produktionsmittel geschaffen wurden. 
Es kommt bei aller Verbesserung der Volkswirtschaft darauf an, daß wir 
Kapitalgüter schaffen, d. h. neue Produktionsmittel und neue Wohnungen. 
Wenn wir dies verwirklichen, dann dienen wir der Auffassung des Thomas 
von Aquino von der Tauschgerechtigkeit. 

Die Konzeption des Miteigentums, wie sie vom Wirtschaftspolitischen 
Ausschuß, von den Sozialausscfaüssen und vom Sozialpolitisdien Ausschuß 
vorgelegt worden ist, nimmt auf diese Notwendigkeit der T a u s c h ­
g e r e c h t i g k e i t volle Rücksicht. Das hat Professsor Erhard heute auch 
gesagt, daß wir eine falsche Ordnung hätten, weim es dem Produzenten 
nicht mehr möglich wäre, die Bedürfnisse seines Betriebes und seiner selbst 
ausreichend zu decken. Diese Tauschgerechtigkeit steht nicht im Wider­
spruch zur Forderung der L o h n g e r e c h t i g k e i t , wie sie von uns 
erhoben wird. In diesem Sinne sind die Worte . P r o d u z e n t e n g e l d " 
und . K o n s u m e n t e n g e l d * , wie sie in der Entschließung des Wirt-
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sdiaftspolitisdiuii Ausschusses verwendet worden sind, zu verstehen. Sie 
cntspruLiiuu siditbar den Vorstcliungea des Thuiiias von Aquino liiusiciitliih 
der lausdigeietiitiglieit und der Lo]ingereditigk.eit. 

i-s iLuinmt uns beim Miteigentum diirauf lUi, daB wir ddtür sorgen, daB 
n i c h t n e u e i ' i r ü n d e , neue Sinels:ureu geschaften und dudi niüit 
neue Leiiniahci'i'ucbiitten begründet werden, üit! an verdiente Angehörige 
stariiur i'diteien vergeben werden. Wir müsse i gewisse Voraussetzungen 
ddtür schatten, daB in der Keditsoidnung einige Wandlungen eiutieten, 
damit t-iasihcnhäise ausgeweitet werden, die dum sozialen Fortschritt dicmen. 

Wir müssen uns darüber liiar sein, daB die Wirtsdiaitswissenschatt und 
die Kecbtbwishensclialt (iinc dicmende Aufgabe iu der VoUiswirtschatt liaben, 
daB sie uns zu den Urcinungcm verhcUcm müssen, die wir bcmotigeu. üs war 
die gcscLziiche Ordnung, die es bislang verhindctrte, trotz aller Korrekturen, 
die man in den letzten 20, 30 Jahren vorgekommen hatte, daB eine g e ­
r e c h t e S t i ' e u u n g n e u s i c h b i i d u u d e u ü i g e n t u m s er­
folg te. Uesc'lls'üidftsrecht und Arbeitsrecht, die lüerfür vorzugsweise bestim­
mend sind, sind ja letzten lindes Kinder des Liberalismus. 

Wir haben dieser Entwicklung ein Ende zu bereiten und eine neue evo­
lutionäre Entwiilclung anzubahnen. In dem D ü s s e l d o r f e r L e i t ­
s ä t z e n ist bereits herausgestellt worden, daB die soziale MarkLwirt-
scbait der Sdiattung möglichst vieler Eigentümer In den breitesten Siüiüi-
ten unseres Volkes dienen soll. Es ist in der Vergangenheit erreicht wordcm, 
daB nc'ues Eigcmtum im Werte von vielen Milliarden geschalten wurde. 
Wir müssen tebtstcllen, duB die eigcntumsbilciendo Kratt der Marktwirt­
schaft im g e s a m t e n V o l k e n o c h n i c h t z u m A u s d r u c k g e ­
k o m m e n ist, wie es htltte sein müssen. Dies war infolge gewisser Mängel 
der Rechts- und Uesellschaltsurdnuiig noch nicht möglich. 

Wir wissen aber, daB die E n t w i c k l u n g in d e r V e r g a n g e n ­
h e i t n i c h t e n t b e h r t w e r d e n konnte. Wir haben dieser Entwick­
lung zu verdanken, daB wir auf das Bestehende ganz erhebliche soziale 
Hypotheken legen konnten. Ich denke allein an die U'/oige Vermogens-
aligabe /um Labienausgieich und andere Dinge: mehr. In dem Ihnen vor­
liegenden Programm über die Bildung von Miteigentum sind verschiedene 
Einzelheiten bieit behandelt worden. Z. B. wurde von der W e r k s -
g e n o s s e u h e h a f t gesprochcm, die wir unbedingt als Rechtsträger be­
nötigen, weiiu (!ine breite Eigentumsstreuung bei den Arbeitnehmern des 
Betriebes - - wo ein Produzentengeld gebildet v/erden soll --- erfolgen soll. 

Ich selber bin M i t g l i e d d e r D A U und darf mit Stolz feststellen, daB 
es in dieser Diganisation über die Frage des .Miteigentums nur eine e i n ­
h e i t l i c h e NJii'iiiung gibt, nämlich eine bejahende. Was bei dc<r Deut­
schen Angestelltengewerksdiaft möglich gewesen ist, das sollte auch bei den 
übrigi'n Cjewi'rkschdilen möglich sein. Es darf nicht so sein, daB man sich bei 
den übiigc!n CJewerkschaften von sozialistischen Ciesicfatspunktcm leitcm läBt. 

Wenn in dc-r /eitschrift . S o z i a l e r F o r t s c h r i t t ' davon die Rede war, 
düB man gespannt sciin dürfe, wie der Parteitag die Forderung nach Mit­
eigentum aufnehmen würde, so wird die Zcitsciirift darüber auf Grund der 
hciutigcn Ph'uaisit/.ung eine ausreichende Belehrung erfahren haben. Wir 
braudicm uns nicht über die Formulierungen zum Miteigentum zu streiten, 
sondern man muB sdion mit der Lupe sudicn, wenn man einen Unterschied 
in der jctzigeii Fassung /um Miteigentum gegenüber der Kölner Fassung der 
Soxialausschüssü finden will. Ich möchte Sic auf folgende Formulierung auf-
mc?rksam macheu: 

,J}ie Verbindung von Mitbestimmung und wachsendem Miteigentum, 
insbesondere! des betricbsbozogcnen Miteigentums der Arbeitnehmer, 
erscheint als die beste Verwirklichung des machtvcrteilenden Prinzips 
bei den CiroBbctriebcn.* 
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Dieser Grundsatz bezieht sidi auf das A h l e n e r P r o g r a m m . Das 
Ahiener Programm ist in einer ständig f o r t s c h r e i t e n d e n V c r w i r k -
i i c h u n g begriffen. Der Weg zum Miteigentum ist eine gerade Linie; er 
geht aus vom Goslarer Parteitag. Ich darf in diesem Zusammenhang Ihretk 
Blide auf unser Nachbarland H o l l a n d Icnleeu, wo man sogar einen Mini­
ster für Eigentumsbildung geschaffen hat und wo man im Begriff ist, die 
Konzeption des Miteigentums zu verwirlclidiea. 

Wir werden ims abzugrenzen haben von den Forderungen des Libera­
lismus. Es wird uns gelingen, eine Konzeption zu entwidccln, die tatsächlich 
jeden Arbeitnehmer zu dem werden läßt, was er zu sein bereditigt ist, zu 
einem gleidigeaditeten Staats- und Wirtschaftsbürger. 

Es wird in Deutschland nodi hart zu kämpfen sein, bis der G e i s t d e s 
K l a s s e n k a m p f e s überwunden ist. Wer wollte bustreilcn, dafi die CDU 
vorzugsweise dazu berufen ist, diesen Kampf zu führen. Es kann hier nur 
eine Meinung geben: d i e C D U w i r d a u c h h i e r V o r k ä m p f e r i n 
d e s e c h t e n s o z i a l e n F o r t s c h r i t t s sein 

Kurt SdunOdter, M.d.B.: 
Wir können diesen Parteitag nicht vorübergehen lassen, ohne einige 

Worte zum Problem des M i t t e l s t a n d e s gesagt zu haben. Ich möchte 
das niäit tun als ein Interessenvertreter. Intercssenvertretcr haben in der 
Politik sowieso nidits zu sagen, bestimmt aber nicht in der Christlich Demo­
kratischen Union. Wir sollten es tun als Menschen, die davon überzeugt sind, 
daß unser Mittelstand eine große soziale Aufgabe zu erfüllen hat, nämlich 
die Aufspaltung der modernen Ccsellsdiaft in Klassen zu verhindern und 
in dieser vielgliederigen modernen Gesellschaft eine verbindende Kraft zu 
sein. Solange kleine Unternehmungen in der Wirtschaft existieren können, 
hat jeder tüchtige und verantwortungsfreudige Mensch eine Möglichkeit, 
in einem eigenen Betrieb seine Initiative erfolgreich entfalten zu können. 

Wir wissen, daß die soziale Marktwirtschaft im wesentlichen erreicht hat, 
den Mittelstand aus seiner lebensgefährlichen Lage, in die er durch die 
Zwangswirtschaft gekommen ist, zu befreien. Damit hat diese soziale Markt­
wirtschaft erneuernd im Sinne unseres Gesellschaftsbildes gewirkt. Aber 
es bleibt nodi eine große Anzahl von Aufgaben nachzuholen; nicht daß es 
Versäumnisse wären, nein, einfach Aufgaben, die man noch nicht hat be­
wältigen können. Von diesen A u f g a be n möchte ich einige anführen. Ich 
werde nicht in den Fehler verfallen und den Mahnruf von Professor Erhard 
überhören, daß wir nur immer mit Forderungen an den Staat kommen. Wenn 
der Staat in dieser Notzeit so viele Aufgaben treuhänderisdi übernimmt, 
dann muß er darauf achten, daß er durch seine Sonderaufgaben nicht eine 
Strukturwandlung innerhalb der deutschen Gesellschaft bewirkt. 

Nehmen Sie allein den Sektor des W o h n u n g s b a u e s . Heute treten 
die Großunternehmen massiert auf und wenden sich an Generalunternehmer. 
Wenn diese Aufgaben auch für 5 oder 6 Jahre vom Staat übernommen wer­
den, so können sie doch zur Folge haben, daß unsere Gesellschaftsordnung 
durcheinander geworfen wird. Wenn wir also Forderungen an den S t a a t 
stellen, dann die, daß dort, wo er t r e u h ä n d e r i s c h im Wirtschaftsleben 
eingreifen muß, er darauf zu achten hat, daß die Entwicklung ihren normalen 
Gang weitergeht. (Beifall.) 

Hierüber ist schon oft diskutiert worden; ich kann mich also darauf be­
schränken, stichwortartig zu Ihnen zu sprechen. Die mlttclständischen Berufe 
haben einen Anspruch darauf, daß ihnen eine Ordnung gegeben wird, die das 
s t ä n d i s c h e G e m e i n s c h a f t s g e f ü h l pflegt und die f a c h l i c h e n 
L e i s t u n g e n steigert. Die vor kurzem verabschiedete Handwerksorchiung 
kann hier als Beispiel gelten. 
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Im Wettbewerb müssen die g l e i c h e n S td r t b c d i n g u n g e n ohne 
Rücksidit aut diu Bclricbsgröfie herrsclion. Dds wird immer wieder von 
dllen Seilen bejdlit, aber ich steile auch hier fest, dal) diejenigen, die am 
lautesten sdireien, sich, in dieser Situation den freien Wettbewerb dm besten 
leisten Icönnen. Üi.-r Staat hat die Autgabe, hier unedite Vcrhältnissi! zu 
beseitigen. Das hat nidits mit Dirigismus zu tun oder mit anderen h'remd-
wörtern, sondern das ist einfadi seine Aufgab«, diese Gesuiischaft zu cr-
haiteu, die dorh nidits dafür kann, daß diese Zeiten über uns gelcommen 
sind und der Stadt nun als dieser mächtige Wiitschaftsfalitor aulzutreten hat. 
Das gilt besonders für unser S t e u e r s y s t e m . Wir meinen, daH von 
diesem Steuersystem her kein Zwang zur Konzentration der Betriebe aus­
gehen darf. Dieser Zwang ist fraglos vorhanden, aber nidit duidd die Schuld 
unserer Regierung, die sich durdi zwei groBe Reformen bemüht hat, steuer­
liche Hrleichlerungen auch zugunsten des Mittelstandes zu schaffen, sondern 
das liegt in der gesamten deutsdien Slcuergescfaidite begründet. 

Nehmen Sie dodi nur die U m s a t z s t e u e r , die einwandfrei eine Be­
vorzugung für die Großwirtsciiaft darstellt. Wir möchten gern, daß dieser 
Zwang zur Konzeutration beseitigt wird. Wir möcfatea die besonderen Ver­
hältnisse, die aus dem Zusammenfallen von persönlichem und betrieblichem 
Einkommen entstehcm, bcrücksiciitigt haben. DdB bei der Steuerpolitik die 
I n v e s t i t i o n s p o l i t i k gefördert werden und eine vernünltigc K r e ­
d i t p o l i t i k betrieben werden muß, ist klar. 

Cin wesentliches Anliegen ist uns die Beteiligung des Mittelstandes in 
einer artgerechten oder entspredienden Form an den ö f f e n t l i c h e n 
A u f t r ä g e n . Ich habe es schon anklingen lassen, mödite es aber nunmehr 
dls das Kernstück meiner Ausführungen noch einmal herausstellen: Der 
Staat ist in den großwirtschaftlichen Unternehmungen, an denen er beteiligt 
ist, nur Treuhänder, und er hat dafür zu sorgen, ddß alle entsprechend ihrer 
Wirtschaftskraft und ihrer Bedeutung sowie fachlichen Eignung beteiligt 
werden. 

Vielleicht hat sich der Herr Bundeskanzler in A m e r i k a berichten lassen, 
wie der Ausschuß »small busincss" dieses Bestreben überwacht. Dort wird 
dafür gesorgt, daß das m i t t l e r e G c w e r b c a n t c i l s g e r e c h t an den 
öffentlichen Aufträgen beteiligt wird. Wir möchten etwas Ahnliches. Man 
soll uns nicht sagen, daß das dirigistisdi sei, nein, das ist nur eine Antwort 
auf das jetzige Verhalten der ölfentlidien Hand, die es sich leider all/u 
häuiig bequem macht, ihre wirtschaftlichen Aufgaben zu erledigen. Das gilt 
nidit so sehr für den Bund, aber nodi mehr für die Länder; das gilt aber 
auch für die Gemeinden. 

Die nächsten Punkte verlangen, daß der Bclegschafts- und Bürsenbandel 
wie jede andere Schwarzarbeit zu unterbinden ist und daß die Regiebetriebe 
eingeschränkt werden müssen. 

Iliiisichtlidi der S o z i a l g e s e t z g e b u n g möchten wir, daß die Bedürf­
nisse der kleineren selbständigen Unternehmer berücksichtigt werden. Wir 
stehen dodi häufig in der Gefahr einer glatten sozialpolltisciien Dber-
rundung; die müsscm wir auf jeden Fall beseitigen. Darum meinen wir, daß 
es im Interesse der kleinen selbständigen Unternehmer liegt, wenn wir sie 
auch am F a m i l i e n l a s t e n a u s g l e i c h beteiligen. 

Am Schluß unseres Arbeitsprogramms für dem nächsten Bundestag haben 
wir festgelegt, daß wir von der auszubauenden Gewerbeförderung eine 
Unterstützung in der Ausbildung der N a c h w u c h s k r ä f t e für den 
Mittelstand, insbesondere für das Handwerk, erwarten. Ich möchte auch 
hier ein W o r t d e s D a n k e s u n s e r e r P a r t e i sagen. Wir sprechen 
heute immer von Lehrlingswohnheimen und Lchrlingsausbildungsstätten; das 
ist richtig, aber es ist Tatsache, daß 500000 junge Menschen vom deutschen 
Handwerk und 200 000 vom Einzelhandel ausgebildet werden. Das sind über 
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80*/«. Wenn wir an diese zusätzlidien Maßnahmen herangehen, dann sollten 
wir sagen, daß es zusätzlidie Maßnahmen sind und daß wir denjenigen dan-
ksa und eine materielle Stütze geben wollen, die seit altcrsher in guter Tra­
dition die Ausbildung unserer Jugend übernommen haben. [Beifall.) 

Es erscheint das rote Lidit. Da fällt mir die S o z i a l d e m o k r a t i e ein, 
die vor einigen Tagen einen Mittelstandtag veranstaltet hat. Sie hat don 
einen Ausschuß für selbständige Unternehmer gebildet. Ich glaube, aas ist 
typisch genug. Wenn eine Partei es nötig hat, einen besonderen Ausschuß 
für selbständige Unternehmer zu bilden, dann weiß man, was man von 
ihrem Programm zu halten hat. Das ist ungefähr so, als wenn Atheisten 
einen Klub für Theologen .einrichteten. (Beifall.) Auf diesem MUtelstandstag 
hat Herr OUenhauer in dankenswerter Weise seine Meinung über den ge­
werblichen Mittelstand ausgedrückt. Wir kennen diese Meinung der SPD; 
denn wir haben in den Unterausschüssen des Wirtschaftsausschusses bei der 
Beratung der llandwerksordnung Gelegenheit gehabt, festzustellen, mit 
welchen Gedanken man an eine Mittelstandsarbeit herangeht. 

Wenn der NWDR riditig beriditet hat — und das soll er ja meistens 
tun —, dann hat Herr Ollenhauer gesagt, daß die Handwerker sich immer 
mehr von selbständigen Erzeugern in Vollbringer von Dienstleistungen 
verwandelt hätten. Das ist genau das Gegenteil von dem, was wir vom 
deutschen Mittelstand halten. Wir sehen in ihm das schöpferische Element 
der deulsdien Wirtschaft, die Vorschule der Großindustrie und die Garantie 
für unseren Facharbeiter, seinem Chef zu sagen: Ich mache nicht mehr mit, 
ich mache mich selbständig. W i r s e h e n in d i e s e m M i t t e l s t a n d 
d i e G a r a n t i e für d i e b ü r g e r l i c h e F r e i h e i t s c h l e c h t hin. 

Weil das so ist, meinen wir, daß wir als christliche Demokraten vcrpfliditet 
sind, dieser sozialen Aufgabe des deutschen Mittelstandes unsere besten 
Dienste zur Verfügung zu stellen. (Starker Beifall.) 

Dr. Josef Bodt: 
Auch eine Wirtsdiaftspolitik, die funktionieren soll, braucht einen ent­

sprechenden s e e l i s c h e n K r e d i t im V o l k . Sie braucht mit anderen 
Worten das Vertrauen der breiten Schichten des Volkes. Wir stellen dabei 
in Deutschland etwas sehr Eigenartiges fest. Auf Grund der sozialen Ent­
wicklung der letzten hundert Jahre ist es wohl so, als ob jene Wirtsdiafts-
ordnungen, die immer überstark von Bindungen, Lenkungen und Planungen 
spredien, ohne weiteres Sidierheitsgarantien für die breiten Schichten des 
Volkes darstellten, während die Wirtschaftsordnungen, die für die Freiheit 
der Mensdken eintreten, Unsicherheit und Gefahr bedeutet hätten. Das sind 
seeiisciie Ressentiments in unserem Volk, die — global gcsprodien — sich 
auf die beiden Gruppen der Arbeitnehmer und Unternehmer aufteilen. 

Was uns Herr Etzel heute als das Wirlschaftsprogramm der CDU vorge­
tragen hat, ist der e r s t e g r o ß e V e r s u c h , die beiden W i r t s c h a f t s ­
a u f f a s s u n g e n des linken -und des rechten Flügels in der CDU wirksam 
und systemgerecht z u k o o r d i n i e r e n . Ich glaube, die Arbeitnehmer 
in unserer Partei quittieren dankbar, daß im ersten Teil der Ausführungen 
von Herrn Etzel die Anliegen, die sie besonders bewegen, zum Ausdruck 
gekommen sind. Das ist das eine, was ich zum Ausdruck bringen möchte. 

Das andere ist aber das, daß es die A r b e i t n e h m e r o r g a n i s a ­
t i o n e n meines Erachtens nicht ausreichend verstanden haben, sich in der 
gegenwärtigen Wirtschaftsordnung so einzufügen, daß das Beste für die 
arbeitenden Menschen daraus entspringen konnte. Es ist schon so, daß der 
E f f e k t v o n s o g e n a n n t e n S o z i a l i s i er u n g s m a ß n a h m e n 
m i n i m a l ist. Sagen Sie mir den Effekt von Sozialisierungcnl Sie brauchen 
nicht nur in den totalitären Osten zu schauen. Schauen Sie auf die Soziali­
sierung-des Westens. Wer die Presse liest, kennt die Kritik der englischen 
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Gewerkschaften am Laboursystem, Idi glaube, wir müssen einen Appell an 
das V e r t r a u e n z u e i n e m W a g n i s im wirtsdiattspolitisdien Leben 
machen. Die Aibuitnehmersdialt beliennt sidi heute zu unserer Wirtschafts­
ordnung, Damit ist der Vertrauensfundus für unsere WirtschaftspolitilE geschaf­
fen, der notwendig ist. Heute morgcm hat Professor Erhard vcm dem Ver­
such der Sozialdcmolcraten gesprochen, Wettbewerb und Planung zu koordi­
nieren. Es ist nicht so, als ob diese beiden fundamentalen Ordnungsmittel 
zu koordinieren seien. Es kommt für uns entscheidend darauf an, daß die 
wichtigsten ürdnungsmiltul so angesetzt worden, daJB sie das Primäre — 
nämlich die l-uulction des Marktes und des Leistimgswettbewerbs — nicht 
stören. Darum können wir diese Ordnungsmittel nur soweit ansetzen, als 
sie mit unserem Marktprinzip und mit dem Leistungswettbewerb zu verein­
baren sind. 

Ich bin davon überzeugt - und wir sollten es auch in der gesamten Union 
sein ', ddU mit institutionellen und organisatorischen Neuregelungen nicht 
das Letzte in dem Verhältnis zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber zu 
klären ist. Es wird für ims entscheidend darauf ankommen, dafi wir die 
soziale Chance unserer Zeit darin sehen, daS die m e n s c h l i c h e n V e r ­
h ä l t n i s s e ! z w i s c h e n b e i d e n G r u p p e n b e s s e r w e r d e n müs­
sen, damit sich nicht das Wort bewahrheitet, das einmal ein Franzose ge­
sprochen hat: Es gab bisher zwei Formen, die Wirtschatt auf den Hund zu 
bringen. Die eine war die, nicht zu wissen, wie man produziert, und die 
andere, nicht zu wissen, wie man absetzt. — lis gibt heute noch eine dritte 
Form: Nicht zu wissen, wie man mit Menschen umgohtl (Beifall.) 

Präsidentin Dr. Gröwel: 
Es liegen nodi IS Wortmeldungen vor. Wir haben heute nachmittag noch 

zwei Referate entgegenzunehmen. Hoffentlich lernen wir aus diesem Partei­
tag, dafi wir in Zukunft unser Programm nicht so stark mit Referaten voll-
pacicen, dafi kein Kaum und keine Zeit mehr da ist für eine freie Dis­
kussion. (Boifdli.j Durch die Zeitnot wird der Präsident in eine unangenehme 
Lage gebracht, weil er den Diskussionsrecüicin nur 5 Minuten Redezeit 
zugestehen kann. Es tut mir leid, aber ich mui5 es trotzdem tun. Bitte er­
sparen Sie mir als Frau und Ilamburgerin und damit als Vertreterin des 
gastgcbenden Landes, härtere Mahnungen auszusprechen. 

WiUl Lulay, Nordbaden: 
Ich habe mich auficrordenllich darüber gefreut, dafi der Herr Bundesarbeits-

minister aut die besonderen Leistungen hingewiesen hat, die im sozial­
politischen Raum in den vergangenen Jahren durch die Regierung und unsere 
Partei enieit wurden sind; insbesonder gilt das für die Kriegsopferver­
sorgung. 

Ich möchte in dic?sem Zusammenhang an den Herrn Bundesarbeitsminister 
die Bitte richten, sich mit bi^sondercr Aufmerlesamkeit der V e r w a l t u n g 
d e r K r l c g s u p t e r v e r s o r g u n g zu widmen. Wenn t-s gelungen ist, 
nach der Vcralischiedung des Kriegsopferversorgungsgesetzes die Kriegs­
opfer rdschesteus vorläutig zu befriedigen, dann haben wir das in erster 
Linie der cntsdieidungsvolien Arbeit der Beamten und Angestellten dieser 
Verwaltung zu verdanken, die bis an den Rand des Möglichen oft mehrere 
nburstunden am Tage geleistet haben und dafür praktisch oft nur Undank 
ernten mußten, weil trotz ihrer groficn Arbeit die Dinge nicht so rasch 
geschehen konnten, wie man das schlechthin erwartet hat. Sic können fest­
stellen, dafi der Krankhcitsanfall bei den Beamten und Angestellten dei 
Vcrsorgungsämtor infolge der Uberbconspruchumj tatsächlich 40*/o ausmacht. 
Das ist ein Bitwuls dafür, hier nach dem Rechtun zu snhcm, um eine Ent­
lastung dieser Verwaltung herbeizuführen. 

Ich möchte noch einige Worte zur Frage der M i t b e s t i m m u n g sagen. 
Es ist bezeichnend, dafi ausgerechnet die Gegniir des Betriebsverfassungs-
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gcsctzcs nadi seiner Verabschiedung sehr rasch den Wert dieses Gesetzes 
erkannt haben und nun bemüht sina, es mit ihrem Ueiste zu ertüllen, wäh-
rCmd wir in den Betrieben feststeilea leönnen, daii unsere Menschen, die die 
Berufensten wären, dieses Gesetz mit dem Geist zu erfüllen, aus dem heraus 
es geschalten worden ist, sidi einer ungeheuren Besdheidenheit befloiBigen. 
Us ist an der Zeit, daß tmsere M e n s c b e n i n d e n B e t r i e b e n cndlidi 
einmal erwachen, aus ihrer Bescheidenheit heraustreten und sich bemühen, 
Betriebsrälearbeit zu leisten, auch dann, wenn sie nicht danltbar ist. Sonst 
ist es tatsädilicta. so, daß wir diesen ganzen Raum den .Genossen* alleip 
überlassen. Es ist doch auch so, daß das Christentum nicht allein in der 
Kirche, sondern nach meiner Auifassung heute audti weitgehend im Betrieb 
verteidigt werden muß. 

Das oben Erwähnte trifft auch für die Gewerlcsdiaftsbewegung zu. Es ist 
bedauerlich und erfreulich zugleich, daß gerade unsere a l t e n f ü h r e n ­
d e n c h r i s t l i c h e n G e w e r k s c h a t t i e r nach 1945 beraten warun, 
weitgehend im politischen Raum tätig zu sein. Sie sind deshalb in der 
Gewerlcschaftsbewegung vollständig ausgefallen. Ein Nachwuchs war leider 
in dem Maße nidht da, wie er notwendig gewesen wäre. 

Früher halten die Menschen, die im politischen Raum neben ihrer gewerlc-
sdiaftlicben Arbeit tätig waren, den Sdiutz durch unsere Christlichen Ge­
werkschaften. Das können wir heule von der üinheitsgewerksdiaft nidit 
erwarten. Um so mehr wird es notwendig sein, daß unsere Menschen, die 
in der Gewerkschaftsbewegung tätig sind l ud im politischen Raum innerhalb 
der CDU aktiv mitwirken — also nidit mehr den Sdiutz der Christlichen 
Gewerksdiaften hinter sidi haben —, mehr als in der Vergangenheit durdi 
unsere Partei geschützt werden, sonst laufen wir Gefahr, daß die ehemaligen 
cliristlichen Gewerkschaftler infolge Angst und Sorge um ihre Stellung sidi 
ebenfalls aus dem politisciien Raum zurückziehen, uafür sollte unsere Partei 
in Zukunft mehr Verständnis haben als in der Vergangenheit. (Beifall.) 

Dr. Kobl: 
Die Diskussion um die Eigentumsbildung beweist, in welchem Maße die 

Christlidi Demokratische Union bestrebt ist, ihr Wirtschafts- und Sozial­
programm in die Tat umzusetzen. Sozialaussdiuß und Wirtscfaaftsaussdiuß 
sind, wie Sie gehört haben, auf versdiiedenen Wegen unabhängig vonein­
ander zu einem übereinslimmenden Vorsdilag gelangt, die Bildung neuen 
Eigentums für jedermann zu betreiben. 

Nachdem eine Reihe von Vorrednern die Gedanken der Sozialausschüsse 
vorgetragen hat, gestatten Sie mir, daß ich namens der Vertreter der im 
Wlrtscbattsaussciiuß tätigen U n t e r n e h m e r einige Worte vom Unter­
nehmerstandpunkt aus hinzufüge. 

Längst bevor die Staaten selbst zu wirtschaften und damit ihre eigenen 
Aufgaben zu vergessen begannen, entwickelten sich die Unternehmen auf 
der Grundlage des Wettbewerbs und auf der Grundlage des der Erhaltung und 
Mehrung des Privateigentums entspringenden unternehmerischen' Könnens 
und der untemchmerisdien Initiative. Der sittlidi-ethische Ausgangspunkt 
dieses im einzelnen von den Vätern überkommenen oder durch eigenen 
Sparsinn erworbenen Privateigentums steht außer Frage. Das durdi eigene Lei­
stung immer wieder neu zu erwerben, was man ererbt von seinen Vätern hat, 
ist nur die diditerisdie Abwandlung der ciiristlidum und rechtlichen Erkennt­
nis, daß das Eigentum eine starke Wurzel segenspendender Kräfte darstellt. 

Wir halten deshalb an diesem privaten Eigentumsbegriff fest, gleidiviel, 
ob er sich niederschlägt Im Eigentum des unternehmerisdien Mittelstandes, 
oder ob er im Eigentum der A k t i e n g e s e l l s c h a f t seinen Ausdrudc 
findet, deren AnteHseigner oft Tausende und Abertausende k l e i n e u n d 
k l e i n s t e r A k t i o n ä r e sind, und zwar großenteils — wie ich selbst an 
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Hdnd der neugcsdiaffeiieii Namensaktien der Montanindustrie festzustellen 
Uuieganhcit hdttu - - Rentner, Pensionäre, also Kreise, die heute zu den 
gegenüber dum aiigemcinen Niveau materiell am meisten zurückgebliebenen 
Volkssdiiditiui gehören. Auch ihnen gebührt der gGSotzliche Schutz des 
Higentums, sowohl was die Substanz wie audi den Nutzen daraus anbelangt. 

Nadidem im übrigen in der Verteilerindustrie die iintfleditung durch-
gelührt und in Kohle und Eisen das Mitbestimmungsgesetz erlassen ist, 
liegt audi bei diesen Betrieben z u w e i t e r g e h e n d e n E i n g r i f f e n 
i n d a s E i g e n t u m s r e c h t k e i n A n l d U vor. Idi bin darüber er­
freut, aus dem Munde unseres Parteifreundes Albers gehört zu haben, 
daß dies die einheitlidie Auffassung aller unserer Parteifrctindc ist und 
daß die w e s e n t l i c h e n F o r d e r u n g e n d e s A h l e n e r P r o ­
g r a m m s d a m i t a l s e r f ü l l t zu gelten haben. 

Um so befriedigter ist die Unternehmersdiaft über das erneute einmütige 
Bekenntnis der Partei zum Eigentum. Gerade wegen ihrer grundsätzlichen 
Einstellung zum Eigentum, wegen ihrer Bejahung des Eigentumsbegriffes, 
begrüßt die Unternohmersdiaft das ideologisdic Prinzip, das dem A r b e i t ­
n e h m e r i n i r g e n d e i n e r F o r m E i g e n t u m vermittelt. Unter den 
möglichen Eigcntumsbildungen, wie Eigenheim, Sparkonten, Wohnungs-
eignntum usw., spielen jene Formen des Eigentums eine bedeutsame 
Rolle, die wir unter dem Stidiwort . P a r t n o r s c i i a f t im B e t r i e b " 
zusanunenfassen. 

Die Substdnzbetciligung der Arbeitnehmer im eigenen Betrieb dient 
der Überwindung des von der Sozialdemokratischen Partei prdktisüi ge­
forderten Kollektivs und bedeutet eine Absage ein die Klassenkanipfparolun. 
Diese Konzeption schreitet fort auf dem vom B e t r i e b s v e r f a s s u n g s ­
g e s e t z vorgezeidmeten Wege. Kein verantwortungsbewußter Unter­
nehmer kann und wird sich heute der Mitwirkung seiner Arbeitnehmer in 
betrieblichen Angelegenheiten entziehen, im Gegenteil, die Pflege der 
v e r t r a u e n s v o l l e n Z u s a m m e n a r b e i t im Betrieb ist eine der 
vornehmsten Aufgaben des Unternehmers, der damit zu seinem Teil dazu 
beitragt, die nun einmal in hochindustrialisierten Ländern bestehenden so­
zialen Spaimungen zu überbrücken. Den Rahmen hierzu bietet das vom 
Bundestag verabschiedete und nun in der Praxis anlaufende Betriebs-
V erf assungsgesetz, 

im Geiste dic^ses Gesetzes ist die Unternehmerschaft dringendst an der 
E n t k o l l e k t i v i e r u n g ihrer Arbeiter interessiert; nidit als ob es nicht 
bisher wesentliche Ansätze für die Eigentumsbildung der Arbeitnehmer­
schaft gegeben hätte, was aber die Unternehmersdiaft begrüßt, ist d i e 
I n i t i a t i v e u n s e r e r P a r t e i , für die P a r t n e r s c h a f t im Be­
trieb eine K a h m e n g e s e t z g e b u n g zu sciidffen durch Erlaß der er­
forderlichen handelsrcchtlichun Vorschriften und durch Einräumung von 
steuerlichen Vergünstigungen. Freilich eine allgemehio gesetzliche Sclia-
blone zu schalfen wäre wirklichkeitsfremd. Was dem einen Unternehmer - -
z. B. im GroQboli'ieb - - frommt, das paßt nicht für den kleinen oder mitt­
leren Unternehmor. Man sollte sich, daher vor der Anwendung gesetzlichen 
Zwanges hüten. Wcrgen der Vicigestaltigkcit der wirtschaftlichen und recht­
lichen I2rscfaeinungstormen der Bcteiligungsmögllclikeiten sollte jede S c h e -
m a t i k v e r m i e d e n und der Initiative der Unternehmer breiter Spiel­
raum eingeräumt worden. 

Herr Schmucker hat bereits auf die Tagung der Sozialdemokratischen 
Paitoi in Essen verwiesen, in der Herr Ollcnhaucr diese Arbeitsgcmeinschatt 
selbständig Schaffender in der SPD gegründet hat. Herr Ollenhauer hat dazu 
gesagt, dc<r selbständige Erwerbstätige habe die gleichen Slcherungsbedttrf-
nisse wie der Arbeiter, da B(>sitz und Vermögen als Grundlage der Alters-
v(>isorgung in Wegfall gekommen seien. Wir wollen in der Christlich Demo-
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kratisdicn Union genau das Gegenteil. Durch E i g c n t n m s b i l d u n g in 
a l l e n B e v ö l k e r u n g s s c h i c h t e n wird dem Bedürfnis nach Sidinr-
heit besser Rechnung getragen als durch zweifelhafte Sicherheit des Kollek­
tivs, das immer wieder in Vermassung und Klassenkampf enden muß. 

Unser Wunsch ist es, daB auch die G e w e r k s c h a f t e n , mit denen wir 
von der Untemehmersdiaft als soziale Tarifpartnor jederzeit zusammen­
arbeiten werden, sich diesen Gedankengängen anschlieRen mögen. Wie wir 
die Partnerschaft im Betriebe verwirklidien, das wird in der nächsten Zeit 
in Irgendeiner Form geschehen mflssen; am Ende steht aber audi hier das 
geistige Ziel — gleidigfiltlg, ob der Betreffende Unternehmer oder Arbeit­
nehmer ist —: Freiheit des einzelnen und volle Entfaltung seiner Persön­
lichkeit. (BeUall.) 

Dr. Strldcrodt: 

Tn der gebotenen Kürze muß idi ein leidiges Thema behandeln, das uns 
draußen im Lande fast Jeden Tag beschäftigt: das Thema der S t P u e r -
r e f o r m. Da unser Bundesfinanzminister heute nicht zu uns sprechen kann 
— er ist zu wichtigen Verhandlungen nach Paris gefahren --, will irii als 
Vorsitzender des Spezialausschusscs der Partei, „Finanzen, Stc>uer, Geld imd 
Kredit" Ihnen kurz berichten über die Arbeit, die wir geleistet haben. Wir 
haben sehr viele bedeutsame Anregungen aus dem Kreise unserer Mit­
glieder bekommen. 

Zu den Forderungen zur Steuerreform möchte ich sagen: es ist ein be­
sonderes Zeichen für den G e i s t u n s e r e r P a r t e i , daß diese Forde­
rungen n i e m a l s e i n e n e i n s e i t i g e n o d e r g a r i n t o l e r a n ­
t e n C h a r a k t e r angenommen haben. Es ist wirklich bezeichnend, daß 
bis zu dieser Nachmittagsstunde hier von diesom Platz aus niemand steuer­
liche Forderungen für bestimmte Schichten oder Berufskreise unseres Volkes 
angemeldet hat. 

So werden auch wir fortfahren in der Arbeit, einen g e r e c h t o n ^ u s -
g l e i c h herbeizuführen. Wir stehen dabei in einem echten Zwiespalt. Wir 
sehen auf der einen Seite, daß die Bezieher kleiner und mittlerer Ein­
kommen durch die Besteucruncr in eine echte Notlage gekommen sind. Das 
gilt besonders für die freien Berufe, wo die Menschen an ihre Altersver­
sorgung Zu denken haben, und auch für den Mittelstand. Wir sehen abc».-
auf der anderen Seite, wie die Wirtschaftskraft unserer Unternehmer in 
einer ganz gefährlichen Weise durch das Übermaß der Besteuerung bedroht 
ist. Die Rationalisierung, die uns auferlegt ist, um Schritt zu halten mit cipm 
Konkurrenten im Ausland, legt dem einzelnen große finanzielle Verpflich­
tungen auf. Es muß immer wieder gesagt werden: wer sich in diesem K o n ­
k u r r e n z k a m p f nicht immer wieder zu stärken weiß, der wird auf der 
Strecke bleiben. 

Es ist kein egoistisches Anliegen, wenn aus diesen Kreisen eine K a p i -
t a l b i l d u n q im U n t e r n e h m e n verlangt wird, sondern es ist einfach 
eine Notwendigkeit dieser sozialen Gebilde. Wir müssen einen Weg finden 
in der Steuerreform, der sowohl die echten sozialen Anliegern und das 
Eigenleben der Familie steuerlich unterstützt und entlastet, aber auch auf 
der anderen Seite die unternehmerische Kraft stärkt. Es kann kein „entweder 
oder* für uns geben — entweder Stärkung des Konsums und soziale tei-
stungen mit Hilfe der Steuerreform oder auf der anderen Seite die Stär­
kung der Kapitalkraft der besitzenden Schichten —, sondern ein M i t e i n ­
a n d e r e c h t e r K o n s u m f ö r d e r u n g u n d Kap i t a l s tä r k u n g 
ist unsere Aufgabe. Es ist sicher, daß eins dem anderen helfen will. Wenn 
wir den Konsum stärken, regen wir damit die Kapitalbildung an, und stär­
ken wir die Kapitalblldung. dann kommen wir zu einem höheren Lohn und 
damit zu einem größeren Sozialprodukt. 
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Idi darf nun oin kurzes Wort zur F i n a n z p o l i t i k sagen, wnil unsnr 
Frnund Sctinffor nlctit Iiipr ist. Die Finanzpolitik der BundesrcxTierung ist nur 
zu pinpm klpinpfpn Toil hrutp nine Finanz-Innonpolitik; sin ist weit daröbor 
liinaus o i n R p ü t H n d t o i l d o r A u ß p n p o l i t i k geworden. Bs ist nldit 
von ungefähr, diiR TIprr Srhüffer schon taaclang in Paris sitzt und sirh mit 
den Parlnprn, die nun an unserer Stpunrkraft mit partizipieren ••- sei es 
dnrdi dip Bp.«at7.ung<s1ast, sei es durch die Europllische Verteidigungsgnmpin-
srtiaft • •, anspinandersptzen muB. In diesem Kreis kann man niÄf mir 
Npin snc|pn. Nur wer hprpit ist, dieser werdenden fiberstaatliciien Cipmein-
sriinft audi in flnan/fellpr Hinsicht etwas zu gehen, der hat ein Recht darauf, 
Fnrdenmgpn /n stellpn, daß ihm aus dieser Gemeinschaft heraus geholfpn 
wird. 

Wir als Pnrtpifag müssen sowohl der Regienina als aurti unseren Freun­
den im Bundestag eine Weisung mit auf den Weg geben. Die K l e i n e 
S t p u p r r e f o r m , die schon seit Monaten in Parlamenten anläuft und 
Aber die affenflich diskutiprt wird, ist in Gefahr, zu vprsanden. (Zurufe: 
TIArt, TTörtI). Ti'ir Gcnnpr auf dpr Linkpn wollen durch immer neue AntrSge 
und Zweifelsfragen diese Rpfnrm einfach nicht zu einem Brgebnls kommen 
lassen in dieser Legislaturperiode. Wir mflsscn unsere Freunde im Parla­
ment bitten, daß sie nunmehr unter Verzldit auf manches durchaus ernste 
Anliegen hier versuchen, die Kleine Steuerreform zu verabschieden. (Beifall.) 

Wenn wir sie haben, dann werden wir aus ihr sehr viel lernen kflnnen 
für die Große SteuerrefoTm. Wir werden dann Oberhaupt die ganze w i r t -
s c h a f t s s t e i c r e r n d e K r a f t dieser steuerlichen Entlastungen — mfigen 
sie auib znnücbst bescheiden sein • • kcmnenlemen und damit den Mut 
finden, euch die außenpolitische Freiheit /u gewinnen. Dann wollen wir die 
große, uns allgemein kräftigende deutsche Steuerreform durchfuhren. (Beifall.) 

PrSsIdentln Dr. Gröwel; 
bittet die Diskussionsredner, In freier Rcvle zu sprechen. 

Egon Endres, Berlin: 
Nachdom unsere gastgebcnden Freunde aus Hiimburg heute morgen ihre 

eigenen Sorgen, die ihnen die Stadt Hamburg verursacht, vertrauensvoll — 
so darf tc^ einmal saaen - - in den Sctioß des Partcitanes gelegt haben, 
wollen wir von B e r l i n auch das gleiche tun. Wir haben auch unsere 
oroßen und ernstesten Sorgen in dem politischen Existenzkampf unserer 
Stadt Berlin. Tch mflchtc aber in aller Öffentlichkeit dieses Parteitaaes im 
Namen von Berlin unseren D a n k zunächst abstatten dem Bundeskanzler, 
der Bundesregierung, auch der Fraktion, allen Freunden, die Verständnis 
und Hilfe für die Notlage Berlins gefunden haben. (Beifall des Hauses.) 

Diese Hilfe - • materiell fflr uns unendlich wlclitlg. nsvchologisch gar nicht 
abzuschätzen - - hat dank der Anstrengungen, die wir in Berlin damit ver­
wirklichen konnten, dazu gofflhrt, in der Stadt A b e r 1 0 0 0 0 0 n e u e 
A r h e l t s p l S t z e zu schaffen. Aber die FIflchtlingswello, die immer wie­
der erneuten Scbwler|gkeltc>n unserer insularen Lage, fordern, daß wir uns 
Immer wieder mit dem Problem befassen. Die Schwierigkeiten wachsen 
immer noch von Tag zu Tag. 

Wir haben die Bitte, daß wir unsere Wünsche für die Hilfe Berlins dem 
Bundesparteitag auch In den Schoß legen dürfen, wobei wir in den Vorder-
cTTund stellen, idaß es uns in Berlin darauf ankommt, zunSchst in E i g e n ­
h i l f e die Stadt Berlin wirtschaftlich und politisch freizumachen. Auf die 
Eigenhilfe legen wir deshalb Wert, weil soviele Kräfte da sind, die wir 
mobilisieren kßnnen, für die wir aber gesetzgcberisciie Hilfe und Maß­
nahmen brauchen. 

Mein Herr Vorredner hat sich vorhin gewundert, daß über steuerpoliti­
sche Dinge nicht gesprochen wurde. Wir wollten dasi Wir wollten die 
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Frage eines s t e n e r p o l i t i s c h e n F ö r d e r u n g s p r o g r a m m s 
fflr B e r l i n mit allem Ernst hier dem Bundesparteitaq vorlegen. Wir 
wollten die Frage des Hllfsprogramms von Berlin mit allem Ernst dahin 
darstellen, daß nidit die einzelne Maßnahme als solche, sondern Maß­
nahmen mit Wolter wirtsdiaftlidier Streuung das Entscheidende für die 
Hilfe Berlins, aber audi das Entsdbcidende für alle wirtsdiaftspolitischen 
Maßnahmen sein sollte. 

Ich halte Ihnen kein vorbereitetes wirtsdiaftspolitisdics Referat über 
Berlin. Tdi darf mir aber erlauben, alle diese Sorgen, Anregungen und 
Wünsche, die wir haben, in einer kurzgefaßten E n t s c h l i e ß u n g vorzu­
tragen, um deren Annahme idi Sie herzlichst und dringend bitte. Idi 
glaube, daß diese Entschließung das, was wir sagen wollen, kürzer sagt 
als ein Hefcrat. Ich bitte also um die Erlaubnis, diese Entschließung ver­
lesen zu dürfen. 

Wir bitten, daß der Bundesparteitag folgende Entschließung annimmt: 
„Der Bundesparteitag dankt deni Kanzler und der Bimdesregierunq 

für die bisherige Hilfe, die Berlin in seinem Existenzkampf gestützt hat. 
Zur dringend nötigen, weiter verstärkten Hilfe gehört es, die Konsum­

kraft Berlins zu erhöhen, die Eigenmittel seiner Unternehmen zu ver­
stärken, einen zusätzlichen Anreiz fflr die Betätimmg von Unternehmen 
und c[ualifi7iertcn Arbeitskräften In Berlin zu bieten, um dadurch die 
drückende Arbeitslosigkeit zu lindem. 

Der Parteitag setzt sich für diese Forderung ein und erbittet daher 
die baldige V o r l a g e e i n e s S t e u e r p'o l i t i s c h e n F ö r d e ­
r u n g s p r o g r a m m s , welches die Einkommen- und Lohnsteuer in 
Berlin gleichermaßen und wesentlich senkt; die Einführung der Fracht­
basis Helmstedt und die Erstreckung des Allbankengesetzes auf Berlin. 

Berlin hat Schäden erlitten, die schwerer sind als die Schäden der Not­
standsgebiete des Westens. Trotz dieser unvergleichlichen Belastung 
sind Berlin politische Aufgaben gesetzt, für deren Erfüllung das deutsche 
Volk dankbar ist. Deshalb bitten wir, daß ein Weg beschritten wird, der 
es Berlin ermöglicht, seinen Kampf um die Freiheit aus eigenen Kräften 
weiterzuführen und zu bestehen." (Beifall.) 

Frau Ebersoldt, Westfalen: 
In der Eröffnungsfeier am Sonntag morgen im Schauspielhaus sprach un­

ser verehrter BundeslagsprSsldent Dr. Ehlers uns daraufhin immer wiodor 
an, in der Liebe zum Nächsten nicht zu erlahmen. Er ermahnte uns wieder­
holt, denjenigen Mensdien zu helfen, die dringend unserer Hilfe bedürften. 

Ich hörte gestern abend leider zu spät, daß unser verehrter Abgeordneter 
Kunze das Problem der F l i e g e r g e s c h ä d i g t e n , W o h n u n a s -
g e s c h ä d i g t e n und E v a k u i e r t e n mit sehr warmem Herzen hier 
vorgetragen hat. Ich möchte, da wir in der Christlich Demokratischen 
Union so viele Gruppen zu betreuen haben, diese Gruppe einmal ganz be­
sonders herausstellen. Bei dieser Gelegenheit möchte ich ganz besonders 
denjenigen danken, die im vergangenen Jahr gerade zu dem Problem der 
letztgenannten Gruppe, der Evakuierten, dazu beigetragen haben, besonders 
im Land Nordrhein-Westfalen, daß da« Evakuiertengesetz am 21. März in 
Kraft. getreten ist. Damit ist das Recht auf Rückführung dieser Menschen 
gesichert. Es ist vorgesehen, Wohnunaen für diese Menschen zu bauen. 
Ich bedauere es aber außerordentlich, daß unsere Vorlage — ich durfte mit­
arbeiten als Mitglied im Evakuiertenbcirat des Sozialministeriums Nord-
rheln — die s o z i a l - w i r t s c h a f t l i c h e B e t r e u u n g für die Evaku­
ierten, nicht zustande gekommen ist. Ich habe durchaus Verständnis bei 
der großen finanziellen Notlage unserer Bundesrepublik, daß wir für diese 
Zwecke violleicht kein Geld auswerfen können. 

167 



Ich möchto aber doch recht herzlich diejenigen bitten, die bei dc>r Vor-
bercitimq dos BimdescviikuierteTigosctzes mit tätig sind, dio soziul-wirt-
schaftlicho I.cign (|c<rado dieser Kreise bcrücksiditigen zu wollen. Bedenlcen 
Sic, daß diese Menschen Iicreils zehn Jahre draußen irgendwo sitzen und 
im allgcmninim ältere Menschen sind, die dringenci dieser Ffirsorge be­
dürfen. Wir woI1c>n sie nidit zum Wohlfahrtsamt schicken. 

Zum Lastcmausgleich möchte ich keine weticren Ausführungen machen, 
weil diese Angelogenhcit schon besonders besprochen worden ist, obschon 
das Lastenausglcichsgesctz sehr viele Mängel aufweist. 

Tch bitte diejenigen, die in Zukunft an dem Hundesevakulortengcsetz mit­
wirken, doch alles daran zu setzen, unsere Sorgen, die wir aus der Be­
treuung an Sic. heranbringen, berfldcsichtigen zu wollen. (Beifall.) 
PrSsldentin Frau Dr. GrOwel: 
unterbrach die Diskussion, um zunächst einmal die beiden Redner dos Nach­
mittags, deren Vortrage für 15 Uhr angesetzt waren, sprechen zu liissen. 
Das Wort nahm zum Thema 

nFamilie und IBrziehuiiß;^ 

Frau G. Praetorlus, M.d.L.: 
Nachdom wir in den letzten Tagen so verschiedene und ausgezeichneto 

Referate über die Cirundsütze unserer Politik imd ihre praktisdien Polgo-
nmgen gehört hüben, möchte Idi Sie bitten, mit mir jetzt einmal einen än­
deren Weg zu gehen. Ich möchte Sic zum Schluß der Referate einen Weg 
der Besinnung führen und Sie hiermit bitten, mir auf diesem Weg zu folgen. 

Ich soll über Familie und Erziehung sprechen. Die zerreißende Zwie­
spältigkeit unseres modernen Lebens wird uns am eindeutigsten an der 
K r i s i s v o n E h e u n d F a m i l i e deutlich. Wir spüren, was hier zer­
stört wird, geht an die Wurzeln unseres Seins und macht den Boden 
schwankend, auf dem wir stehen. Wenn wir nach der Familie fragen, so 
ist das keine langweilige Angelegenheit neben vielem sonst, über die wir 
alles Notwendige wissen. Wir rühren damit an den Lebensnerv. Wir wüß­
ten den Schlüssel zur Lösung aller unserer gesellschaftlichen Probleme, 
wenn wir das Lebensgesetz der Familie recht kennten und ihm Geltung 
verschaffen könnten als Leitbild auch unseres gesellschaftlichen Lebens. 

Aber die Familie steht heute n e b e n d e r G e s e l l s c h a f t . Die Grund­
tendenzen dort, ihre Formen, ihr Auflidu, die Kräfte ihres Funktionierens, 
kommen aus anderen Wurzeln. Die Beziehung zu Staat und Gesellschaft 
wird heute vom Individuum verwiifclicht. Seit der Renaissance läuft der 
Strom der Entwicklung hin zum sich selbstverantwortlichen und sich selbst 
dienenden Menschen, dessen Kraft und dessen irdisches Glüdc Maß und Sinn 
allen Schaffens geworden ist. Zur Durchsetzung seiner Ansprüche mußte 
er die G l e i c h h e i t aller Wesen proklamieren, die Menschen an tlitz tra­
gen. Dabei merkte er zunächst nicht, daß er mit dem Gleichheitsgrundsatz 
im Letzten die Erfahrung der Gemeinschaft preisgegeben hat. Denn Gemein­
schaft entsteht unter Ungleichen, wo man weiß, daß man der Ergänzung, 
der Hilfe des Anderen bedarf. Unter Gleichen gibt es höchstens Konkurrenz, 
oder Interessenverbände. (Beifall.) 

Das Ergebnis der ungeheuren Kraftcntfaltung des liberalen Zeltalters 
ist Ausbeutung und grenzenlose I s o l i e r u n g ' d e s M e n s c h e n , der 
sich durch die Flucht in die Masse und ins Kollc>ktiv, das ihm Schutz geben 
soll, zu retten ver.sucht. Das funktioniert aber nur durch rücksichtsloses Ab­
seben vom Besonderen, durch Zurichten auf ganz bestimmte Zwecksetzungen. 
So verliert der Mensch in der Masse sein ihm cigcmtflmliches Antlitz. Das 
aber ist die Krisis. In dieser Krisis des Menschen fragen wir ganz neu nach 
der Familie, weil es hier um echte Gemeinschaft geht. 
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Das Sennen nach Wiederherstellung der Gemelnsdiaft ist violleidit zu 
allererst in der j u n g e n A r b e i t e r b e w e g u n g des 19. Jahrhunderts 
GTwadit. Dann ließ die Todescrfahning des ersten Weltkrieges unter den 
Menschen die Frage nadi dem „wir" "wieder ganz neu aufbredien. In dor 
J u g e n d b e w e g u n g ist dieses Ahnen und Ringen um die Gemeinschaft 
tief und lebendicr fortgesetzt worden, bis der Nationalsozialismus dieses 
Ringen mißbrauchte und es in Formationen und Parolen paraphierte. Nun 
stehen wir neu nach der Frage der Gemcinsdiaft. Dabei wenden wir uns der 
Familie zu. 

Werfen wir einen Bli(ic auf die tatsächlichen Verhältnisse der Familie. 
Bemerkenswert ist bei allem Zerfall im einzelnen, wie sich die F a m i l i e 
auch in der modernen Gcscllschart behauptet. Ja, man kann sagen, je mehr 
der Mensch, der noch ein Gefühl für innere Gesundheit hat, den kollek­
tiven Mächten und ihrem totalen Anspruch ausgesetzt ist, desto fester hält 
er die Familie hoch als einsame Insel, wo er sich bergen kann. Der „ohne-
mich'-Standpunkt genenflhcr auBerberuflidier Beanspruchung ist daher 
manchmal schon positiv zu werten. Die Familie hat Ihre Festigkeit ohne 
die Stützen der GcscUsdiaft in der charakterlichen Qualität der beiden Ehe­
leute, wobei gerade die Bewährung der inneren Selbständigkeit der mo­
dernen Frau eine nicht zu übersehende tragende Rolle spielt. 

Es ist ein Geheimnis um die E h e , dem wir einen Augenblick nachsinnen 
müssen, um wirklich die Voraussetzungen für das zu gewinnen, was uns 
hier beschäftigen muß. Nämlich die Frage: Warum Ehe und Familie Grund­
lage und Leitbild gesunden menschlichen Lebens ist. Es geht eben um mehr, 
als nur Familienpolitik neben anderem. Wir stehen mit dieser Frage an 
der entscheidenden Wendung unserer Zeit, nämlich der: wie überwinden wir 
die Renaissance, soweit sie die göttlichen Bindungen lockerte und ver­
leugnete, die französische Revolution und in deren Folge den Kollekti­
vismus? R i c h t i g e F a m l l i e n p o l i t i k ist praktische Antwort und der 
A n g e l p u n k t all unserer Politik überhaupt. Darum gestatten Sie mir 
auf diesem Parteitag, der ja die Grundlinien unserer zukünftigen Politik 
aufzeigen soll, eine Besinnung — ich bitte um Genehmigung, daß ich das 
tun darf —, die ins Theologische vorstößt und wenigstens skizzenhaft eine 
aeistige Fundierung dessen, was uns bewegen soll, aufzuzeigen versucht. 
Denn die Grundlagen können nicht aus herkömmlichen Rezepten und nach­
gesprochenen Ideoloqien gewonnen werden, sondern müssen tief gelegt sein 
und mit bewegtem Herzen, nämlich im Glauben, erkannt werden. 

Ich will es so knapp wie möqlich sagen: Gott schuf den Mensch als Mann 
und Frau. Es ist also das Wesensmerkmal des M e n s c h e n , d a ß er 
M a n n u n d F r a u Ist. Wir können nicht Mensch sagen, ohne entweder 
Mann oder Frau und ohne zugleich Mann und Frau zu sagen. Der Mensch — 
Mann und Frau — muß erkennen, daß er nur in Gemeinschaft mit dem, 
der anders und doch gleich ist — Er und Sie — vollkommen Mensch sein 
kann. Wir müssen zurück zu der Erkenntnis, daß die Gemeinschaft, das 
heißt die Abhängigkeit voneinander, die Grundlage unserer Existenz ist. 
Das Anqewiesenseln an das Du des Mitmenschen macht uns erst zum Men­
schen. Diesem Menschen, als Mann und Frau, hat Gott die Weisimg gegeben, 
fruchtbar zu sein, sich zu mehren und sich die Erde Untertan zu machen. 
Also: sowohl die Familie mit der Aufgabe der K i n d e r a u f z u c h t , als 
auch die Gestaltung des Erdenlnbcns und Schaffens, sind Werke beider, ohne 
unterscheidende Arbeitsteilung nach der Verschiedenartigkeit des Ge­
schlechts. Diese Einsicht neuerer Theologen muß von tmabsehbarer Bedeu­
tung für alle Bereiche des Lebens sein. In der entstellenden Formulierung 
der Forderung nach Gleichberechtigung bricht dies an sich echte Anliegen 
durch. Gerade die C h r i s t o n hätten die Aufgabe, im vorurteilsfreien 
Hören auf das Gebot Gottes diese Formulierung der G l e i c h b e r e c h ­
t i g u n g a u s d e r h i l f l o s e n S ä k u l a r i s i e r u n g zu b e f r e i e n , 
und es an seine rechte Stelle zu rücken. (Beifall.) 
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Ks qpht immer nm das W i r qottqpwollter Gompinsdiaft. Di(» Frnn ist dos 
ManiiRs Cohilfln. Der Mann ist der Erste. (Lnhhaftnr Beifall.) Bittp höii>n 
Sii> weiter, was das bedeutet. Ihm nehört das Primat̂ ^ nämlidi des Dienstes, 
fAha-Rufc und Heiterkeit) der Führunq. Aber seine Sdiwäriie ist seine 
Rrganzungs- und TIi1fsbcdürfti(]keit. (Erneute Tleiterkeit.) 

Das ist eine nnn/ ernste Annelegenheit. So stehen Mann und Fran ein­
ander ebenbürlia und g l e i c h w e r t l q gegenüber. Das CJehpiranis Ist 
groß, namlirii Abbild zu sein von Christus "und seiner fipmeinde. Pau­
lus fflhrt dies Verhältnis naher aus. Es ist ein gegenseitiges sieb Untertan-
soin in der FurcW Cinttes. Dies ist das Lebensgesetz der Ehe, das die Familie 
trSgt. 7um Schadpn der rechten Erkpnntnis "wird das Gpgenseitigkpitsver-
hHltnis inptnandpr sein, aber nach Eph. V. Vprs 21 Ipider "so oft vergessen. 
Der Frau sagt Paulus im besonderen. daB sie ihrem Manne Untertan sei 
in dem TTerm. Die l'rau bringt dem Manne das Cieschenk der Hingabe ihres 
nan-zen Seins in freier Entscheidung mit Freuden, weil der Mann ihr seine 
Liebe entaeapnbrlnnt - wie Christus si-ino Oemeinde qellebt hat. n3mlirb 
bis zum Tode nm Kreu7. Diese Liebe srtilieBt alles Opfern in sich, dessen 
ein Mensch Hhig ist. Wpnn der Mann sich diese Würde des TIaupfselns 
eicrenmäflilig nimmt und die Frau zwingt, sein Körper zu sein, »o ist scfion 
alle fiemeinschaft aufgelöst. Denn keinMenscli hat das Recht, flewalt übpr 
pinen andprpn vn bpiinsprurhen. D e r Mann übt das Amt recht aus. der das 
Lir'bpsgebot h(»foIgt und der venjiRt, daß er die Krone des Hauptseins tracit, 
wie es einmal eine bedeutende Frau gesaqt hat. Beiden sind die Kinder 
anvertraut. Der Gehorsam und die Ehrfurcht der Kinder wird gegenüber 
beiden gefordei-f. So ist die Ehe ein Sanctum, weil sie Gottes Stiftung und 
sein Vorbild des Sichopfems und -hinqebens ihre Grundkraft ist. Von da 
ans verstehpn wir, wip ernst die Frage um die rechte Npufassimq der 
Familipnrerhlsparagraphen ist. Denn gprade weil Ehe und Familie als das 
konkrete Vorbild und Urbild echter menschlicher Gemeinschaft nicht gef.lhr-
det und die besondere Bestimmung der beidpn Geschlechter nicht verMIscht 
werden darf, miiR |ede vorschnelle oder v o r d e r g r ü n d i g e L ö s u n g , 
ans der der ein-'i'lne ein enoististhes Recht für sich herleiten kann um! da­
mit die oemeinsame Aufgabe 7unirhte macht, v e r m i e d e n werden. 
(Beifall.) Darum sollten wir in Geduld die Beratungen ausreifen lassen 
und berflcksichfioen. daß unter uns der eine Partner nicht die Stütze PIUPS 
•»'PTbindllchen Gpspt/es der kirchlichen Institution hat, sondern allpin an das 
Gpbot Gottps und spin Gewisspn gebunden und von daher entscheidend ist. 

VJie Onintesscnz dessen, was wir über das Wesen und die Bedeutung der 
Familie ausTUsaqen habpn. scheint mir am treffendsten die J u n g e U n i o n 
d e s R h e i n l a n d e s formuliert zu haben, wenn sie sagt: .Das für alles 
irdische Gemeinschaftsleben richtunqwelsende Prinzip der Solidarität des 
Zueinanderstehens und des qeoensnitigen Beistands ist in d e r F a m i l i e 
II r u n d g e l e g t . Sie ist der Quell aller natürlichen Autorltatj der SUiutz-
riflldit des Mannes für Fran und Kind, der Fürsorgenfllcht von Mann und 
Pr,iu für alle unmfindloen und altersschwachen Familienglleder. Sie ist zu-
areich die Wuryel der Kontinuität in der Folne der Generation.' Alle an­
deren AutoTitStsbereJche - das scheint mir wichtig zu sein: Lehrer- Schüler, 
Meister Lehrlinn. Vorgesetzter - - Unteroebeppr, sind a u s d e r F a m i l i e 
a b g e l e i t e t und haben lediqlich Ililfsfunktionen im Sinne einpr pchtpn 
Auftragsvprwaltung. (Sphr rlchtigl) 

Alles, was dip Familie aus eigener Kraft leisten kann, hat sie in ni<gen-
seitigpm Verantworfunasgefühl Ihrer Glieder s e l b s t zu e r f ü l l e n . 
Nur das, was ihre KrSfte flbersteiat, muB Ihr von anderen Gemeinschaften 
und vom Staat abqenommen werden. Die In F.he und'Familie qestifteten 
GrjinrtRcItzp der Personalität, der SolidaritHt und der SubsidiarltSt qelten 
durchnünqin für alle anderen irdischen Gemeinschaften, bis hinaus zur 
Völkerfamilic. Si(> sind das entscheidcmde Kriterium dafür, ob dio Gemeln-
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Schaftsformen der Sdiöpfungsordnung entsprechen oder sie zerstören. (Bol-
fall.) 

Weldie Fordcrungsi ergeben sidi daraus für die Familie. Tdi will sie hier 
Icurz anführen, weil meinp Vorredner, ITerr Dr. Etzel und Herr Albers, 
heute morgen die Dinge mehrfach haben anicllngen lassen. 

Zum N e g a t i v e n möchte ich sagen: Wir haben eine f a l s c h e S o ­
z i a l p o l i t i k a b z u b a u e n , die vornehmlich am materiellen Ausglcidi 
individueller Schäden ausgerichtet ist und die Selbsthilfe zurüdcdrSngt. (Sehr 
gut!) 

Wir haben alle D b e r b e a n s p r u c h u n g durch Beruf und öffentlidie 
Verpflichtung a b z u w e h r e n und sollten auch daran denken, einem Bin-
zelnen nldit mehr Amter aufzuladen als er wirklich erfüllen kann. (Bei­
fall.) Wir sollten abwehren die Befriedigung ü b e r h ö h t e r L e b e n s -
a n s p r f l c h e , wenn sie nur durch die Berufsarbeit der Ehefrau untnr 
Verzicht auf Kinder erreicht werden können. Wir haben abzuwehren eine 
f a l s c h e J u q e n d h i l f e , die zur Verwöhnung der Jucrend führt, (Bei­
fall), und zur LShmung eigener Initiative und Verantwortlichkeit. 

Zum P o s i t i v e n möchte ich das. was schon qcsagt worden ist. zusam­
menfassen: Wir fordern eine möglichst breite S t r e u u n c i v o n E i g e n ­
t u m , so daB eine Vielzahl von Familien zu Besitz und Erbe kommt. An 
dieser Stelle erinnere ich an den Plan zur Gewinnbeteiligunq. Wir fordern 
F a m i l l e n a u s q l e i c h s k a s s e n , so daß Kinderreichtum nicht mehr 
bestraft wird, (Beifall), sondern durch eine gesetzliche Sichcnmg eines aus­
reichenden Lohnes dtsr Mut und die Freude an einer wachsenden, blühenden 
Familie entsteht. 

Wir- fordern eine g e r e c h to B e s t e u e r u n g der Familie, Zuschüsse 
bei Renten usw.. die die erhöhten Lasten in der kinderreichen Familie ver­
nünftig ausgleicht. 

Wir fordern eine f a m l l i e n q c r o c h t n W o h n u n q s p o H t l k . Das 
ITrim muB so sein, daB sich die Familie in allen Phasen des Lebens qnsund 
pntfalter kann. Nicht die kleine oder Kleinstwohnunq ist das Tdeal, sondern 
d|p familiengerechte Wohnung, in der mehr als zwei Kinderbetten stehen 
können und der entsprechende Raum zum Spielen für die Kinder vorhanden 
ist. Dabei ist es nicht gerechtfertigt. daB bis letzt 80«/» der öffentlichen 
Mittel an groBo WohnungsbautrBger-Gcsellschaften geflossen sind. (Sehr 
richtig un-d Beifall.) Die Fordpnmg muß umgekehrt auf das E i a e n h e i m 
zielen, am besten in einem Stock Boden zur zusSlzlIchen Ernährung und 
Freude der Familie. (Beifall.l Darum unterstützt der Bundesparteitaq das 
von der CDTJ/CSII cinqehrachtc z w e i t e W o h n u n q s b a u g e s e t z und 
bejaht die Verabschiedung des B a u l a n d - B e s c h a f f u n g s g e s e t z e s . 

Um die Bodenspekulation 7u wehren, und damit Uberteuerung zu ver­
hüten, fordern wir ein B o d e n b e w o r t u n g s g e s e t z . Wo in inner-
städtlscfaen Bezirken die Erstellung von Eioenheimen nicht möglich ist, be­
grüßen wir eine gesetzliche Regelung zum Erwerb von Wohnungseigentum. 

Ein weiterer Weg zur Förderung dieses Zieles ist die Anregung der 
S p a r t ä t i n k e i t durch die SteucrbcKiünstigung, den wir noch ausgebaut 
wünschten. Tch-denke da z. B, an den iungen Menschen in einem Wohnheim, 
der spätestens mit der Erreichuna des 25. Lebenslahres beim Verlassen 
des Heimes einen ersparten Grundstock zur Grünching einer Familie und 
eines eigenen Helmes haben sollte. (Beifall.) 

F a m i 1 i e n p o I i t i k ist als durchgängiges Programm aller Innenpolitik 
an d i e S p i t z e zu stellen. (Beifall.) Wirtschafts- und Sozialpolitik usw. 
ist nach ihr auszurichten. Ich wünschte, daß man auch den B u n d e s -
J u g e n d p l a n und LandesJugendplMn« unter diesen Gesichtspunkt stellte. 
Gute Staatsbürger gewinnt man nicht an erster Stelle durch Aufklärung. 
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Hin i\uto.r Fnmlllonvater oder eine Mutter sind ciutc Staatsbürger und ein in 
dĉ r Autorität des Elternhauses groBwerdendcr Sohn wird ein guter Staats-
hürgpr. 

Die Tnstitutinn der Familie ist vor Z e r s e t z u n g durdi Presse, Funk 
und Film zu sriifitzen. Wir bcgrüBen das Gesetz über den Juqendschntz, 
wOnsrtiten aber, daß es auch angewendet wird, sowie eine Erweiterung des 
Schmut7-und Sdiundge>et7es, so daß auch die Jugendlichen Aber 16 Jahre 
nicht alle Filme, wie es jetzt der Fall ist, besuchen dürfen. (Beifall.) 

Die Verantwortung der Eltern für die r e l l g l ö s - s i t t l 1 c h e Er ­
z i e h u n a kann ihnen durch kein staatliches Schulmonopol genommen 
werden. (Beifall.) Dieses Grundrecht kann auch nicht durch Mehrheits-
beschluR eines Parlaments aufgehoben werden. Peifall.) 

Mit diesen Fordeninqen sind wir schon bei den Zielen unserer K u l t u r -
P o l i t i k anciekommen. dem Fundament unserer Politik schlechthin. Der 
Mensch lebt nifht vom Brot allein. Gegen die Vergewaltigung des Menschen 
durch den Materialismus und gegen seine Bedrohung durch den Kollc«k-
tivlsmiis setzen wir Freih'Mt und Selbstverantwortung. Für sie gibt es echte 
Sicherung nur im c h r i s t l i c h e n S i t t e n g e s e t z . Um des Menschen 
willen müssen christliche Gnmdsatze Grundsätze des öffentlichen Lebens 
werden. Tn allen Kräften ist dafür zu sorgen. daB unsere Jugend aufwachst 
in einer sittlich s a u b e r e n U m w e l t , in gesunden Wohnungen und 
einer vom lebendigen Geiste und den 10 Geboten erfüllten Familie und in 
Schulen, denen die Eltern freudig Ihre Kinder anvertrauen können. Wir 
lehnen die Einheitsschule ab " und fordern ein o r g a n i s c h g e ­
g l i e d e r t e s S r h u l w e s e n . das auf der vleriShrlgen Gnmdschulc 
aufhaut fRnifalll und i^der Schulform ihr eigenes GenrSge läßt. Volksschulen, 
mittlere Schulen, gjährlge Gymnasien sind ebenso zu fordern wie das Be-. 
nifsbild des Schulwesens. Tn praktischen und Organisationsfragen muß eine 
Einheitlichkeit zwischen den Ländern erreicht werden. 

Bei den mir zur Verfügung stehenden 30 Minuten Redezeit Ist es mir 
leider nicht möalich, die cianze Fülle unseres Kulturprogramms zu entfalten. 
Aber gestatten Sie mir, daB Ich noch 2 S c h w e r p u n k t e setze. Wir for­
dern den Ausbau unseres berufsbildenden Schulwesens, nicht nur, well wir 
uns dadurch einen erhöhten Leistungsstand der breiten Massen versprechen, 
sondern vor allem aus sozial-pSdagogischen Gründen. Unsere heranwach­
sende .Tugend, die so früh den zersetzenden Gefahren unseres modernen 
öffentlichen Lehens ausgesetzt ist, braucht einen breiten Strom von Er­
ziehern, die nicht nur eine hervorragende Ausblldunn haben, sondern begabt 
sind mit gesunder Menschlichkeit.' Güte und charakterlicher, weltanschau­
licher Klarheit, damit sie dieser .Tugend TTelfer und Förderer sein können. 
Für die Mädchen brauchen wir neben solchen Schulen andere Möglichkeiten, 
lim auf ihren künftigen Benif als TTausfrau und Mutter vorbereitet zu wer­
den. Ich freue mich] daß die .Tunge Union des Rheinlandes in ihren Leit­
sätzen audi an diese Frage gedacht hat. 

Jetzt verweisi' ich auf das, was ich zu Anfiinri über die T l n g l e i r h -
h e l t v o n M a n n u n d F r a u gesagt habe: Wer wollte das Geheimnis 
dieser Unterschiedlichkeit aussagen, und dennoch • wir wissen darum. 
Aber In Erziehimg und Bildung haben wir bisher so getan, als ob es 
schlechthin nur die Gattunq Mensch gleich Mann aäbe, wenn ich von der 
Tinterrichtung der Kinder nach Gesdilechtem cretrennt, absehe. Glauben 
Sie nicht auch, es könnte unser anistla-seellsches Leben unerhört bereichem, 
wenn wir das E i g e n t ü m l i c h e d e s W e s e n s d e r F r a u audi in 
Bildung und Erziehung stärker zur Entfaltung bringen würden? Sie spüren, 
\Ai drücke diese Frage in Frageform aus, weil es noch tastende Versuche 
sein werden auf WcKjen, die aber gegangen werden müssen. Wir fordern 
deshalb eine e i g e n s t ä n d i g e F r a u c n b i l d u n g . Wir wissen, daB im 
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Begehen dieses Weges uns die riditigen Erfahrungen zuflieBcn werden. 
Wir braudicn eine»höhere Frauenbildung, die zwar andersartig aber gleich­
artig ist für Berufe, die gerade das Besondere der fraulichen liigenart ver­
langen. 

Dazu nodi ein Letztes, was vielleicht manche erstaunen wird. Wir brau­
chen die g e b i l d e t e H a u s f r a u . (Beifall.) Dieses Ziel ist nicht mit 
einem .nur" zu versehen, wie es manchmal gesdiieht. Das ist Icein Ideal 
von 1914; das ist nach meiner Überzeugung die Aufgabe der Frau von heute 
und morgen, wenn es wahr ist, dafi die Familie das Leitbild der Gcsellschalt 
sein sollte, in der Familie hat die Frau ihre spezifische Aufgabe. Was Ihr 
hier zufließt an Erfahrung und Einsicht in der geistigen Bewältigung dieser 
Aulgaben und Probleme, muß sie als Bürgerin übef die Schwelle des Hauses 
hinaus in die übrigen Bereiche des Lebens tragen — verstehen, helfen, hei­
len und wegweisen. (Beifall.) 

So sdiließt sidi der Kreis. Und das Zentrum? Idi möchte diese Frage be­
antworten mit einem Wort von Max Picard: .Ein Mann, eine Frau, ein paar 
Kinder und ein paar Dinge. Sie sind beieinander in einer Welt, in der alles 
auscinanderfällt. Die letzten sdieinen sie zu sein, die noch beieinander sind. 
Aber vielleidit sind es aucii die ersten, die ersten in eüier Welt, in der 
all«s wieder beieinander ist, was zusammengehört." (Starker, langanhalten-
dcr Beifall.) 

Frau Präsidentin Dr. Grttwel: 
l'rau Praetorius hat das Thema «Familie und Erziehung" nidit nur cnt-

widcclt in seiner Problematik, sondern Sie liat für den Parteitag — idi 
glaube auch für die Zukunft — Wege aufgezeigt, die uns aus den Sdiwierig-
keitcn herausführen können. Wir sind uns darüber klar, es geht ja letzten 
Endes um Gott, auch bei der Polarität von Mann und Frau. So wollen wir 
die Sinndeutung dieses Referates als Auftrag in imsere Arbeit mit auf­
nehmen: Ich darf Ihnen nodi einmal ganz herzlich danken, (Beifall.) 

Das Wort nimmt zu einem Referat: 

Unsere Forderungen für die Jugend 

Emil Kemmer, M.d.B.: 
Nach diesem ausgezeichneten Referat, das so viel Grundsätzliches audi 

für unsere Jugend enthalten hat, fällt es mir nun leiciiter, über die p r a k ­
t i s c h e n F o r d e r u n g e n , die wir für unsere Jugend zu stellen haben, 
zu reden. Da die Referate die Zusammenfassung des in den Arbeitskreisen 
Erarbeiteten und dementsprechend kurz sein sollen, ist es selbstverständlidi 
nidit möglicji, unsere Forderungen für die Jugend in einer an sidi notwen­
digen Ausführlichkeit zu behandeln. Ich will daher versuchen, nur die widi-
tigsten Punkte, auf die es ankommt, in möglidister Kürze hervorzuheben. 

Zuerst aber einige Vorbemerkungen. Über die V o r z ü g e u n d N a c h ­
t e i l e d e r j u n g e n G e n e r a t i o n von heute ist viel geschrieben und 
noch mehr geredet worden. Aber man muß sich dabei vor TSusciiungcn 
hüten. Die heule 2SjähTigen waren 1933 5 Jahre, bei Kriegsbeginn 11 Jahre, 
beim Zusammenbrudi 17 Jahre alt. Die heute 20jährigen wurden 1933 erst 
geboren, waren bei Kriegsausbrucii 6 Jahre und erlebten das Kriegsende 
als 11jährige. Das bedeutet, daß man sidi hüten muß, heute unter der deut­
schen Jugend eine Generation zu verstehen, die einheitlich geprägt ist von 
den Erlebnissen der Nazi-Zeit, vom Krieg daheim oder an der Front, von 
Zusammenbruch, Flucht und politischer Enttäuschung. Es besteht ein wesent-
lidier E r l e b n i s u n t e r s c h i e d zwisciien den 20- und 25jährigen und 
erst reciit zwischen den 20- und 30jährigen. Das gilt für alle Altersschicfaten 
Wir müssen den Fehler vermelden, diese Altersschlchten völlig gleich als 
junge Generation anzusprechen und zu behandeln, als ob die Eigenart 
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ciincr diusor Altürsscfaiditcn, z. B. politisdies Desinteresse, Gleichgültigkeit, 
sdiöpfensdie Sterilität, ebenso auch zutrette aul die anderen Altersscfaiditen. 
Mdn muii sehr sorgtdltig difterenzieren, wenn man in Rede und Schrift 
bei den e i n z e l n e n A l t e r s s c h i c h t e n dieser Jugend von heute 
riditig ankommen will. 

Eine zweite Vorbemerkung. Immer wieder tieffen wir auf die Behaup­
tung, die Jugend sei unansprechbar, g l e i c h g ü l t i g , uneutsdüosscn und 
entscheide sich nidit. Diese Behauptung wird dann immer gern aufgestellt, 
wenn man mit seinen Wünschen und Forderungen an die Jugend nicht aul 
Anhieb Ulück hat. ich möchte sagen, diese Behauptungen sind nicht wahr. 
D e r j u n g e M e n s c h v o n h e u t e i s t u n g e w ö h n l i c h a u l -
g c s c h l ü B s e n , a n s p r e c h b a r u n d i n t e r e s s i e r t . Nur gilt es 
dabei, ehi paar Grundregeln zu beachten. Mit Phrasen, Sprüchen, palheti-
schi>n Beteuerungen, Propaganda, stölit man die Jugend eher ab aU dali 
man sie gcwiunt. Sie ist allerdings sehr wiiklldikeitsnab und nüchtern und 
verabscheut pcopagandistisdies Feuerwerk. 

Weil sie ein Kind unserer modernen Zeit ist, muB sie auch mit moderneu 
Mitteln und Spraclitormen angesprochen werden. Sie liebt koine Abstraktion, 
aber versteht eine bildhalte Sprache leichter als viele tote Bogriffe. Der 
Junge von heute ist b e g e i s t e r u n g s f ä h i g , wenn man ihm W e r t e 
vermittelt, die begeistern können. Man kann allerdings nicht von ihm Be­
geisterung für Dinge verlangen, ganz einfach schon deswegen, weil ihm 
gesagt wird, daß man doch früher traditionsgemäß für solche Dinge in 
Deutschland begeistert war. 

Idi möchte also sagen, die deutsche Jugend des Jahres 1953 ist wie kaum 
eine Jugend in der Vergangenheit für die hohtn Werte von Heimat, Volk 
und Staat zu gewinnen - • insbesondere dann, wenn die e u r o p ä i s c h e 
£ 1 n i g u n g , die ein echtes Anliegen der Jugend ist, weitere I-ortschritle 
macht. (Beiiall.)Die Aufgeschlossenheit der Jugend darf aber nicht für tak­
tische Ziele ausgenützt werden. Die P a r t e i e n dürfen sich nicht kurz-
sihlüssig überlegen, welchen Erfolg eine geschickte Propagandawellc über 
diu Köpfe dieser Jugend hinweg für die Demokratie oder für ihre eigene 
Partei bedeuten würde. Wir müssen vielmehr durch tinsere ganze Politik 
insgesamt Sorge dafür tragen, daß dieser Jugend die Chance geboten wird, 
die großen Werte von Glauben,. Kultur und Familie zu erleben. Man muß 
ihr den wirtschaftlichen Start zu einem menschenwürdigen Loben erleich­
tern und Sdiutz vor einer Welle der Sittenlosigkcit und des Nihilismus 
in unserer Zeit bieten. Wenn wir für die Jugend eigene Forderunguu 
aufsti'llen, dann nicht, weil die Junge Generation eine Extra-Wurst will, 
od(>r weil wir gar die Jugend verhätscheln wollcm. 

Unseie G e s a m t p o l i t i k , vor allem unseve Wirtschaftspolitik, Sozial­
politik und Kulturpolitik muß so gestaltet werden, daß die Jugend durch 
Berulsausbildung und Arbeit sich eine E x i s t e n z aufbauen und eine g e ­
s u n d e F a m i l i e gründen kann, und ihre Rechte und Werte vom Staat 
geschützt und gefördert werden. Wir brauchen bei diesen Forderungen 
auch nicht den Beispielen der Diktaturen zu folgen, die Unsummen für 
die Jugend nur deshalb auswerfen, weil sie sich die Jugend hörig machen 
will, um sie dann besser mißbrauchen zu können. 

Trot/dcm hat es zu allen Zeiten e c h t e J u g e n d p r o b l e m e mate­
rieller und geistiger Art gegeben, die eine besimdcrc Aufmerksamkeit des 
Staates erlorderten. Das gilt besonders für unsere Tage. 

Die Lage unserer Jugend 

Nach diesen Vorbemerkungen einige Zahlen, die etwas aussagen über 
die w i r t s c h a f t l i c h e u n d b e r u f l i c h e N o t unserer Jugend. Von 
den in den vergangenen Jahren aus der Volksschule E n t l a s s e n e n 
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haben bis heute 99 000 noch keine Lehrstelle. In diesem Jahr sind inzwi­
schen 894 OUÜ Jugendlidic aus der Schule entlassen worden, 1954 kommen 
92UU00, 19äd 890 UUU Jugendliebe aus der Volksschule. 19äb /29Ü00. Dann 
kommen die schwachen Kriegsjahrgäoge, die ein unerhörtes Absinken 
dieser Kurve zur Folge haben. 1960 ist der Tiefpunkt mit 579 000. Hier ist 
vor allem auf dem Gebiet des Facharbeiternadiwudises zur Zeit ein großes 
Kräftereservoir, das es sofort zu nutzen gilt. 

Zu denen, die in den letzten Jahren und in diesem Jahr aus den Volks­
schulen entlassen wurden und nodi keine Lehrstelle haben, kommen aber 
nodi 180000 jugendlidie Arbeitslose unter 25 Jahren. 

Aus dieser B e r u f s n o t u n d A r b e i t s l o s i g k e i t der Jugend ergibt 
sich heute eine große Fluktuation. Bei den Jüngeren, zum Teil wegen lal-
sdier Berufsvermittlung; bei den älteren Jugendlidiea, weil sie berufsfremd 
untergebradit wurden und zu ihrer äußeren Heimatlosigkeit nodi innere 
Heimatlosigkeit hinzukommt. Hier bildet ein eigenes Problem die J u g e n d 
a u s d e r S o w j e t z o n e . Ich darf an das erinnern, was Herr Dr. Nahm 
uns gestern gesagt hat. 1952 wurden 18 903 männlidic und 6 061 weiblidic 
Jugendlidie in den Bundesauffanglagern der Bundesrepublik gezählt, in 
diesem Jahre waren es im Januar 2069, im Februar 2257, im März 4400 
Jugendliche, in der Hauptsadic zwisdien 18 und 22 Jahren, die in den 
Jugendlagcrn Sandbostel und Westertimke gezählt wurden. 

£s kömiten auf anderen Gebieten nodi viele Beispiele und Zahlen und 
ersdiütternde Einzeisdiicksalo vor Augen geführt werden. Idi darf nur an 
das Problem der Fremdenlegion, an die Jugendkriminalität, Prostitution und 
andere Erscheinungen erinnern. Uas alles ist kein Verwaltungs- und kein 
Jugendfürsorgeproblem, es ist in erster Linie eine sozialpädagogisdic Auf­
gabe, die nach dem letzten Kriege eine ganz besondere Bedeutung gewonnen 
hat 

Weder die äußere imd erst redit nidit die innere H e i m a t l o s i g k e i t , 
von der weiteste Kreise der Gesamtjugend betroffen sind, kcuin mit den 
überlieferten Vorstellungen der Jugendfürsorge behoben werden, Als wir 
vor ein paar Jahren den B u n d c s j u g c n d p l a n gesdiaffen haben, ist 
zweifellos in dieser Hinsicht ein erster Sdiritt gemadit worden. Vor allen 
Dingen haben wir durdi ihn die notwendigen Erfahrungen sammeln können 
und wissen heute, was möglich ist und wo die Grenzen der Leistungs­
fähigkeit der Jugend selbst, der Jugendverbände und anderer Trägergruppen 
liegen. Der Bundesjugcndplan hat bei der Behebung der Berufsnot gewisse 
bcaditlidie Teilerfolge erzielt, aber dafür den überwiegenden Teil der Mit­
tel aufgebraucht. Das mit dem Bundcsjugendplan erstrebte Z i e l der wirt-
sdiaftlidien Existenzsldierung und vor allem der staatsbürgerlidicn Inte­
gration der Jugend ist demzufolge n u r t e i l w e i s e e r r e i c h t worden. 
Neben der Unzulänglidikeit der Mittel hat sich zudem als verfehlt erwiesen, 
daß die sozialen Lcistimgen des Bundesjugendplans an die M a ß s t ä b e 
d e r F ü r s o r g e gebunden sind. Hilfsbedürftige Jugendlidie, die nidit 
unter die Kriegsfolgenhilfe fallen, wurden dadurch z. T. von den Leistungen 
des Bundesjugendplans ausgesdilosscn; für Jugendlidie, die auf Kriegs­
folgenhilfe angewiesen sind, waren infolge der zu engen Maßstäbe der 
Fürsorgeriditsätze notwendige Hilfen nidit ausreidiend zu leisten. 

Die Hauptaufgaben 
Zur Lösung der mit dem Bundesjugendplan gestellten Gesamtaufgaben 

sind folgende d r e i H a u p t a u f g a b e n vordringlidi und unaufsdiiebbar: 
Die erste Hauptaufgabe ist die B e t e i l i g u n g der Jugend am s o z i a l ­
ö k o n o m i s c h e n A u f s t i e g der Bundesrepublik. Es gibt nidits sdilim-
meres für imsere Jugend, als wenn sie beiufs- und arbeitslos ist und dadurdi 
nidit an diesem Aufstieg teilnehmen kann. Aus den Zahlenangaben über 
die Sdiulentlassenenjahrgänge der letzten Jahre ergibt sidi als zwingende 
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Nolwondigkeit, zu den aus dem Bundcsjugendpldn gesdiafftinen 60-70 000 
lluimplätzen iu dun komniundcn Jahren nodi weitere L e h r l i n g s w o h n ­
h e i m e zu bauen, und zwar nadi sorgfältiger Planung und nadi arbeits-
mdrktpolitisdien Gesichtspunkten. (Beiiall.) 

Wo .lugcndlidie nicht um eigenen Heimatort und auch nidit durch diu 
Auinahme in Jugendwohnheime an anderen Plätzen in Beruf und Arbeil 
gebradit werden können, ist die verstärkte Einriditung von G r u n d -
d u s b i l d u n g s l e h r g ä n g e n erforderlich, mit denen wir als Vor­
bereitung auf den Beruf, die auch auf die Lehrzeit angerechnet wird, in den 
vergangenen Jahren gute Erfahrungen gemacht haben. 

Zur Berulsfindung für Jugendliche zwischen 18 und 25 Jahren ist durch 
Sdialtung von J u g e n d g e m e i n s c h a f t s w e r k e n im Rahmen öifent-
lichcr Arbeitsbeschaffung eine Brücke zu bauen. lUet ist nun eine Erläute­
rung notwendig. Wer bei dem Wort , Gemeinschaftswerk" oder, wie immer 
man diese Art gemeinsamer Arbeit als Eingliederungsmaßnabme zur Berufs­
findung nennen mag, sofort Gespenster sieht und glaubt, daß jetzt der 
Arbeitsdienst alter Prägung fröhliche Urständ leiert, der ist eben mit ver-
schlosscmen Augen in den letzten Jahren durchs Land gegangen und hat 
übersehen, daß durch die Initiative vernünftiger Menschen aus der Not der 
Jugend heraus n e u e F o r m e n entwickelt wurden, die mit dem, was 
einmal war, aber auch nichts zu tun haben. Wir sollten froh und dankbar 
sein, ddB es noch junge Menschen gibt, die mit Phantasie und Idealismus 
in den Jugendgctmeinschaitswerken eine Einriditung geschaffen haben, die 
in kleinen Clruppen unter sozialpädagogiscfa geschulten und criahruncm 
Leitern eine BrücJcc zur wirtschaftlichen und gesellschaftlidien Eingliederung 
bauen. 

Z i e l der Jugendgemcinschaftswerkc ist und kann nur sein: Sofortige 
Sicherung von U n t e r k u n f t , A r b e i t und E n t l o h n u n g in Ver­
bindung mit s o z i a l p ä d a g o g i s c h e r A n l e i t u n g und Führung so­
wie berufliche und menschliche Vorbereitung zur endgültigen Eingliederung 
in die staatsbürgerliche Gesellsciiaft. 

Merkmale der JugendgemeinschafIswerke sind: F r e i w i l l i g k e i t , ge­
eignete Arbeit, Erzichc-rpersönlichkeiten als Leiter, echte Erziehung, kleine 
voneinander unabhängige Cäruppen, keine staatliche, sondern freie initiative 
und freie Trägerschaft. Wir meinen, daß solche u n a b h ä n g i g e G r u p ­
p e n von 35 Jugendlichen die Höchstzahl darstellen. Beheimatung und Ver­
wurzelung, Einordnung zu Beruf, Familie und Gesellsciiaft, muß Sinn und 
Ziel der Jugcndgcmeinschaflswcrke sein. Solche Jugendgcimcinschaftswcrkc 
fordern wir also für seßhafte, aber noch arbeitslos gebliebene Jugendliche 
in Notstandsgebieten und für bisher nicht seßhaft gewordene und darum 
wandernde Jugend • - oder streunende Jugend genannt - -, die vor allem 
im Bereich der Großstädte, der Verkehrszentren und den Meldestelleu der 
Fremdenlegion in Erscheinung tritt. 

Wenn wir auf dc>m Gebiete nichts tun und uns nicht dazu entschließen, 
das auf breiter Basis in unserem Volke durchzuführen, werden wir eines 
Tages, wenn die Jugend auf der untersten Stufe der sozialen Lage an­
gekommen ist, diese Jugend auf den Bahnhöfen oder Meldestellen der 
Fremdenlegion auflesen und ein vielfaches von dem ausgeben müssen, 
was es uns heute kostet. (Beifall.) 

Um Jugendlichen, die ihre Lehre beendet haben, und Jungarbeitern die 
Möglichkeit einc% Arbeitsplatzes zu geben, wenn dieser nicht am Heimatort 
zu finden ist, ist verstärkt durch Schaffung von Jungarbeiter-Wohnhc'imcn 
in Schwerpunkten des Gewerbes und der Industrie sowie durch Schaltung 
von Knappenheimen im Bergbau Abhilfe zu sdiaffen. 
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Die SowJctzonenfladiÜlnge 
Die zweite Hauptaufgabe, mit der idi midi ganz bewuBt etwas ausführ-

lidier befassen will, ist die E i n g l i e d e r u n g d e r a u s d e r S o w j e l -
z o n e geflüchteten und weiterhin f l ü c h t e n d e n J u g e n d . Idi habe 
vorhin die Zahlen genannt, die in den ersten 3 Monaten des Jahres in den 
Bundesauffanglagern Sandbostel und Westertimke festgestellt worden sind. 
Der Flüditllngsstrom aus der Ostzone stellt das deutsdie Volk und dio 
Völker der freien Welt vor eine neue Aufgabe und Bewährungsprobe. Da 
täglidi Hunderte von alleinstehenden Jugendlichen sich unter den Flüditen-
den befinden, ist ein a k u t e r J u g e n d n o t s t a n d gegeben. Ihre Ein­
samkeit und Unerfahrenheit und ihre Erlebnisse in der Ostzone zwingen zu 
Maßnahmen, die über die bisherigen Bemühungen hinausgehen und tat-
säcfalicfa geeignet sind, eine mensdüldie, beruflidie und gesellsdiaftlichu 
Eingliederung zu bewirken. Wir möditen, daß der Eingliederung in f o l ­
g e n d e 3 S t u f e n besondere Aufmerksamkeit gesdienkt wird. 

1. Die L a g e r s t u f e . In den Aufnahmelagem begegnet der Jugcndlidic 
aus der SBZ zum ersten Male der freien Welt. Diese Tatsadie muß für alle 
Maßnahmen in den Auffanglagern bestimmend sein. In Berlin muß durch 
Besdiränkung des Verfahrens auf einfadie Registrierung, kriminelle und 
gesundheitliche Überprüfung eine sdinelle Durchsdüeusung vor allem der 
Jugendlidien gewährleistet sein und durch einen verstärkten Betreuungs­
dienst der Jugend überzeugend der Weg in den Westen gewiesen werden. 
In den Bundesauffanglagern Sandbostel und Westertimke müssen die Be­
treuung skräfte zahlenmäßig verstärkt werden und Berufsberater und Jugend­
vermittler in ausreidicnder Zahl zur Verfügung stehen, die nicht nur nadi 
arbeitsmarktpolitischen Gesiditspunkten vorgehen. (Beifall.) 

Was sidi auf diesem Gebiet in den Bundesauffanglagern zum Teil noch 
tut, ist einfach unerträglidi. Man kann die Jugend nidit einfach je nach 
ihrer körperlidien Konstitution entweder in die Landwirtscbaft, Bergbau 
oder wo sonst gerade eine Stelle ist, einweisen, ohne daß sich dann nach­
her nodi jemand um sie kümmert. (Beifall.) 

Wir hatten das Glüdc, daß wir in den Auffanglagern einen ausgezeichne­
ten Mann in der Person des Herrn Schütz haben, der Vorbildlidies leistet. 
Aber die Kräfte, die heute in den Auffanglagern sind, sind einfadi zu 
schwach. Es fehlen mindestens 80 Leute, die dort zur Betreuung der Jugend 
nodi angesetzt werden müssen, wenn die geringe Zahl, die da ist, nidit 
zusammenbrechen soll und dann die Not durdi das Fehlen der Betreuungs­
kräfte nodi vergrößert wird. 

Als z w e i t e S t u f e mödite idi eine Zwisdienslufe nennen, die mit dem 
zusammenhängt, was ich eben sdion zum Jugendgemeinschaftswerk skizziert 
habe. Im Anschluß an den Lageraufenthalt braucht der Jugendlidie eine 
E i n g l i e d e r u n g s h i l f e , die nadi den nadihaltigen Erlebnissen und 
Prägungen im Sowjetsystem — ein großer Teil der Jugendlichen ist sdion 
durdi zwei Diktaturen gegangen — seine freie Selbstentfaltung fördert und 
sein Wissen zur Berufsausbildung, zum Arbeitsplatz und damit zur dauer­
haften Existenzbegründung ersdiließt. Die Möglidikeiten der Trägergruppen, 
die vorhanden sind, müssen voll ausgesdiöpft werden, um mit deren Hilfe 
für alle Jugendlidien eine zuverlässige Eingliederung zu sichern. Es sind 
also gerade für die aus der Sowjelzone kommenden Jugendlidien die 
J u g e n d g e m e i n s c h a f t s w e r k e als Zwisdienstufe von besonderer 
Bedeutung. Es müssen daher neue Jugendgemcinsdialtswerke auf der Basis 
gemeinnütziger Arbeitsvorhaben aiÜBerhalb der Landwirtsdiaft sowie 
Jugendgemeinschaftswerke mit Familien- oder Heimunterbringung für die 
berufsfremd in der Landwirtsdiaft tätige SBZ-Jugend geschaffen werden. 
Für die aus der Landwirtschaft stammende Jugend, die, wie wir gestern 
gehört haben, dem Bauerntum erhalten bleiben soll, ist die Sdiaffung von 
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dauerhaften Arbeits- und Wohnplätzen sowie die geistige und fddüicba 
Einführung in das bäuerlidic Leben mit Hilfe von Jrleimvolkshodisdiulun 
und ähnlidien Einrichtungen eine vordringlidie Aufgabe. 

Von der Zuweisung in Jugendgemeinsdiaftswerke ist grundsätzUdi ab­
zusehen bei Vermittlungen, die der F a m i l i e n z u s a m m e n f ü h r u n g 
dicmcn und bei echter f a c h b e r u f l i c h e r V e r m i t t l u n g , sofern zu­
gleich eine Unterbringung in Jugendwohnheimen gewährleistet ist. Alle 
übrigen sollten nach Möglichkeit über ein Jugcndgemeinsdiaftswerk indivi­
duell endgültig in Burut und Arbeit vermittelt werden. Den Kritikern an 
diesem Vorsdilag, deruu es eine Reihe, selbstverständlidi auch in unseren 
Reihen, gibt, muB von vornherein gesagt werden, daß das wahllose Ver­
mitteln der Jugendlichen aus den Auffanglagern in berufsfremde Arbeit, 
insbesondere in den Bergbau und in die Landwirtschaft, wohin dbi gröfite 
Prozentsatz verschickt wird, zu unerträglichen Zuständen und insbesondere 
zu einer ungeheuren F l u k t u a t i o n führt. Dcsr Jugendliche arbeitet gern 
in einem Jugimdgemeinscfaaltswerk, ganz gleich, ob es sich um ein land­
wirtschaftliches odcir lun ein anderes ndt öffentlicher Notstandsarbeit 
liandclt, wenn er weiß, daß er spätestens nach einem halben Jahr in den 
gewünschten oder zum mindesten in einen ihm zumutbaren Bcnruf kommt. 
Auch für die in der Landwirtschaft arbeitenden und bei Familien unter­
gebrachten Jugendlichen — hier wollen wir uas nichts vormaciien — muß 
ein sozialpädagogisch geschulter und erfahrener Leiter auf etwa 20 bis 3(1 
Jugendliche kommen, der die Verbindung zur Arbeitsverwaltung und zum 
Bauern hat und den Jugendlichen mit Rat und Tat zur Seite steht. Das 
gleiche gilt für die M ä d c h e n , die ja auch zu einem großen Prozentsatz 
in die Hauswirtschaft vermittelt werden. Der Anteil der Mädchen unter den 
jugendlichen Sowjetzonenfltttfatlingen ist ständig Im Steigen begriffen und 
liegt heute bei 31 V«. 

Zur S i c h e r u n g d e r B e r u f s - u n d A r b e i t s v e r m i t t l u n g von 
Jugcndliciien in Gomcinschaftswerken müssen unter allen Umständen die 
Landesarbeitsämter durch Aufstellung einer zentralen Kartei für cliesen Pcr-
soncnkrcis sowie durch Bestellung eines eigenen Berufsberaters bzw. Jugend-
vcrmittlcrs zur Aktivierung der örtlichen Vermittlung und der Möglichkeit 
des zwischcnbczirklichen Ausgleichs beitragen. Wir sollten hier nicht über 
die Kosten eisihrecicen, die daraus entstehen. Wir haben sie ausgcirccimet. 
Sie stehen in keinem Verhältnis zu dem Erfolg, den wir haben, wenn wir 
diese Forderungen durciiffihren. 

Eine ganze Reihe S o n d e r p r o b l e m e entstehen für Schüler und 
Studenten, für Jugendliche mit abgebrochener Lchrausbildung, für weibliche! 
Jugend und für rcsine Sozialfällc. Für diese Gruppe müssen die bisherigen 
Richtlinicm weiter gefaßt werden, um auch ihre Ausbildung oder Weiter­
bildung /u sichern. Vor allen Dingen müssen sich hier die K u l t u s ­
m i n i s t e r der Länder zusammensetzen und mit diesen Problumcm be­
fassen. (Lebhafter Beifall.) 

H ö h e r e n S c h ü l e r n - - besonders der oberen Klassen — muß in 
lulernatsoberschulen die Möglichkeit zum Abitur gegeben werden, da in 
den meisten Fällen kein Schulsystem und kein Lehrplan in der Bundes­
republik auf sie anwendbar ist. Hier muß ein Weg für die Bezahlung der 
Lehrkräfte gctundcn werden, Abiturienten, die nach 1951 absolvierten, 
lidbiin die Schwierigkeit, daß ihr Abitur von verschiedenen Hochschulcm 
und Universitäten einfach nicht anerkannt wird. Hier muß ebenfalls durch 
besondere Einrichtungen Gelegenheit zur Erlangung der U n i v e r s i t ä t s ­
r e i f e gegeben werden. Für die Studenten haben wir besondere Schwic-
rigkeitc>n, weil niemand da ist, der die Studcmten in den ersten zwei 
Semestern bei uns in der Bundesrepublik in irgcmdeiner Weise finanziert. 
Erst nach dem zweiten Semester können sie Stipendien und ähnliche Dinge 
erlangen. 
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Die d r i 11 e S t u f e ist die beruflidie und gesellsdiaftlidie Eingliederung 
am Ort. Hier liegen eine Reihe von Vorschlägen vor, die ich im einzelnen 
nicht aufführen kann, Es handelt sidi im wesentlicfaen um die Zur­
verfügungstellung eines gewissen Prozentsatzes der vorhandenen 60—70 000 
W o h n h e i m p l ä t z e für die SBZ-Jugend, um F a m l l i e n a u f n a h m c , 
um Hilfestellung durdi J u g e n d v e r b ä n d e , K i r c h e n und andere 
O r g a n i s a t i o n e n . Hier müssen wir alle Stellen, die G e w e r k s c h a f ­
t e n und wer sonst nodi alles dazu geh&rt, aufrufen und meines Eraditcns 
eine Art Jahresparole herausgeben, die dieser g e s e l l s c h a f t l i c h e n 
E i n g l i e d e r u n g d e r S o w j e t z o n e n j u g e n d dient. Es darf uns 
kein Heim und kein Heimleiter zu vornehm sein, sich vor dieser Aufgabe 
zu drücken, weil vielleidit die jungen Leute nodi etwas nadi Karbol aus 
dem Lager riechen oder man Angst hat, daß sie mit der eigenen Jugend 
zusammenkommt. (Beifall.) 

Demokiatlsciie Integration 

Die dritte und H a u p t a u f g a b e , die wir mit dem Bundesjugendplan 
erreichen wollten und die erreicht werden muB in Zukunft, ist die d e m o -
k r a t i s c h e I n t e g r a t i o n d e r g e s a m t e n d e u t s c h e n J u g e n d 
als Träger eines sozialen Rechtsstaates Sm geeinten Europa. Bei diesem 
Aufgabenkreis geht es darum, die Jugend an den Staat heranzuführen und 
ihr zu helfen, dafi sie den richtigen Standort im Staate findet. Das Leben 
im Staat ist nicht eine Pfründe, sondern eine gottgegebene Aufgabe. (Beifall.) 

Die Jugend will auch keine Renten, sie sucht neben Beruf und Existenz 
Aufgaben und Verantwortung, nicht nur in staatspolitischer Schulung, son­
dern vor allem im m i t b ü r g e r l i c h e n T u n bildet sich der verantwor­
tungsbewußte Staatsbürger. Wir müssen daher mit einem möglichst groficu 
Angebot von Möglichkeiten zur Jugend kommen. Wo immer es uns gelingt, 
die Spontanität der Jugend zu wedcen und ihr Spielraum zu geben, ist uns 
der Erfolg sicher. Hier ist trotz all der Millionen, trotz des ungeheuren 
Aufwandes, den die Diktaturen alter und neuer Prägung im Kampf um das 
Herz der Jugend anstrengen, die D e m o k r a t i e ü b e r l e g e n , weil sie 
der Eigeninitiative der Jugend Raum gibt, während Diktaturen, wenn auch 
sorgfältig und raffiniert getarnt, gegen die eigene Willcnsentfaltung der 
Jugend und damit im Prinzip jugendfeindlich sind. 

Um die Jugend aber nicht zu unbeteiligten Zuschauern zu machen, son­
dern als Träger des Staates zu gewinnen, müssen wir folgende F o r d e ­
r u n g e n stellen: 
1. Hinführung der Jugend zu demokratischer M i t a r b e i t u n d L e i ­

s t u n g in den Schulen, in den Jugendverbänden und bei der nicht-
organisierten Jugend. Wir begrüßen die Mannigfaltigkeit und Viel­
fältigkeit der im Bundesjugendring zusammengeschlossenen Verbände 
und Organisationen als einen wesentlichen Beitrag zur Erziehung und 

' zur Einordnung und Mitarbeit in Gemeinschaft und Staat. Wir müssen 
aber wirklich hier eine stärkere Förderung vornehmen, die über das 
bisher Geleistete hinausgeht. 

2. Förderung von beispielgebenden I n i t i a t i v e n u n d A k t i o n e n der 
jungen Generation in staatsbürgerlichen, sozialen und kulturellen Auf­
gaben. Wir-müssen neben dem, was ich eben gesagt habe und was ich 
wirklich aufrecht erhalten möchte, über den Verbandsegoismus hinaus­
kommen und dürfen nicht nur nach Kopfzahl und Verbandsstärken den 
Leuten Geld geben, sondern vor allen Dingen dorthin, wo echte Initia­
tive und Akticmen von der Jugend selbst durchgefühlt werden. (Beifall.) 

3. Verstärkte Förderung des i n t e r n a t i o n a l e n A u s t a u s c h e s , 
wobei es notwendig ist, daB die Richtlinien — in diesem Jahre ist es schon 
geschehen — etwas enger und strenger gefaßt werden. Ich kann nicht ein-
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sehen, daß os sinnvoll ist, den Jugendlichen Geld zu geben, um ins Aus­
land zu fuhren, wenn sie nur eine Kur mitmddicii und z. B. am Gardasee 
die Sonne auf ihren Körper scheinen lassen und dabei vielleicht noch 
Volksschülcr sind, die die Eifel, den Spessart oder den Taunus noch niciit 
einmal gesehen haben, aber bereits im Ausland herumkurven. (Sehr 
richtig I) 

Da wir aber in diesem Zusammenhang nicht nur Forderungen an den 
Bund zu stellen haben, müssen gerade in diesem Zusammenhang audi 
einige F o r d e r u n g e n a n d i e L ä n d e r bzw. an die G e m e i n d e n 
gestellt werden. Wir hoffen sehr, daß es uns gelingt, noch in dieser 
Legislaturperiode den § 4 des Reichsjugendwohlfahrtsgesetzcs durdi die 
Novelle dazu wieder in Kraft zu setzen. Damit wird die J u g e n d p f l e g e 
l ' f l i c h l a u f g a b e der Gemeinden, bzw. über den Finanzausgleich Pf lidfit-
aufgabe der Länder. (Beifall.) Aber, ich habe etwas Sorge, daß das auf dem 
Papier stehen bleibt. Was wir daher als dringende Ergänzung zum Bundes-
jugcndplan fordern, ist der Jugendplan auf Landesebene und auf örtlicher 
Basis. (Beifall.) 

Wir wollen als föderalistische Partei keinen zentralen Jugendplan, der 
alles von oben regelt und kommandiert. Das erfordert aber dann, daB zur 
Erfüllung dieser Aufgaben, die der Bund zustandigkeitsbalber nicht lösen 
kann, auf der Länder- und auf der kommunalen Ebene notwendige Ergän­
zungen kommen. 

Bisher haben nur zwei Länder einen eigenen Landesjugcndplan entwickelt. 
(Zurufe: Wer denn?) — Ich glaube Nordrhein-Westfalen und Baden-Würt­
temberg. (Dr. Zimmer: Rheinland-Pfalz auch!) 

VorsdilBge zur Durciiftthnmg 
Zur Durchführung der bisher genannten Aufgaben werden folgende V o r ­

s c h l ä g e gemadit: 
1. Die M i t t e l des Bundesjugendplanes müssen wesentlich e r h ö h t 

werden oder, um einmal die Meinung des Herrn Bundesfinanzministers 
hier zu vertreten, die Mittel, die zur wlrtsdiaftlichen und sozialen Ein­
gliederung der Jugend bisher aus dem Bundesjugendplan genommen 
werden, müssen aus den Mitteln gegeben werden, die durch die ent­
sprechenden gesetzlichen Grundlagen für solche Zwecke schon vorhanden 
sind, damit für die unmittelbare Jugendarbeit Gelder aus dem Bundes­
jugendplan freiwerdeuj (Beifall) 

2. brauchen wir n e u e R i c h t l i n i e n , die den hier dargestellten Auf­
gabenschwerpunkten entsprechen und eine zuverlässige Steuerung ge­
währleisten, um Fehldispositioncn zu vermeiden. 

3. Nun sage ich vielleicht etwas ketzerisches, aber das kann man Ja auch 
mal sagen; Um die gesamten Jugendaufgaben in eine echte Koordinie­
rung zu bringen sowrle eine unbürokratische Verwaltung und Verteilung 
der Mittel zu gewährleisten, soll eine K ö r p e r s c h a f t analog der 
Bundeszcntralc für den Heimatdienst oder durch die zur Zeit beratene 
Novelle zum Reichsjugendwohlfahrtsgesetz das Bundesjugendamt wieder 
errichtet werden, so wie es im Reichsjugendwohlfahrtsgesetz früher vor­
gesehen war. (Beifall.) 

Für die J u g o n d g e s e t z g e b u n g sind folgende Gesetze noch in 
dieser Legislaturperlode zu verabschieden oder vorzubereiten: 
1. Ein J u g e n d h i l f s g e s e t z , das allen Jugendlichen, ohne Rücksicht 

auf ihre wirtschaftliche Lage, die ihrer Begabung entsprechende Aus­
bildung und Erziehung ermöglicht. Das bedeutet also gleiche Behand­
lung der Jugendlichen — über die Erziehungsbeihilfen des Bundesjugend­
planes hinaus - gleichgültig, ob die Ililfsbedürftigkeit des Vaters wegen 
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Kriegsbesdiädigung, als Späthoimkehrcr, FliidiUinc), Ausrichomblcr, Kin-
derreidier oder aus anderen Gründen gegeben ist. Hier gibt es eine 
derartige Verschiedenheit in den Möglidikeilen bei den Jugendlichen — 
sagen wir, eine höhere Sdiule zu besuchen —, daB dieses JugendhilTs-
gesetz dringend notwendig ist. 

2. Ein modernes B e r u f s a u s b i l d u n g s g e s e t z , das dem jungen 
Mensciicn eine faclilich qualifizierte Ausbildung sichert. 

3. Bin neues J u g e n d a r b e i t s s c h u t z g e s e t z , das den Jugendlichen 
vor körperlicher, geistiger und seelischer Gefährdung durch die Arbeit 
schützt. 

4. Rasche Verabschiedung der bereits im Ausschuß beratenen N o v e l l e 
zum R e i c h s j u g e n d w o h l f a h r t s g e s e t z . 

5. Unser Schmerzenskind: Rasciie und hoffentlich endgültige Verabschie­
dung des schon zum zweitenmal dem VermittUingsausschuB zugeleiteten 
Gesetzes über die V e r b r e i t u n g j u g e n d g e f ä h r d e n d e r 
S c h r i f t e n . (Beifall.) 

Es wäre überhaupt nicht auszudenken, wenn gerade dieses Gesetz jetzt 
fallen würde, nachciem die Verlage und Produzenten sich bereits mit der 
Tatsacfhe dieses Gesetzes abgefunden halten und zum Teil ihre Produktion 
umgestellt haben. (Heiterkeit.) 

Der Bundesfinanzminister hat bei der Etat-Rede seine Pinanzpolitlk mit 
einer G r a t w a n d e r u n g verglichen, zu der Mut, ruhiges Blut, ein fester 
Tritt und Schwindelfreiheit gehöre. Ich bin der Meinung, das gilt heute 
für unsere gesamte Politik. Der weitaus größte Teil der deutschen Jugend 
verfolgt mit Spannung die P o l i t i k d e s K a n z l e r s und ersehnt mit 
heißem Herzen das vereinte freie Deutschland in einem vereinigten Europa. 
(Beifall.) 

Die junge deutsche Generation ist daher bereit und hat den Mut, diose 
Gratwanderung mitzugehen. Dazu gehört aber eine gute Ausrüstung. Diese 
Ausrüstung geben wir ihr, wenn wir diese Forderungen, die unter Ver­
meidung von Pathos und Schwärmerei ganz aus der Praxis geboren sind, 
ohne Zögern erfüllen. (Starker Beifall des Hauses.) 
Präsident Majonica, M. d. B.: 
dankt dem Abgeordneten Kemmer von der Christlich-Sozialen Union und 
der Jungen Union Deutschlands; 

Freund Kemmer hat hervorgehoben, daß es nlciit angehe, durch cino 
Propagandawelle die Jugend mitzureißen, sondern daß eine echte Begegnunq 
stattfinden müsse. Diese Begegnung kann aber nur stattfinden, wenn rlic< 
Jugend die Gewißheit hat, daß ihr H i l f e zuteil wird und man auf ihrc> 
Wünsche eingeht. Das ist hier in einer derartig guten Form geschehen, (li<i) 
meines Erachtens z u m e r s t e n M a l e e i n e P a r t e i e i n e i g e n e s 
J u g e n d p r o g r a m m entwickelt hat. Dafür will ich unserem Freund 
Emil Kemmer nochmals recht herzlich danken. (Beifall.) 

Es ist ein T e l e g r a m m eingegangen. 
„In unserer Hansestadt Hamburg begrüßen wir Sie herzlich. 
Wir wünschen Ihrer Tagung einen guten Verlauf. 

Reichsbund der Kriegs- und Zivilbeschädigten, Sozialrentner und 
Hinterbliebenen, Landesverband Hamburg." (Beifall.) 

Aussprache 
Präsident Majonica, M.d.B.: 

Ich will jetzt vorschlagen, daß wir — damit überhaupt eine Kontinuität 
in der Diskussion gewahrt werden kann — zunächst einmal die D i s k u s -
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s i o n ü b e r d a s F a m i l i e n r e c h t u n d d i e J u g e n d p r o b l e m o 
durchführen, und im Anschluß daran die Diskussion über die Sozial- und 
Wirtschaftsproblemc weiterführen. Wenn wir jützt wieder absdiwelfen, wer­
den wir keine zusammenhängende Diskussion bekommen. 

Das Wort hat: 
Paul Lücke, M.d.B.: 

Ich stehe noch tief unter dem Eindruck der Worte unserer verehrten 
Vorrednerin, Frau P r a e t o r i u s . Iiii spreche nidit als Abgeordneter des 
Deutsdien Bundestages oder als Vorsitzender des Aussciiusses für Wieder­
aufbau und Wohnungswesen, sondern, wenn Sie es so wollen, als Familien­
vater. (Beifall.) 

Mein erster Wunsch an den Bundesparteitag wäre, dafi er das, was heutn 
begonnen wird, fortsetzt und die künftige Politik der Union dar Christen 
unter den Mittelpunkt; .Die Familie* stellt und eine e c h t e F a m i l i e n ­
p o l i t i k durchführt. (Beifall.) 

Erste Voraussetzung für die Existenzgrundlage einer Familie ist die 
W o h n u n g , das Heim. Darum habe idi schon seit Jahren den Kampf um 
die Verwirklichung einer familiengerechten Wnhnungspolitik geführt. 

Wenn wir uns die GröDcnordnungen klarmachen, die der Wohnungsbau 
für unsere gesamte Sozial- und Wirtschaftsordnung, vor allem aber für die 
Ordnung und Existenzgrundlage der Familie darstellt, wird uns sirtierllch 
klar, daB wir dieses Thema nicht oft genug anschneiden können. Während 
ich hier spreche, wird j e d e M i n u t e e i n e W o h n u n g f e r t i g . Das 
seit 4 Jdhrcnl In diesem Jahr, verehrte Anwesende, kann der Deutsche 
Bundestag und die Bundesregierung den Erfolg melden, dafl 500 000 Woh­
nungen, also die Halbe-Million-Grenze, erreicht wird. (Beifall.) 

Wenn dann Abc>nd geworden ist, habe ich mir oft überlegt, könncm diesc> 
1,5 Millionen Wohnungen, die wir gebaut h^ben, 1,5 Millionen deutsche 
Familien beherbergen. In diesen Wohnungen ist aber tn vielen Fallen kein 
Platz für Kinder. Man hat nicht nur nach uer Familie gebaut, sondern 
überwiegend nach wirtschaftlichen, finanziellem und sonstigen Gründern. 
Darum lautet die Forderung, die wir der Familie wegen nicht verschweigen 
dürfen: In dem Mittelpunkt der Wohnungsbaupolittk hat die F a m i l i e zu 
stehen, und zwar in allen ihren Lebensphasc>n. Es ist schon so, daß die 
Foiderung, daß P l a t z f ü r e i n z w e i t e s u n d d r i t t e s K i n d e r ­
b e t t in der Wohnung vorhanden sein muß, rine eminent widitige Forde­
rung ist, was nicht oft genug ins Land hinausgerufen werden kann. Sehen 
Sie sich diese Wohnblöclce von 12 bis 15 Stockwerken an, ins freie Gelände 
gesetzt, ohne Rücksicht darauf, daß die Mutter mit ihren Kindern an die 
Erde gehört. Darum hat die Wohnungswirtsihaft, die weitgehend diese 
Entwicklung mitgetragen hat, eben kein Recht auf Selbstzweck. Sie hat 
eine dienende Funktion, die vom Leben der Familie her beistimmt wird. 

Darum ist die Forderung, die wir für unsere Familie vom Bundc<sparteltug 
aus bcisondcrs ins Land rufen möchten, dit!, daß das G e s e t z z u r 
S c h a f f u n g v o n F a m i l i e n h e i m e n --- es Hegt im Augenblick in 
unserem Ausschuß zur Beratung — n o c h i n d i e s e r L c g i s l u t u r -
p e r i o d e verabschiedet werden wird. Wir möchten nämlich, daß die 
taglich über 1000 Wohnungen, die gebaut werden, künftighin Raum bieten 
für Familien. Diejenigen, die Mütter sind, wissen, dafl die Frau 85 Vo 
ihres Lebens in einer Wohnung verbringt. Wenn in der Statistik der 
vergangenen Jahre steht, daß über 70 Vo iVa- bis 3-Raum-Wohnungcn ein­
schließlich Küche waren, frage ich: wie sollen ilort unsere Familien leben? 
Weil diese Forderung so wichtig ist, stelle ich voran, daß Klein- und 
Kleinslwohnung nur für Alleinstehende und für kinderlose Ehepaare gebaut 
werden sollen. Sie müssen gebaut werden; wir brauchen sie. Daß aber 
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a u r h für j u n g e E h e p a a r e Raurri geschaffen werden muß, ist sclbst-
verständlidi. Audi muB der Unfug aufhören, daß diese jungen Lnute, weil 
sie nur 2 Leute sind, in ein oder zwei Räume gepfercht werden. (Sehr 
richtig!] Dann kommt das Kind und man hat keinen Platz mehr. Darum 
unsere Forderung, auch für junge Familien Wohnungen zu schaffen, die 
Platz für ein zweites und drittes Kinderbett haben. 

Tch habe in einer Statistik der letzten Tage nachgelesen, daß der E i g e n ­
t u m s v e r l u s t , den wir durdi den Krieg erlitten haben — vor allem der 
Vertriebenen —, im deutschen Jahrbuch von 1952 mit 60 M i l l i a r d e n 
R e i c h s m a r k bezeichnet wird. Wir haben in den letzten Jahren im 
Wohnungsbau über 20 Milliarden DM investiert. Davon sind keine 18 Vo 
der Wohnungen Eigentum der Familien geworden; das heißt, von 5 Woh­
nungen ist vielleicht eine Familie Eigentümer geworden. Die restlichen 
über BOVo befinden sich im Besitz von Wohnungsuntemehmen, von denen 
ich einige kenne, die 85 000 Wohnungen verwalten. Wir wollen nicht, daß 
die K o p p e l u n g d e s M i e t b u c h e s m i t d e m P a r t e i b u c h in die 
Wirklichkeit fortgesetzt wird. (Beifall.) 

Wir sind uns der Forderung, die wir hier zu stellen haben, ganz bewußt. 
Es ist sehr wohl möglich, durch das neue Gesetz über das Wohnunqseigentum 
a u c h i n d e n S t ä d t e n E l n z e l e i q e n t u m zu schaffen. Draußen im 
T. a n d c sollte angestrebt werden, daß bei Reihenhäusern, Elnfamilien- und 
SiedlungshSuscm die Form durchgeführt wird, die wir als familiengerecht 
bezeichnen. Das ist das H a u s m i t G a r t e n i m E i g e n t u m der in ihr 
lebenden Familie. 

Ich sagte, daß der Eigentumsverlust so groß sei. Zwischen den beiden 
Weltkriegen waren 26'/o des deutschen Volkes eigentumslos. Durch die 
Zerbombung von 2,3 Millionen Wohnungen und die Ausweisung von 
10 Millionen Vertriebenen beläuft sich diese Ziffer heute auf über 50*/i. 
Da ist OS hohe Zeit, daß wir ernst mit unserer Forderung machen, daß wir 
die einmal gebotene C h a n c e w a h r n e h m e n , über den Wohnungsbau 
eine möglichst große Schicht mit einem persönlichen Eigentum zu versehen. 
(Beifall.)' 

Dann sagt man mir, unsere Arbeiter wollten kein Eicientum! Wenn Ich 
nachforsche, woher diese Zweckpropaaanda kommt, dann wundert es mich 
nicht, daß diese Dinge laufend boykottiert werden. Der Wille zum Eigentum, 
zum Sachwert und zur Sicherheit war nie so groß wie jetzt. Unsere Arbeiter, 
Angestellten und Beamten wollen S i c h e r h e i t u n d E i g e n t u m ; vnr 
allem im Wohnunasbau. Wir wollen sie ihnen neben. Darum hat die CDU 
heute hier keine Proklamation zu verkünden. Nein, wir haben ein Gesetz 
aeschaffen, um dessen Unterstützimg ich Sie bitte: d a s G e s e t z z u r 
S c h a f f u n g v o n F a m i l i e n h e i m e n , das jeder Familie ein eigenes 
Heim sichert, wenn sie guten Willens ist. 

Die J u g e n d , das wurde hier gesagt, soll durch S o a r t ä t i g k c i t , 
Prämiensparen und andere Möglichkeiten, die wir geschaffen haben, nn-
oerent werden, auch nach einem Bioentum zu streben. Wenn der nächste 
Bundesparteitaa stattfindet, möchte ich, daß die Zahl derer, die Im Woh­
nungsbau zu einem Eigentum aekommen sind, das wmaekchrte Verhältnis 
hat, also 80 V» Eigentümer und 20 Vit Mieter geblieben sind. (Beifall.) 

Um das durchsetzen zu können, brauchen wir das B a u l a n d g e s e t z . 
Nirgendwo wie in Eurona ist die Frage der Ordnung des Bodenrechts so 
dringend wie bei uns. Wir brauchen Land zu ncrcchten Preisen. Es ist eine 
schöne Sadie, daß beide Kirchen und die Famillenvcrbände sich hinter diese 
Forderung aestelH haben, die sich im Baulandbeschaffimcisaesetz so aus­
drückt —" wir erwarten, daß es im Mai verabschiedet wird —, daß jedem 
der Zugang zu Grund und Boden beschafft werden soll, der guten Willens ist. 
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Wenn wir keine neue Ordnung des Bodenredites durchführen, dann wer­
den die Wohnungen weiter so gebaut werden, wie einst Im Berliner 
Wedding in jener unglückseligen Zeit, die dip Gründerzeit genannt wird. 
Sic klagen uns auch heute noch an in dem nichtverstandcnen Wohnungs­
bau, in jenen Wohnblöcken in den Händen einzelner Wohnungsuntcr-
nohmungcn, dio ebenso wenig Rücksiciit nehmen auf die Familie, wie es 
jene getan haben, die im Berliner Wedding mit 7 Hinterhöfen uns heute 
noch vor Augen stehen. 

Darum sollte dieser Bundesparteitag den mutigen Schritt, den die Fraktion 
getan hat, unterstützen, damit das Gesetz zur Schaffung von Fanillicn-
heimon Wirklidikcit wird, vor allem aber im Lande getragen wird von den 
jungen Mensciicn und von unseren Familien. Fangen wir dort an, sciiaffen 
wir hier unseren Familien den Anfang der Existenzgrundlage, dann glaube 
ich, werden wir durcii diese neue Schicht der Klein- und Klelnsteigciitfimer 
gute Staatsbürger heranziehen, die als lebendiger Wall dem Osten gegen­
überstehen. Denn der w i r k l i c h e F e i n d in uns und der aus dem 
Osten ist der K o l l e k t i v i s m u s . Ihm gilt es, den Kampf anzukündigen. 

Darum: Kampf dem Kollektivismus im Wohnungsbau in jeder Form und 
Kampf für die Verwirklichung einer familiengerechten Wohnungsbaupolitik. 
(Lebhafter Beifall.) 

Dr. Verdrlewen: 
Ich habe die Ehre, Ihnen im Namen der Jungen Union Deutschlands zum 

Thema „Familie" das Folgende zu unterbreiten. Ich freue mich, dabei an­
knüpfen zu können an die hervorragenden Ausführungen, die Frau Praeto-
rius zu diesem Thema bereits geleistet hat, auch anknüpfen zu können in 
wohnungs- und sozialpolitischer Hinsicht, an die Worte, die heute morgen 
von Herrn Albers und Herrn Lücke gesprochen worden sind. 

Die Junge Union hält den Schutz und die Förderung-der Familien — ins-
bcisondere der kind(>rreichen Familien — für das zentrale Problem unserer 
gesamten Innenpolitik. Wir sind uns dabei im klaren, daß die Familie von 
zwei Seiten her aufs äußerste gefährdet ist, auf der einen Seite sittlich, auf 
der anderen Seite wlrtschaftlldi-materiell. Wir sind aus dieser Erkenntnis 
heraus der Ansicht, daß sowohl sittliche als auch materielle Gegenmaß­
nahmen ins Auge zu fassen sind. Ich glaube, daß in unserem Volk weit­
gehend das s i t t l i c h e O r d n u n g s b i l d v o n E h e u n d F a m i l i e 
verlorengegangen ist. Wir stehen vor der Situation, daß die Ehe nicht 
mehr als das von Gott unmittelbar gestiftete grundsätzlich unauflösbare 
besiegelte Treuband engster Lebensgemeinschaft begriffen wird, sondern 
daß von vielen die Eheform anders aufgefaßt wird als ein auf Probe ge­
schlossener Gesellschaftsvertrag. Daß ein so fadenscheiniges Eheband keine 
Grundlage bieten kann für eine kinderreiche Familie, liegt auf der Hand. 

Wir haben weiterhin gehört, daß die Familie bedroht ist durch die V e r -
m a s s u n g und das T e m p o der modernen Bcrufswelt und daß vor allem 
der Sinn für eine kinderreiche Familie weitgehend verloren ist. Wir müssen 
feststellen, daß di(>s nicht nur begründet ist durch eine teilweise echte wirt­
schaftliche Notlage, sondern leider weitestgehend durch Eigennutz der beiden 
Ehepartner. Leider ist diese Bedrohung durch die gegenwärtig geltende Ge­
setzgebung in vielen Punkten nicht verhindert worden, sondern wird teil­
weise geradezu vermehrt. Wir glauben daher, daß insbesondere im Hinblick 
auf die kommende F a m i l i e n r e c h t s r e f o r m Maßnahmen ergriffen 
werden müssen, die sich nicht nur in Wirtschaftlich-Materiellem erschöpfen, 
sondern darüber hinaus geeignet sind, das sittliche Ordnungsbild von Ehe 
und Familie wiederherzustellen bzw. zu erneuern. 

Ich darf mich hier auf die Ausführungen von Frau Praetorius beziehen 
und darlegen, daß die Zitate aus den E m m e r i c h c r L e i t s ä t z e n der 
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Jungen Union Rheinland verlesen worden sind, und die allgemeine Meinung 
der Jungen Union Deutsddands darstellen. (Beifall.) 

Wir glauben, dafi für die Famillenreditsreform folgende unabdingbare 
Leitsätze aufgestellt werden sollten: 

Wir müssen eine Rückbesinnung vornehmen auf die natur- und gott­
gewollte Aufgabe von Ehe luid Familie im sozialen Leben. Danach hat die 
F a m i l i e V o r r a n g vor allen anderen Gemeinsdiaften im Volke. Sie 
hat ihre eiqenen Aufgaben, ille ihr vom Staat nicht abgenommen werden 
Icönnen und dürfen. Dieser Vorrang der Familie vor dem Staat bedingt 
eine innere Ordnung der Familie, die die Erfüllung ihrer Aufgaben ermög-
lidit. Meinungsverschiedenheiten zwischen den Ehegatten sind Cfrundsätzlidi 
innerhalb der Familie und nicht durch staatlichen Eingriff auszutragen. 
(Beifall.) 

Damit kommen wir zur Frage der S t e l l u n g d e r b e i d e n E h e ­
g a t t e n zueinander, also zu dem aktuellen Ausgangspunkt des A r t i ­
k e l s 3 des Grundgesetzes. Wir sind der Meinung, daB dieser Glcich-
berechtigungsartikel nur im Zusammenhang mit A r t i k e l 6, nämlidi dem 
Sdiutz von Ehe und Familie, auszulegen ist. Gleidiberechtigung ist nicjit 
als sdiematisdie Gleichsetzung — das wäre naturwidrig —, sondern unter 
dem Leitsatz: .Jedem das Seiae* zu erfüllen. (Beifall.) 

Daher muB nach unserer Auffassung bei Meinungsverschiedenheiten das 
letzte E n t s c h e i d u n g s r e c h t b e i m M a n n als dem verantwortlichen 
Haupt der Familie liegen. (Beifall.) 

Es ist nadi christlicher Auffassung untragbar, daß eine staatl'die Stelle, 
etwa das Vormundschaftsgericht, hier die Entscheidung fällt, es sei denn, 
daß der Familienvater unter gröblidicr MiBaditung der Interessen der 
Familie Willkflrentsdieidungeu fällt. 

Hinsiditlidi des E h e s c h e i d a n g s r e c h t e s fordern wir eine starke 
Einengung der Ehesciieidungstatbestände, Insbesondere den sogenannten 
Zerrüttungstatbestand auszuschlieBen. (Beifall.) 

Weiter muB im neuen Familienrecht niedergelegt werden, daB die natür­
liche A u f g a b e der verheirateten Frau in d e r F a m i l i e und nicht in 
einem auBerhäuslichen Beruf liegt. (Beifall.) 

Zusammenfassend legt die Junge Union Deutschlands dem Bundespartei­
tag folgenden A n t r a g z u r F a m i l l e n r e c h t s r e f o r m vor: 

„Durdi die FamilienrecJitsreform darf das natürlicjie Ordnungsbild der 
Familie nicht angetastet werden. Die Gleichberechtigung von Mann und 
Frau ist nicht als sciiematische Gleichsetzung, sondern unter dem Leit­
satz .Jedem das Seine* zu verwirklichen. Zum Schutz der Familie Ist die 
Stellung des Mannes als verantwortliches Familienhaupt zu verankern.* 

Hinsichtlich der s o z i a l p o l i t i s c h e n M a f i n a h m e n , auf die ich 
mich voll beziehen kann auf das bereits Ausgeführte, wünschen wir folgen­
den Zusatz: 

.Diese Maßnahmen zur Unterstützung und Förderung der Familien 
müssen mit besonderer Dringlichkeit für die jungen Familien ergriffen 
und durchgeführt werden.* (Beifall.) 

Lassen Sie uns die Voraussetzungen schaffen, daß die sittliche und 
materielle Gesundung unserer Familien unser ganzes Volk erfaßt. (Lebhafter 
Beifall.) 

Fräulein Glbersklrch: 
Idi kann mich in Anbetracht der Ausführungen, die vorangegangen sind, 

kurz fassen. Ich möchte aber nochmals zurückkommen auf das Referat von 
Frau Praetorius und zu einigen Formulierungen Stellung nehmen, weil ich 
von einer anderen Sicht her zu diesen Fragen komme. 
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Es Ist gesagt wordon: Das Lcbcnsgnsotz dor Pumllio konnnn, ihm Clcltimrf 
vorschaffen - und wir haben den Schlüssel zu gcsellschafllicbcn Problemen, 
aber die Familie steht neben der Gesellschaft. 

Mdn kann wolil die Bedeutung der Familie erkennen und ihr Geltung 
verschaffen. Aber das Gesetz der Familie ist nie und wird nie zu erkennen 
sein, weil es das Gesetz jeder e i n z e l n e n F a m i l i e selbst ist. Wenn 
gesagt wurde, daß die Familie heute neben der Gesellschaft steht und man 
vergleicht die gesetzliche Stellung der Familie in der Weimarer Verfassung 
mit der des Grundgesetzes, dann ist feststellbar, daß die F a m i l i e h e u t e 
b e r e i t s nicht mehr neben der Gesellschaft steht, sondern u n t e r d e r 
G e s e l l s c h a f t , weil man der Gesellschaft bereits den Vorrang gegeben 
hat. In der Weimarer Verfassung hieß es, daß die Familie Grundlage allen 
staatlichen und gesellschaftlichen Lebens ist. Im Grundgesetz heißt es, daß 
sie noch den Schutz des Staates genießt. 

Frau Practorius sagte: Die Gestaltung des Rnlenlebens und Sdiaffens sind 
Werke beider, ohne unterscheidende Arbeitsteilung nach der Vorsthieden-
heit der Geschlechter. An anderer Stelle wurde gesagt: Wer wollte über 
das Geheimnis der Unterschiedlichkeit etwas aussagen. Und dennoch bitten 
wir darum. 

Das sind fflr mich zwei verschiedene Gedankengänge, von deniüi Ich mich 
nur dem letzteren anschließen kann. Die physische und psychische unter­
schiedliche VeranlacTung von Mann und Frau führcm dodi notwendigerweise 
zu einer Arbeitsteilung. Physisch: Man kann wohl sagen, daß durch die 
Technik Erleichterungen geschaffen worden sind, so daß die Frau heute 
Arbeiten übernehmen kann, die früher vom Mann geleistet worden sind. 
Aber eine vAlIige Angleichung, ein Aufbeben dieses Unterschiedes, wird 
niemals möglich sein, es sei denn zwangsweise. Dann kommt das, was In der 
Ostzone ist, daß wir heute bereits weibliche Schlosser, Schweißer, Trak­
torenfahrer, Kranführer und Frauen im Untertagewerk haben. 

Weiter ist gesagt worden: Die Familie hat ihre Festigkeit im Charakter 
der Eheleute. Selbständigkeit der modernen Frau ist eine nicht zu über­
sehende Kraft. 

Was formt, was entwickelt und was festigt im Charakter ist die Hr-
kennung des Auftrages, den die Frau und der Mann hat. Auftrag der Frau 
heißt doch, wenn sie eine Ehe schließen will, den Lebenshereich, den sie 
bisher Innegehabt hat — Berufsleben -•• frciwillla aufzugeben, verzichten 
und onfern k(")nnen im Dienst der Familie vcm Mann und von Kindern. 
(Beifall.) 

Der Mann ist der Erste, ihm gehfirt das Pi-imat des Dienste» und der 
Führung. Aber ich möchte auch nicht auf die zweite Hälfte dieses Satzes 
verzichten, nrimlich die Ergünzungsbedürftigke^. Ich glaube, daß man auch 
nicht von einer ErgSnzungsbcdflrftigkelt des Mannes sprechen kann, auch 
nicht von der Frau, sondern von der Ergänzungsnotwendigkeit, die einfach 
für eine Einheit von Mann und Frau die Voraussetzung Ist. 

Ein letztes Wort zur Familienpolitik. Ich scheue mich fast, das Wort 
„Familie* mit „Politik" in Verbindung zu bringen, weil „Politik" sofort in 
Vorbindung gestellt wird zum Staat." Ordnung, das Gesetz in der Fiimilie, 
so Ist eben mehrmals betont worden, ist die Aufaabe leder Familie selbst. 
Der Staat kann Voraussetzungen schaffen, auch Erleichterunnen. Er kann 
aber weder dem Menschen, noch der Familie, die Aufgabe abnehmen, die 
sich in und aus der Familie ergibt. 

Die Bedeutung der Familie für den Staat: Ich glaube, daß es die F n m i 1 i e 
ist, nicht die Schule, in der die erste Berührung der Kinder, der Ileran-
wachsonden, mit p o l i t i s c h e n F r a g e n stattfindet. Hier wird die 
Grundlage gc'legt zur Toleranz und zu einer demokratischen Erziehung. In 
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der Familie lernt das Kind kennen, daß Freiheit nidit möglich ist ohne 
Einordnung, ohne Bindung an die Gemeinsdiaft, daB die Erfüllung aller 
Wünsche nicht möglich ist, sondern daß sie in Zusammenhang gebracht 
werden müssen mit der Forderung, die ich aus der Gemeinschaft heraus 
ersehe. Aus einer solchen Erziehung heraus werden dann eines Tages die 
Jugendlichen fähig sein, selbst zu entscheiden und Verantwortung zu tragen 
und auch selbst Entscheidungen treffen zu können für andere. (Beifall.) 

Dr. Hofmann, M.d.B., Rheinland: 
Sie haben in Ihren Tagungsmappen eine längere Ausarbeitung des 

K u l t u r p o l i t i s c h e n A u s s c h u s s e s der Bundespartei gefunden. 
Tdi möchte hierzu nur noch eine Nebenbemerkung machen. Durch ein 
bedauerliches Versehen ist es vorgekommen, daß die letzte Seite unserer 
Ausarbeitung nicht vervielfältigt worden ist. Die Freunde des S p o r t e s , 
die wohl noch gleich hier sprechen werden, können also beruhigt sein: wir 
haben auch an diese Fragen gedacht. 

Nun zu dem, um dessentwillen ich mich zum Wort gemeldet habe. Wenn 
wir in die weitgespannten und feinsinnigen Ausführungen der Frau Prae-
torius noch eiimial die Frage . S c h u l e " stellen, dann ergeben sich zwei 
Fragekreise. Der eine ist die Frage nach dem religiös-weltanschaulichen 
Charakter der Schule. Hierüber gibt es bei uns, wie Frau Praetorius schon 
sagte, keine Diskussion, Es ist das R e c h t cler E l t e r n , die religiös-
weltanschauliche Erziehung ihrer Kinder zu bestimmen. Dieses Recht kann 
ihnen vom Staate nicht genommen und darf ihnen auch vom Staate durch 
Gesetze nicht eingeschränkt werden. (Beifall.) 

Deshalb unterstreiche ich auch den Satz, der über die P r i v a t s c h u l e n 
gesprochen wurde: Dort, wo Eltern die private Schule der staatlichen vor­
ziehen, muß dieser privaten Schule die gleiche finanzielle Förderung wie der 
öffentlichen Schule zuteil werden. (Beifall.) 

Der zweite Fragenkreis geht aus von der Frage nach den B i l d u n g s ­
z i e l e n und -aufgaben, die selbstverständlich Schritt mit den Erforder­
nissen der Zeit zu halten haben. Hier ist die Antwort nicht so leicht, ob­
gleich wir mit Befriedigung feststellen dürfen, daß die ersten geistigen 
Schäden des Nationalsozialismus und der vom Nationalsozialismus ver­
schuldeten Kriegszeit dank der Arbeit gerade der von uns gestellten Kul­
tusminister in den Ländern überwunden werden konnten. Wenn wir an 
das Jahr 1945 zurückdenken, wo jede der 4 Besatzungsmächte das Schulwesen 
nicht in Gang brachte nach gesamtdeutschen Gesidhtspunkten, sondern wo 
sie ausgingen von Schulgestaltungen in Ihrem Lande und das auf deutsche 
Verhältnisse zu übertragen versuchten, dann dürfen wir auch feststellen, 
daß eine erhebliche K o o r d i n i e r u n g zwischen den Ländern, dank der 
Arbeit der Länder, erreicht worden ist. Allerdings muß diese Arbeit fort­
gesetzt werden. 

Dabei ergibt sich eine wichtige Frage, nämlich die Erkenntnis, daß eine 
' bloß ä u ß e r e S c h u l r e f o r m k e i n H e i l m i t t e l und vor allen 
Dingen kein Allheilmittel sein kann. Deshalb unterstreiche ich die Worte 
von Frau Praetorius, daß wir die Einheitsschule, die zur Zerstörung unserer 
höheren Schulen und Realschulen (Mittelschulen) führt, ablehnen und daß 
wir eine e c h t e V e r z w e i g u n g d e s S c h u l w e s e n s in eigen­
ständigen Formen und einer organisdien Gliederung fordern. Diese eigen­
ständigen Formen müssen sich aufbauen auf einer 4 ] ä h r i g e n , nicht auf 
einer 6jährigen G r u n d s c h u l e . (Beifall.) 

Notwendig ist eine geistige, eine I n n e r e R e f o r m sowohl von Schulen, 
wie von Hochschulen. Wenn Sie nun fragen: Hat die CDU ein solches Bild 
über das hinaus, itras Ihnen der Kulturausschuß vorgelegt hat, dann muß 
ich trotz der fruchtbaren Arbeit, die von den Kultusministern der einzel-
den Länder geleistet worden ist, sagen: sie hat es nicht. 
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Deshalb moinn Frage an den Parteitag: Ware es nicht notwendig, daB 
d i e s e r P a r t e i t a g d e n K u l t u r p o l i t i s c h e n A u s s c h u f i d e r 
B u n d n s p a r t e i b e a u f t r a g t e , durch ein kleines Arbeltsgremium in 
einer Arbeit auf ISngere Sidit hinaus und unter Hinzuziehung und Heran­
ziehung erster und bester SadiverstBndiger die G r u n d l i n i e n e i n e s 
E r z i e h u n g s - u n d B i l d u n g s p r o g r a m m s für Schule und für 
Hochschule zu orarbeltcn? Damit soll die Zeit der Unruhe und des Experi-
mcntierens hc>e>ndet werden dmdn wirklich echte, neue Formen, um der 
Jugend zu helfen, die auf sie zukommenden Aufgaben zu bewältigen. 

Meine Bitte ist die: Geben Sie uns durdi diesen Parteitag den Auftrag. 
rBeifall.) 

Wilhelm Seigen, Shelnland-Ffalz (Junge Union); 
Nach den grundlegenden Ausführungen, die wir heute Aber die Familien­

politik gehört haben, habe ich fast Hemmungen, Thre Aufmerksamkeit auf 
ein kleines und materielles Problem zu lenken, nämlich auf das der 
P a m i l i e n b e s t e u e r u n g . 

Unser heutiges System der Lohnsteuer mag zwar, als es gebildet wurde, 
der Familie Rechnung getragen haben. Es ist eine Staffelung nach Kinder-
7ahl usw. vorhanden. Aber wie jedes Gesetz und System hat es sich 
Inzwischen verbraucht. Es verbraucht sich um so mehr. Je mehr man ver­
sucht, durch Änderungsgesetze, Ausfflhrungsbestimmungcn usw. hier eine 
neue Grundlage zu sdiaffen. 

Tn diesem Zusammenhang möchte ich Thre Aufmerksamkeit auf das 
a m e r l k a n i s r h e S y s t e m der Lohnsteuer richten. Wir haben so 
vieles von drüben {Ibemommen, warum soll es auch hier nicht einmal 
der Fall sein. In Amerika wird die Familie insgesamt versteuert, d. h. das 
Familicneinkommcn, wenn es etwa 800 DM betragt, wird versteuert als ein 
Einkommen von 2 X 400 DM ohne Rücksicht darauf, ob das Einkommen 
vom Ehemann allein oder von beiden Ehegatten eingebracht wird. 

Dieses System wäre nach meiner Auffassung auf die Familie in Deutsch­
land noch zu erweitern, indem die B e s t e u e r u n g i e n a c h K i n d e r ­
z a h l , durch 3, 4 oder 5 d i v i d i e r t , erfolgt, so dafi dadurch der Familie 
ständig Rechnung getragen wird. Ich bin mir darüber im klaren, daß ein 
derartiges System etwas ganz anderes bedeuten würde, also etwas ganz 
Neues darstellt. Aber ich glaube, es ist besser, statt Altes auszubessern 
oder zu reformieren, hier einmal etwas grundlegendes Neues zu schaffen. 

Das Zweite, auf dds ich hinweisen möchte, ist die i n d i r e k t e S t e u e r , 
die ich für familienfeindlich halte. Das, was durch die Einkommensteuer 
mit der einen Hand der Familie gegeben wird, wird mit der anderen wieder 
nenommen. Es fängt beim Kleinen schon an und klingt fast lächerlich, wenn 
ich es sage, daß etwa die Junge Mutter mit mehreren Kindern schon in dem 
Mehrverbrauch an Streichhölzern, um das Gas anzuzünden, in der indirekten 
Steuer mehr zahlt als derjenlae, der das eben nicht notwendig hat. Dasselbe 
gilt für Zucker, Salz und alle sonstigen Gebrauchsgüter. Wer also eine 
nrößere Familie hat, wird entsprechend stärker besteuert. Es müßte von 
Fachleuten einmal errechnet werden, was durch die Steuererleichterung auf 
dem Gebiete der Lohnsteuer da noch übrig bleibt. Mir selbst fehlen Unter­
lagen. Ich weiß nicht, wie die Verhältnisse sind. 

Tch wollte Ihnen das kurz vortragen, auch auf die Gefahr hin, daß unsere 
Finanzsachverständigen darüber vielleicht mitleidig lächeln, weil es nicht 
möglich ist. Immerhin sollten wir einmal daran denken. (Beifall.) 
Präsident Majonlca, M.d.B.: 

Wir danken Freund Seigen. — Das Wort hat Fräulein Pietz, Hessen. 
Frau Pletz, M.d.L., Hessen: 

Tch möchte zunächst folgendes richtigstellen: Ich bin verheiratet und 
Mutter von 4 Kindern. (Beifall.) 
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Idi habe midi gefreut, dafl durch die Ausführungen von Frau Praetorius 
der richtige Zusanunenhang der Dinge zunächst einmal aulijczeigt worden 
ist und Sie zurückgeführt worden sind auf die Grundlage, von der wir 
ausgehen müssen: Familie und Erziehung. In dieser Bangfolge wurden die 
Dinge gebracht. Die Familie ist die Gemeinschaft, aus der der Mensdi lebt, 
in der der junge Mensch seine Geborgenheit hat, in der er heranwächst 
zu einem taticräftigen Menschen und einem vernünftigen Mitglied der 
Gemeinschaft. Wir können aber diese Gemeinschaft nicht gestalten durdi 
ein Gesetz; wir können sie nur abschirmen. 

Ich kann niciit zu diesem Thema, da ich noch andere Anliegen habe, sehr 
weitgehend sprechen. Icii kann aber aucii nicht mit allen Ausführungen, 
die hier gemacht worden sind, in vollem Umfange einverstanden sein. Der 
Punkt, an dem wir ansetzen müssen, wenn wir schon einmal zur Reform 
des Familienrechts sprechen, ist die L ü c k e im B G B , die den W e r t 
d e r F r a u , i h r e A r b e i t u n d L e i s t u n g i n H a u s h a l t u n d 
F a m i l i e nicht sieht und bewertet. Wir müssen davon ausgehen, dafl 
beide in der Ehe das Beste leisten und daß Mann und Frau die Gemeinschaft 
tragen. Nicht der Mann unterhält durch seiner Hände Arbeit die Frau, 
sondern Mann und Frau unterhalten die Gemeinschaft. Dadurch hat die 
Frau hinsichtlich des Unterhaltes gewisse Verpfliciitungen, das Beste zu tun 
im Rahmen ihres Bereidies, was ihr an Pflichten zufällt. Sie hat allerdings 
daraus folgernd auch das Recht, stellvertretend für die Gemeinschaft — 
nidit stellvertretend für den Mann — aufzutreten. Was über den Unterhalt 
hinaus der Familie durch die Leistung beider Ehegatten zufällt, wird Ver­
mögen. An diesem Vermögen, an dem Wohlstand ist die Frau — immer 
vorausgesetzt, dafl beide im besten Sinne ihre Aufgaben erfüllen — im 
selben MaBe beteiligt wie der Mann. (Beifall.) 

Von hier ausgehend ist eine R e f o r m d e s G ü t e r r e c h t s unbedingt 
erforderlich. Hier muß die Leistung der Frau als gleichberechtigt neben der 
Leistung des Mannes anerkannt werden. Kommen wir zu diesem Resultat, 
dann bauen wir damit gleichzeitig eine Barriere gegen die Scheidung. Das 
in allen Konsequenzen ausgedadit, ist ein erhebliches Hemmnis gegen eine 
leichtfertige Entsdieidung hinsichtlich der Trennung einer Ehe. Wir kommen 
auch noch zu einer anderen Konsequenz, nämlich zu der, dafl der Beruf, den 
die F r a u im H a u s e übernimmt, den sie mit ihrer Ehe vielleicht ein­
tauscht gegen einen anderen Beruf, ein v o l l g ü l t i g e r B e r u f ist. Des­
halb verstehe ich nicht ganz das Wort vom Opfer. Nicht die Übernahme 
der Pflicht als Ehefrau als solche ist ein Opfer. Damit würden wir ja 
zugeben, dafl der Beruf, den sie vorher ausgeübt hat, höher zu bewerten 
ist als der Beruf der Ehefrau. (Beifall.) Ob der Beruf der Ehefrau in sich 
Opfer mit sich bringt wie jeder andere Beruf, ist eine ganz andere Frage. 
Ich glaube, wir würden eine nichtgewünschte soziologische Entwicklung 
fördern, wenn wir die Frau in ihrem Bereiche schmälern würden. Die Ent­
wicklung geht weitgehend zum Beruf, nicht allein aus Erwerbsstreben der 
Frau. Es spielt audi die Frage der Anerkennung des auflerhäuslichen Berufes 
eine Rolle und des Berufes im Hause. Nur die richtige Würdigung des 
Berufes der Frau im Hause behütet uns vor einer falsdien soziologischen 
Entwicklung. Darum müssen wir den Beruf der Frau im Hause, dem Herz­
bereich, mit Bedeutung, Verantwortung und mit Rechten ausstatten. 

Ein dritter Grundsatz: Der Staat hat hinsichtlich der Gemeinschaft der Ehe 
nur das Recht, abzuschirmen gegen die Gefahren von außen. Nacii meiner 
Auffassung hat aber der S t a a t k e i n R e c h t , weder als Gesetzgeber 
noch als entscheidende dritte Instanz, i n d e n i n t e r n e n B e r e i c h 
e i n e r E h e u n d F a m i l i e e i n z u g r e i f e n , es sei denn im Falle 
einer Gefährdung des Kindes durch die Familie selbst. 

Ich glaube, wir können in diesem Kreise ausgehen vom Standpunkt der 
Unauflöslichkeit der Ehe. Wir werden das auch in jeder Beziehung ver- -

189 



leidigen, sei es hinsiditlidi dos Sdieidungsrediles oder des Untcrhaltsredites, 
und sei es auch liinsiditlich der Dinge, die uns aus der üffentlichen Meinung 
entgegengebracht werden. Idi habe in einer Debatte erlebt, daß mir eine 
Frau — eine SozidlLstin — entgegenhielt: Ihr Standpunlct ist Idlschl Niemand 
habe heute mehr c>inen Ansprudi auf Dauer-Ehe und Unterhalt. Das ist 
die andere Meinung, 

Der Staat hat also nidit das Recht, als GcsiHzgeber und entscheidende 
Inslanz in die Ehe hineinzureden. Von diesem Problem kommen wir ohne 
weiteres auf das der E r z i e h u n g . Vorweg noch etwas. Wir habt'n dds 
Idealbild der Ehe vcm unserem Standpunkt aus in der öffentliehen Meinung 
hochgehalten. Danach können wir gewisse Fehlentwicklungen in unserer 
Renten- und Vcrsorgungspolitik nicht gutheiHen. Wir können nicht einer 
Herabsetzung des Ansehens der Institution dc>r legalen Ehe in der Schuud-
presse, Film und anderen üblen Erscheinungen draußen, die die öffentliche 
Meinung becinflusscin, wirksam entgcgentretcHi, wenn wir noch länger 
dulden, daß in der Konstruktion unseres Renten- und Versorgungswesens 
Ciefdhren liegen, die illegale Verhältnisse fördern (Beifall) und damit auf 
dcim Umwege der von uns gewünschten in dei öffentlichem Meinung ver­
ankerten Institution der Ehe mehr schaden als die anderen Dinge, die wir 
vielleicht bekämpfen könncm durch ein Gesetz gegen Schmutz und Sdiund. 
(Beifall.) 

Zur Frage der Erziehung: Gewiß hat der Staat kein Recht auf ein Monopol 
in Sdiulfragen. Ich habe auch eben begrüßt, daß man für die Privatschulc 
eintritt und die Freiheit dieser Schule dadurch gesichert wissen will, daß 
man Zusdiüssc gesetzlich verankert und in glcidiem Maße fordert, wit; das 
für die öffentlichen Schulen nötig ist. Wir haben aber gar keine Ilandhalic, 
mit diesem Antrag uns durchzusetzen, wenn wir nicht zunächst die Cirund-
'voraussetzung schaffen, alle diese Dinge, dem Religionsunterricht in der 
Sdiule, die B(<konntnisschuIe, private Schule usw., festzulegen. Das ist dodi 
allc>s im E l t e r n r e c h t verankert. Wir wollen doch, daß von hier aus 
diese ganzen Dinge ihren Ausgang nehmen. 

Das E l t e r n r e c h t ist in vielen Verfassungen vorankcirt, auch im 
C i r u n d g c s e t z . Aber ohne ein Ausffihrungsgcsctz in dun Ländern 
kommen wir nicht durch. Ich komme aus H e s s e n . Hier wird die private 
Sdiule im Augenblick auf kaltem Wege über die Ablehnung von Zuschüssen 
und über die Weigerung eines Parlamentes, Zuschüsse im Gesetz zu vei-
aukern, erledigt. Wir sind die einzige Partei, deren Anliegen und Aufgabe 
CS in erster Unie. ist, kulturpolitische Konzeptionen zu entwickeln. Wir 
müssen, wenn wir schon nicht in der Lage sind, ein Bundesgeset/, übctr die 
Verwirklichung des Elternrechts durchzusetzen, Modcllgcsetze in einer Aus-
sdiußarbeit entwickeln, die in den Ländern auf Initiative der CDU vor­
getragen werden müssen. (Beifall.) 

Die beiden Dinge möchte ich hier zum Anttag erheben hinsichtlich des 
Schulaufbaues. Wir können nicht in einzelnen Ländern Reformen des Schul-
aufbducs vornehmen und damit die Kinder, deren Eltern den Wohnsitz 
wechseln, in Gefahr bringen, nun nicht mehr den Anschluß im anderen 
Lande zu finden. (Beifall.) Diese Arbeit, so wie ich sie mir denke im 
Rahmen unserer Partei, soll die Koordinienmg aller Bestrebungen in un­
seren einzelnen Ländern darstellen. Wir sind dann diejenigen, die mit 
einem festen Kcmzept in beiden Fragen vorangehen und in den Landern, 
wo wir unsere Partei vertreten, die Initiative ergreifen. 

Es ist das R e i c h s j u g e n d w o h l f a h r t s g e s e t z erwähnt worden. 
Wir warten schon lange auf die Verabschiedung der Reform des Bundes­
jugendgesetzes, der Ablösung des früheren Rcidisjugendwohlfahrtsgesctzes. 
Es hat sich neben der Fürsorge die Notwendigkeit einer gesunden Jugend­
pflege entwickelt. Wir warten in der Jugendpflege auf eine bindende Ver-
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pfliditung zu einer fest umTisscnen Ausbildung des Jugcndpflegers. So­
lange das nidil vorliegt, solange wir nidit wissen, wie die Zusammensetzung 
der Jugendaussdiüsse nach der neuen Gesetzesvorlage sein wird, geht die 
Entwicklung ihren Weg weiter. Gerade die Jugendpflege, ein neues und 
empfindlidies Gebiet, könnte, wenn eine Bestimmung über die Ausbildung 
des Jugendpflegcrs fehlt, zu einer D o m ä n e p a r t e i p o l i t i s c h e r 
F u n k t i o n ä r e werden in den Ländern, wo die Gefahr dazu besteht. 
Binden wir die Dinge in eine feste Form, dann gereichen sie uns zum 
Segen. Lassen wir aber den Dingen freien Lauf, wie sie durdi die Lücke 
im Gesetz augenblicklich besteht, dann glaube icb, gehen wir Zuständen 
entgegen, die wir naditräglicii durch ein Gesetz nicht mehr ändern können. 

Zum Schluß mödite ich sagen: Der Ruf nach der Ililfe des Staates ist gut 
und richtig. Aber besinnen wir uns, gerade aus unserer cfaristlidien Grund­
haltung heraus, darauf, daß wir m i t e i g e n e n K r ä f t e n unseren Weg 
gehen müssen und soviel wie möglich aus uns heraus tun müssen und 
nicht dadurch, daß wir uns in Fürsorge, Jugendpflege und all diesen Dingen 
allzusehr an den Staat anlehnen. Vergeben wir nicht die so wertvolle 
Freiheit auf dem Gebiete von Erziehung und Schule. (Lebhafter Beifall.) 

Frau Dr. Gröwel, Hamburg, M.d.B.: 
Frau Pietz hat eben am Ende gesagt, wir sollen uns das Recht der Freiheit 

im Schulwesen nicht nehmen lassen. Ich bin Hamburgerin und lange im 
Hamburger Schulwesen tätig gewesen. Wir sind in einer Stadt, wo frischer 
Wind weht. Ich kann Ihnen nur sagen: bewußt haben wir in diesen Tagen 
den frischen Wind etwas abgestellt und für Sie den Sonnenschein reserviert. 
(Beifall.) Aber es ist gut, einmal etwas von dem frischen Wind hier im 
Norden und von der i n t e r e s s a n t e n S c h u l p o l i t i k h i e r i n H a m ­
b u r g zu erfahren. Wir sind ein Land, das sozialistisch regiert wird und 
eine sozialistische Schulpolitik hier in der Schulbehörde betreibt. Aber 
trotzdem haben wir hier in dem demokratischen Hamburg die Freiheit 
eigentlich uns immer und immer wieder erobert. Wir haben sie uns in dem 
Augenblick erobert, als wir 1945 nach der Zerstörung alles Schullebens hier 
in Hamburg uns sofort wieder gemeldet haben und unsere katholischen 
Volksschulen in Hamburg, neun bis zwölf sind es, glaube ich, wieder ein­
richten konnten. (Beifall.) 

Diese katholischen Volksschulen gehören der katholischen Gemeinde. In 
jeder Haushaltsdebatte wird der Z u s c h u ß n e u e r k ä m p f t und er ist 
bis jetzt Gott sei Dank jedes Mal für die Schulen neu bewilligt worden. 
Lehrmittel und Lehrkräfte werden von der Hamburgischen Schulbehörde 
bezahlt. 

Wir haben auf der anderen Seite den beklagenswerten Zustand in 
Hamburg — aus Ihrem Mißfallen habe ich das vorhin schon erfahren, 
welche Auffassung Sie haben über die sogenaimte sehr p r o b l e m a t i ­
s c h e 6 j ä h r i g e G r u n d s c h u l e . Wir haben sie hier seit einigen 
Jahren. Schleswig-Holstein hat sie nach dem Regierungswechsel wieder 
abgeschafft. Ein schwieriges Problem ist dann nadi 6 Jahren das System 
und die Methode des A u s l e s e v e r f a h r e n s . Ich sage Ihnen diese 
Dinge nicht deshalb, um Ihnen einen Vortrag zu halten über die Entwick­
lung des hamburgischen Schullebens, sondern um Ihnen zu sagen, welches 
Recht die Eltern sich, wenn sie tapfer und mutig sind, in jedem Augenblick, 
jeder Stadt und jeder Regierung erkämpfen können. Wir haben hier in 
Hamburg in diesen Tagen einen P r o z e ß abgeschlossen, den ein Vater 
angestrengt hatte, dessen Junge bei dem Ausleseverfahren von dem 
Prüfer dafür bestimmt war, nicht in die wissenschaftliche Oberschule gehen 
zu dürfen, sondern nur in die technische. Der Vater hat die Schulbdfiörde 
verklagt. Die Schulbehörde hat den Prozeß mit Auferlegung der Kosten­
bezahlung verloren. Der Vater hat seinen Einspruch motiviert mit dem 
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Ansprudi auf den Artikel im Grundgesetz, ddB den Bitern das Recht zu­
steh', die Schulart zu bestimmen, die das Kind besuchen soll. (BciidU.) 

ha wird natürlicfa Berufung eingelegt beim Vcrwaltungsgeridit. Das würde 
man sonst audi gerade von der Hamburger Sdiulbehörde mit Bcfrumduii 
entgegennehmen, wenn sie ohne Widerspruch das Urteil annehmen würde. 

Wir haben vorhin in dem Referat von Frau Practorius gehört, wir 
brdudien die kluge Hausfrau in der Politik. Wir braudicn aber auch die 
klugen und tapferen Väter, die sich das Elteinrecht in jedcun Auguublick 
und in jedem Land erkämpfen. (Lebhafter Beifall.) 

Schirmsdiar: 
Darf ich in Ergänzung der Ansage mich weiter als einen Sprecher der 

Jungen Union bezeichnen. Ich lue es deshalb, weil ich sehr glüdelidi dar­
über bin, dafi meine Kreispartei, obwohl sie nur einen Vertreter hatte, 
den der Jungen Union, hierher geschickt hat. Idi tue das auch mit Blick­
richtung auf meine jungen Freunde rechts und links auf den Tribünen, 
weil ich Ihnen damit den Mut machen will, daß sie eines Tages ebenfalls 
den Sprung von da oben nach unten tun wetden. Ich will nicht mifiver-
standen werden: sie dürfen dafür die Treppe benutzen. 

Nur der Redner kommt in das Wagnis, miO\ erstanden zu werden, vor 
allen Dingen dann, wenn er in eigener Sache spricht oder weim er sich 
darüber beklagt, daß ihm nicht die gebührende Aufmerksamkeit geschenkt 
wird, 

Idi darf aber trutzdem — vielleicht finde ich dabei Zustinuuung - -, mein 
Bedauern darüber aussprechen, daß die Bänke rechts und links in diesem 
Augenblick leer sind (Beifall) und auch während des Ablaufes der Plenar­
sitzung nicht immur besetzt waren. 

Ich wollte etwas zum Thema der Erziehung sagen und zwar insoweit, als 
es sich um den E r z i e h e r selbst handelt. Es ist heute morgen in den 
Referaten die Forderung ergangen, sich der Jugend mit besonderer Wärme 
und Aufmerksamkeit anzunehmen. Dad idd sagen, daß meine Bitte dahin 
geht, sich auch des Erziehers mit besonderer Warme und Aufmerksamkeit 
anzunehmen. (Beifall.) 

Ich gehöre zu den jungen Erziehern, die nadi dem Kriege unmittel­
bar in che Ausbildung hmeingegangen sind und dann in sogenaimtcn 
Sondernotlehrgängcn das Wissen venniltelt bekamen, mit dem sie nun auf 
die Jugend, darf ich sagen, losgelassen wurden. Ich habe nach AbschluB 
meiner Ausbildung meinem Akadanledlrektor mit Bedauern gesagt, daß 
ich das Gefühl hatte, man habe mir den Becher dur Wissenschaft an den 
M liici gesetzt und in dem Augenblick, wo ich beginnen wollte zu trinken, 
habe nian mir ihn wieder weggenommen. 

Ich sage das, um darauf aufmerksam zu machen, daß wir jungen Erzieher, 
die Vklr unmittelbar nach dem Kriege In den Dienst hincüngekommen sind, 
eine r e c h t u n v o l l s t ä n d i g e A u s b i l d u n g haben und daß wir 
alles, was wir als Rüstzeug für unseren B=ruf brauchen, uns jetzt noch 
nachträglich aneignen müssen, oder wir lijeiben in unserem Handwerk 
Stümi C!r und Leute, die es nur mit halber Kraft tmi können. Ich sage es 
deshülb, weil Sic nach den vorangegangenen Ausführungen des Herrn Dr. 
Hofiiiann und Frau Dr. Gröwel den Eindruck gewhuien konnten, daß in 
unseii.r Bundesrepublik die schulischen Dinge doch noch sehr durchein-
andcilaufen. Wenn der Herr Dr. Hofmann gesagt hat, es habe sich im 
Laufe der Zeit einiges getan in der Ausrichtung und K o o r d i n i e r u n g , 
so scheint mir das von meinem Gesichtspunkt aus als Erzieher durchaus z u 
w e n i g zu sein. Ich bedauere, ciaß auch meine Frau Kultusminister in 
diesem Augenblick nicht hier ist. Sonst würde ich an sie die hcisliche Bitte 
richten, gerade nut dem Gebiet der Koordinierung des Erziehungswesens 
nodi mehr zu tun, als es bisher schon geschehen ist. 
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Bundeswirtscliafiaminister l'rof. Dr. Ludwig Erhard am Rednerpult 

Bundeaarbeitaminiater Aiilon Storch spricht in der Großkundgebung 
zur Hamburger Bevölkerung 



Ausstellungsstarni in der ff^andelhalle des Curio-Hauset 

Teilamicht der Drudaachenabteilung im Parteitagsgebüude 



Es fällt das vielleidit in das Gebiet des Föderalismus hinein. Aber die 
Tatsache besteht, daß in einem Land ein Lehrer auf dem Seminar, in dem 
anderen auf der Akademie seine Ausbildung erfahren hat und in einem 
dritten Land Hodisdiulausbildung hinter sida. hat oder gar Univcrsitäls-
ausbildung. Idi weiB nicht, wohin das im Grunde genommen führen soll. 
Ich bin der Meinung, ganz gleichgültig, welche Form die Länder für die 
Ausbildung ihrer Erzieher wählen, sie sollen versuchen, eine Ausbildung 
so gründlich und gut wie möglidi zu gewährleisten. (Beifall.) 

Je besser wir den Volkssdiullehrer ausbilden, um so bessere Möglich­
keiten stehen dem Land zur Verfügung für sein schulisdies Wirken. Ich 
habe nicht die Absicht, in irgendeiner Form als Inleressenvertreter der 
Lehrerschaft in bezug auf die Besoldungsreform aufzutreten. Wenn ein 
Lehrer dieses Wort für sich immer wieder in den Mund nähme, dann wäre 
er ein schlechter Erzieher. Bei unserer Erziehung gehen wir in erster Linie 
davon aus, daB wir die Kinder, mit denen wir zu tun haben, lieben und in 
zweiter Linie dann auch noch dafür sorgen müssen, daß wir uns im Leben 
recht und schlecht durchsetzen. Wenn die E l t e r n das Gefühl haben, daß 
wir für ihre Kinder genügend tun, sollten sie auch hingehen und die 
Forderung erheben, daß die Erzi^er ihrer Kinder auch besser bezahlt 
werden. Ich wollte nur sagen, daß unsere Lehrerverbände sich hier etwas 
Reserve auferlegen sollten, damit sie nicht mißverstanden werden als 
Erzieher. 

Ein Letztes. Der Erzieher, der hier angesprochen wird, der seine Auf-
gê be an der Jugend zu erfüllen hat, vor allen Dingen an den Jugendlichen, 
die aus der Schule entlassen worden sind, ist dodi im Grunde genommen 
auch immer derjenige, der auch mit besonderer Hingabe in seiner schuli­
schen Arbeit steht. An ihn treten die verschiedensten Organisationen heran 
und bitten ihn um seine Mitarbeit. Damit dehnt sich wieder einmal das 
Gebiet der Erziehung weit über den Rahmen dessen hinaus, in dem der 
Erzieher einmal ausgebildet worden ist. 

Wenn also unsere jungen Lehrer über den Rahmen der Jugendarbeit 
hinaus eingesetzt werden sollen und an den jungen Menschen wirken 
sollen, die die Schule verlassen haben oder gar als Flüchtlinge von 
irgendwoher kommen oder als Arbeitsuchende vor den Arbeitsämtern stehen, 
dann würde ich vorschlagen, dem Lehrer auch dort noch Bildungsmöglich­
keiten zu geben. Das kann in Form von Lehrgängen geschehen, aber auch 
in Form von anderen Materialien, z. B. Broschüren. 

Der Lehrer von heute wird immer wieder vor die Forderung gestellt, 
die Jugend im s t a a t s p o l i t i s c h e n S i n n e zu erziehen. Ich habe oft 
den Eindruck, daß meine Kolleginnen und Kollegen manchmal selber noch 
nicht genügend staatspolitisches Gefühl haben, um diese Aufgabe zu er­
füllen. (Beifall.) Ich habe ihnen das selber schon in meiner Praxis häufig 
genug gesagt. Was ist aber hier für die CDU zu tun? Wir haben mit der 
CDU den Kiampf um die konfessionelle Schule geführt, darüber hinaus den 
Kampf um die konfessionelle Lehrerbildung. Wir sollten auch im politischen 
Raum sehen, daß wir diesen jungen Lehrer oder Lehrerin für u n s e r e 
P a r t e i a r b e i t g e w i n n e n . Wenn uns das gelingt, dann werden wir 
sie durch die Arbeit in der Partei und durch die Begeisterung für unsere 
politische Sache auch dann zu Erziehern machen, die in der Lage sind, die 
Jugend selbst für staatspolitische Dinge zu begeistern. (Beifall.) 

Frau PrSsldentln Dr. GrOwel: 

Ich glaube, daß alle Väter, Mütter und Erzieher für diese Ausführungen 
dankbar sind. Die Zentrale für Heimatdienst in Bonn, die wir gegründet 
haben, hat in der Schulung der Lehrer in staatspolitischer Hinsicht außer­
ordentlich viel Gutes getan und tut es auch weiter. 
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Idi darf jetzt das Wort erteilen: 
Josef Sidt, M.d.L., Shelnland: 

Sie werden vielleicht erstaunt sein, d&B Jetzt hier am laufenden Bande 
Junge Mensdien spredien. Es siebt so aus, dafi, wo der Vorstand tagt, hier 
die Jugend regiert. Das ist aber nldit deshalb, weil der Vorstand tagt. Uio 
Tage in Hamburg haben gezeigt, daß unsere Partei keine Partei der Greise 
ist, sondern hier d e r J u g e n d d a s T o r w o i t g e ö f f n e t wurde. 

Zu den Ausführungen unseres Freundes Kemmer wäre sehr viel hinzu­
zufügen. Lassen Sie midi das aber auf einen einzigen Satz besduänkon: 
Wir wollen n i e m a l s w i e d e r e i n e S t a a t s j u g e n d h a b e n , 
a b e r e i n t r e t e n für e i n e s t a a t s b e w u ß t e J u g e n d . (Beifall.) 

Idi will mich hier besdiränken auf die I n s t r u m e n t e d e r ö f f e n t ­
l i c h e n M e i n u n g s b i l d u n g : Presse, Funk und Film, die im Leben 
der Jugend eine bedeutsame Rolle spielen. Sie können aufbauen oder zer­
setzen, Werkzeuge der Liebe und der Wahrheitsbildung sein. Was sind 
sie im heutigen Deutschland, in imserem Deutschland der Meinungsfreiheit? 
Erfüllen sie die Erwartung, die wir an sie stellen? Erfüllen sie die Erwar­
tungen in publizistischer Sorgfalt und Gewisseidiaftigkeit, Toleranz und 
Ubjüktivität, in wahrheitsgetreuer Unterrichtung mit Wort und Bild, in mora­
lischer Verantwortung? Ein großer Teil der Presse sieht diese Aufgaben 
und beachtet sie. Ein anderer Teil tut das Gegenteil, ob böse Absicht, 
politische Unbeldirbarkeit, Gewinnsucht oder Spekulation hier die Feder 
führen, lasse ich dahingestellt Muichmal hat man den Eindruck, daß alle 
diese Gründe sich vereinen, um die im Grundgesetz verbürgte Freiheit 
schamlos zu mißbrauchen. Auch der freiesto Staat kann sich eine solche 
Großzügigkeit auf die Dauer nicht leisten. Das kommende P r e s s e ­
g e s e t z muß die anständige Presse schützen und die rücksichtslosen Ge-
sdidftemachcir in ihre Sdiranken zurückweisen. Um so dankbarer sind wir 
den Verlegern und Journalisten — aller Richtungen, das möchte ich hier 
betonen —, die den Grundsatz einer sauberen Presse, selbst unter Opfern, 
aufrechterhalten und ihm dienen. 

Das gilt auch für den R u n d f u n k . Sicherlich vermittelt er großartige 
Erlebnisse. Doch so manches Wort, mancher Scherz, den man im kleinen 
Kreise vielleicht noch gelten lassen kann, atmet, weim er an eine Hörer­
schaft von Millionen ausgestrahlt wird, nicht den Geist der Freiheit, Wahr­
heit und des Anstandes. Wir sollten allerdings auch dankbar anerkennen, 
daß die Rundfunkanstalten ausgezeichnete Beiträge zur staatsbürgerlichen 
Bildung und Erziehung leisten. Damit keine Uiuclarheit bestcdit: Idi für 
meine Person - - ich glaube, daß ich mich mit den meisten meiner Freunde 
darin einig weiß - - lehne ebenso einen Parteifunk wie einen Staatsfunk ab. 
Das ist aber nur möglich, wenn der Rundfunk ebenso dem Staate und der 
staatlichen Gemeinschaft diont, wie es Jeder Staatsbürger als seine Pflicht 
und als sein Uuctat üben soll, die Parteien dagegen zur Sprache kommen 
nadi Gebühr und Gewicht. 

Ein Wort zum F i l m . Kann man davon sprechen, daß das durchschuiit-
licfae Programm imserer Filmtheater zur Erziehung unserer Jugend bei­
trägt? Ich höre schon die Antwort: der Film soll unterhalten und er soll 
ja gar nicht mehr tun. Selbst wenn wir mit diesem Einwand einverstanden 
sind, gibt die gegenwärtige Lage zu denken Anlaß. Am bedenklichsten ist 
aber das Niveau der augenblicklichen deutschen Filmproduktion. Ich wage 
hier zu behaupten: schlechten: könnte sogar eine staatliche Filmproduktion 
nicht sein. Es ist ja aber gar keine staatliche Filmproduktion, wie viel­
leicht mancher auf der gegnerischen Seite in falschem Bezug auf die Film­
bürgschaften meinen köiuite. Da wir eine staatliche Produktion ablehnen, 
richten wir hier ebenso einen herzlichen wie dringenden Appell an die 
Bundestagsfraktion und die Bundesregierung, alle guten Ansätze zu för-
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dem. Scheitert etwa der deutsche Film daran, daB es keinen Stoff gibt? 
NeinI Den bietet sogar die Gegenwart mit reidilicher Anregung. Fehlen 
etwa die Mittel? Sicherlich zum Teil. Aber das Ergebnis der Bundes- und 
Länderbürgschaften läßt dodi eigentlich die staatlidie Hilfe, die bisher 
gewährt worden ist, fragwürdig erscheinen. Vielleidit — das mödite ich 
hier einmal ganz offen sagen — tragen Geltungsdrang, Egoismus, Mangel 
an Phantasie und Mut ein gewichtiges Teil dieser Schuld. 

Wie dem auch sein; Der Film läBt sich nicht aus unserem Kulturleben 
fortdenken. Aufgabe unserer Kulturpolitik muB es daher seih, die Ursache 
der gegenwärtigen Situation zu erfahren, um den Weg für ein dcutsdics 
Filmschaffen zu ebnen, das nicht nur die Achtung unseres gesamten Volkes 
verdient, sondern auch mit Erfolg draußen In der Welt im deutschen Namen 
angeboten werden kann. (Beifall.) 
Frau Präsidentin Dr. GrSwel: 

Ich glaube, daß es sehr wichtig wäre, wenn wir auf einer der nächsten 
Arbeitstagungen einmal das Thema des Films behandln würden. Die Fra­
gen, die eben angeschnitten wurden, sind so schwerwiegend, daß wir sie 
in cler Form einer Diskussionsrede von fünf Minuten nicht einmal summa­
risch nennen können. 

Kochmann, Hannover: 
Ich möchte ein Wort zur Jugendpflege sagen. Zunächst aber einige Vor­

bemerkungen. Ich möchte meiner Freude darüber Ausdrudk geben, daß es 
heute nachmittag hier zu einer wirklich echten Diskussion gekommen ist. 
(Beifall.) Dafi diese Diskussion leider vor nicht vollbesetztem Ilause statt­
findet, ist bedauerlich. Wir wollen uns darüber klar sein, daß unsere 
Freunde im Lande von ims erwarten, daß wir über diese Fragen uns wirk­
lich auseinandersetzen. Gerade in der lebendigen Auseinandersetzung 
drückt sich der Geist einer Partei aus. 

Ich darf weiter meiner besonderen Freude Ausdruck- geben, daß gerade 
hier in dieser Diskussion unsere J u g e n d so lebendig sich gezeigt und 
einen sehr lebhaften Anteil an diesen Ausführungen geleistet hat. Das 
beweist auch die Zusammensetzung der Delegationen. Im Lande ist sehr 
häufig die Anschauung verbreitet, die heutigen Parteien seien letzten 
Endes nur noch Konsortien von Menschen, die am Rdnde des Grciscn-
alters ständen. Ich muß feststellen, daß das auf unsere Partei jedenfalls 
nicht zutrifft. Das ist eine der erfreulichsten Erscheinungen, die ich hier in 
Hamburg erlebt habe und die ich mit hinausnehme. Unter dieser Voraus­
setzung ist es mir um die Zukunft unserer ganzen Bewegung nicht bange. 
(Beifall.) 

Wenn es uns gelingt, die breiten Schichten unserer ringenden Jugend 
auf unsere Seite zu bekommen und sie für uns zu interessieren, dann haben 
wir damit den Grundstein gelegt für eine wirklich tragbare politische Ent­
wicklung in unserem Volke. 

Nun ein Wort zur J u g e n d p f l e g e . Hier möchte ich an einem ganz 
besonderen Punkt anknüpfen, der im Hauptreferat am Schluß gestreift 
wurde. Da hieß es: die Juigendpflege muß auf der G e m c i n d c c b c n e 
ihren Haupttraggrund finden. Ich möchte diesen Gedanken ganz besonders 
unterstreidien. Es helfen uns keine Bundesjugendplänc, seien sie noch so 
schön ausgestattet. Es helfen uns audi keine großen Bundesjugendetats mit 
noch so vielen Zahlen, wenn sich alle diese Dinge nicht umsctzon in 
lebendige motorische Kraft, die aber nur zur Entfaltung kommen kann auf 
der Ebene der Gemeinschaft, in der die Menschen miteinander leben. Das 
ist die Gemeinde. Ich möchte deshalb sagen — hier wende ich mich beson­
ders an die Freunde, die im kommunalen Leben tätig sind —: Es darf heute 
in Deutschland keine kommunalpolitische Gemeinschaft mehr geben, in der 
diese Jugendpflege nicht zu einem ständigen Gegenstand der Sorge und 
der Beratung wird. 
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Idi komme aus einem ganz k l e i n e n I d n d l i c h c n K r e i s e . Idi 
darf Ihnen sagen, daß es uns durcb die Initiative von wenigen Menschen 
im Laufe der Jahre gelungen ist, den Jugendpilegeetat zu einem wcsent-
lidien Teilstück des gesamten Kreisetats auszubauen. (Beifall.) Das drückte 
sidi nicht allein in Zahlen aus. Ich bin der Meinung, daß Zahlen nur dort 
einen Wert haben, wenn man mit ihnen wirklidi als Kapital arbeitet. lis 
ist eine Freude, wenn man auf diese Weise cilebt, wie die Jugend plötz-
lidi aufwacht und Interesse bekommt und sagt: die Menschen dort drüben 
in den Parteien, die wir bisher gar nidit gekannt haben, kümmern sich 
doch um uns. Wer mit der Jugend zu tun hat, muß sie unter allen Um­
ständen e r n s t n e h m e n , und zwar so, daß er sidii mit ihr in lebendige 
Aussprache einläßt und sie dünn nadi JCräftcn unterstützt. 

Noch ein Wort zum K u n d f u n k . Idi möchte eine Seite des Rundiunk-
programms hier einmal hervorhoben, die ausgezeidmet ist und wofür ich 
dem Rundfunk jeden Tag herzlich dankbar bin, das ist nämlich der 
S c h u l f u n k . (BeifdU.) Uieser Schulfunk interessiert mich am ganzen 
Tagesprogramm am meisten. Dort wird wirklidi etwas geboten, was gut 
ist und was unmittelbar der Jugendentwicklung dient. Ich möchte an alle 
Eltern die Aulforderuug richten, diejenigen Kinder, die zu Hause sitzen bei 
ihren Schularbeiten — das tun sie meistens, indem sie den Rundfunk neben 
sich haben — -, darauf hinzuweisen, daß sie jedesmal die Rundfunksendun­
gen morgens um 9 Uhr und nachmittags um 14 Uhr einstellen. Sie haben 
dadurch einen bleibenden Gewinn. Die Eltern wissen dann, daß die 
Schüler beschäftigt sind mit einer Unterhaltung, die etwas für ihre Zukunft 
bringt. (Beifall.) 

Vorsitzende Frau Dr. GrOwel: 

Ich glaube, wir sind alle herzlidi froh darüber, daß heute nachmittag 
eine wirklidi echte Diskussion stattfindet. 

Nunmehr darf ich bitten, das Wort zu nehmen. 

Fraulein Ursula Wilke, Junge Union: 
Auch ich spreche für die Junge Union Deutschlands. Ich beziehe midi 

direkt auf das Referat von Herrn Kemmer, vor allem auf die Ausführungen 
zur Jugendgumciiischaftshilfc. Alles das, was im Zusammenhang mit dem 
J u g e n d g e m c i n s c h a t t s d i e n s t gesagt wurde, wird von uns 
durchaus b e j a h t . Etwas haben wir aber in der Darstellung vermißt. Das, 
ist, daß wir nicht nur darauf Wert legen sollen, daß unsere Jungen und 
Mädel, die in den Jugendgemeinschaftswerken stehen und dort leben 
müssen, eine Berufsausbildung bekommen und daß für ihre leibliche Not­
durft gesorgt wird. Wir müssen auch darauf sehen — in erster Linie als 
Junge Union Deutschlands —, daß in den Jugendgemeinscfaaftsdic>nsten 
eine weltanschauliche Schulung und geistige Heimat geboten werden kann. 
Das kann in erstur Linie dadurch geschehen, daß wir — wie hier schon 
sehr oft angesdmitten wurde — auf die Erzieher und die Jugendleiter, die 
in den Jugendgemcinscfaaftsdiensten verantwortlich arbeiten, den aller­
größten Wert legen. 

Es ist weiter gesagt worden, daß die Jugend in die Verantwortung hin-
cinwädisl und daß sie durchaus nidit allem so ablehnend und skeptisch 
gegenübersteht, wie es gemeinhin angenommen wird. Ich kann Ihnen 
saijon, daß das Wort, das Herr Kemmer geprägt hat von der Verant­
wortung dnr Jugend für diesen Staat, für alle Jugendlichen durchaus zu 
bejahen ist. Nur tünos ist dabei zu beachten. Man muß dieser Jugend die 
Möglichkeit guben, an dieser Verantwortung aktiv teilzunehmen. Man 
muß ihr auch Vertraunn entgegenbringen, daß sie eine große Aufgabe 
mc>istnrn kann. Es wird Ihnen allen in Ihrem langen Leben vorgekommen 
sein, daß sie; an einer Aufgabe, die Ihnen gestellt worden ist, wachsen 
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könuRn und gowadi8c<n sind. Nur dann, wonn man es mit dieser Jugend 
wirklich vcrsudit, kann man mit ihr etwas leisten. 

Es wurden hier viele Forderungen für die Jugend aufgestnllt. Tdi glaube, 
nls junger Mensdi sagen zu können, daß diese Jugend auch bereit sein muB, 
für dieBundesrcpublik und für den Aufbau ihres Staates, in dem sie snSter 
leben wird und muB, Opfer zu bringen. Ich bin davon überzeugt, daB die 
deutsche Jugend gewillt ist, dieses Opfer zu bringen, das ihr ermög-
lidicn soll, ein geeintes freies Deutschland zu schaffen, um dann In einem 
größeren Vaterland, Europa, zu leben. (Beifall.) 
Frau Präsidentin Dr. GrOwel: 

Die Wortmeldungen zu den Themen des heutigen Nachmittags sind ab­
geschlossen. Wir können in der Diskussion fortfahren und die Wort­
meldungen, die zu den beiden Referaten von heute morgen übrig geblieben 
sind, jetzt vornehmen. 

Ich darf TTprm Brauke bitten, als Vertreter des Kriegsopferausschusses 
zu uns zu sprechen. 

Herr Brauke; 
Als Vertreter des K r i e g s o p f e r a u s s c h u s s e s habe ich die Auf­

gabe, zu den Problemen, die heute schon von verschiedenen Rednern an­
geschnitten wurden, kurz zu sprechen. Vor allem möchte ich der Bundes-
rogierung, dem Bundestag und insbesondere dem Herrn Biindesarboits-
mlnister Im Namen des Kriegsopferausschusses herzlichen D a n k sagen 
für die in den vergangenen Jahren geleistete Arbeit. Wenn man einen 
nbcrbllcfe erhalt über das, was getan worden ist, dann muß man dafür die 
Anerkennung aussprechen. Vieles wurde getan, vieles ist noch zu tun. 

Wenn' einer als Vertreter der Kriegsopfer spricht, kommt er Immer in 
die unanaonchme I.age, an den Staat Forderungen zu stellen. Man tut rs 
nngem. Das ist aber aus einer Situation- entstanden, die nicht in eigenem 
Verschulden liegt. Trh glaube, wir als die CDtl haben es In der Veroangen-
hnlt bewiesen und betrachten es auch als unsere Aufgabe für die Zukunft, 
den Menschen, die durch das Schicksal des Krieges zoitlcbc^ns zu leiden 
haben, besondere Ttilfe zu gewähren. Wenn soebon über das Problem 
der Familie nnid der .Tugend gesprochen worden ist. dann möchte ich vorab 
sanen, daß wir bei diesen Fragen die Mütter ohne Mann, die Kinder ohne 
Väter nicht vercressen dürfcm. daß wir ganz bcrsonders den vaterlosen Kin­
dern bezüalich der Timendhilfe unsere ganze besondere Aufmerksamkeit zu­
wenden müssen. (Beifall.) 

Seit der Verabschiedung des B u n d e s v e r s o r g u n g s g e s e t z e s , 
das selbst von der Sozialdemokratie seinerzeit anerkannt und dem sie in 
vollem Umfange zustimmte, haben sidi die Verhältnisse geändert. Von 
unserem Freund Albers wurde heute früh klarrrestellt, daB in verschiede­
nen S o z i a l g e s e t z e n diesen veränderten Verhältnissen Rechmina ge­
lragen wurde. Der Bundestaa hat bereits vor Ende des .Jahres 1952 auf 
Initiative der CDU den Verhältnissen durch Gewährung der halben drei-

'zehnten Monatsrenlo Rechnung getragen und dadurch zum Ausdruck ge­
bracht, daß bald ein Änderungsgesetz zum Bundesversoraungsgesetz vor­
gelegt werden soll. Es ist in der Zwischenzeit vcmi Bundesarbeitsministcrium 
ausgearbeitet worden. 

Es ist notwcmdia. daß auch die Kriegsopfer an dem Sozialprodukt ihren 
Anteil erhalten, wie wir aus dem Referat des Freundes Etzel entnehmen 
konnten. Es sind keine unbilligen Forderungen, die die Kriegsopfer hier 
stellen, die aber die CDU mit vollem Recht vertreten kann. Tch möchte 
an dieser Stelle erklären, daß die Sozialdemokratie in der Zelt, wo sie in 
den Ländern diese Fra<Te in ciaener Zuständigkeit regeln konnte, nicht das 
getan hat, was sie heute immer wieder zu versprechen sucht. (Beifall). 
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Wir von der CDU sehen nidit die Parteitaktik, wir sehen die Mensdien. 
Deshalb sind die dringenden Wünsdie, die die Kriegsopfer erfüllt sehen 
möchten, daB eine gesunde Relation an das veränderte Lohn- und Preis­
gefüge gefunden wird und daS eine Berentung der Kriegerwitwen und 
Waisen erfolgt, die sldi den beamtcnrcditlidien Bestimmungen angleicht. 

Idi darf nochmals /urüdckommcn auf die J u g e n d . Hier dürfctn wir den 
Standpunkt vertreten, daß es Aufgabe der Allgemeinheit ist und sein mufi, 
daß durch die Gewährung der E r z i c h u n g s b e i h i l f e n den Kindern 
und Waisen di>r Vater ersetzt und ihnen die Berufsausbildung ermöglicht 
wird, diu sie vomrhmon würden, wenn der Vater noch am Lebcm wäro oder 
der Vater nicht schworbesdiädigt wäre. Das betrachten wir als eine be-
sondc>re Aufgab». Die Kinder SdiwertKischädigtcr werden in ihrem spateren 
Leben bestimmt durch die Eindrücke, die sie aus der Jugend von der 
Allgemeinheit mitbekommen. 

Abschließend möchte ich ganz besonders di« Bitte an die Bundospartei 
richten, hier den Krtcgsopferausschuß nach Möglichkeit, wie es in der 
Vergangenheit in dankenswerter Weise geschehen ist, auch in Zukunft 
einzuschalten, lic kennt seine große Verantwortung. Er kennt auch die Gren­
zen des Möglichen, ist sich aber auch bewußt, daß den Menschen, die uns an­
vertraut sind, Hilfe gewährt werden muß. 

Wir haben auch die Aufgabe, die Verwaltung so zu gestalten, wie es 
erforderlich ist, angemessen der Viermillioncnzahl der Kriegsopfer. Ich 
glaube, wir müssen gerade auf diesem Gebiet darauf achtem, daß nicht 
einmal eine Einmündung folgt in das Streben der SoziaHsten, einen Einheits­
stock zu schaffen. Um das zu verhindern, wäre es am zwcdkmäßigstaii und 
geeignetsten, wenn im Bundesarbeitsministerium eine eigenständige Ver­
waltung für Kriegsopferversorgung geschaffen würde. 

Abschließimd darf ich erklären, daß auch wir das, was unser Freund 
Albers heute sagte, beherzigen, daß die GewcrkiJchaften und Organisaticmen 
nicht zu parteipolitischen Zwecken mißbraucht werden dürfen, audi nicht 
die Aufgaben der politischen Opposition erfüllen sollen. (BeifalL) 
Fran PrBsldentin Dr. GrBwel: 

Es hat das Wort Herr Strutzer, Westfalen. 
(Zuruf zur Geschäftsordnung: Mit Rücksicht auf die vorgcsciirittcne Zeit 
und auf die Leere des Hauses beantrage ich Schluß der Debatte.) 

Das Wort hat 
Dr. Heyn: 

Wir haben vorhin von Frau Dr. Gröwcl so glänzende Worte über die 
Notwendigkeit einer Debatte gehört. Die Zeit, die wir festgelegt haben, 
wird eingehalten werden. Ich bitte also die Diskussion bis dahin weiter­
zuführen. 
Frau FrOsIdentin Dr. GrOwel: 

schloß mit Zustimmung der Versammlung, gegen Einspruch von 4 Dele­
gierten die Diskussion um 18.40 Uhr und dankte nochmals allen herzlich für 
d i e M i t a r b e i t . 
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öffentliche Kundgehung 
in der Ernst-Merck-Halle 

BlnleltutiffswoTle: 
Auf allen Anmarschwegen zur Mcrdchalle sah man sdion Im StraBenbild 

Hamburgs am Abend des 21. April dichte Menschengruppen nach der glei­
chen Riditung ziehen. Mit ü b e r 7 0 0 0 M e n s c h e n war der riesige Bau 
schon vor Beginn der Kundgebung bis zum letzten Platz besetzt, als der 
Bundeskanzler unter einem Sturm des Jubels und der Begeisterung den 
gewaltigen Raum betrat. Ein Aufmarsch der Fahnen, getragen von den Ver­
tretern der Jungen Union aus Hamburg und dem benachbarten Schleswig-
Holstein, und Musikdarbietungen trugen zur Verstärkung der erwartungs­
vollen Stimmung bei. An der Ehrentafel hatten zahlreiche Bundesminister 
und führende Männer und Frauen der CDU Platz genommen. 

PrBsIdent Schamberg: 
Landesverbandsvorsitzender Hamburg 

eröffnete um 20.30 Uhr die Kundgebung des Landesverbandes Hamburg 
aus AnlaB des 4. Bundesparteitages der Christlich-Demokratischen Union. 
Er begrüßte alle Besucher, insbesondere die Herren Bundesminister, Mini-
sterprSsidenten, Minister der L&nder, und unter ihnen die Herren Bundes­
wirtschaftsminister Professor Dr. Erhard und Bundesarbeitsminister Storch 
(Beifall.) 

Un.ser besonders herzlicher Grufi jedoch gilt dem Kanzler der Bundes­
republik Deutschland, Dr. K o n r a d A d e n a u e r . (Anhaltender stürmi­
scher Beifall.) 

Sie haben alle im Rundfunk und in der Presse den Besuch des Bundr«-
kanzlers in den Vereinigten Staaten von Nordamerika und in Kanada ver­
folgt. Dieser Besuch war tatsächlich alles andere als eine Vergnügungsreise. 
Er war vielmehr verbunden mit hohen und höchsten Ansprüchen an den 
Menschen und Politiker Adenauer. Er hat mit seiner Fahrt in die Ver­
einigten Staaten d a s d e u t s c h e V o l k w i e d e r in d i e W e l t ­
ö f f e n t l i c h k e i t e i n g e f ü h r t . (Beifall.) 

Sie, Herr Bundeskanzler, haben in einer erstaunlichen Steigerung Ihrer 
bisherigen .Leistungen und in einer mutigen Fortsetzung Ihres bisherigen 
Weges dem deutschen Namen in einflußreichen Gebieten der Erde wic>dcr 
Achtung und Vertrauen verschafft, (Sehr starker Beifall.) Dafür, Herr Bun­
deskanzler, danken wir Ihnen von ganzem Herzen I (Erneuter lebhafter 
Beifall.) 

Wir H a m b u r g e r , insbesondere wir Angehörigen der CDU, die ans 
AnlaB des 4. Bundesparteitages der CDU zusammengekommen sind, wir sind 
glücklich darüber, daß Sie am Ende Ihrer Amerikareise zu uns nach Ham­
burg gekommen sind. Hamburg, Deutschlands Tor der Welt, war dio 
würdige Eingangspforte in der Heimat und der Bundesparteitag der dem-
gemSße Raum für eine solche Heimkehr. In diesem Sinne, Herr Bundes­
kanzler, nochmals vielen Dank und herzlichen WillkommensgruB. (Lebhafter 
Beifall.) 

Der Staatsmann Adenauer ist aber auch ein Mensch mit einem warmen 
Herzen. Das wissen alle diejenigen, die ihn einmal bei der Pflege seiner 
Blumen im Rhöndorfer Garten erlebt haben. Das bestätigen auch alle jene, 
die ihn als Familienvater im Kreise seiner Kinder und seiner 12 Enkelkinder 
kennen. (Beifall.) DaB wir nun heute abend, lieber Herr Bundeskanzler, aus 
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Threr Kinderscfiar Ihre Toditer F r ä u l e i n Dr. L o t t e A d e n a u e r be­
grüßen können, ist uns eine ganz besondere Freude. (Lebhafter Beifall.) 

Fräulein Dr. Adenauer, Ihres Vaters Erfolg in Amerika beruht gan? 
bostimmt auf der Wirkung seiner Persönlidikpit; idi glaube aber, es wird 
ihn und audi Sie, Fräulein Dr. Adenauer, freuen, wenn idi Ihnen sage, daß 
wir alle den Eindrudc haben, daß Sie und Ihr liebenswürdiges Wesen diese 
persdnlidic Wirkung Ihres Vaters unterstrichen haben. (Beifall.) Dafür 
möditc idi Ihnen danken und Sie besonders herzlich in unserem Kreise 
begrüßen. 

Ich erteile nunmehr das Wort 

Bundeswlrtschaftsmlnlster Professor Dr. Erhard: 
Die Christlich-Demokratische Union hat in diesen Tagen nicht nur vor 

don Vertretern der Partei, sondern vor dem ganzen deutschen Volke 
Rechenschaft abgelegt. Es ist selbstverständlich, daß Ich in meiner Funktion 
vor allen Dingen fUf die deutsche Wirtschaftspolitik, für die P o l i t i k d e r 
s o z i a l e n M a r k t w i r t s c h a f t , spreche. Ich glaube, es kann heute 
im deutschen Vaterland kein Zweifel mehr darüber bestehen, daß diese 
unsere Wirtschaftspolitik erfolgreich war. (Starker Beifall.) Sie hat uns 
eine V e r d r e i f a c h u n g des deutschen S o z i a l p r o d u k t s gebracht; 
sie hat den deutschen A u ß e n h a n d e l in Höhe von 1,8 Milliarden Mark 
im Jahre 1948 auf nahezu 17 Milliarden Mark im Jahre 1952 gesteigert; 
sin hat uns erstmalig in diesem Jahre sogar einen TTbersdtuß in unserer 
Handelsbilanz erzielen lassen. 

Wir haben 2,5 M i l l i o n e n n e u e r A r b e i t s p l ä t z e geschaffen; 
wir haben den Lebensstandard und das Realeinkommen aller Schichten 
unseres Volke», insbesondere der deutschen Arbeiterschaft, fortdauernd 
prhöhen und vc<rbc>ssprn können. Wir haben rund l , 5 M i l M o n c n n e u e r 
W o h n u n g e n erstellt. (Lebhafter Beifall.) Wir haben nach einem völligen 
Zusammenbruch tmserer Währung heute wieder eine s t a b i l e d e u t s c h e 
M a r k . Es ist selbstverständlich, daß man mit der Verleumdung der sozia­
len Marktwirtschaft im deutschen Volke keine Lorbeeren mehr ernten 
kann; damit sind keine Geschäfte mehr zu machen; denn die letzten Men­
schen bei uns haben eingesehen, daß wir mindestens auf dem rechten Wege 
sind. (Beifall.) 

Wir werden auch, wenn wir uns seihst treu bleiben, noch die mannig­
fachen Aufgaben, die zu lösen übrig bleiben, erfolgreich anpacken. Es ist 
nicht iminteressant • - Ich glaube, das deutsche Volk muß darüber Bescheid 
wissen - , daß heute die S o z i a l d e m o k r a t i s c h e P a r t e i , nachdem 
sie fünf Jahre lang die Marktwirtschaft mit Hohn, Spott und Haß verfolgt 
hat, nunmehr selber vor das deutsche Volk tritt und ihm eine M a r k t ­
w i r t s c h a f t v o n l i n k s anbietet. Diese Marktwirtschaft mit Linksdrall 
hat mit der sozialen Marktwirtschaft, die wir repräsentieren, nicht das 
mindeste zu tun, - - und ich habe ein Recht darauf, das deutsdic Volk davor 
zu bewahren, daß es auf diese Gaukelei hereinfällt. (Lebhafter Beifall.) 

Wenn dieses Programm, das die Sozialdemokratie jetzt verkündet, ehrlich 
und echt gemeint ist, dann sind alle meine K r i t i k e r , auch ihre pro­
minentesten Vertreter, S c h a r l a t a n e gewesen. Weil ich aber dic^sen 
Vorwurf nicht erheben möchte, bleibt mir nur übrig, zu sagen, daß nach 
meiner festen Überzeugung dieses Programm der Marktwirtschaft von links 
sich eben doch wesentlich von dem unterscheiden muß, was b i s h e r die 
Sozialdemokratie in ihrer wirtschaftspolitischen Haltung und Gesinnung 
bezeugt hat. Diese soziale Marktwirtschaft von links kann natürlich nur 
der sklavische Abklatsch von dem sein, was wir wollen. 

Während sie uns vorwerfen, wir seien Monomanen — wobei in meinen 
Augen die Monomanie nichts anderes ist als die Konsequenz und die Treue 
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zur Tdee und zu uns selbst —, unterscheidet sidi ihre Marktwirtsdiaft 
dadurch, daß sie „so viel freie Wirtsdiaft wie möglich und so viel Plan­
wirtschaft wie nötig* mit sich bringt. Es ist nur die Frage: w e r e n t ­
s c h e i d e t d a s ? — Etwa die Tausende von FunktionSren, die da aus­
gebildet worden sind und dauernd weiter ausgebildet werden von der 
SPD, um dann auf die Menschheit losgelassen zu werden? 

Wenn dem so ist und wenn ich diese Bewertung nach dem beurteile, was 
die Sozialdemokratie bisher als notwendig an Planung erachtet hat, dann 
möchte Idi hier doch einmal einige unverfängliche Zeugen nennen. So 
sagte z. B. Herr A g a r t z bei der Verlängerung des Wirtschaftsnotgesetzes 
bis- Ende 1949, das sei eine Vorspiegelung falscher Tatsachen, ein partei­
politischer Trick; denn es sei selbstverständlich, daB die Z w a n g s w i r t ­
s c h a f t u n d d i e R a t i o n i e r u n g noch viel länger aufrechterhalten 
bleiben müBlen. Herr S c h ö t t l e — auch wieder ein unverdächtiger 
Zeuge — sagte, er würde sich d e r A u f l ö s u n g d e r Z w a n g s w i r t ­
s c h a f t m i t a l l e p M i t t e l n w i d e r s e t z e n , weil die von uns 
vertretene Wirtschaftspolitik den Mangel zu einer permanenten Erschei­
nung mache. 

Tch könnte noch viel mehr dazu sagen. Die Sozialdemokratie woiB 
natürlich sehr wohl, was sie tut, aber wir glauben Ihr einfach nicht! Dieser 
T r i c k , den sie da anwendet, ist in meinen Augen nichts anderes als 
eine wirtschaftspolitische Falschmünzerei. (Starker Beifall.) Die R e g i e 
bei ihr klappt auch verhältnismäßig schlecht; denn auf einer Tagung der 
SPD sagten einige ihrer Vertreter, sie seien für d i e P r e i s b i l d u n g , 
für die Aufhebung der Bewirtschaftung, für die Wiederherstellung der 
Funktion des Marktes, während auf der gleichen Tagung Herr Olleiihauer 
erklärte, die Verteilung des Sozialprodukts ü b e r d e n G e l d b e u t e l — 
d. h. also über die Funktion des Geldes — sei die brutalste Rationierung, 
die es gebe. Aber nun gibt es keinen Ausweg: entweder findet die Ver­
teilung so statt, wie sie in der Marktwirtschaft üblich und notwendig ist, 
nämlich über das Geld, oder sie findet statt über den Bezugsschein und 
über die Bürokratie. — Und das deutsche Volk aus dieser Fron erlöst zu 
haben, darauf sind wir stolz. (Sehr starker Beifall.) 

Es ist übrigens interessant, daß die S o z i a l d e m o k r a t i e heute d e n 
A r b e i t e r n i c h t m e h r s o m i t v o l l e m B e w u ß t s e i n a n ­
s p r i c h t . Sie ist der Meinung: die haben wir sowieso, und jetzt wenden 
wir uns an den M i t t e l s t a n d . — Es sind da und dort einmal Klagen 
und Forderungen an die Regierung laut geworden. Man glaubt daher, liier 
ein bereites Feld vorfinden zu können. Während wir uns bemühen, den 
deutschen Arbeiter aus dem materiellen Proletarierdasein herauszureißen 
und seinen Lebensstandard fortdauernd zu verbessern, versuchen die Sozial­
demokraten, andere Schichten mindestens in proletarisches Denken hinein­
zuziehen. Der materielle Lebensstandard ist heute kein Gradmesser mehr 
für ein proletarisches Dasein. Dafür hat der Erfolg unserer Wirtschaftspolitik 
gesorgt. P r o l e t a r i s c h e s D a s e i n drückt sich heute i n d e m D e n ­
k e n aus, wonach das persönliche Schicksal und die persönliche Würde zu-
aunsten der Einordnung in das Kollektiv aufgegeben werden. Idi bin davon 
überzeugt, daß der d e u t s c h e M i t t e l s t a n d gegen solche .Verlockun­
gen' i m m u n sein wird. Tch bin auch der Auffassung, daß der deutsche 
Mittelstand in seinen breitesten Schiditen unbedingt besser betreut werden 
muß, aber nicht in der Form, daß der Staat imnier neue Hilfen und Unter­
stützungen gewährt, sondern dadurch, daß der Staat daran verhindert wird, 
in immer weitere Bereiche der privaten Lebensführung einzudringen. (Star­
ker Beifall.) 

Seit ungefähr 35 Jahren ist eine g e f ä h r l i c h e E n t w i c k l u n g in 
der Welt im Gange. Die öffentlichen Haushalte haben unter sozialen Vor-
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zeldicn eine fortdaiiorndc Aufblähung immer mit der Begründung crfahrim, 
die öffcntlidicn Aufgaben und die sozialen Vorpfliditungen zwängen dazu. 
- - Nun ist ganz bestimmt das eine richtig: wena ein Ereignis wie etwa der 
Einstrom von 10 Millionen FIfiditlingen eintritt, dann ist es nicht nur die 
Aufgabe, sondom auch die Pflicht des Staates, /u helfen. SelbstvcrstSndlich 
ist CS auch die Pflicht des Staates, für diejenigen zu sorgen, die, alt, krank 
und schwach, ihr Dasein nicht mehr aus eigener Kraft gestalten können. 
(Beifall.) Aber wir sind nach meiner Ansicht auf einem gefährlichen Wog, 
wenn a u s d e n K r e i s e n d e r m l t t e l s t B n d i s c ' h e n E x i s t e n ­
z e n , seien es freie Berufe, Handwerker, Händler, Industrielle oder Bauern 
— die gestern die Zumutung, dafi der Staat einmal für sie zu sorgen hätte, 
mit Entrüstung als eine Beleidigung abgelehnt haben würden - - der Ruf 
n a c h S i c h c r h c > i t a l l z u l a u t wird. 

Wir müssen uns überlegen, was hier getan werden kann. Irgend etwas 
scheint da nicht in Ordnung zu sein. Wenn wir die Politik der so/ia1cn 
Marktwirtschaft so energisch und sn konsequent welterverfolgcn, dann 
deshalb, weil wir den Motor des wirtschaftlichen Fortsdiritts und der 
sozialen Gesundung unseres Volkes nicht absterben lassen wollen, well 
wir davon überzeugt sind, daß Jeder Erfolg — vor allen Dingen Jede 
Mehrung der sozialen Wohlfahrt — davon abhängt, daB wir den Gütegrad 
dpr deutschen Wirtschaft und die Qualität d(?r deutschen Arboitslolstung 
immer höher schrauben. 

Wenn wir diesen Wog weiter beschreiten, dann werden wir i m m e r 
w e i t e r e S c h i c h t e n u n s e r e s V o l k e s i n d e n P r o d u k t i o n s -
p r o z e B e i n b e z i e h e n und ihnen auf Rrund ihrer Arbeit ein mate­
rielles Dasein sichern können, damit sie sich vom Staat und seiner Hilfe 
weitgehend befreien. Wenn wir diese Politik verfolgen, daB auf der einen 
Seite die öffentlichen Haushalte auf Grund der zunehmenden Produktivität 
unserer Volk.swirtschaft eine Entlastung erfahren, dann wird es auf der 
anderen Seite dank des größeren Sozialprodukts und des erhöhten Volks­
einkommens auch möglich sein — bei aller Sidierung der öffentlichen Haus­
halte —, steuerliche Erleichterungen herbeizuführen. 

Damit wird etwas sehr Wesentliches erreicht: nämlich die einzelnen 
Existenzen mehr und vor allem sichtbarer als heute zu überzeugen, daß 
sie ihr Leben für die Zukunft fest gestalten können. Es Ist ein Widerspruch, 
wenn auf der einen Seite immer neue Forderungen an den Staat gelangen, 
auf der anderen Seite aber die Lasten, die der Staat seinen Bürgern auf­
erlegen muß, als unbillig und hart empfunden werden. 

Ich sage noch einmal: w a s w i r b r a u c h e n , i s t n i c h t m e h r 
S t a a t , s o n d e r n w e n i g e r S t a a t I (I.obbafter Beifall.) Hölderlin 
hat schon qesiigt, daß diejenigen den Staat zur Hölle werden linßim, die ihn 
zu ihrem Himmi;! machen wollten. - - Wir wollcm dafür sorgen, daß der 
einzelne deutsche Staatsbürger aus sich selbst, aus seiner e i g e n e n 
K r a f t heraus seine Sicherheit und seine Zukunft gewährleisten kann. 
Damit beschreiten wir dann den Weg, der uns vom Kollektivismus weg­
führt. 

Heute sind wir auf die Bahn geraten, wo viele keine persönliche Ver­
antwortung tragen möchten, eine Bahn, bei der viele Menschen bereit sind, 
ihre Stimme dem Kollektiv zu geben und selbst in die Anonymität zu 
gehen. Die Demokratie aber lebt von v e r a n t w o r t u n g s b e w u ß t e n 
S t a a t s b ü r g e r n , die auch die Zivilcourage aufbringen, für sich selbst 
einzustehen gegen Jedermann, gegen das Kollektiv und selbst gegen den 
Staat, wenn es notwendig sein wird. (Beifall.) 

Die Sozialdemokratie verkündet, daß sie auch für das E i g e n t u m sei. 
Das glaubt sio wohl tun zu müssen, um vnr allen Dingen bc>i miltol-
ständischen Kreisen Anklang zu finden. Wenn aber die Sozialdemokratie 
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gleichzeitig sagt, die volkswirtsdiaftlidie Kapitalbildung sei vorzQglidi 
eine Aufgabe des Staates, der Staat müsse das Rückgrat der Kapitalbildung 
und der öffentlldien volkswirtsdiaftlidien Investitionstätigkeit sein, dann 
kann sich keine Kapitalbildung vollziehen; dann setzt jene groteske Um-
kehrung ein, daß der deutsche Staatsbürger seine E r s p a r n i s s e im 
S t e u e r w e g e a n d e n S t a a t a b l i e f e r t , um dann a l s B i t t ­
s t e l l e r zu ersdieinen und das wieder als K r e d i t z u r ü c k z u e r b i t ­
t e n , was ffiglldi nach Redit und Moral sein Eigentum sein müßte. (Starker 
Beifall.) 

Audi die gewerblidie Wirtschaft hat einen Ansprach darauf, daß sie die 
Fortentwicklung ihrer Betriebe — und das ist eine volkswirtschaftlidie 
Aufgabe, die sie zu erfüllen hat — aus eigener Kraft und ohne den Ein­
spruch des Staates vollziehen kann; denn wenn diese Entwicklung weiter­
geht — ein Problem, das die ganze freie Welt angeht —, daß nSmlldi der 
einzelne Staatsbürger vom Staate abhSngig wird und In allen seinen Ent­
scheidungen auf die Gnade der Bürokratie angewiesen Ist, dann wird er 
zwangsläufig v o m S t a a t s b ü r g e r z u m U n t e r t a n . Dann sammelt 
sich In der Hand des Staates eine immer größere Macht, und der einzelne 
wird immer unfähiger, sein Leben in die Hand zu nehmen. Dann treiben 
wir auf kaltem Wege in eine Sozialisierung, in den Kollektivismus, in die 
Vermassung. 

Nun hat die Sozialdemokratie gesagt, das Eigentum sei keine sittliche 
Institution, die in alle Ewigkeit gelten könne; man müsse das Eigentum, 
den E i g e n t u m s b e g r i f f , f o r t e n t w i c k e l n . — Das ist ein neuer 
Terminus technicus. Wenn ich in Zukunft Jemandem etwas aus der Tasche 
ziehe, dann sage ich nidit: ich hab's geklaut, — sondern; ich habe ihm das 
fortentwickelt! '(Starker Beifall und Heiterkeit.) 

Wir stehen zum Eigentum; wir wollen dafür sorgen, d a ß m ö g l i c h s t 
a l l e M e n s c h e n pr1vat (>s E i g e n t u m sammeln können: clenn dar­
aus erwachst die Sicherheit, die die Demokratie braucht, um Standes- und 
verantwortungsbewußte Staatsbürger hinter sich zu wissen. 

Wir haben auch den M u t zu e i n e m h ö h e r e n L e b e n s s t a n d a r d . 
Nur über die weitere Erhöhung der Produktivität sehen wir den Weg, auch 
die restlichen Schichten unseres Volkes aus der Armut zu erlösen. Wir 
wissen sehr wohl, daß da noch sehr viel Not zu überwinden ist. Hier 
können aber nicht Irgendwelche Hellslehren helfen, sondern hier kann nur 
helfen die ehrliche Arbeit einer ganzen deutschen Volkswirtschaft. Wenn 
wir das sagen, dann Ist das keine Phrase; denn wir haben fünf Jahre 
lang demonstriert, wie man es macht, und wir sind auf diesem Wcgc! zu 
großen Erfolgen gekommen, die In der ganzen Welt anerkannt werden. 
(JBeifall.) Wenn das ausgerechnet die deutsche Sozialdemokratie nicht sieht, 
dann habe ich dafür nur eine Erklärung: entweder liegt das an einem 
Intellektuellen oder an einem moralischen Defekt. — Andere Erklänmgen 
gibt es Hierfür nicht. (Beifall.) 

Die steigende Wohlfahrt hat zur Voraussetzung, daß wir die P r o d u k ­
t i o n a u s w e l t e n . Ich bin sehr glücklich darüber, daß die Politik der 
Austerity — aus sozialistischen Bedenken entstanden — heute auch in 
Europa mehr und mehr in sich zusammensinkt. Der englische Scfaatzkanzler 
Butler hat Prinzipien entwickelt, die sich unserer wirtschaftspolitischen 
Auffassung weltgehend annähern, nämlich die Entlastung der öffentlichen 
Haushalte, die Zunahme der Produktion, die Erhöhung des Lebensstandards 
des Volkes. Das ist der einzig richtige Wegl 

Wir wollen möglichst alle Schichten des Volkes — selbstverständlich 
nicht auf einmal, sondern stufenweise in der Entwicklung — an einem 
gehobenen Lebensstandard teilhaben lassen. Wenn die Sozialdemokratie 
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hiergegen einwendet: wie soll denn ein aimer Sozialrentner sldi ein Auto 
oder einen Kühlschrank leisten können, — dann muß idi erwidern: was 
soll man zu soviel Dummheit sagen I Die ersten Automobile sind auch 
licht von Sozialrentnern gefahren worden; aber was heute Luxus Ist, das 
ist morgen breiler gestreuter Verbrauch und fibermorgen das Verbrauchs­
und Gebraucfasgut aller Menschen. 

Wenn sich nicht irgendwelche Schichten zuerst einem gehobenen Bedarf 
hingeben können, dann gibt es überhaupt keinen gehobenen Bedarf, sondern 
dann vcirsinken wir alle in der Armut und finden uns zusammen in der 
allgemeinen Verelendung, wie das in den Jahren 1945 bis 1948 noch der Fall 
gewesen ist. Wenn Ich das sage, dann bin ich mir bewußt, daß unsere 
Pähigkoit, von Deutschland aus den rechtem Beitrag zur Vnrtc'Idigung der 
freien Welt zu leisten, davon abhängig ist, wie wir In unserer wirtschaft­
lichen Entwicklung Fortschritte machen. 

Wenn A m e r i k a soviel für den Schutz der freien Welt tun kann, so Ist 
das nicht deshalb möglich, well es einen niedrigen Lebensstandard hat, 
sondern es ist nur möglich, weil es einen hohen Lebensstandard hat. 
Je mehr wir hier vorankommen, um so befähigter werden wir auch in der 
Entfaltung unserer Kraft, den notwendigen Toll zu unserem Schutze bei­
zutragen. Wir sind auch bestrebt, die gleichen von uns im Innern verfolgten 
Prinzipien, die auf Freiheit beruhen, in unseren zwischenstaatlichen Bezie­
hungen anzuwenden. 

TTnsere Erfolge im deutschen A u ß e n h a n d e l haben wir auch nur mit 
dem Prinzip der F r e i h e i t erreicht. Wir sind aber noch nicht zufrieden 
mit denn, was bis heute geschaffen worden ist. Das ist auch nicht mehr 
eino spezifisch dnutschn Aufgabe, sondern es ist die Aufgabe der ganzen 
freien Welt, in der ersten Stufe zunächst einmal aber die Aufgabe der'uns 
verbundenen und befreundeten europäischen Völker. 

Die D o v i s e n z w a n g s w i r t s c h a f t und alles, was uns daran hin­
dert, mit anderem Völkern zusammenzukommen und uns friedlich mit ihnen 
zu mnssnn und die vergiftete Atmosphäre zu bereinigen, wurzelt noch in 
der D o k t r i n d e r s o z i a l i s t i s r h e n W i r t s c h a f t s p o l i t i k , 
dif mit lhrc>n Fehlem und Irrtümern nur solange aufrechtzuerhalten war 
und ist, wie sich die einzelnen Volkswirtschaften abkapseln; denn in der 
freien und reinen Luft des internationalen Wettbewerbs werden diese Irr­
tümer sehr schnell zutaae treten. Darum sind die sozialistisch orientierten 
^''n1kswirtsehaften in sieh verkrampft; sie sind reaktlonsunfählg; sie sind 
nicht mphr funktionsfähig und nach außen dunh starke Devisenkurse ab-
nekapselt. 

Jeder Staat hat die Verantwortung dafür, zuerst in seinen eigenen Reihen 
Ordnung zu schaffen, um dann auf der Grundlage der inneren wirtschaft­
lichen und finan/Iellen Stabilität reif und bereit zu sein, die Grenzen 
gegenüber der übrigen Welt weit zu öffnen. Wir alle wünschen, daß die 
nolitischen Ziele zu einer Neuformung und Ncnciruppierung Europas mög­
lichst schnell von Erfolg begleitet sein mögen. Hier liegt auch eine Ver­
antwortung auf der Wirtschaft. Hunderte von Millionen Menschen wollen 
e i n e f r e i e Wc 1t; sie wollen sich über die Enge ihres Raumes hinaus 
frei bewegen; sie möchten, daß die Segnungen der Internationalen Arbeits­
teilung sich 7um Nutzen aller Menschen voll entfalten können. 

Wir wollen eine freie Weltl Es darf aber nicht dahin kommen, daR zum 
Schluß nichts anderes hcrau.skommt als ein zentrallstlsch und dirigistisch 
geleiteter überstaat, der wieder über die Grenzen hinweg bis in die 
Schicksale der einzelnen Menschen eingreift. Deshalb kämpfen wir auch 
mit solcher Erbitterung für die Uberwinduna der Devisenzwangswirtschaft, 
weil diese nberwlndung die Grundlage dafür schafft, daß die Menschen 
aus der Engstirnigkeit, aus dem Protektionismus und aus dem Auturkic-
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wahn erlöst werden und sidi ihrer Sehnsucht gemäß audi begegnen können 
in einer freien Welt. 

In diesem Zusammenhang muB ich noch auf folgendes verweisen. Wir 
sind mitten in den Verhandlungen, in dem Ringen um die V e r t r ä g e . 
Hier muß idi einmal mit aller Deutlichkeit sagen: die deutsche Wirtschaft 
und das deutsche Volk haben keine Lebensgrundlage und keine Zukunft,' 
wenn über Deutschland noch ein Z w i e l i c h t schwebt, wonach man nicht 
weiß, wie dieses Deutsdiland sidi verhalten wird. Ich brauche hier nicht zu 
betonen — denn es ist Geschidite geworden —, daß wir alle kein anderes 
Verlangen und keine andere Sehnsucht haben, als uns mit der übrigen 
Welt eins zu fühlen und uns innigst mit ihr zu verbinden, um unser Dasein 
und unsere Zukunft zu sichern. (Beifall.) Da darf aber kein diffuses Licht 
übrigbleiben. Das deutsche Volk hat keine Lebensgrundlage, wenn es 
nicht innig verbunden ist — auch rein ökonomisch gesehen — mit der 
freien Welt. 

Denken Sie daran, daß wir unbedingt exportieren müssen, und zwar 
in sehr erheblichem Umfang, um überhaupt unsere Menschen besdiäftigcn 
zu können. Wir sind dabei -— und idi glaube, wir haben einen guten Stand 
erreicht —, von der deutsdien Volkswirtschaft aus mitzuhelfen an der Er­
schließung der übrigen Welt, an der Industrialisierung und der Tech­
nisierung. Kein Land in dieser Welt würde diese Verbindung pflegen, wenn 
es befürditoii müßte, daß angesidits einer unklaren Haltung seines Partners 
eine Zusammenarbeit unmöglidi sei. Aber wir brauchen die übrige Welt, 
weil wir hinsiditlich unserer Ernährung und nahezu aller anderen Rohstoife 
auf die anderen Volkswirlsdiaftcn angewiesen sind. Keine Volkswirtsdiaft 
würde sich nach Deutschland hin orientieren, wenn auch nur ein Rest von 
Zweifeln übrigbliebe. 

Jeder, der sidi gegen diese Verträge stemmt, muß sidi darüber klar sein, 
daß er m i t d e m d e u t s c h e n S c h i c k s a l s p i e l t , nidit zuletzt mit 
dem Sdiidcsal des deutschen A r b e i t e r s (starker Beifall); denn wir 
können bei unserer Rohstoffarmut im eigenen Land die deutschen Arbeits­
plätze nur besetzt halten und neue dazugewinnen, wenn wir uns mit der 
übrigen freien Welt auf das innigste verbinden. 

Wir haben guten Grund und ein Redit dazu, vor das deutsche Volk hin­
zutreten und R e c h e n s c h a f t abzulegen. Wir können es mit reinem 
Herzen und mit freier Stirne tun. Wir haben nidit alle Probleme gelöst, 
aber wir haben gezeigt, daß wir auf dem rediten Wege sind. (Lebhafter 
Beifall.) 

Wir haben die V e r a n t w o r t u n g i n e i n e r Z e i t ü b e r n o m ­
m e n , da k e i n S t e r n zu l e u c h t e n s c h i e n . Wir können immer­
hin sagen, daß wir das deutsdie Volk auf die redite Bahn geführt haben, 
soviel auch nodi zu tun übrigbleibt. Wir wissen genau, daß noch sehr 
viele Probleme zu lösen sind. Wir wissen, daß in dem Grenzland 
nodi sehr viel an Aufbau getan werden muß, um zu einer gesunden 
Struktur zu kommen. Wir wissen, daß wir die Konjunktur nicht absinken 
lassen dürfen. Wir müssen den Motor in Gang halten. Die Bundesregie­
rung, gelragen von der Christlich Demokratisdien Union, hat allen diesen 
Fragen ihre ganze Aufmerksamkeit mit vollem Srnst gewidmet. 

Das dnutsciie Volk in allen seinen Sdiichten kann beruhigt sein. S o ­
l a n g e w i r d i e V e r a n t w o r t u n g t r a g e n , s o l a n g e w e r d e n 
w i r u n s t r e u b l e i b e n eingedenk unserer Verpflichtungen gegen­
über dem deutschen Volk. (Beifall.) Das deutsdie Volk hat ein Recht 
darauf, gerade in diesen Tagen Rechenschaft von der die Regierung tra­
genden Partei abgelegt zu bekommen. 
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I c h f r e u e m i c h a u f d i e k o m m e n d o A u s e i n a n d e r s e t ­
z u n g ; denn wir können vor das dcutsdic Volk hintrclcn. Wir haben 
etwas gleistet. Wir haben nicht nur geredet, sondern wir haben durdi 
die Tat bewiesen, daß wir willens und in der Lage sind, dem deutschen 
Volke die Erleiciiterungen zu geben, damit es in Ruhe der Zukunft ent­
gegensehen kann. Wir sind also für die kummonde Auseinandersetzung 
gewappnet. (Starker, anhaltender Beifall.) 

Seien Sie guten Mutes I Lassen Sie sieb nicht durdi das verführen, was 
da in düsteren Prognosen alles prophezeit wird. Gestern sah ich in Har­
burg auf der Straße Plakate mit der Inschrift: Wahlbclrug droht! - - Ich 
kann das nur unterstreidien: W a h l b e t r u g d r o h t l (Starker Beifall.) 
Ich holfe, daß das deutsche Volk sich dessen bewußt ist. 

Soviel auch noch zu tun übrigbleibt, wir können mit gutem Gewissen 
vor das deutsche Volk hintreten und sagen, duß wir in den vergangenen 
vier Jahren etwas geleistet haben. Ich glaube, wir haben das Vertrauen 
des deutschen Volkes verdient, daß es uns auch für die Zukunft sein Schick­
sal überantwortet. Wir sind uns unserer Verpilicfatung und unserer Auf­
gabe bewußt. Ich bin der festen Gewißheit: wir werden diese Aufgabe 
lösen zum Segen und zum Nutzen des deutschen Volkes. (Langanhaltender, 
sehr starker Beifall.) 

Präsident Schamberg: 
Wir danken dem Herrn Bundeswirtschaftsminister für seine Ausführun­

gen, die uns die Problematik und die Zielsetzung, aber auch die Erfolge 
der von ihm gcfülirten deutschen Wirtschaftspolitik gezeigt haben. 

Ich erteile nunmehr das Wort 
Bundesarbeitsmlnlster Storch: 

Als wir in Frankfurt die Verantwortung für die Geschicke des deutschen 
Volkes übernommen haben, fragten mich einmal amerikanische und eng-
lisdie Gewerkschaftler: Wie kannst du eigentlich mit Erhard und ähnlichen 
Leuten den Versuch unternehmen, das deutsche Volk aus seinem tuend 
herauszuführen? Du müßtest doch wissen, daß die heutigen Schwierig­
keiten nur dadurch zu überwinden sind, daß der Staat jedem die Lelicns-
möglichkeit garantlerti 

Ich habe diesen Freunden damals gesagt: Wenn wir der deutschen 
Arbeiterschaft und allen den Menschen helfen wollen, die bei uns auf der 
Schattenseite des Lebens stehen, daim müssen wir zunächst dafür sorgen, 
daß das Wirtschaftsprodukt bei uns nicht nur verdoppelt, sondern verdrei­
facht wird. Das Wirtschaftsprodukt betrug damals gegenüber dem des 
Jahres 1936 nur noch zwei Fünftel; hinzukommt uodi, daß dieses Wirt-
sdiditsprodukt von 1936 — entsprechend der heutigen Größe des Bundes­
republik — für 36 Millionen Menschen diente, wahrend wir 48 Millionen 
Menschen mit Lcbensgütem zu versorgen hatten. 

Man hat uns damals gesagt: wenn ihr die Zwangswirtschaft beseitigt 
und in die f r e i e W i r t s c h a f t hineingelit, dann ist das zu vergleichen 
mit einem S p r u n g i n s k a l t e W a s s e r . Ich habe damals darauf er­
widert: wenn dieser Sprung ins kalte Wasser jedem deutschen Mensdicm 
seine Verantwortlidikeit klar vor Augen führt, dann hat auch dieser Schock 
seinen Wert gehabt (Beifall.) 

Wir wußten, daß das Wirtschaftsprodukt bei uns nur vergrößert wer­
den konnte, wenn wir der Intelligenz und der Schaffensfreude jedes ein­
zelnen im deutschen Volke die F r e i h e i t gaben. Die Vergangenheit hat 
uns gezeigt, daß wir recht gehandelt haben. Es war noch nicht ein halbes 
Jahr vergangem, seitdem wir in Frankfurt die neue Wirtschaftsordnung ein­
geführt hatten, da konnten wir nachweisen, daß zum Beispiel in der Er­
stellung von Elsen und Stahl eine SO /̂oige Erhöhung eingetreten war. Wir 
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wußten sehr gut, daß dies dem FleiSe unseres Volkes zu verdanken war. 
Unsere Gegner im Frankfurter Wirtschaftsrat haben uns damals erklärt: 
Ihr müßt euch darüber klar sein, daß ihr das deutsche Volk mit diesen 
Methoden ins Unglüdc führt; ihr werdet keine wesentliche Verbesserung 
herbeiführen können. Als ihnen dann die ersten Bilanzen vorgelegt wur­
den, haben sie gesagt: Ihr habt das dodi nicht gemacht, sondern das ist die 
Auswirkung des Fleißes unserer deutschen Menschen. Darauf haben wir 
erwidert: Ihr habt vollständig recht, nur nehmen wir das eine für uns in 
Anspruch, daß wir nämlich unseren d e u t s c h e n M e n s c h e n wieder 
die M ö g l i c h k e i t g e g e b e n haben, f r e i z u w i r t s c h a f t e n und 
zu arbeiten. 

Meine Aufgabe war es zunächst, dafür zu sorgen, daß den arbeitenden 
Menschen in dieser neuen Ordnung ihr Recht wurde. Wir haben damals 
nidit nur die Ware, sondern auch die A r b e i t s k r a f t des einzelnen 
Menschen aus der Zwangsbewirtschaftung herausgenommen. Heute will 
man es nicht mehr wahrhaben, daß es bis zu der Zeit, wo wir die Verant­
wortung übernahmen, bei den Arbeitsämtern noch eine Arbeitsbuch­
abteilung gab, und kein. Arbeitnehmer konnte seine Arbeitsstelle ohne 
Genehmigung der Arbeitsbehörde verlassen. 

Wir haben Schluß mit diesen Dingen gemacht. (Beifall.) Wir haben den 
Menschen, die als Unternehmer oder als Arbeitnehmer im Wirtschaftsleben 
standen, das Recht gegeben, von sich aus zu bestimmen, welche Lohn- und 
Arbeitsbedingungen in den einzelnem Gewerben gelten sollten. 

Ich weiß noch, wie damals General C l a y zu mir sagte, es sei doch un­
möglich, in einer solchen Situation eine derartig grundsätzliche Wandlung 
herbeizuführen. Ich sollte es doch Schritt für Schritt machen und nidit 
glauben, daß ich es mit einem Schlage schaffen könne, — Ich habe damals 
dem General Clay erklärt: I c h k e n n e d i e d e u t s c h e n A r b e i t ­
n e h m e r viel besser als Sie. Wenn man den Arbeitnehmern Vertrauen 
entgegenbringt, werden sie dieses Vertrauen auch zu würdigen wissen. 
Als idi ihn dann später bei der Einweihung der Fricdensglocke in Berlin 
wiedertraf, sagte er mir: Ich habe das deutsche Volk, vor allen Dingen 
seine breiten Volksschichten, nicht so hoch eingeschätzt. Sic haben auch 
weniger Streiks gehabt als die Engländer. In England gelten heute noch 
die ICriegsbestimmungen, wonach nicht gestreikt werden darf. Als die 
englischen Hafenarbeiter gestreikt haben, hat man Militär einsetzen 
müssen. Zu solchen Streiks ist es bei uns nicht gekommen. 

Ich habe damals meinen Kollegen in Frankfurt gesagt, wir müssen in 
unseren Arbeitern, die diese wesentliche Verbesserung unserer wirtschaft­
lichen Leistung vollbracht haben, das Bewußtsein wecken, daß auch für sie 
durch die neue Ordnung eine bessere Zeit kommen wird. Wir haben damals 
in einem sehr großzügig gehaltenen Gesetz den gewerblichen Arbeitnehmern, 
nämlich in dem S o z i a l v e r s i c h e r u n g ' S a n p a s s u , n g s g e s e t z , 
das gleiche Sozialrecht, gegeben, das früher die Angestellten hatten. Von der 
Opposition wurde mir damals in Frankfurt gesagt: Das geht ja gar nicht. 
Das haben wir in der Weimarer Zeit nicht gekonnt, und wir werden es auch 
heute nicht können. Setzen Sie doch die Sozialleistungen für die Angestell­
ten herunter und heben Sie diejenigen für die gewerblichen Arbeiter. Dzmn 
kommcw wir zu einer großen Mittellinie, und alle sind gleich! Mir kam es 
gar nicht darauf an, daß alle gleich waren, sondern mir kam es darauf an, 
daß eine s o z i a l e G e r e c h t i g k e i t in unserem deutschen Volke her­
beigeführt wurde. 

Nach Bildung der Bundesregierung bestand schon In der ersten Kabinett­
sitzung kein Zweifel darüber, vor allen Dingen die Demontagen bei uns 
abzustoppen, um bestehende Arbeitsplätze zu erhalten bzw. in der Zukimft 
neue zu schaffen. Wir hatten 2 Millionen Arbeitslose. Wir sind dann eüien 
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bitteren Weg gegangen und haben uns anfeinden lassen von denjenigen 
Leuten, die meinten, einen Zauberstab in der Tasche zu haben, mit welchem 
sie glaubten, eine Planwirtschaft herbeiführen zu können, um auf diese 
Weise die Arbeitslosen von Sdileswig-Ilolstein nach dem nordrhein-west-
fälisdion Ucbict zu bringen. Dabei hatten wir für die eigenen Leute In die­
sem Cjubict keine Wohnungen. Aber dieäe üusiditspunkte spielten bei den 
betreuenden Leuttui keine Kollc. Man redmetu und sah die Welt um sich 
nicht. Wir haben uns die Welt angesehen und haben dann gerechnet. Es ist 
uns goiimgen, in diesen vier Jahren die Zah.l d e r B e s c h ä f t i g t e n 
von 12,5 Millionen auf 15 Millionen zu erhöhen. (Beifall.) 

Uas ist eine Leistung, die allerdings drauBcm in der Welt nicht richtig 
gewürdigt und nicht entsprechend anerkannt wird. Man hatte uns voriiei 
SU oft gesagt: Ihr braucht doch nur das e n g l i s c h e M u s t e r nachzu-
madien. Dort hat man durch eine sozialistische Planwirtschaft die Voll­
beschäftigung erreicht. Warum macht ihr es nicht auch so? Lord Bevt;ridgt>, 
der Vater dieses Uedankens, hat uns im vergangenen Jahre besudit. Ich 
habe ihn in Gegenwart der Arbeitsminister der clt Länder gefragt, wieviel 
Arbeitsplätze geschaffen werden muBlcin, um das System der VolÜM ŝchäf-
tigung durchzuführen, worauf er mir eifelärtc: 420 000. 

Es ist bestimmt eine grufie Leistung, 420 00 Arbeitsplätze zu schaflun, 
aber wenn Sie von unseren zehn Millionen Flüchtlingen und Vertriebenem 
nur jeden vierten als Arbeitnehmer ansprechen, dann hatten wir allein lür 
diese Gruppe 2,5 Millionen Arbeitsplätze notwendig. Wer nun glaubt, daB 
man derartige CüröBen ohne weiteres miteinander vergleichen könne, der 
sieht eben die wirklichen Verhältnisse nicht. 

Wir hatten dann die Aufgabe, dafür zu sorgen, unseren K r i e g s ­
b e s c h ä d i g t e n und K r i e g s h i n t e r b l i e b e n e n — die von der 
Besatzungsmacht nach Kriegsende besonders schlecht behandelt wurden - -
gröBere Cjerechtigkeit widerfahren zu lassen. 40 DM Rente über die Inva­
lidenversicherung, - das war das, was man den schwerbeschädigten 
Kriegsopfern zugemutet hat; eine Versorgung lür die Hinterbliebenen war 
nur aut dem Wege übec die Wohlfahrtsämter möglich. Wir haben dann auf 
Urund von Verhandlungen mit den Besatzungsmachtcn den Rentcmsatz aul 
100 DM monatlich heraufgesetzt. Als wir uns dann auf der Bundesebene 
damit beschäftigten, stellte sich heraus, daß die Länder, die bis dahin diese 
Aufgaben zu erfüllen hatten, für die Kriegsopfer im Jahr rund 1,9 Miiliarden 
Mark ausgegeben hatten. Das ist bestimmt eine groBe Leistung, insbesondere 
dann, wcmn Sie daran denken, dafi für die Kriegsopfer nach dem ersten 
Weltkriege -— als Deutschland einp Bevölkerung von 68 Millionen Men­
schen halte ' nur 1,6 Milliarden Mark ausgegeben wurden. 

Als wir dann ein neues Gesetz ausarbeiteten, habe ich meinen Fround 
S c h ä f f e r - - der hier sitzt — gefragt, was er denn aus seinem Steuer-
säckel für die Kriegsopfer herausgeben könne. Zum SchluB muBte er - • er 
hat dann auch selber zugestimmt - - 3,2 Milliarden Mark ausgeben. 
(Beifall.) 

Wir haben im diesjährigen Etat für Rentc-n, Verwaltung, Heilbehand­
lung für die Kriegsbeschädigten usw. bestimmt einen Betrag von 3,6 Mil­
liarden DM notwendig. 

Aber auch unsere A r b e l t s i n v a l i d e n muBten bessergestellt werden. 
Wir haben deshalb ein Gesetz erlassen, wonach auf Kosten des Staates die 
Leistungcm aus der Sozialversicherung um 25 «/ii erhöht wurden. Auch hier 
wurde wieder ein groBer Kampf, allerdings in freimdschaftlichster Form, 
zwischen dem Bundesfinanzminister und mir geführt. Ich muBte Ihm sagen: 
Mein lieber Fritz Schäffer, das kostet Dich 860 Millionen Mark! (Beifall 
und Heiterkeit!) Weil sich das ganze Kabinett darüber einig war, daB wir 
auch diese Menschen an dem wirtschaftlichen Aufstieg teilnebmcm lassen 
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müBten, hat er gesagt: wenns gar nidit anders geht, dann muB idi es halt 
zusammenkratzen I (Erneute Heiterkeit.) 

Inzwischen haben wir wiederum zwei Gesetze für die Sozialversidierung 
fertiggestellt, einmal das G r u n d z u l a g e n g e s e t z vom Dezember des 
vergangenen Jahres mit einem Kostenaufwand von 305 Millionen und zum 
anderen das neue F r e m d r ' e n t e n g e s e t z mit 317 Millionen. Wenn Sie 
diese Zahlen aus den beiden letzten Jahren zusammenzählen, dann finden 
Sie, daß wir den Rentnern, aus Steuermitteln über 1,5 Milliarden DM zur 
Verfügung gestellt haben. (Beifall.) 

Vor einiger Zeit habe ich auf einer Tagung unserer Sozialaussdiüsse in 
Köln gesagt, es sei an der Zeit, das ganze Gebilde unserer S o z i a l v e r ­
s i c h e r u n g in emie gewisse n e u e O r d n u n g zu bringen. Daraufhiii 
wurde mir in meinem Ministerium folgende Notiz einer führenden sozial­
demokratischen Zeitung vorgelegt: Der Bundesarbeitsminister will jetzt einen 
Sozialplan fertigstellen. Vier Jahre hat er Zeit gehabtl Aber nur unser 
Sozialplan hat ihn dazu gebracht, audi einen Plan aufstellen -zu wollen. 
Wenn man mit so viel Naivität an die breiten Volkssdiiditen herangeht, 
dann muQ man sidi darüber wundern, was das eigentlich für Leute sind 
die den deutsdien Arbeiter für so dumm und dämlich halten. (Beifall.) 

Wenn wir a u f G r u n d d e s d a m a l i g e n S o z i a l p r o d u k t s , 
das ein Drittel des heutigen betrug, einen Sozialplan hätten aufstellen 
wollen, dann wären die L e i s t u n g e n , die man hätte versprechen können, 
so m i n i m a l gewesen, dal] die Menschen den Glauben an die Zukunft 
verloren haben würden. Wir haben in der Zeit der Entwlciclung durcii Ein­
zelmaßnahmen geholfen. Sie können sich aber darauf verlassen, daß wir 
jetzt, wo wir auf gesundem Boden stehen, das ganze Gebäude unserer 
Sozialversicherung so neugestalten, daß jeder in unserer Sozialversicherung 
seine Sictaerstellung für die WediselfäJle des Lebens sehen kann. (Beifall.) 
Audi idi bin mir wie der Kollege Erhard darüber klar, daß wir nodi man­
ches zu tun haben werden; aber in dem gleichen Umfang, wie wir unser 
Sozialprodukt erhöhen, werden wir auch die sozialen Leistungen des Bundes 
erhöhen. (Beifall.) 

Der Arbeitnehmer fühlt sich nicht nur auf Grund seiner Renten gerecht 
behandelt, sondern seine Wertschätzung im Wirtschaftsleben ist auch ent­
scheidend für ihn. Wie haben dem deutschen Arbeitnehmer ein K ü n d i ­
g u n g s s c h u t z g e s e t z gegeben, wodurch er in seinem Betrieb ein 
Heimatrecht erhält. Das ist eine Leistung, die Sie in der ganzen Welt nicht 
mehr finden werden. Wir haben darüber hinaus versucht, den arbeitendem 
Menschen in Form des B e t r i e b s v e r f a s s u n g s g e s e t z e s ein Mit­
bestimmungsrecht in der Wirtschaft zu geboi. Oh, was ist man gegen dieses 
Gesetz angegangen — einzig und allein deshalb, weil man unserer Grund­
konzeption nicht folgen wollte, die dahin ging, dem a r b e i t e n d e n 
M e n s c h e n s e l b s t größere Rechte zu geben. Die Sozialdemokratie 
kam mit ihrem Gesetzesvorschlag; sie wollte politische Macht für die Ge­
werkschaften haben. (Pfui-Rufe.) 

Ich bin seit meinem 18. Lebensjahre gewerkschaftlich organisiert; ich bin 
es auch heute noch. Ich fühle mich aber verpflichtet, diesen Organisationen 
der Arbeitnehmer zu sagen: I h r s e i d a u f d e m f e i l s c h e n W e g , 
wenn ihr die Macht der Organisation als Selbstzweck seht und nicht mehr 
die eigene Aufgabe richtig wertet, nämlich dem Arbeiter zu helfenl (Starker 
Beifall.) 

Wir haben uns nicht täuschen lassen, Wir haben das Gesetz über die 
Bühne gehen lassen, weil wir eben der Meinung sind, daß wir an einem 
Wendepunkt in der Geschichte des deutschen Volkes stehen. Entweder ge­
lingt es uns, unser Volk in allen seinen Schichten gegenüber dem Kollektiv 
immun zu machen \ud den einzelnen wieder als Menschen herauszustellen, 
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udur wir gehen im Kollektiv zugrunde. (13eifall.) Dabei kommt es gar nidit 
dardut dn, ob das Kollektiv von Nationalsozialisten, von Sozialisten oder 
von Konununistuu herbeigclUlirt wird. Das neue Kollektiv iührt uns späte-
!:lc-ds in fünf Jahren in den Kommunismus hinein. 

Bleiben wir uns treu und sehen wir die Dinge so, wie wir sie als Christen 
sehen müssen: den Menschen mit seiner Bigenverontwortlidikeit, mit seinem 
(jewissen und seiner Verantwortlichkeit vor dem Herrgottl (Beifall.) 

Wenn wir diesen Weg gehen, daim braucht uns um unser Volk nicht 
bange zu sein. Dann werden wir vielleidit der Welt einmal zeigen, daß man 
o h n e i l o c h k a p i t a l i s m u s u n d o h n e K o m m u n i s m u s d i e 
M ü n s c h e u in e i n e g l ü c k l i c h e r e Z u k u n f t f ü h r e n kann. 
Idi bin der Überzeugung wie mein Kollege Erhard. Wir werden in diesem 
Jdhr vor der Wahl dem deutsdien Volke die W a h r h e i t i n d e r b r u ­
t a l s t e n l ' o r m sagen, idi bin davon überzeugt, dofi unsere Mensdien 
uns glauben werden, well wir ihnen uadiweisun können, daß wir nicht nur 
dut wirtschaftlichem, sondern auch auf sozialem Gebiete unsere Verspre-
cliungen gelialten haben. (Starker Beifall.) 

Präsident Sdiamberg: 
Ich danke Ihnen, Herr Bundesarbeitsminister Storch, für Ihre Ausfüh­

rungen. Sic haben uns überzeugend dargetan, was unser junger Staat in 
kaum vier Jahren seines Bestehens auf dem Gebiete der Sozialpolitik für 
dem sozidien l'riedcsn und die Wohlfahrt unseres Volkes, insbesondere für 
den deutschen Arbeiter, getan hat. 

Das Wort hat nunmehr 

Qundeakanzler Br . Ademiauer: 

(Mit anhaltenden Ovationen begrüßt.) 

Meine lieben Parteifreunde! Ehe idi Ihnen über meine Reise nach den 
Vereinigten Staaten und nach Kanada berichte und ehe idi Ihnen die außen­
politische Lage in der Welt und Deutschland zu skizzlerim versuche, lassen 
Sie mich ein W o r t an d i e A d r e s s e d e r H a m b u r g e r , an ihren 
Fleiß, ihre Klugheit und ihre Tüchtigkeit sagen. (Beifall.) 

Ich habe Hamburg in den Jahren kennengelernt, als der Zonenbeirat 
hier tagte. Idi kann Ihnen sagen, da haben wir gefroren und gehungert. 
Zuletzt bin ich im Jahre 1951 durch Hamburg yefahrcn. Und mm habe ich 
mir gesturu und heute in einer stillen Stunde etwas von Hamburg an-
gc-schcn. Ich kann nur sagen, Ihre Stadt steht hödistwahrscheinlich - - ich 
sage hüchstwahrscfauinlich, damit ich nicht von anderer Seite Beschwerden 
bekomme - an d e r S p i t z e d e r d e u t s c h e n S t ä d t e . (Beifall.) 

ich muß über Ihre Tüchtigkeit noch ein besonderes Wort sagrm, weil es 
Ihnen gelungen ist, Ihren Hafen 'n id i t nur wieder aufzubauoja, sondern 
ihn auch mit solchem Leben zu erfüllen, obwohl das Hinterland abgeschnitten 
ist. Hut ab vor dieser Leistimgl (Starker Beifall.) 

Etwas habcin wir für die Hamburger auch mitgebracht aus Washington. 
Ich habe zu mtüner großen Freude gehört, daß unter den 3 5 0 S c h i f f e n , 
du; die Vereinigten Staaten an Deutschland zurückgeben, doch mehrere 
sehr respektable und schöne Schiffe sind. Das ist, glaube ich, für die Ham­
burger und die deutsche Schiffahrt ein sehr wesentlicher und guter Zuwachs. 
(Beifall.) 

Idi bin in die Vereinigten Staaten als B o t s c h a f t e r g u t e n W i l ­
l e n s gegangen, weil ich im Innersten die Vcsrpflichtung fühlte, den Ver­
einigten Staatcin, dem amerikanischem Volke und seiner Regierung für die 
planmäßige 1 Ulfe zu d a n k e n , die sie uns nach unserem fürchterlichen 
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Zusdmiuenbrudi haben zuteil werden lassen. (Beilall.) ich glaube, es ist 
senr selten, wenn überhaupt, in der üeschidite erhört worden, dafi ein 
ä i e g e i l a n d dem B e s i e g t e s . , der — daran kommen wir ja nicht 
vorbei — den Krieg in Szene gesetzt hat, nach so verhäitnismälSig kurzer 
Zeit die Hand entgegengestreckt hat, um den Besiegten wieder in dun Kreis 
der übrigen einzutübren. (Beifall.) 

Nun werden Sie aus den Beriditen der deutschen Presse und vom Rund­
funk her ungefähr wissen, wo wir gewesen sind, nämlich in New York, in 
Washington, in San Franzisko, in Utlawa, in Chikago, vor allem auch im 
mittleren Westen. Überall in diesen so verschiedenen Teilen des grolien 
Landes haben wir die denkbar beste Aufnahme golunden von jedermann. 
(Beifall.) 

Aber es lag mir daran, nicht nur Wolkenkratzer zu sehen, sondern idi. 
wollte audi das g e i s t i g e Leben in den USA kennen lernen, weil 
ein Volk, das nur auf Geschäfte ausgebt, nicht diese Grö&e des Handelns 
auibringen kann, die die Vereinigten Staaten aufgebracht haben. So habe 
ich mir mehrere Universitäten angesehen, in Washington, in Chikago, 
die Harvard-University, und in Ottawa; ich war ja auch in Kanada. Ich 
habe mir auch, wo leb. es irgendwie konnte, in den Städten die Museen 
angesehen, leb kann Ihnen nur sagen, daß wir Uurchsdmittseuropder vats — 
wie ich fürchte — von dem amerikanisdien Volke eine ganz lalsdie Vor­
stellung machen. Natürlich, das amerikanische Volk will verdienen, aber 
das amerikanische Volk hat auch einen weit offenen Sinn für die geistigen 
Werte des Lebens und insbesondere für die Freiheit der Menschheit. Ida bin 
fest davon überzeugt, dafi ein sehr großer Teil der Politik der Vereinigten 
Staaten getragen wird von der Überzeugung, dafi die Freiheit und das Redil 
das wahre Fundament menschlichen Zusammenlebens bilden. 

Ich habe selbstverständlidi mit den Vereinen der A m e r i k a n e r d eu t ­
s c h e r Abstammung Fühlung autgenommen und bin auch dort, 
namentlich in Chikago und in New York, sehr warm und sehr herzlich 
begrüßt worden. Es ging mir sehr zu Herzen, als in New York mehrere 
Manner zu mir kamen und mir sagten: Wir danken Ihnen dafür, dafi Sie 
zu uns gekommen sind. Jetzt ist der letzte Schatten von uns Amerikanern 
deutsdier Herkunft genommen worden, der seit dem Kriege auf uns lastete. 
(Beifall.) 

Idi habe dann einen Vortrag in dem S e n a t s k o m i t e e für A u s ­
w ä r t i g e A n g e l e g e n h e i t e n gehalten und die mir dort gestellten 
Fragen beantwortet. Audi dort habe ich wie überall — ich kann das nur 
sehr nadidrücklich betonen — ganz grofies Verständnis für die Lage 
Oeutsdüands, für die Lage Europas und für alle die Fragen, die uns be­
drücken, gefunden. Sie wissen, dafi ich Verhandlungen im Weißen Haus 
und im State f3epartment geführt habe. Diese Verhandlungen sind so aus­
gezeichnet verlaufen, wie ich es mir niemals vorgestellt habe. (Beifall.) 

Unvergeßlich wird mir der Morgen bleiben, an dem idi den I l e l d c n -
fr i edhof in A r l i n g t o n bei Washington besudit und vor dem Grabe 
des Unbekannten Soldaten — während die deutsche Fahne hinter mir 
hergetragen wurde — zusammen mit einem amerikanischen General den 
dort beerdigten amerikanisdien Soldaten meine Huldigung dargebracht 
habe. Zum ersten Mal wurden dort die deutsche Nationalhymne und die 
amerikanisdie Nationalhymne gespielt. (Lebhafter Beifall.) 
Wo idi gewesen bin und welche Vorträge icii gehalten habe, kann idi in 
der Kürze der mir zur Verfügung stehenden Zeit niciit sagen i es hat mich 
nur interessiert, aus amerikanisdien Zeltungen zu erfahren, daß ich in 
12 großen Reden 280 000 Worte gesprodien hätte. (Heiterkeit.) Aber idi 
wollte Ihnen einleitend eüte kleine Dbersidit über die Atmosphäre der 
Herzlichkeit, der Freundsdiaft und des Vertrauens, die wir Deutsche uns 
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nunmehr im Osten, im miltleren Westen und im Westen der Vereinigten 
Staaten erworben haben, geben. (Beifall.) 

Es ist ein langes K o m m u n i q u e über die dreitägigen Verhandlungen 
in Washington vurfaOt worden. Dieses Kommunique ist nidit sdmcll Un­
geschrieben worden, sondern der Inhalt wurde sehr gut überlegt. In einer 
gemeinsamen Sitzung, in der die amerikanische Uelegation von dem Präsi­
denten Uisenhower geführt wurde, wurden dann die letzten Ausfeilungcn 
dieses Kommmuniques vorgenommen. In diesem Kommunique wurde audi 
hervorgehoben, und zwar am Anfang wie am Schluß, daß die Gespräche 
im Geiste der Frcundsdiait und der Zusammenarbeit stattgefunden und 
daü sie eine wciticidiende Übereinstimmung der Ansiditen und 2Uele 
crgc-ben haben. Am Schluß dieses Kommuniques ist noch einmcü ausführlich 
die Rede von den so glücklich wieder angeknüpften Banden der Freund­
schaft zwischen dun beiden Ländern, die durch diese Verhandlungen ge­
festigt worden seien. (Beifall.) 

Idi höre, daß man sicii in unserem lieben Vuterlande so hier und da 
darüber etwas lustig gemacht hat, daß idi mit den Amerikanern so ver­
handelt habe. Die .Weit' hat sogar eine ganz witzige Notiz gebraut. In der 
üppositionspresse hat man bedingt etwas anerkannt. Aber es ist dodi in 
Wirklidikeit so - - und darüber müsscm wir uns klar sein bei unserer 
ganzen Politik —: es gibt heute in der Welt e i n e M a c h t , d i e a n 
d e r S p i t z e s t e h t ; das sind die Vereinigten Staaten von Nordamerika, 
und das ist das Land, das unseren Zielen, unserer Auffassung vom Men­
schenleben am nächsten steht. (Beifall.) Dann konunt die Sowjetunion, die 
bis jetzt alle Völker, die sie in ihre HSmde bekommen hat, versklavt hat. 
Dann kommt Großbritannien, — noch immer ein großes Keicii. Aber was 
kommt dann? 

Denken Sie bitte einmal daran, wie die Welt nodi ausgesehen hat v o r 
d e m J a h r e 1 9 1 4 , als England die größte Flotte der Welt besaß, als 
Dcutsdiland die stärkste Armee der Welt hatte, als Frankreich und Italien 
Großmächte ersten Ranges waren, als Rußland in der Hauptsadie zu Asien 
gehörte und bei weitem nicht die Macht hatte wie jetzt, als Österreich 
noch bestand. Denken Sie bitte daran, wie damals die Welt aussah und wie 
sie jetzt aussieht. Überlegen Sie sich einmal in Ruhe, wie dieses G l e i c h ­
g e w i c h t auf der Welt a u s e i n a n d e r g e b r o c h e n ist und sich zur 
Zeit als zwei Antipoden die Vereinigten Staaten und Sowjetrußland gegen­
überstehen, und wir, geteilt, entwaffinet, noch besetzt, mitten in der 
Gefahrenzone und mitten in dem Spannungsfeld drinliegend. 

Wir Deutsche haben in der Vergangenheit viele Fehler In der auswärti­
gen Politik gemacht. Wir wttiden aber den schlimmsten aller Fehler be­
gehen, wenn wir jetzt nicht Anschluß an die Macht suchten, die die füh­
rende Macht auf der Erde Ist und die Freiheit und Gerechtigkeit fttr alle, 
auch für uns, will. (Starker Beifall.) 

Lassen Sie mich aus diesem Kommunique noch einiges hervorheben, 
was vom duulsciien Volke und der Wählerschaft nicht vergessen werden 
darf, und zwar xunächst ehimal, daß sich die Vereinigten Staaten in diesem 
Kommunique rückhaltlos für die W i e d e r v e r e i n i g u n g D e u t s c h ­
l a n d s in F r e i h e i t ausgesprochen haben. (Stürmisdier Beifall.) 

Man sagt uns nach, daß wir durch den Anschluß an den Westen die Tren­
nung Deutschlands verewigen würden. Ist denn irgend ein Mensch in 
Deutschland, der wirklich glaubt, daß Sowjetrußland uns ehies Tages sagt: 
Hier, liebe Bundesrepublik Deutschland, hast du den Teil, dim wir dir 
genommen haben, in Frieden und Freiheit zurückl — Ich glaube es nichtl 
(Beifall.) 
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Nodi einen anderen Kcrnsatz dieses Kommuniques muB idi hier hervor­
heben, n&mlidi die Feststellung, daB man zwar sehr sorgsam prüfen mQsse, 
ob SowjetruBland wirklich den Frieden wolle, daß man aber keinen Augen­
blick lang vergessen dürfe, den W e s t e n s t a r k u n d e i n i g zu machen. 

Ein totalitärer Staat verhandelt nur mit einem s t a r k e n P a r t n e r . 
(Zurufe: sehr riditigll Das haben wir ja nun dodi — weiB Gott — an Hitler 
gesehen. Und der 'Totalitarismus asiatischer Prägung, mit dem wir es in 
Sowletrußland zu tun haben, der kennt doch nur eins in der Welt; die 
Maditl Daher ist es eine absolute Notwendigkeit, daB der Westen, trotz 
aller Friedensfühler — so will ich sie einmal nennen —, in seiner Be­
mühung, einig und stark und stärker zu werden, weiter fortfährt. Das ist 
der einzige Weg zum Frieden, zur friedlichen Verständigung mit Sowjet­
ruBland. 

Die Vereinigten Staaten haben bei diesen Verhandlungen auch erkannt, 
daß wir Deutsche nicht in der Lage sind, aus eigener Kraft die damals 
V e r t r i e b e n e n u n d d i e j e t z i g e n S o w j e t z o n e n f l ü c h t -
l i n g e in das wirtschaftliche Leben wieder einzugliedern. Ich bin ganz 
überzeugt davon, daß dieser Anerkenntnis in Worten die Taten fo1gc>n und 
daß wir von der freien Welt, insbesondere von den Vereinigten Staaten, 
H i l f e bekommen werden für diese so unendlich schwere Arbeit, die uns 
auf dem Herzen lastet. (Beifall.) 

Ich war heute nachmittag in W e n t o r f bei den rund 9 000 bis 10 000 
Sowjetflüchtlinqen. Obwohl das Lager einen ausgezeichneten Eindruck 
machte, hat sich mir das Herz im Leibe vor Schmerz zusammengezogen, 
nls ich daran dachte, wie diese Menschen — Mann, Frau und Kind — durch 
die Russen gezwungen worden sind, ihre Heimat zu verlassen und in eine 
ungewisse Zukunft zu gehen. Wir wollen ihnen helfen nach besten KrBften. 
Wir werden die Hilfe vdederbekommen von der freien Welt. Aber eines 
möchte ich auch hier erklären — ich denke, hier werden auch Vertripbcne 
und Sowjetzonenflüchtlinge sein —, was ich den zehntausend Menschen 
gesagt habe: Verliert nicht den MutI Verliert nicht die Hoffnung! Denkt an 
eure HeimatI Ihr werdet eines Tages in eure Heimat zurückkehrcnl (An­
haltender stürmischer Beifall.) 

Es ist dann zwischen dem Präsidenten Bisenhower, dem Staatssekretär 
l>ii11es und uns die Frage der W i e d e r e r n e u e r u n g d e s F r o u n d -
s c h a f t s - , H a n d e l s - u n d S c h i f f a h r t s v e r t r a g c s vom .Jahre 
1923 erörtert worden. Seit zwei Jahren haben wir vergebens versucht, die 
Wiederherstellung dieses Vertrages zu erreichen. Jetzt hat man uns in 
Washington zugesagt: Die Verhandlungen sind abgeschlossen. Die U-gio-
rung der Vereinigten Staaten braucht nur noch dem' Senat die Sachen vor­
zulegen. Wir sind überzeugt, daß der Senat dem zustimmen wird. — Dann 
sind wir. mninc! Freunde, und namentlich Sie in Hamburg, einen ganz 
aroBen Schritt weiter. (Lebhafter Beifall.) Der deutsche Kaufmann kann 
dann wieder Niederlassungen in den Vereinigten Staaten gründen; er be­
kommt Rf̂ in Visum wie jeder Angehörige eines anderen Staates. Auch auf 
dem Gebiete des Markenzeichens und des U r h e b e r r e c h t s sind wir 
einen weiten Schritt vorangekommen. Wir haben ein K u l t u r a b k o m ­
m e n geschlossen. Die 350 Schiffe, die unser Eigentum waren, habr< ich 
schon erwähnt: sie wurden uns gegeben mit einer wirklich freundschaft­
lichen Geste. (Beifall.) 

Ich will Ihnen dann noch kurr. berichten über die Atmosphäre in K a n a d a. 
Sie wissen um die großen Zukunftsaussichten Kanadas. Die kanadische 
Regierung hatte mir ein Sonderflugzeug nach Boston entgegengeschickt. 
Ich konnte nur 24 Stunden dort bleiben. Auf dem Flugplatz wurde 
ich von dem kanadischen Ministernräsidenten und sämtlichen kana­
dischen Ministern empfangen. (Beifall.) Ich, der Bundeskanzler des Deutschen 
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Rc'iĉ K's (Hpitrrlcplt) — so npnne ich ihn schon; es Ist ein biRdien verfrflht, 
sn'ir.x wir: Doiitsrhlands - , wurde auf dem Flugplatz mit allnn mllit&risrtich 
Bhrrn pmpfangnn. (Lebhafter Beifall.) 

Dir V p r h n n d l i i i K T o n , die wir dort gpfflhrt haben, verliefen im 
donlchar frournlschaftlirtisten Sinne. Tch qlaube, daB wir gerade für unsere 
vertricliennn Bniiern aus der Ostzone etwas in Kanada orreidit haben, daß 
sie» nämlidi dort Ihrem Berufe • - sei es für Jahre, sei os für immer •• - nadi-
cjehen Icönnnn. (Beifall.) 

I(ti hnho in Washington audi das K r i e g s v e r b r e c h e r p r o b i c m 
ancipsdinitten. Oprado hier möchte ich besonders betonen: Die Vereinigten 
Staaten haben uns zugesagt, sobald Deutschland ratifiziert hat, eine summa­
rische Nacbprüfung der Verurteilten vorzunehmen, und zwar in einem Shn-
licben Verfnhron. - unter deutscher Beteiligung —, wie es in den Ver-
trflgpn vorgpsphe'n ist. (Beifall.) Ich möchte das hier bei meinem ersten 
öffenlllfben Sprpcben seit meiner Rflcklcchr g(>rade deswegen betonen, weil 
mir von frührron dputschpn Soldaten aller RSnge oft geklagt worden ist, 
WIP sehr sie sich bedriidct fühlen, daB noch Leute jeden Grades als Ver­
urteilte in L a n d s b e r g sind, von denen man annehmen kann, daB sie 
damals unter dem Hlndniiic dps Krieges verurteilt worden sind, wo vlelleicfit 
etwas vnrsclincll der Stab gebrochen wurde. Ich glaube, unsere früheren 
doutscben Soldatcm können durchaus zufrieden sein, daB dann - - wann 
überhaupt - - auch der letzte Makel von ihnen genommen werden wird. 
(Sc>hr starker Beifall.) 

Lassen Sie mich nun pinige sehr ernste Worte an Sic rlditen. Das 
J a h r 1 9 5 3 wird aller Wahrscheinlichkeit nach eines der entscheidendsten 
Jahre der neueren Oeschichte werden. Tm .Tahre 13.53 wird die Entscheidung 
darüber fallen, ob die Periode der Kriegp. die 1914 begonnen hat, die Periode 
des heiBen und des kalten Krieges, der furchfliiiren Weiterentwicklung der 
Waffen, des Wettrüstens, der Furcht und der Sorge, Ihr Ende nimmt oder 
nicht. 

Wenn sie /u Ende geht, wenn die M a c h t v e r t e i l u n g auf der Erde 
w i e d e r e i n e a u s g e g l i r h e n e r e wird, wenn eine kontrollierte Ein­
schränkung der Rüstunaen erfolgt, wpnn Ruhe und Sicherheit an die Stelle 
von Sorge und Angst treten, dann wird für die Menschheit, insbesondere 
für das deutsrhe Volk, eine n e u e g e s e h i c h f l i c h e P e r i o d e d e s 
A u f s t i e g s , der sozialen Fortentwicklung und eines wirklichen Fort­
schritt«! von Kultur und Oesittung beginnen. Wenn wir die Art unserer 
7elt. Kriege im Sinne einer totalen 7.erst6nmg vorzubereiten und durch­
zuführen, "mit den Kriegen, dip im 19. .Tahrhnndprt gpfOhrt worden sind, 
vergleichen, dann wird man sich erst über den schrecklichen Absturz der 
Menschheit in den letzten Jahrzehnten klar. Es ist notwendig, daß jeder 
denkende Mensch • - nicht nur die zunächst politisch Verantwortlichen — 
in einer ruhigen Stunde sich einmal Rechenschaft über den Tiefstand 
unserpr Zeit, gemesspn an dpn wahren und unveränderlichen Werten des 
menschlichen Seins, gibt. (Beifall.) 

Diese Reriienschaft müssen wir uns selbst geben bei ruhigem Nach­
denken, damit wir alles, aber auch alles, was in unserer Macht steht, tun, 
um die Menschheit abzubringen von dem Wege, den sie eingeschlagen hat, 
um sie zurflckzureiBen vcm dem Abgrund, in dessen Tiefe sie zu stürzen 
droht. 

Das .Tahr Iftü'i wird diese Entscheidung bringim. Es wird ein S c h i c k ­
s a l s j a h r d e r M e n s c h h e i t werden. Fdr das deutsche Volk wird 
es mehr als für iedes andere Volk ein Schicfcsalsfahr werden. Wenn die 
Menschheit den Weg der V e r n u n f t , den Weg des R e c h t s , den Weg 
des F r i e d e n s , den Weg der F r e i h e i t wieder einschlagt, dann sind 
wir Deutsche gerettet. Wenn die Menschheit es nicht tut, dann wird der 
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Weg des deutschem Volkes in ein tiefes Dunkel hinabführen. Der National­
sozialismus hat die Brandfackel geschwungen, die alles in Brand gesetzt hat. 
Das deutsdie Volk wird jetzt vor die * Entscheidung gestellt, in diesem 
Jahre, ob es die Zeidien der Zelt wiederum nicht verstehen will, oder ob 
es begreift, daB ein gütiger Gott ihm die helfende Hand entgcqenstrcdct und 
ihm jetzt Gelegenheit gegeben wird. Entscheidendes beizutragen für den 
Frieden in der ganzen Welt. (Beifall.) 

Zwei Ereignisse sind es, die diesem Jahr 1953 schon In seinen ersten Mo­
naten ihr GeprSge gegeben haben, einmal der T o d S t a l i n s und zum 
anderen die M a g n a C h a r t a d e s F r i e d e n s , die der Präsident der 
Vereinigten Staaten am 16. April 1953 verkündet hat. (Beifall.) 

Keiner von uns weiß genaueres darüber, was in SowjetniRland vorgeht; 
aber ich glaube, wir können uns doch, wenn wir in Ruhe überlegen, wenig­
stens nin gewisses Bild davon madhen, wie letzt dort die psydioloqische 
Lage ist. Der T o d S t a l i n s hat eine g r o ß e L ü c k e In SowjctruBland 
hinterlassen. So sehr war durcii den Aufbau der Staatsmacht In Sowjet­
rußland alle Macht auf Stalins Person konzentriert, daß sein Tod Unsicher­
heit und Unruhe im staatlichen und parteilichen Gefüqe des ungchnurnn 
Landes mit sich bringen mußten. So sehr war durch eine für uns West-
enironäer ganz unvorstellbare Propaganda und durch seine Vergottnnq die 
Psyche des russischen Volkes auf seihe Person als den Inbegriff aller Macht, 
aller Voraussicht, aller Klugheit, gerichtet, daß sein Tod in dem Denken, 
Fühlen und Empfinden der russischen Volksmassen eine schwere Erschütte­
rung zur Folge haben mußte. 

Tn der Tat, das Wort Eisenhowers in seiner Rcide vom 16. April ist ridi-
tiq: mit dfim Tode Stalins ist ein Zeitabschnitt zu Ende gegangen. Das 
Sowjetsystem — so ungefShr führt er aus —, gestaltet von Stalin und sei­
nen Vorgängern, wurde aus einem Weltkrieg geboren; es überlebte einem 
zweiten Krieg, und es lebt, um einen dritten Weltkrieg vorzubereiten. 
Diese Periode" kann vielleicht • - wir hoffen os im Interpsse der Menschhoit, 
im Interesse auch des russischen Volkes - - mit dem Tode Stalins ihr Endo 
gefunden haben. Die Bindungen der neuen Führerschaft der Sowjetunion 
an das Werk und an die Person Stalins orgeben keine vollkommene Go-
bnndcnhc>it. Die N a c h f o l g e r S t a l i n s müssen sich ihre Zukunft ĉ rst 
selber schaffen. Sie können nicht das russische-Volk darauf hinweisen, wie 
Stalin da« aekonnt hat. daß er in den .lahren seiner Regierung Rußlands 
Macht und Gehietp ins Ungeheure vermehrt und ausgedehnt hat. Die np\ion 
Machthaber, die Nachfolaer Stalins, stehen jetzt vor der Wahl, ob sie don 
von Stalin betretenen Weg der Furcht und der Macht — der allerdinns 
unter Umständen, die SowjetruBIand besonders günstig waren, diosc>n 
M a c h t z u w a c h s beschert hat — einfach fortsetzen scillen auf dio Ge­
fahr hin, daß ein Zusammenstoß mit der infolqe der sowjetrussischon Be­
drohung geeinten und gestärkten freien Welt alles das gefShrdet oder 
wahrscheinlich sogar vernichtet, was sie an Macht von Stalin übernommen 
haben. Sie stehen vor der Frage, ob SIP diesen Weg gehen sollen, oder 
ob es nicht für sie auch einen anderen Weq gibt, nämlich den der V e r ­
s t ä n d i g u n g mit der freien Welt, den Weg der inneren Konsolidierung, 
die Sowjetrußland, insbesondere wegen der Lücke, die der Tod Stalins 
gerissen hat, absolut notwendig hat. 

Das ist die Lage in Sowjetrußland, wie man sie ohne viel Phantasie — 
ab^r annähernd richtig — beurteilen muß. Zu Ende aegangen ist das Zeit­
alter Stalins. Seine Nachfolger stehen jetzt vor der Entscheidung, auf dem­
selben Weg weiterzugehen öder einen anderen Weg einzuschlagen. Sie sind 
und müssen sich darüber klar sein, daß die Welt seit Stalins Herrschafts-
beginn eine andere geworden ist, daß sich unter dem Druck der sowjet­
russischen Drohungen die freie Welt in der Welse zusammengeschlossen hat, 
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kein Opfer zu sdieuen, um die Freiheit in der Welt zu retten. (Lebhafter 
Beifall.) 

Lassen Sin midi nun zu dem zweiten Ereignis Dbergehen, das diesrm 
Jahre 1053 das Gepräge gibt. Das ist die D e k l a r a t i o n B l s e n -
h o w e r s. Irh fürchte, diese Erklärung Eiscnhowers ist auch in der deut­
schon Dffimtliriikoit nicht genügend studiert und beachtet worden. Jeder 
Dtnitsche sollte diese Erklärung Satz für Satz und Wort für Wort lesen. 
Es war nicht eine oratorische Geste, aus einc-in Augenblick der Begeisterung 
geboren, sondern an dieser Erklärung ist im Weißen Haus von Elsenhowor 
persönlich lange gearbeitet, überlegt und gefeilt worden. Das ist nunmĉ hr 
das Programm der Regicning Eisenhowers für die nächsten vier Jahre. 
Ich bitte darum - • namentlich bei den grofien Entscheidungen, die wir als 
deutsches Volk auch zu treffen haben —, diese Magna Charta der Freiheit, so 
kann man die Erklärung Eisenhowers nennen, sehr genau zu studieren. 

Eisrnhowor hat eingangs seiner Erklärung festgestellt, daB die Wege der 
früheren Alliierten • - dier Sowjetunion eiaerseits und der freien Welt 
andererseits -- - sich nach diametral entgegengesetzten Richtungen entwickelt 
haben. Er hat in seiner Rede dargelegt, daß die freie Welt erwacht sei wie 
selten in ihrer Geschichte, daß sie geeint sei durch den Willen, frei zu 
bleiben, und jedes Risiko dafür auf sich nehme, und daß sie stark genug 
sei, um jeder anderen Macht zu widerstehen, Jetzt und für immer. Es ist 
ein Satz darin, der auch von jedem beachtet werden muß, daß nämlidi die 
freie Welt durch die sowjetrussisrhe Bedrohung gezwungen worden sei, 
Kriegsmaterial 7u entwickeln, mit dem man jetzt in der Lage sei, sofort 
schreckliche Wirkungen auf einen Angreifer auszuüben. Sie alle wissen, 
was damit g(>meint ist. 

Er hat aber in dieser Erklärung ausdrücklich betont, daß die freie Welt, 
Insbesond<!re die Vereinigton Staaten, bereit sei, jeden aufrichtigen und 
ehrlichen Beweis eines friedlichen Willens willkommen zu heißen, der alle 
Vfilker in die Lage versetze, ihre gemeinsamen Bestrebungen nach Recht 
und Frieden fortzusetzen. Er hat insbesondere betont, daß der Z u s a m ­
m e n s c h l u ß d e r f r e i e n W e l t n i e m a l s e i n e n a g g r e s s i ­
v e n C h a r a k t e r hatte oder haben werde, — eine Befürchtung, die hier 
und da bei uns früher geäußert worden ist. (Lebhafter Beifall.) 

Er hat aucii sehr nadidrficklich das erklärt, was wir Deutsche alle sagen 
müssen: Reden helfen nichts! Wir wollen keine Reden, die Sowjetrußlands 
Friedenswillen beteuern, sondern wir wollen r e a l e T a t e n sehenI (Bei­
fall.) Als eine solche Tat, als Test für den wirklichen Friedenswillen 
Sowjntrufliands I>ezeichnet er die Durchführung von wahrhaft f r e i e n 
W a h l e n in den beiden Teilen Deutschlands mit dem Ziele einer freien 
Wiedervereinigung unter einer freien Regierung. (Sehr starker Beifall.) 

Dann sagt er, ein weiterer Beweis für einen wirklldien Friedenswillen 
des russischen Systems sei die Rückgabe der K r i e g s g e f a n g e n e n , 
die es noch immer zurückhalte. (Stürmischer Beifall.) Sie wissen, daß das 
D(!utsrhe Rote. Kreuz die Namen von über .'100000 deutschen Kriegs­
gefangenen und verschleppten Personen, die von SowjetruBland zurüdc-
gnhalten werden, konntj von hunderttausend weiß es, in welchen i.agern 
sie sich befinden, von zweihunderttausend nicht. 

Wir sind Im Jahre 195.1. Der Krieg ist zu Ende gegangen im Jahre 1945. 
Wenn Sowietnißland es wirklich ernst meint mit dem Frieden, dann soll 
es doch endlich unsere Leute der Heimat und ihren Angehörigen zurück-
gî bcnl (Anhaltender, brausender Beifall.) 

In dieser Rede Eisenhowers und in dem Kommunique, das im Weißen 
Hdus von der amerikanischen Regierung und von der deutschen Regierung 
gemeinsam vereinbart wurde, ist ausdrücklich festgestellt, daß ein wcscnt-
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lidies Fundament für die amerikanische Politik und für den ZusammcnsdiluB 
des Westens die baldige R a t i f i z i e r u n g des Vertrages über die Euro­
päische Verteidigungsgemeinschaft sei. (Beifall.) 

So ist denn die J e t z i g e S i t u a t i o n geworden; sie hat sich noch viel 
klarer entwickelt als vor einem halben Jahr. Hier steht jetzt Sowjet-
ruBland und sagt: ich will mit den westlichen Völkern zusammenleben. Dort 
stehen die Vereinigten Staaten — hinter die sich hundertprozentig in einer 
Rede Churchill gestellt hat — und Großbritannien und sagen: der Zusam-
menschlufi Europas, die möglichst schnelle Ratifizierung des Vertrages über 
die Europäische Verteidigungsgemeinschaft ist ein entscheidendes Moment 
in unserer Politik des Widerstandes gegen SowjetruBland. 

Und jetzt möchte ich den Deutschen sehen, wie er vor der deutschen Ge­
schichte bestehen will, wenn er, well ihm unter den tausend Artikeln dieser 
oder jener nicht gefällt — mir gefällt auch dieser oder jener nicht —, 
saqt: nein, wir mächen nicht miti Das kann Folgen haben von einer un­
erhörten Tragweite. Darum steht das deutsche Volk jetzt mit der Frage 
der R a t i f i z i e r u n g dieser Verträge vor einer E n t s c h e i d u n g 
g r ö ß t e n A u s m a ß e s für seine Zukunft und für die Zukimft Europas 
und für Frieden und Freiheit in der Welt. (Beifall.) 

Aber Amerika geht noch weiter. Es schlägt eine allgemeine Abrüstung, 
eine kontrollierte Abrüstung vor. Es schläqt vor, die XJNO mit Mitteln zu 
versehen, damit sie Aber die Wahrun<T des Rechts unter den Völkern wachen 
kann. Es schlägt dann weiter vor, einen Teil der so ersparten Kosten in 
einen allgemeinen Fonds zu tun, aus dem dann durch den Bau von Woh­
nungen, Krankenhäusern und Schulen den Völkern geholfen werden kann, 
und aus dem dann die Völker, die unter dem Krieg gelitten haben, wieder 
zur Wohlfahrt emporgefflhrt werden können. (Beifall.) Ich bitte Sie — und 
Ich glaube, unsere Partei hat insbesondere die Aufgabe, das zu tun —, die 
deutsche Ö f f e n t l i c h k e i t a u f z u k l ä r e n über die Lage, in der sich 
in diesem Jahr das deutsche Volk befindet. 

Man stelle sich doch einmal vor, Deutschland würde nicht ratifizieren. 
Was wäre die Folge? — Ein Zusammenbruch nicht nur unserer bisherigen 
Politik, sondern auch ein Zusammenbruch der Politik der freien Völker der 
Welt, — und das wiederum herbeigeführt durch die Dummheit und die 
Unfähigkeit des deutschen Volkes, zu sehen, was notwendig ist, und es zu tun. 
(Beifall.) K a n n d e n n e i n e r g l a u b e n , d a ß m a n d e m d e u t ­
s c h e n V o l k e n o c h w e i t e r h e l f e n w ü r d e , w e n n d u r c h 
s e i n e S c h u l d In i r g e n d e i n e r I n s t a n z d e r Z u s a m m e n ­
b r u c h d i e s e r P o l i t i k h e i r b e i g e f ü h r t w ü r d e ? Liegt es da 
nicht ganz nahe, zu sagen: Nun, wenn das deutsche Volk nicht will, dann 
müssen wir uns halt mit SowjetruBland schließlich verständigen ohne 
Deutschland. Was das aber bedeutet, das hat Sowjetmßland in den ver­
schiedenen Noten vom Herbst 1952 sehr klar dargelegt. Da hat es ja ver­
langt, daß ein Friedensvertrag unter den früheren vier Alliierten ohne 
Hinzuziehung Deutschlands beschlossen werden soll auf dem Boden der Be­
stimmungen des P o t s d a m e r A b k o m m e n s . 

Das Potsdamer Abkommen bedeutet den Unterganff, die Sklaverei des 
deutschen Volkes. Wie die Dinge nun einmal liegen, kann darüber gar kein 
Zweifel bestehen. Wenn wir uns nicht eingliederten in die starke Welt 
der Freiheit des Westens, wenn etwa die Leute, die die Verantwortung 
dafür haben, den törichten Versuch unternähmen, uns in unserer Schwäche 
als n e u t r a l e s L a n d — dessen Neutralität von Sowjetrußland und den 
Vereinigten Staaten zu garantieren wäre — mitten in diesem Spannungs­
feld liegen zu lassen, dann wären sie auch dafür verantwortlich, wenn das 
deutsche Volk in wenigen Jahren ein S a t e l l i t e n s t a a t SowjetruBlands 
würde. Diejenigen, die so denken, die sollten einmal zu den Vertriebenen 
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und dra FlOditlinqen aus der Sowlotzonc grhpn (starker Bftifall), sin soll­
ten denen mal ihre politisdion Gedanken und Thesen vortragen. 

Hs lag mir daran, mit großem Ernst 7n Ihnen zu sprpchen; denn din 7clt 
und d<o Stundo sind ernst. Es fallen in Wahrholt Jetzt E n t s c h e i d u n g e n 
v o n u n g e h e u r e r T r a g w e i t e fOr eine nicht abzusehende Zukunft. 
Ich kann nur nochmals wiederholen, was ich eben gesagt habe: Ist es nicht 
ein gütiges Cinschiclc, das dem deutschon Volke •— das durch dc>n Natinnal-
soziälismus soviel Unheil In die Welt gebracht hat — jetzt dic> Möglichkeit 
albt, für Freiheit und Friedcm nicht nur für sich selbst, sondern auch für 
Europa und für die ganze Welt einzutreten. (Beifall.) 

Wir dürfen die Frage der EuropSischcn Verteidigungsgemeinschaft nicht 
allein unter dem gegenwartigen Spannungszustand betrachten. Wiir müssen 
daran denken, daß dieses Europa, in dem wir unsere Heimat haben, in dem 
das Christentum die PrSgung bekommen hat, die uns Deutschen die an­
gemessene ist, so zerrisen und so zerstückelt ist - - wBhrend dort der un­
geheure Sowietblock steht - -, daB es nicht weiter bestehen kann; es würde 
zucfTunde gehen. Darum müssen wir auf dem Wege über die Europäische 
Verteidigungsgemeinschaft zu der p o l i t i s c h e n G e m e i n s c h a f t für 
ganz Europa kommen. (Beifall.) 

Gerade unsere J u g e n d hat dafür ein Gefühl, weil sio weiß, daß ihre 
7.ukunft in einem vereinigten Europa liegt. (Beifall.) Sic weiß aber auch, 
daß ihre Zukunft eng, trübe und finster sein wird, wenn sich dieses Kuntpa 
nicht «inigt. 

Darum glaube ich, wir handeln getreu nach unseren christlichen Grund­
sätzen für die Freiheit und den Wert der Person, wenn wir alles, was wir 
tun können, daransetzen, damit unsere Kinder und Kindeskinder in Freiheit 
und Menschenwürde in einem geeinten Europa leben können. (Starker Bei­
fall.) 

Dieses Europa hat der ganzen Welt viel zu geben. Auch die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika würden geistig verarmen, wenn dieses Europa 
zugrunde ginae. Die Dinge in der Welt sind durch die Fortschritte der 
Technik und des Verkehrs so eng aneinandergerückt, daß jeder Teil der 
Erde an dem Schicksal des anderen beteiligt Ist. 

Wir sind die TrSger dieser Politik. Wir bleiben ihr treu. Wir wollen sie 
durchführen im Sinne unserer Prinzipienl Wir wollen sie durchführen' für 
Europa, aber auch für das deutsche Volk und für unser über alles geliebte 
Vaterland (starker Beifall), damit die Worte unserer Nationalhymne .Einig­
keit und Rocht und Freiheit* wieder Geltung bekommen für ganz Deutsch­
land. (Langanbaltender stürmischer Beifall.) 

Die Versammlung singt das Deutschlandlied. 
Präsident Schamberg 
schloß die Kundgebung um 22.45 Uhr. 
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5. Tag: Mittwoch, 22. April 1953 

Vor der Plenarsitzung fand eine Sitzung des B u n d e s p a r t e l a u s -
s c h u s s G s statt. Der BundesparteiausschuB nahm von der Fassung des 
H a m b u r g e r P r o g r a m n i s Kenntnis. Ebenso billigte er die dem Bvindes-
parteitag zuzuleitenden E n t s c h l i e ß u n g e n . 

Die nadi dem Parteistatut notwendigen V o r s t a n d s w a h l e n hatten 
In Berlin die Wiederwahl des ersten Vorsitzenden, Dr. Adenauer, und des 
stellvertretenden Vorsitzenden, Jakob Kaiser, sowie die Wahl von Bundes-
tagspräsident Dr. Ehlers, ebenfalls zum stellvertretenden Vorsitzenden, 
erbracht. DIP dem BundesparteiausschuB übertragenen Wahlen der fibrigen 
Vorstandsmitglleder waren auf den Hamburger Parteitag vertagt worden. 

Der BundesparteiausschuB besdiloB, dem Parteitag eine Ä n d e r u n g 
d e s P a r a g r a p h e n 9 des Parteistatuts vorzuschlagen, mit dem Ziel einer 
Erweiterung des Parteivorstandes und der Hinzuwahl der Vorsitzenden der 
Landesverbände, die durdi ihre Stellvertreter stimmberechtigt vertreten 
werden können. Demcmtsprechende namentliche Vorschlage wurden dem 
Vorstand unterbreitet. In einer w e i t e r e n S i t z u n g wählte der Bundes­
parteiausschuB folgende Persönlichkeiten, bzw. deren Vertreter; Albers 
rWinkelheldcl, Bauknecht rWehking), Dr. Gradl (Dr. Hofmeister), Frau Heller 
(Praetorlusl, Majonica (Benda), Samsdic (Dr. Hellwlgl, Dr. Strickrodt 
(Henrich), Wackerzapp (RSskau), Dr. Helene Weber (Frau Pietz], Dr. Zimmer 
(Prof. Dr. SOsterhenn). Die Wahl gilt bis zum Parteitag 1955. 

5. Plenarsitzung 
Die Plenar-Sltzung wurde um 10.40 Uhr eröffnet durch 

Präsident Dr. Tillmanns. 
Gegen Schluß der Plenarsitzung gestern Nachmittag war es nicht mög­

lich, daß alle Delogierten noch vollzählig hier versammelt waren. Das war 
In erster Linie darauf zurückzuführen, daß eine wichtige und dringende 
Sitzung des Bundesparteivorstandes während der Plenarsitzung abgehalten 
werden mußte. Ich bin vom Bundespartelvorstand gebeten worden, noch 
einmal ausdrücklich heute vormittag darauf hinzuweisen und gleichzeitig 
die Delegierten, insbesondere die Redner der gestrigen Plenarsitzung am 
Nachmittag zu bitten, Verständnis dafür zu haben. Tch darf damit die Bitte 
verbinden, daß wir um so mehr uns gemeinsam bemühen müssen, heute 
vormittag unsere Arbelt in guter Weise abzuschließen. 

Wir haben noch eine Reihe von wichtigen Dingen zu erledigen. Tch glaube, 
es Hegt uns allen sehr viel daran, daß diese unsere Hamburger Tagung, 
die so eindrucksvoll verlaufoi ist, auch in entsprechender Welse zu Ende 
gebracht wird. Tch habe diesen Wunsch, ich denke Sie alle auch, für die 
öffentliche Schlußsitzung, die heute nachmittag um 14 Uhr im Schau­
spielhaus stattfindet. Wir müssen uns also bemühen, die heutige Vormittags-
sltzung spätestens bis 12.30 Uhr zu Ende zu bringen. 

Es ist Ihnen wahrscheinlich bekannt geworden, daß der Herr B u n d e s ­
k a n z l e r zur Wahrnehmung dringender politischer Aufgaben bereits Ham­
burg verlassen mußte, um nach Bonn zurückziJcehren'. Ich darf also den 
Herrn Bundeskanzler für die heutige Nachmittagssitzung entschuldigen. 

Der Bundespartelvorstand hat gestern noch einmal den Herrn Bundes­
kanzler gebet«], wenn irgendmöglich bis heute Nachmittag zu bleiben. 
Aber auch der Bundespartelvorstand hat sich den wichtigen Gründen des 
Herrn Bundeskanzlers nicht verschließen können. Ich glaube, wir alle sind 

219 



davon iib(<r7.onqt, daß dnr Herr Bundeskanzler unter uns geblieben vrSre, 
wenn es sich hätte irgendwie ermöglichen lassen. 

Di(< T a g e s o r d n u n g d i e s e r S i t / u n g lautet: 

ßeschlußfassnnß über «Ums Programm 
der Christlich Demokratischen Union ffir den Zweiten Deutschen Bundestag 

Tch habe Ihnen folgende E r g ä n z u n g dieser Tagesordnung vorzu­
schlagen: 

1. Änderung des Parteistatuts, 
2. EntschlieBungen. 

Ich schlage vor, daß wir als d r i t t e n P u n k t die Beschlußfassung 
über das P r o g r a m m vornehmen. 

Der Parteitag erklärte sich mit dieser Änderung der Tagesordnung ein­
verstanden. 

Wir kommen also zum ersten Punkt: 

Änderung des Partristatuts. 
Ich darf dazu aus dem Vorstand und Partoiausschuß folgendos berichten. 

Unser Parteistatut bestimmt in § 9 die Z u s a m m e n s e t z u n g d e s 
V o r s t a n d e s : 

.Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden, zwei stellvertretenden 
Vorsitzenden, den drei geschäftsfflhrenden Vorstandsmitgliedern, dem 
Schatzmeister und zehn weiteren Mitgliedern. Für diese zehn Mitglieder 
wird je ein Stellvertreter gewählt. Der jeweilige Vorsitzende der 
Bundestagsfraktion der CDÜ/CSU gehc'irt dem Vorstand als stimm­
berechtigtes Mitglied an.* 

Nach S 7 unseres Statuts sind der Schatzmeister, die geschüftsführcnden 
Vorstandsmitglieder sowie die 10 weiteren Mitglicsder vom Bundespartol-
BusschuB zu wählen. Die 3 Vorsitzenden werden vom P a r t e i t a g gewählt. 
Das ist auf dem letzten Parteitag in Berlin vorgenommen worden. Der 
BundespartciausschuB hat in Berlin beschlossen, die von ihm zu tätigende 
Wahl det Vorstandsmitglleder auf diesem Parteitag vorzunehmen. Bei den 
Beratungen über diese Wahl, die der BundesparteiausschuB vorzunehmen ' 
hatte, hat sich folgendes ergeben: 

Bisher haben dem Bundespartelvorstand, also den 10 Mitglledom und 
Stellvertretern einige Landesvcrbandsvorsitzende angehört, dagegen andere 
Landesverbandsvorsitzende nicht, weil es wegen der beschränkten Zahl 
nicht möglich war, sämtliche Landesverbandsvorsitzende als Vorstandsmit­
glieder zu wählen. Es hat sich im Verlaufe der Arbeit des Bundespartfi-
vorslandes als dringend wünschenswert herausgestellt, dafi a l l e L a n d e s -
v e r b a n d s v o r s i t z e n d e n kraft Amtes Mitglieder des Bundespartei-
vorstandes sind. Das entspricht dem Charakter iin Aufbau unserer Partei. 

Wenn wir das beschließen, dann geben wir damit dem Bundcsparteiaus-
schuß die Möglichkeit bezüglich der Wahl der 10 Mitglieder und ihrer 
Stellvertreter, etwas weiter zu gehen. Das heißt, eine ganze Reihe von 
Freunden, die wir gerne Im Bundespartelvorstand hätten, auch Mitglieder 
der Jtmgen Union, Vertreterinnen der Frauen, der versdhiedcnen Berufs­
stände, stärker als es bisher möglich war, in der Zusammensetzung des 
Vorstandes zu berücksichtigen. Der Vorstand und der ParteiausschuB sind 
der Meinung, daß das im Interesse der Arbeit des Bundesparteivorstandos 
gut wäre. 

Aus diesen Gründen schlagen Ihnen Parteivorstand und ParteiausschuB 
vor, den § 9, den ich eben verlesen habe, dadurch zu e r w e i t e r n , daß 
die Vorsitzenden der Landesverbände bzw. im Falle der Verhinderung ihre 
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Stellvertreter kraft Amtes Milglieder des Bundesparteivorstandes sind. Das 
ist es, was Ihnen als Satzungsänderung vorgesdilagen wird. Irn übrigen soll 
der § 9 unverändert bleiben. Der § 9 würde dann folgendeimaBea lauten: 

.Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden, zwei stellvertretenden 
Vorsitzenden, drei gesdiäfisführenden VorstandsmitgUedem, dem Schatz­
meister, den Vorsitzenden der Landesverbände l ud 10 weiteren Mit- * 
gliedern. Für diese 10 Milglieder wird Je ein Stellvertreter gewählt. 
Die slcUverlretenden. Vorsitzenden der Landesverbände sind berechtigt, 
die Vorsitzenden stimmberechtigt im Vorstand zu vertreten. Der jewei­
lige Vorsitzende der Bandestagsfraktion der CDU/CSU gehört dem Vor­
stand als stimmberccfaligtes Mitglied an. 

Das ist der Antrag, der vom Parleivorstand und ParteiausschuB gestellt 
wird. 

(Der Antrag wird ohne Aussprache mit einer Gegenstimme angenommen.) 
Idi habe dann im Anschluß an diesen Punkt noch mitzuteilen, daD det 

ParteiausschuB in seiner Sitzung heute vormittag folgende Damen und 
Herren zu Mitgliedern des Vorstandes gewählt hat: 

Zunächst die 10 Mitglieder bzw. ihre Stellvertreter. 
Zu o r d e n t l i c h e n M i t g l i e d e r n des Bundesparteivorstandes sind 

gewählt worden.: 

Die Freunde Albers, Bauknecht, Dr. Gradl, Frau Heiler, Majonica, Samsche, 
Dr. StrldcTodl, Wackerzapp, Hrau Dr. Weber und Dr. Zimmer. 

Zu s t e l l v e r t r e t e n d e n M i t g l i e d e r n sind gewählt worden: 

Die Freunde Winkelheide, Wchking, Hoffmeislcr, Frau Praetorius, Benda, 
Hellwig, Henrich, Frau Röskau, Frau Pilz und Dr. Süslerhenn. 

Zum B u n d e s s c h a t z m e i s t e r hat der ParteiausschuB Oberbürger­
meister E i n s t B a c h wiedergewählL (Beifall.] 

Zu g e s c h ä f t s f ü h r e n d e n V o r s t a n d s m i t g l i e d e r n hat der 
BundcsparleiausschuB aucii wiedergewählt die Herren Kiesinger, Dr. Till­
manns und Dr. W u e r m e 1 i n g. (Beifall.) 

Der BundcsparleiausschuB hat beschlossen: Die Amtsdauei dieser so ge­
wählten Vorstandsmitglieder läuft bis ziun Bundesparteitag des Jahres 1955. 

Ich komme damit zum nächsten Punkt der Tagesordnung: 

Entschliefinngen. 

Dem Bundesparleitag sind eine Reihe von Entschließungen vorgelegt wor­
den. Mit diesen HntschlieBungen hat sich sowohl der Vorstand, als auch der 
ParteiausschuB befaßt und außerdem das von Ihnen eingesetzte Redaktions­
komitee. Ich schlage vor, daß über die vorgelegten Entschließungen einzeln 
die vom Redaktionskomitcc bestellten Berichterstatter kurz hier berichten 
und daß wir dann im Anschluß an diesen Bericht die Abstimmung über die 
jeweilige Entschließung vornehmen. 

Als erste rufe ich auf einen Antrag von Dr. Ehlers, Dr. von Brentano, 
Dr. Lehr, Schacnberg, Dr. Schröder, Dr. Wuermeling, Cillien, Dr. Krone, 
Badi, Dr. Fricke bezüglich des Wahlrechts. 

Als B e r i c h t e r s t a t t e r darf ich bitten 
Dr. Wuermeling, M.d.B.: 

Wir haben uns im Verlaufe der Beratungen im Bundestag über das Wahl­
gesetz leider davon überzeugen müssen, daß eine Mehrheit für das von ims 
gewünschte M e h r h c i t s w a h l r e c h t bei der derzeitigen parlamentari­
schen Situation nicht zu erreichen ist. 
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übet dds Büdauern, das wir darüber haben, lange zu spredicn hat wenig 
Zweck. Idi hdbu in meinem Referat liier vor dem Parteitag bereits dargelegt, 
dafi die Verhandlungen über das Wahlgesetz unter dem Leitgedanken 
stehen: s o v i e l M e h r h e i t s w a h l r e c h t d u r c h ü u s o t z u n , w i e 
h e u t e p a r l a m e n t a r i s c h e r r e i c h b a r ist, ohne daB wir das lind­
ziel dabei aus dem Auge lassen. Der jetzige Uesetzentwurt, dun die Bundes­
regierung vorgelegt hat, soll durdi einen vom Kollegen S c h a r n b e r g 
im WahlrechtsaussdiuB des Deutschen Bundestages gestellten Antrag wesent­
liche Veränderungen erfahren. Vor allem soll die draußen völlig miiiver-
standene Hiltsstimme entfallen und durch die echte Stidiwahl in einem 
zweiten Wahlgang ersetzt werden. (Beifall.) Ich glaube, gerade alle Anhänger 
des Mehrheitswdhlruchts können diese Verdeutlichung des Mehrheitswabl-
rechtsgedankens nur begrüfien. 

Idi möchte aber doch hier vor dem Parteitage einen Satz wenigstens 
bezüghdi des früheren Planes der H i l t s s t i m m e gesagt haben. L>er Vor­
wurf, der von der Opposition gemacht wurde, dali diese Hilfsstimme irgend­
wie hintergründige Absiditen verfolge, ist völlig ungcreditfertigt gewesen. 
Die Absicht dieser Uilfsstimme war ja lediglidii dem Wähler den zweiten 
Wahlgang zu ersparen und ihm die Abgabe der Stidiwahlstimme in b'orm 
der llilfsstimme schon im ersten Wahlgang zu ermöglichen. Nun ist die 
Sadie ja erledigt und gefallen. Aber leb glaube dodi, daß es widitig ist, 
diesen Punkt aus der Kabinettsvorlage, wenigstens atmosphärisdi, einmal 
riditigzustellen. 

Dann sieht der Antrag Scharnberg ein weiteres vor, was wescntlidi ist. 
Gegen den bisherigen Entwurf wurde geltend gemadit, daß die Auswertung 
der abgegebenen Stimme sowohl im Mehrheitswohlreditssektor als auch im 
Vorhältniswahlreditssektor nicht unbedenklich sei, da ja der Wähler dadurdi 
gezwungen wird, bei der Mehrheitswahl denselben Mann und dieselbe Partei 
zu wählen, wie im Verhältniswahlsektor. Deswegen sieht der Bntwurf vor, 
daQ bei der Stimmabgabe abgegeben werden 2 S t i m m e n , eine für den 
Wahlkreiskandidaten im Mehrheitswahlsektor und eine für die Listenwahl. 
Das ermöglidit also dem Wähler, nunmehr im Wahlkreis — unabhängig von 
allen politisdicn Uedankengängen — den Mann des persönlidien Vectrducns 
zu wählen und bei der Listenwahl eine politische Partei, die ihm dus son­
stigen Gründen vielleidit lieber sein. mag. 

Das sind die beiden wesentlidien Punkte, um die es bei dem Vorsdilag 
des Kollegen Scharnberg geht. Grundsätzlidi bleibt das Bild jetzt das, dal) 
wir die Hälfte der Abgeordneten in 242 Wahlkreisen, d. h. in den bisherigen 
Wahlkreisen, nach dem Mehrheitswahlrcdit wählen. Wer die absolute Mehr­
heit im Wahlgang bekommt, ist gewählt. Wenn die «bsolute Mehrheit nidit 
zustande kommt, findet eine S t i c h w a h l statt, wobei die beiden Kandi­
daten mit den höchsten Stimmziffern in die Stidiwahl kommen. Die andere 
Hälfte der Abgeordneten, auch 242, werden nadi dem Listenwahlsystem 
gewählt. £s erfolgt dann eine prozentuale Aufteilung der Mandate. 

Wir möchten nidit, daß hier auf dem Parteitag ein BesdiluB gefaßt wird, 
der nun die Fraktion bis zu den letzten Einzelheiten schon bindet. Wir 
hätten aber den Wunsdi und den Vorschlag, daß der Fraktion eine grund­
sätzliche Riditlinie in dem Sinne gegeben wird, daß auf der G r u n d l a g e 
d e s S c h a r n b e r g ' s c h e n V o r s c h l a g e s eine Abänderung des bis­
herigen Wahlrechtes erfolgt. 

Deswegen wird folgende Entschließung dem Parteitag vorgeschlagen: 
.Der 4. Parteitag der CDU bittet die Bundestagsfraktion der CDU/CSU 

sich geschlossen für eine Reform des bisherigen Wahlrechtes auf der Grund­
lage des vom Abgeordneten Scharnberg im WahlrcditsausschuB des Bun­
destages am 17. 4. gemachten Vorschlages emzusetzen. 
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Dieser Voisdilag erstrebt eine echte Synttiese zwischen den demokra-
tisüien Hechten, des Wählers und seiner Verantwortung für den Staat. Cr 
bannt die Uetanr, daU durdi die Bildung von SpUtterparteien der demoltra-
tische GedanlLe verfälscht wird. Er setzt das Personen- und Mehrheitswalil-
rcdit im beute erreichbaren Ausmafle durdt.' 

Ucr Antrag wird mit einigen Enthaltungen angenommen. 
Präsident TUlmaiuu: 

Weiter liegt ein Enlsdüießungsantrag von der Exil-CDU vor. Als Beridit-
erstatter bittet ums Wort 

Dr. GradI, Exil-CDU: 
Als Beriditerstatter des Rcdaklionskomitees habe ich Ihnen zunädist den 

Wortlaut der ersten von der Exil-CDU vorgelegten Entsdhlieflung zu verle­
sen, dur die R e p r ä s e n t a t i o n der S o w j e t z o n e im Bundestag und 
in den europäischen Gremien betriilt: 

.Die BundesrepublÜE ist der S t a a t a l l e r D e u t s c h c n , audi derer, die 
heute noch der icommunistisdien Tyrannei in der sowjetiscben Besatzungs­
zone ausgeliefert sind. Durdi Aufnahme von Sprechern für die Sowjetzone 
in den künftigen Bundestag soll das vor aller Welt und insbesondere vor 
der Sowjetzone selbst sichtbar dokumentiert werden. 

Zu diesem Zwedc und um den gesamtdeutschen Charakter des Bundestages 
sinnfällig zum Ausdrude zu bringen, soll in den künftigen Deutschen 
B u n d e s t a g eine Anzahl Männer und Frauen stellvertretend für die so­
wjetische Besalzungszone aufgenommen werden. 

Für die Repräsentation der Sowjetzone im kommenden Bundestag werden 
folgende R i c h t l i n i e n empfohlen: 

1. Dem Bundestag werden etwa d r e i ß i g S p r e c h e r für die Sowjet­
zone als Abgeordnete beigegeben, und zwar so wie die Berliner Ab­
geordneten mit Sitz ohne Stimmrecht. 

2. Die Aufteilung auf die Parteien vollzieht sich in der Weise, daß CDU, 
SPD und FDP je die gleiche Zahl der Spredier-Abgeordneten steilen. 
Die Beschränkung auf diese drei P a r t e i e n ergibt sich aus der 
Tatsadie, daß bisher ein eigener politischer Wille mit deutschem Cha­
rakter in der sowjetischen Besatzungszone nur aus den Bereichen der 
Christlidien, der Freien und der Sozial-Demokraten geltend gemadit 
werden kcmnte. 

Der Bimdesparleivorstand der Christlich Demokratischen Union Deutsch­
lands und die Bundestagsfraktion der CDU/CSU werden beauftragt, um­
gehend die erforderlichen Schritte zu unternehmen, um die Repräsentation 
der Sowjetzone im kommenden Bundestag im Sinne dieser Richtlinien herbei-
zufüliren. 

Bundesparteivorstand und Bundestagsfraktion werden weiterhin beauftragt, 
darauf zu achten und dafür einzutreten, daß die Zugehörigkeit der sowje­
tischen Besatzungszone zum freien Deutschland und damit zum freien Europa 
ihren politisdien Ausdrude auch in der Einbeziehung von Sprechern für die 
Sowjetzone in die europäisdien Gremien findet." (Beifall.) 

In dem Antrag selbst ist die Begründung sdion enthalten, so daß ich 
weitere Erklärungen dazu nicht zu machen brauche mit Ausnahme der folgen­
den Feststellung: Die Verwirklichimg dieses Antrages macht, wie eine 
gründliche Aussprache bzw. wiederholte Aussprachen gezeigt haben — audbi 
gestern im Bundesparteivorstand — noch eine Reihe von Staats- und ver-
tassungsrechtlidien Überlegungen notwendig. Dabei muß man sich darüber 
klar sein, daß rechtliche Fragen in diesem Falle mit anderen Maßstäben 
zu mcssscm sind als sonst. Denn das, was seit 1945 in der Sowjetzone und 
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an der Sowjetzone cjcsdiehen ist und was dort heute nodi gesdiieht, hat mit 
Kcdit, SU wie es der normale Mensdienverstand zu verstehen pflegt, absolut 
nichts zu tun. Unter diesen Umständen braudicn wir auch in formal-
rcditlidien Dingen jedenfalls nicht allzu empfindlich zu sein. (Dr. Hhlcrs: 
Gerade darum!) 

Auf Vorschlag des Bundcsparteivorstandcs und der Redaktionskommission 
wird nunmehr dem Bundesparteitag vorgeschlagen, den Antrag dem B u n -
d e s p a r t e i v o r s t a n d zu überweisen zur Prüfung, in welcher Weise 
eine Kcprasentation des ganzen deutschen Volkes im Parlament geschaffen 
werden kann. (Beifall.) 
Präsident Dr. Tillmanns: 

I£s wird vorgeschlagen, diese Entschlicfiung, die nicht zuletzt auch auf 
Grund von entsprechendem Wünschen unserer Freunde des Landesverbandes 
Oder-Neiße noch einmal einer gründlichen Prüfung bedarf, dem Bundus-
parteivorstand zu überweisen zur Prüfung darüber, in welcher Weise eine 
Repräsentation des ganzen Deutsdilands im Parlament geschaffen werden 
kann. (Beifall.) 

Wird dazu das Wort gewünscht? 
Ein Delegierter 

(Name nicht bekanntgegeben): 
Ich bedauere lobhaft, daß die letzte Entschließung den Delegierten nicht 

wenigstcms gestern abend schon schriftlidti zugeleitet worden ist; man hätte 
sich darüber einige Gedanken machen könncm. Aus dem Stegreif kann mein 
zu einem solchen Antrag schlecht Stellung nehmen. Ich möchte bitten, daß 
in Zukunft diese Antrage den Delegierten wenigstens am Abend vorher 
zugeleitet werden. 
Präsident Dr. Tillmanns: 

Ich glaube, daß diese Ausführungen durchaus berechtigt sind. Es wäre 
auch unser Wunsch bzw. der Wunsch der Tageslcitung gewesen, die Ent­
schließungen rechtzeitig vervielfältigt vorzulegen. Es war einfadi deshalb 
nicht möglich, weil bezüglich der zu machcmden Vorsdilägc und audi dci 
von der Redaktionskommission zu beschließenden Fassung bis zur letzten 
Minute buchstäblich gearbeitet worden ist. Ich bitte Sie dafür Verständnis 
zu haben. Gerade der RcdaktionsausschuB war vor allen Dingen durch die 
außerordentlich große und umfangreiche Arbeit an dem Wahlprogramm der­
artig belastet, daß die Damen und Herren dieses Ausschusses buchstäblidi 
Tag und Nacht gearbeitet habcm. Ich bitte also mit Rücksicht auf d\ese 
Umstünde in dicsc>r Angelegcmheit Nachsicht zu üben. Sie werdcm sehcm, 
daß alle weiteren Entschließungen verhältnismäßig kurz sind, so daß der 
Inhalt, auch wenn sie vorgelesen werden, von allen Beteiligten im großen 
und ganzen gewürdigt werden kann. 

Zu dem Bericht von Dr. Gradl erhält das Wort 

Dr. Seffrin: 
Noch etwas, das mich persönlich berührt, und zwar, daß wir als Vertretung 

10 Leute von der CDU, 10 Leute von der FDP und 10 Leute von der DP 
benennen. (Dr. Kiesinger: Nein.) 

Präsident Dr. Tlllmanns: 
Zur Prüfung aller dieser Fragen soll der Antrag dem Vorstand überwiesen 

werdim. Ich glaube, es ist nicht zweckmäßig, daß wir hier Jetzt in eine 
Einzeldiskussion eintreten. 

Die Überweisung des Antrages an den Vorstand wird bei einer Gegen­
stimme und einigen Enthaltungen angenommen, 
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Dr. Gradl: 
Es liegt ferner ein A n t r a g vor, der die Einsetzung einer K o m m i s ­

s i o n d e r V e r e i n t e n N a t i o n e n , gegen die kommunistisdien Terror­
akte in der Sowjetzone betrifft. Er hat folgenden Wortlaut: 

.Der politisdie Kampf um die Befreiung der sowjetisdicn Besatzungs­
zone Deutschlands fordert, dafi die Aufmerlcsamiceit der Welt in erhöhtem 
Maße auf die V e r b r e c h e n g e g e n d i e M e n s c h l i c h k e i t ge­
lenkt wird, die ständig von den kommunistisdiao. Macbthabern in der 
Sowjetzone begangen werden. Die Urheber und die Helfershelfer der 
Verbredien des Pankower Systems müssen wissen, daß ihre Untaten 
immer wieder vor das Forum der Welt gestellt und daß ihre Terrorakte 
und Verbredien auch im einzelnen ständig geprüft und verfolgt werden. 
Der Bundesparteivorstand und die Bundestagsfraktion der CDU/CSU 
werden deshalb ersucht, bei der Bundesregierung dahin zu wirken, sie 
möge bei den Mächten der freien Welt darauf dringen, daß die Vereinten 
Nationen eine besondere und ständige Kommission damit befaßt." 

Ein besonderes Wort der Erklärung oder Begründung ist, glaube idi, in 
unserer Gemeinsdiaft nicht mehr notwendig. Wenn es überhaupt nodi eines 
Beweises dafür bedurft hätte, daß es einem solchen gründlidien Nachgehen 
gegenüber den ständigen kommunistischen Terrorakten in der Zone bedarf, 
dann ist es die Tatsache, daß ab 1. Mai in der Sowjetzone viele hundert­
tausende von Menschen einfach um ihre Lebensmittelkarten gebradit werden 
und vor die Frage gestellt sind, wie sie überhaupt die notwendigsten 
Lebensmittel beziehen sollten. Das ist wohl Beweis genug dafür, daß es 
einer solchen Initiative bedarf, 

Bundesparteivorstand und Redaktionskomitee schlagen deshalb dem Par­
teitag vor, die Entschließung so, wie sie Ihnen vorgelesen worden ist, an­
zunehmen. (Beifall.) 

Der Antrag wird vom Bundesparteitag einstimmig angenommen. (Beifall.) 

Als Berichterstatter über einen Antrag des Landesverbandes Berlin zur 
Frage der Unterstützung Berlins erhält das Wort 

Kurt G. Klesinger, M.d.B.: 
Der Landesverband Berlin hat folgenden Entscfaließungsentwurf ein­

gebracht: 
.Der Buodesparteitag d a n k t dem Kanzler und der Bundesregierung 
für die bisherige HiUe, die Berlin in seinem Existenzkampf gestützt hat. 

Zur dringend nötigen, w e l t e r v e r s t ä r k t e n H i l f e gehört es, 
die Konsumkraft Berlins zu erhöhen, die Eigenmittel seiner Unter­
nehmen zu verstärken, einen zusätzlichen. Anreiz für die Betätigung-von 
Uatemehmen und qualifizierten Arbeitskräften in Berlin zu bieten, um 
dadurch die drückende Arbeitslosigkeit zu lindem. 

Der Parteitag setzt sich für diese Forderung ein und verlangt daher 
die baldige Vorlage eines steuerpolitischen Fördenmgsprogrammes, 
welches die Eiidcommen- und Lohnsteuer in Berlin gleichermaßen und 
wesentlich senkt; die Einführung der Frachtbasis Helmstedt und die Er­
streckung der Altbankoigesetzgebung auf Berlin. 

Berlin hat Sdliäden erlitten, die schwerer sind als die Schäden der 
Notstandsgebiete des Westens. Trotz dieser unvergleichlichen Belastung 
sind Berlin politische Aufgaben gesetzt, für deren Erfüllung das 
deutsche Volk dankbar ist. Deshalb wollen wir, daß ein Weg beschrit­
ten wird, der es Berlin ermöglicht, seinen Kampf um die Freiheit aus 
eigenen Kräften weiterzuführen und zu bestehen.* 
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Der Bundesparteivorstand, der Partciausschul) und das Redaktionskomitee 
liaben sidi mit der üntsdilleBung betaDt. Sie sind übereinstimmend zu dem 
hrgetmis gekommen, die Annahme dem Parteitag zu emplehien. (BeifalL) 

Der Antrag wurde einstimmig vom Bundesparteitag angaiommen. (Beitall.) 
Zu einem lintsdilieBungsantrag einiger Berliner Freunde zur Frage der 

L e i b e s ü b u n g e n in Deutschland erhielt als Berichterstatter das Wort 
Bundesgeschttitsftthrer Dr. Hede: 

Einige Freunde aus Berlin haben zur Frage der Leibesübungen folgenden 
Antrag gestellt: 

.Der deutsche Sport hat in den vergangenen Jahren viel dazu bei­
getragen, die Isolierung Deutschlands zu überwinden. Die Einladung 
Duutschliinds zu den Olympischen Spielen und die Teilnahme an zahl­
reichen internationalen Wettkampfen haben mitgeholfen, den King des 
Militrauuns zu sprengen und die Bande der Freundschaft neu zu knüp-
ten. Unsoc Dank gilt all denen, die in ritterlichem Kampf Achtung und 
Vertrauen für unser Land zurückgewcnmen haben. Die Christlich Demo­
kratische Union ist entschlossen, das A n s e h e n d e s S p o r t s in der 
Utfentlichktiit soweit zu fördern, wie es in ihren Kräften steht. Dei er­
zieherische Wert \md die Bedeutung der Leibesübungen für die Gesund­
heit jedes einzelnen können nicht genug betont werden. Wir richten 
unser Augenmerk deshalb vor allem auf die s p o r t l i c h e B r e i t o n ­
a r b e i t . Nur aus ihr wachsen Spitzenleistungen, mit denen wir bei 
inlematiundlen Wettkämpfen bestehen können. Um sie zu f ö r d e r n , 
ruit die Christlich Demokratische Union Bund, Länder und Uemeindcn 
auf, in gemeinsamer Bemühung mehr Sportplätze, Schwimmbäder unil 
Turnhallen zu schaffen. 

Unsere besondere Bitte gUt auch hier der Unterstützung B e r l i n s . 
Wie dbi Sport im internationalen Rahmen dem allgemeinen Interesse 
Deutschlands dient, so sollte er auch innerhalb Deutschlands durch häu­
figere Bunutziug der Olympischen Sportstätte Berlins dieser schwer­
geprüften Stadt in ihrem Kampf hellen, dessen Ausgang über unser 
dller Sdiidksal entscheidet. 

Um der hohen Bedeutung der Leibesübungen für unser öffentliches 
Lebern gerecht zu werden, wird die Christlich Demokratische Union 
im neugcwdhltcm B u n d e s t a g die Errichtung eines . A u s s c h u s s e s 
für F r a g e n d e r L e i b e s ü b u n g e n " beantragen.* 

Bundcspartcivorstdnd, BundesparteiausschuD iind Redaktionskomltnc emp-
fiihlen die Annahme dieses Antrages. (Beifall.) 

Der Antrag wurde bei einigen Enthaltungen angenommen. 
/ u einem EntschlieBungsantrag der Vorsitzenden des K u l t u r p o l i t i ­

s c h e n A u s s c h u s s e s erhielt als Berichterstatter das Wort 
Dr. Heck: 

Die beiden Vorsitzenden des Kulturpolitischen Ausschusses, Professor 
Stier und Dr. Hoff mann, haben folgende Entschließung eingebradit: 

.Alle praktische Politik der Christlich Demokratischen Union gründet 
auf dem I'undament einer Kulturpolitik, die die v o n G o t t g e s e t z ­
t e n O r d n u n g e n ehrfürchtig achtet. 

?.u diesen Ordnungen gehört das n a t ü r l i c h e R e c h t d e r 
E l t e r n , die Erziehung ihrer Kinder entsprediend ihrer Verantwor­
tung vor Gott zu bestimmen. Dieses Recht darf durch keine staatlichen 
Gesetze eingeschränkt werden. Wo von den Eltern private den öffent­
lichen Schulen vorgezogen werden, haben sie Anspruch auf gleiche 
finanzielle Förderung. 
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Dei Parteitag der Christlich Demokratisdien Union stellt mit Befrie­
digung fest, da£ die sdiwersten geistigen Schäden unseres deutsdien 
Schulwesens aus der nationalsoziaiistisdien Zeit und der von ibr ver-
sdiuldeten Kiiegszeit überwunden werden konnten, und dafi aucb eine 
erbeblidie K o o r d i n i e r u n g zwischen den Ländern, fortschreitend 
stattgefunden bat. 

Diese Arbeit muß fortgesetzt werden. Ihr Ziel muß ein o r g a n i s c h 
g e g l i e d e r t e s S c h u l w e s e n sein, das klare eigenständige For­
men aufweist. 

Der Kulturpolitische Ausschuß der Bundespartei wird beauftragt, durch 
ein arbeitsfähiges Gremium auf längere Sidit hin luter Heranziehung 
bester FacUuäfte die Grundlinien eines firziehungs- und Bildungs­
programms für Sdhule und Hodiscfaule zu erarbeiten, das die Unruhe 
und das Experimentieren durch echte neue Formung beendet und das 
der deutsdien Jugend hilft, die auf sie zukommenden- Aufgaben zu be­
wältigen.* 

Der Bundesparteivorstand, der BundesparteiausschuB und die Redaktions­
kommission empfehlen dem Parteitag diese Entscbließung. (BeifaU.) 

Der Antrag wurde einstimmig angenommen. (Beifall.) 
Zu einem Entschließungsantrag des Landesverbandes Hamburg zur 

S o z i a l v e r s i c h e r u n g erhielt das Wort als Berichterstatter 
Heinridi Lttnendonk: 

Der Landesverband Hamburg hat folgende Entsdüießung eingebracht: 
.Der Landesvorstand Hamburg der Christlich Demokratischen Union 

lenkt besonders nachdrücklich die Aufmerksamkeit des Bundespartei­
tages auf den von der SPD herausgegebenen Sozialplan, der im dia­
metralen Gegensatz zu der von der Bundesregierung so erfolgreich 
durchgeführten sozialen Marktwirtsdiaft steht. Unsere Partei hat sich 
in Übereinstimmung mit den anderen Parteien der Regierungskoalition 
sdion in der Bimdestagssitzung vom 21. Februar 1962 mit erfreulldier 
Deutlldikeit gegen die — nunmehr aucii im Sozialplan zutage getre­
tenen — Abslditen der SPD auf Umwandlung der in zwei WelUcrlegen 
hervorragend bewährten deutschen S o z i a l v e r s i c h e r u n g in eine 
allgemeine Staatsbürgerversorgung und einen allgemeinen Gesundheits­
dienst ausgesprochen. Das ist aus der Erkenntnis gesdiehen, daß unsere 
Sozialversicherung als Versidierung mit Reciitsansprudi vernichtet wer­
den würde, wenn die Unterschiede zwischen Versicherung, Versorgung 
und Fürsorge beseitigt werden unter Ausweitung des Versorgungs­
zwanges auf das ganze Volk. 

Leider scheinen uns aber in den vom Bundestag verabschiedeten 
Sozialversicherungsgesetzen wie schon im Sozialversicherungs-Anpas-
sungsgesetz des früheren Wirtschaftsrats nicht diese konstruktiven Ge­
danken enthalten zu sein. Wir bitten deshalb, zur Klarstellung der von 
unserer Partei im neuen Bundestag zu vertretenden Sozialvefkicherungs-
politik den Bundesparteitag folgenden Beschluß zu fassen: 

a] Es ist ein A u s s c h u ß aus sachverständigen Persönlichkeiten zu 
bilden, die außer von der Bundesparteileitung von den Landes­
verbänden zu nominieren sind; 

b] Bei der Auswahl der Sachverständigen sollen neben den Sozial-
politikem auch die W i r t s c h a f t s - und F i n a n z p o l i t i k e r 
unserer Partei berücjcsichtigt werden, da der Verlauf der Gesetz­
gebung gezeigt hat, daß durch die Vorgänge auf dem Gebiete der 
Sozialversicherung auch die Wirtschafts- und Finanzpolitik des 
Bundes erheblich berührt werden.* 
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Gestern hat sowohl in dem einleitenden Ruforat Herr Bundestagsabge­
ordneter Johannes A1 b e r s wie audli versdiicdene Diskussionsredner aus-
gctührt, dafi die deutsdie Sozialversidierung in ihrer gegliederten Form 
beibehalten werden soll, dafi andererseits aber, um einen Oberblidc über die 
Leistungen und die AuswirlLungea der verschiedenen Versidierungs-, Vcr-
sorgungs- und l'ürsorgezweige zu erhalten, die Durchführung einer S o z i a l -
c n q u e t e erlordcrlich ist mit dem Ziel einer Reform der Sozialversidie­
rung. 

Der B u n d e s a u s s c h u ß für S o z i a l p o l i t i k hat sicii am 23. Fe­
bruar mit der gleichen Frage befaßt imd hat da schon die Sozialenquete ge­
fordert. Jüdentalls haben die S o z i a l a u s s c h ü s s e auf ihrer Bundes­
tagung am 28. 2. und 1. 3. 1953 einen ähnlicfami Antrag gestellt. Ich bin 
der Auffassung, um die Verfilzung der Gesetzgebung zu beseitigen und die 
Dberschneidung der Leistungen zu beheben und eine bessere Übersicht 
zu bekommen, ist Voraussetzung die Sozialenquete, um damit zu einer 
wirksameren und besseren Ililfe für die wirklich Scfautzbedürftigen zu ge­
langen. 

Der Bundesparteivorstand und auch die Redaktionskommission haben sich 
mit der Entschließung des Landesverbandes Hamburg befaßt. Hs wird ge­
beten, daß der Parteitag dieser Entsdüießung zustimmt. 

Der Autrag wurde einstimmig angenommen. 
Zur nächsten Entschließung auf Antrag des Landesverbandes Hamburg 

betr. allgemeine V e r k e h r s - u n d S c h i f f u h r t s p o l i t i k , erhielt das 
Wort 

Erik Blumenfeld, M.dJ.: 
Es liegt leider in der Natur eines so konzentriert arbeitenden Parteitages, 

daß manche l'hcmcn und Sorgen, die besser und ausführlicher hätten dis­
kutiert werden sollen, nicht zur Diskussion gebracht werden konnten. So ist 
es aucii mit der allgemeinen Verkehrspolitik geschehen. Es ist nicht so, 
daß der BundeswirtschaftsausschuB unserer Partei und der Verkehrsaus­
schuß sich nicht eingehend etwa mit der vcrkehrspolitiscfaen Lage befaßt 
hätte. Es ist in vielen Sitzungen zur Verkehrspolitik Stellung genommen 
worden und große Beratungen haben stattgefunden. 

Wir sind jedoch zusammen mit dem Bundesparteivorstand und dem Bundes-
parteiaussdiuß der Auffassung, daß die allgemeine Verkehrspolitik \md die 
G e s a m t k o n z e p t i o n , die dringend erforderlich und erwünscht wäre, 
doch noch, einer näheren Überprüfung bedarf, bevor sie in Form einer Ent­
schließung vorgetragen wcrdcm kann. Gerade unter den gestern von unserem 
Freunde Etzcl dargelegten Ausführungen zur Wirtsciiaitspolitik wollen wir 
unter dem (jKsichtspunkt einer, a r b e i t s t e i l i g e n W i r t s c h a f t , ebenso 
in der Vcrkchrspolitik, eine Zusammenarbeit unter den Gesichtspunkten 
echter Wettbewerbsfähigkeit und Arbeitsteilung herbeiführen. Daß hierbei 
insbesondere das große und sorgenvolle Problem der B u n d e s b a h n uns 
am Herzen liegt, möchte ich ausdrücklich erwähnen. (Beifall.) 

Bundesparteivorstand und Bundesparteiausschuß sind daher zu der Auf­
fassung gelangt, daß die erarbeitetem Ergebnisse, die sehr eingehend und 
weitgehend girtürdcrt sind, nunmehr in den kommenden Wociien einer wei­
teren Prüfung und Ausarbeitung bedürfen und daß dann die CDU hier zur 
Verkehrspolitik in der geeigneten Form nodi Stellung nehmen wird. 

Bundesparteivorstand und Bundesparteiausschuß sowie das Redaktions-
komitec haben jedoch zu den besonders dctuellen Fragen unserer H a n -
d e l s s c h i f f d h r t u n d g r o ß e n S e e h ä f e n Stellung genommen, und 
zwar aus der Gesamtkonzeption unserer Partei heraus, der europäischen 
Aufgabe und der Aufgabe, die unsere Ilandelsschiffahrt hat, Botschafter 
guten Willens unserer Arbeitsleistung und der Arbeitsleistung des deut­
schen Volkes. 
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Daher darf Ich namnns und im Auftrage dns Bundcspartciaussdiusscs 
Ihnen folgende Entschließung zur Annahme empfehlen: 

„ H a n d e l s s c h i f f a h r t . 
Der "Winderaufbau der deutsähen Handelsflotte als besonders widi-

tlger Devisenbringer hat durÄ die gemeinsamen Anstrengungen aller 
Beteiligten in wenigen Jahren einen bcaditlidien Anfangserfolg er­
zielen können. Jetzt handelt es sidi darum, diesen Brfolg zu sidiem und 
auszubauen. Zur Erreichung dieser beiden Ziele ist erforderlidi: 

1. E r s a t z flberalterter Sdiiffc, insbesondere mittels steuerlidier 
FörderungsmaBnahmen. 

2. Die stetige Fortsetzung der N e u b a u t ä t i g k e i t im AnsdiluB 
an das Programm 1952/54, damit ein organischer Ausbau der deut­
schen Handelsflotte in allen ihren Teilen gewährleistet wird. 

3. Die weitere Bereitstellung von W i ed e rau f b a u d a rl e h en 
nach unveränderter Maßgabe der Vorschriften des Gesetzes vom 
27. September 1950. 

4. Die Erschließung von öffentlicJien oder privaten steuerlich bc>gün-
stigten F i n a n z i e r u n g s q u c l l e n , aus denen der durch 
Wiederaufbaudarlehcn nicht gedeckte Teil der Neubaukosten ent­
nommen werden kann. 

5. W e t t b e w e r b s f ä h i g e P r e i s e für den- Schiffbau im Ver­
gleich zum internationalen Stand. 

6. K a p i t a l m f i ß i g e S t S r k u n g der Schiffahrtsuntemehmen, da­
mit sie im internationalen Konkurrenzkampf bestehen könncm. 

7. Eine S o z i a l p o l i t i k , die der besonderen Lage und Eigenart 
der Seeschiffahrt gerecht wird. 

Noch ist die deutsche Handelsflotte nicht groß und modern genug, um 
In jedem Falle die Befriedigung der seewärtigen Verkehrsbedürfnisse 
der deutschen Volkswirtschaft" gewährleisten zu können. Ohne un­
bedingte Sicherung der Einfuhr von Lebensmitteln und Rohstoffen und 
der Ausfuhr von Ferticrwaren aber ist die Existenz des deutschen Volkes 
nicht gesichert. Die CDU hält es daher fOr unerläßlich, die deutsche 
Handelsflotte gemäß den vorstehenden sieben Forderungen weiter aus­
zubauen und ihr hierfür jegliche Förderung zuteil werden zu lassen. 

S e e h ä f e n . 
Eine aktive deutsifhe S e e h a f e n p o l i t i k ist die weitere Voraus­

setzung für den Aufbau der Handelsflotte. Ohne Basishäfen und ent­
sprechend großes tadungsaufkommen ist ein wirksamer und rentabler 
Einsatz der deutschen Handelsscfhiffahrt nicht möglich. Die Aufgaben 
der größten deutschen Seehäfen H a m b u r g und B r e m e n sind euro­
päischer Natur. Aus der gesamtpolitischen Entwicklung hĉ raus hat sich 
die verkehrsDolitische Situation Hamburgs und auch Bremens grund­
legend aeändert. Sowohl der Bund als auch das übrige Europa werden 
diesen Tatsachen Rechnung tragen müssen. Der Hafen Hamburg muß 
sich mit europäischer Unterstützuna bereithalten, für dem Augenblick 
der Wiedervereinigung mit dem Osten und damit der Aufnahme nor­
maler Handelsbeziehungen.* 

Bundesvorstand, Bundesparteiausschuß und Redaktionskomitee empfehlen 
Ihnen die Annahme dieser Entsdiließung. (Beifall.) 

Zu diesem Antrag erhielt das Wort 
Valentin Brttdc, Rheinland: 

Wir haben soeben dip Ausführungen, insbesondere über die Schiffahrt, 
gehört. Auch die Bundesbahn hat in diesem Zusammenhang einige Worte 
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gewidmet bekommen. Ich mödite den Antrag unter dem laufend«! Punkt 
unseres Freundes dahin erweitem, daß noch aufgenommen wird unter 
Punkt 8 eine echte K o o r d i n i e r u n g des Vc>rkehTS nach den Verkehrs-
erfordcrnIssc>n aiif B u n d e s e b e n e . Das scheint mir auBerordentllch 
wichtig zu sein bei dem Wirrwarr, der zur Zeit immer noch im Verkehr 
besteht. 

Ich möchte Sie bitten, daß Sic auch Im Interesse des größten Unternehmens 
Europas, nSmllch der deutschen B u n d e s b a h n , die 540 000 Menschen 
beschäftigt und mit ihren Familienangehörigen rund 2 Millionen Menschen 
umfaßt, auch diesem Porsoncnkrc*is in etwa Rechnung tragen. Das ist partei­
politisch unbc>dingt notwendig. Der Vorkehr Ist überall die Verbindung zur 
Welt. (Beifall.) 

Erik Blamenfeld: 
Ich unterstütze selbstverständlich sehr, was eben gesagt wurde. Nur darf 

ich darauf aufmerksam machen, daß wir das nicht formell unter Punkt 8 
bringen können. Die sieben Punkte beziehen sich ausdrücklich auf die 
Schiffahrt. Die Aufgaben der Schiffahrt sind in diesem Falle nicht zu ver­
wechseln mit dc>n besonderem Aufgaben der Bundesbahn. Es müßte schon 
ein Zusatz zur allgemeinen Entschließung gemacht werden, der dieses Thema 
als Sondersatz behandelt. 

Der Antrag des Landesverbandes Hamburg vnirde mit einigen Enthal­
tungen angenommen. 

PrSsident Dr. Tillmanns: 

Damit sind die EntschließungsantrSge, die vorgplcgt worden sind, erledigt, 
und zwar alle dlefc^nigen, die rechtzeitig dem Bundesparteivorstand, dem 
Bundesparteiausschuß und dem Redaktionsaussrimn zugeleitet wurden, 

Es ist mir soeben noch ein Entschließungsantrag des Landesverbandes 
N i e d e r s a c h s n n vorgelegt worden. Im Hinblick auf die Bedeutung 
dieses Antrages bitte ich sie um die Zustimmung, daß ich ihn hiermit zur 
Behandlung stelle, obwohl er, wie gesagt, bisher nicht den geschäftsordnungs-
müßigen Gang durchlaufen konnte. Der Entschließungsantrag des Landes­
verbandes Nindersachsen lautet: 

.Der Bundesparteitag unterstützt die Forderungen der G r e n z -
b e v ö l k e r u n g nach erhöhter Sicherheit im Zonenc^renzgebiet durch 
sofortige Verstärkung des Bundesgrenzschutzes.* (Beifall.) 

Der Antrag wurde vom Bundesparteitag einstimmig angenommen. (Beifall.) 

Präsident Dr. Tlllmanns: 

Ich habe zu dem Punkt . S a t z u n g s a n d e r u n g e n * noch eine Mittei­
lung zu machen. Bitte entschuldigen Sie, daß ich das vergessen habe. Bei der 
Neuwahl zum Vorstand ist der Bundesparteitag davon ausgegangen, daß das 
bisherige Mitglied des Bundesvorstandes, Fraulein Dr. G r ö w e 1, Ham­
burg, sich nicht mehr in der Lage sah, ihre Aufgaben im Bundesparteivor­
stand weiterzuführen. Fräulein Dr. Gröwel übernimmt namllch das Amt 
eines Konsuls der deutschen Bundesrepublik im Staate Texas in den Ver­
einigten Staaten von Nordamerika. (Beifall.) 

Ich benut/e diese Gelegenheit, ihr für ihre künftige Tätigkeit unsere 
herzlichsten Glückwünsche auszusprechen, und benutze die Gelegenheit 
außerdem, ein weiter Versäumtes nachzuholen, ndmlich all den Damen und 
Herren, die bisher im B u n d e s p a r t e i v o r s t a n d mitgearbeitet haben 
und die zukünftig dem Bundesparteivorstand nicht mehr angehören werden, 
den h e r z l i c h e n D a n k der Christlich Demokratischen Union Deutsch­
lands für ihre bisher geleistete Arbeit auszusprechen. (Beifall.) 
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Wir kommen nunmehr zum Hauptpunkt der heutigen Tagesordnung, nfim-
lldi der 

Verabsdiiediii ig des Programms 
für den zweiten Deutschen Bondestaf; 

Bevor Ich den Herrn Beriditcrstatter um seinen Bericht bitte, möAte ich 
noch folqendes sancn: Es war nicht möqlidir das wird Jeder sagen, sSmtlidie 
VorsdilSfre, die zu dem Programm gemacht wurden, bei der Fassung zu 
berficksidhtigen. Es wird also möglich sein, daß der eine oder andere gewisse 
Punkte im Wahlprogramm vermlBt. 

Idi möchte vorschlagen, zu beschließen, daß das gesamte von den Aus-
sdiiJssen erarbeitete Material die Zustimmung dieses Parteitages findet, ohne 
daß wir uns damit auf Einzelforderungen festlegen. Ich bitte dem Partel-
voTstand zu überlassen, dieses M a t e r i a l evtl. für Sonderbrosdhflren und 
S o n d e r v e r ö f f e n t l i c h u n g e n für den Wahlkampf zu benutzen. 

(Der Vorschlag wurde einstimmig angenommen.) 
Dieser von Ihnen soeben gefaßte BesdiluB erleichtert uns die Behandlung 

des Wahlprogramms insofern, als wir nun keine Sorge mehr zu haben 
brauchen, daß irgendwelche Gesichtspunkte und Forderungen untergegangen 
wSren. 

(Dr. Even: Ich bitte, das Material auch der Jungen Union zur Verfügung 
zu stellen.) 

Der geschfiftsführende Vorstand hat den Wunsch geSuBert, daß der An­
trag der Jungen Union bezüglich des F a m i l i e n r e c h t s den beteiligten 
Ausschüssen der Partei vorc^elegt wird, damit sie sich mit ihm beschS<ft1qen 
und dazu Stellung nehmen können, bevor er dem Bundesparteitag vorgelegt 
wird. Die berufenen Ausschüsse können dann Vorschlage machen. 

Das Wort erhielt 
Frau Gehtmann: 

Ich freue mich immer, wenn die Jugend die Initiative ergreift. Ich finde, 
daß wir eine g l ü c k l i c h e P a r t e i sind, in der die J u g e n d s e l b ­
s t ä n d i g AntrSge stellt und uns zeigt, daß noch mehr gearbeitet werden 
kann. Ich glaube, ich kann mich dc>m Wunsche des Herrn Präsidenten an­
schließen, daß der A n t r a g heute v e r t a g t wird. 

Einige Gründe sachlicher Art. möchte ich hinzufügen. Wir haben uns in 
mehreren Sitzungen mit den Dingen befaßt und sind nach langen Über­
legungen dazu gekommen, noch k e i n e E n t s c h l i e ß u n g zu fassen. 

Noch zwei Dinge. Wir sind nicht nur hier zusammengekommen, um die 
verschiedenen Meinungen vorzutragen, sondern würden draußen im Lande» 
einen schlechten Eindruck machen — um einige Freunde nicht in einen Ge­
wissenskonflikt zu bringen —, wenn wir hier diese Entschließung annehmen. 
Viele von Ihnen kennon die Gedanken einer katholischen Ehefrau zur 
Familienrechtsreform von Frau Dr. Krauß-Platten aus Köln. Sie vertritt eine 
andere Ansicht, als diese Entschließung cnthBlt. 

Weiter kennen Sie die mit unendlichem sittlichem und religiösem Ernst 
gefaßte Entschließung der e v a n g e l i s c h e n F r a u e n a r b e i t in 
Deutschland. Ich möchtn Sie aber noch auf nin letztes hinweisen. Der inter­
nationale katholische Frauenbund St. John-Lains, deren VizeprSsidentln für 
Deutschland die von uns allen so sehr verehrte Frau Dr. Schlüter-Hermkes 
ist, steht in seinem Programm und seiner Ansicht auf dem Standpunkt, daß 
jedenfalls die alte Gesetzqc^bung, nach dem man kraft Gesetzes — ich be­
tone kraft Gesetzes — dc»n Mann zum Oberhaupt der Familie macht, in der 
heutigen Zeit nicht aufrechtzuerhalten ist. (Oho-Rufc im Hause.) 
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Wenn nun der internationale kathollsdie Frauenliund auf diesem Stand­
punkt steht, so sollten wir audi im Interesse eines Gesamteuropas nidit 
loiditfertiq uns in den Gegensatz zum katholisdicu Frauenbund setzen. 
(Beifall.) 
PrBsldent Dr. Tlllmanns; 

T2s scheint mir unmöglidi, daB wir in diesem Augenblick wieder In eine 
Sachdiskussicm flbnr die Fragen der Familien eintreten. Idi bitte Sic, dafi 
wir jetzt so verfahren, daB wir zunächst die Fragen offenlassen und den 
Berldit von Herrn Klesinger zum Wahlprogramm hören. Wird hinterher 
gewfinscht, die Diskussion fortzusetzen, bin ich bereit, dazu das Wort zu 
erteilen. Das Wort hat 

Bundestagsabgeordneter Klesinger: 
Bevor ich mit meinem Bericht beginne, möchte ich Ihre Meinung darüber 

hören, wie wir am zweckmäßigsten dabei verfahren. Es gibt mehrere 
Mönlichkeiton. Die eine wSre die, daß alle^, was erarbeitet worden ist, hier 
Abschnitt ffir Abschnitt verlesen würde, so daß Sie das ganze Hamburger 
Programm noch einmal im Wortlaut hörten. 

Nun ist Ihnen ]a schon gestern Abend das Programm zur Verfügung 
gestellt worden. Deswegen würde ich es wagen, Ilincm den Vorschlag zu 
machen, daß ich Ihnen in einem A u s z u g das Wesentliche dieses Program-
mes hier vortrage. Es soll ja heute Nachmittag auf der Kundgebung noch 
im vollen Wortlaut verlesen werden. Tch habe mir einen Auszug gemacht, 
bei dem ich mir Mühe gegeben habe, daß alles Wesentliche darin ent-
haltcm ist. 

Ich bitte Sie also zunfichst um Ihre WillcnsauBerung darüber, ob wir das 
ganze Programm hier verlesen sollen, oder ob Sie vörlieb nehmen wollen 
mit meinem Bericht, der das Prociramm auszugsweise wiedergibt. (Zurufe: 
Auszngl) Ich höre also in den Zurufen den Wunsch nadi dem Auszug. 
(Beifall.) 

Präsident Dr. Tillmanns: 
Tch darf also feststellen, daß eine auszugsweise. Bekanntgabe erfolgt. 

Kurt G. Klesinger, M.d.3.: 
Ich darf Ihnen eine kurze V o r g e s c h i c h t e über die Entstehung dieses 

sogenannten Hamburger Proqramines geben. Wir hatten im Dezember vori­
gen Jahres die A u s s c h ü s s e unserer Bundespartei damit beauftragt, 
für ihr Arbeitsgebiet ein T e i l p r o g r a m m zu entwerfen. Das ist dann 
in den folgenden Monaten geschehen. Der geschflftsführende V o r s t a n d 
hat in Zusiammcnarbeit oder aus dieser Arbeit der Ausschüsse dann einen 
e r s t e n E n t w u r f gefertigt. Dieser erste Entwurf ist dann nodi einmal 
mit den AusschuRvorsitzenden durchgearbeitet, abgestimmt und zum Teil 
umqeündert worden. Das war der z w e i t e E n t w u r f . Dieser zweite Roh­
entwurf lag hier vor, als dieser Parteitag bociunn. Auf Grund der hier 
gehaltenen Referate und der Diskussionen wurde dann vom R e d a k -
t i o n s k o m i t p c und vom Vorstand ständig an dem Entwurf weiter­
gearbeitet. 

Was uns jetzt vorliegt, ist das E r g e b n i s d e r u m f a n g r e i c h e n 
V o r a r b e i t e n , als auch der Arbeitsergebnisse dieses Parteitages. Es ist 
ganz klar, daß man in einen solchen Entwurf, auch wenn er Immerhin den 
Umfang von ?.l Schreibmaschinensciten erreicht hat, bei weitem n i c h t 
a l l e W ü n s c h e aufnehmen kann. Deshalb bitte ich von vornherein die­
jenigen, die gern den einen oder anderen sicher wichtigen Punkt In dem 
Programm gesehen hatten, Verständnis dafür sni haben, daß er nicht hat 
aufgenommen werden können. Die eine oder andere Frage, die noch nicht 
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ganz ausgegoren ist, ist ebenfalls nicht aufgenommen worden. Zum Beispiel 
haben wir das Kapitel der Heimkehrergesetzgebung, weil eu in den zu­
standigen Gremien der Partei nodi nidit ausdiskutiert worden ist, in diesen 
Entwurf nicht mit aufgenommen. Das soll aber keineswegs heißen, daß wir 
der Frage in der Zwischenzeit zwischen dem Parteitag und dem kommenden 
Bundestag nicht unsere stärkste Aufmerksamkeit schenken würden. Wir 
haben das Programm mit einer selbstbewußten, man könnte sogar sagen, 
stolzen F e s t s t e l l u n g begonnen; 

.Unter der Kanzlerschaft Konrad Adenauers hat die Christlich Demo­
kratische Union in den letzten vier Jahren das deutsche Volk in der 
Bundesrepublik jius Hunger, Not und tödlicher Vereinsamung heraus­
geführt. 

Wir geben angesichts der kommendem Bundestagswahl Rechenschaft 
von dem Geleisteten und verkünden für den nächsten Bundestag unser 
Programm." 

Dieses stolze Bekenntnis soll keineswegs eine Anmaßung sein. Wir haben 
aber auch keinen Anlaß, unser Licht ungebührlich unter den Scheffel zu 
stellen. (Sehr richtigl) Wir verkennen dabei keineswegs die außerordentlich 
wertvolle Mitarbeit und Unterstützung anderer Gruppen und Kräfte, vor 
allen Dingen auch unserer K o a l i t i o n s p a r t n e r während dieses 
Bundestages. Wir haben außerdem bekannt und wissen, daß die Erfolge 
d e m g a n z e n V o l k e , den Schaffenden in allen Berufen, den deutschen 
Müttern und Hausfrauen und der Hilfe des Auslandes m i t z u v e r d a n -
k e n sind. Es bleibt nun eben, einmal die Tatsache, daß die führende Kraft 
der letzten 4 .Tahre die Christlich Demokratische Union unter der Führung 
des Kanzlers Konrad Adenauer war. (Beifall.) 

Wenn Sie sich die Einteilung des Programmes ansehen, dann werden Sie 
bemerken, daß nach der Einleitung 6 K a p i t e l folgen: 

I. Staatspolitische Grundforderungen, 
n. Eingliederung der Heimatvertriebenen und Flüchtlinge. 

(Wir haben sie dahin genommen, weil wir glauben, daß es nicht ein 
kleiner Sektor ist, sondern daß diese Politik iii das Ganze hineingehört.) 

III. Wirtschafts- und Sozialpolitik. 
rv. Eigentum für alle Schichten des Volkes. 

(Das ist ein besonderes Kapitel, um die Dringlichkeit dieses Anliegens 
der Christlich Demokratischen Union zu betonen.) 

V. Unsere Forderungen für die Jugend. 
VI. Deutschland in der Gemeinschaft der freien Völker. 

Erlauben Sie mir nun, daß ich Ihnen das Wesentliche dieses durch sehr 
viele Kräfte erarbeiteten gemeinsamen Programmes vortrage. Daß dieses 
Programm keine Sensationen enthält, ist ganz klar. Die CDU bringt keine 
Sensationen, dafür um so mehr Solides. (Beifall.) 

Die Christlich Demokratische Union hat in diesem Programm selbstver­
ständlich anders sprechen müssen, als es eine Oppositionspartei getan hätte 
und hat. Sie konnte nämlich mit Stolz darauf verweisem, was sie In den 
letzten 4 Jahren geleistet hat und koimte mit noch größerem Stolz nach­
weisen, daß nichts von dem, was wir versprochen hatten, was insbesondere 
in dem Regierungsprogramm unseres Kanzlers versprochen wurde, etwa 
unter den Tisch gefallen ist. Wir haben n i c h t n u r g e h a l t e n , w a s 
w i r v e r s p r o c h e n haben, sondern d a r ü b e r h i n a u s n o c h s e h r 
v i e l m e h r getan. (Beifall.) 

Ich bringe nun im Vortrag das Wichtigste in Auszügen: 
Unter der Kanzlerschaft Konrad Adenauers hat die Christlich Demo­

kratische Union in den letzten vier Jahren das deutsche Volk in der 
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Bundesrepublik aus Hunger, Not und tödlldter Vereinsamung heraus­
geführt. 

Wir werden das begonnene Werk mit der Zustimmung des Volkes 
nach den bewährten Grundsätzen unsnror Politik fortsetzen. Die 
S t a a t s g e w a l t hat keinen Totalitätsanspnicb. Die Bffentlidtcn Auf­
gaben sind zunädist 'von der gemcindlidipn Selbstverwaltung zu er-
fflUcn. Die Staatsgewalt hat nur die Aufgaben, die im Bereich der Selbst­
verwaltung nidit gelöst werden können und die audi im Bereich der 
Familie nicht gelöst werden können. Die K i r c h e n haben Im öffent­
lichen Leben eine wichtige Aufgabe. Ihre Erfüllung in voller Freiheit 
und Unabhfingigkeit von der Staatsgewalt muB gesichert sein. 

Zum P a r t e i e r s y s t e m . 
Interessenparteien sind Totengräber der staatlichen Ordnung. Splitter­

parteien stören die Voraussetzungen für ccjite politische Entscheidun­
gen. Wir erstreben daher das P e r s o n e n - u n d M e h r h e l t s w a h l -
r e c h t . Es sdiafft klare MehrheitsverhSltnisse im Parlament und sichert 
durch sie die Regierungsarbeit. 

Unsere R e c h t s o r d n u n g ist fortzubilden. Bei der Anpassung des 
Familienrochts an die von uns bejahte Glrichberechtlgung von Mann 
und Frau ist die natürliche Ordnung der Familie und Ehe Ausgangs­
punkt. 

Dies immerhin zum Trost für den Antrag der Jungen Union. 
Ein Richtergpsptz soll dem Riditer die gpbflhrende St(>llnng verschaf­

fen. Verfahren und Organisation der Gerichte müssen verbessert und 
die ISngst fällige Strafrnchtsreform, eine so wichtige Aufgabe, noch für 
diesen Bundestag, m u B durchgeführt werden. 

Die E n t s c h ä d i g u n g s g e s e t z g e b u n g zugunsten der vom 
Nationalsozialismus Verfolgten muR noch von diesem Bundestag ab­
geschlossen werden. Aber auch gewisse Unbilligkeiten und Härten, 
die sich dabei ergeben haben, müssen angemessen ausgeglichen werden. 

Wir wollen das R e r u f s b e a m t e n t u m fördern und seine Exi­
stenz durch eine Besoldungsreform gewährleisten. 

Wir stehen zu den deutschen S o l d a t e n , die ihrer besten flber-
lieferung getreu sich dem Volk in sittlicher Verpflichtung verbinden. 
Das dem pflichttreuen deutschen Soldaten nach dem Zusammenbruch 
1945 geschehene Unrecht hat seine Ehre nicht berührt. Die gerechte 
Bereinigung der K r i e q s v e r u r t c i l t e n f r a g c ist uns ein beson­
deres Anliegen. Eine sofortiao Ergänzung zum Gesetz zu A r t i k e l 131 
muB Unbilligkeiten in der Versorgung der ehemaligen Berufssoldaten, 
insbesondere der Bcrufsunteroffizicre,'ausgleichen. 

Die wirtschaftliche Stellung der g e i s t i g e n u n d k ü n s t l e r i ­
s c h e n B e r u f e , namentlich des'Nachwuchses, muB gefestigt und 
gestärkt werden. 

Wir haben Gelegenheit genommen, in diesem Programm noch einmal die 
unbedingte V e r b u n d e n h e i t d e r b e i d e n K o n f e s s i o n e n , die 
sich nadi dem Kriege 7u einem politischen Bunde zusammengeschlossen 
haben, zu betonen und die. wie Ich an anderer Stelle sagte, tatsächlich die 
Christlich Demokratische Union zu der tragenden neuen politischen Kraft 
gemacht hat, aufs neue zu unterstreichen, (Beifall.) 

Wir haben ausgedrüdct: 
Alle Versuche, den überwundenen konfessionellen Hader neu zu ent­
fachen, lehnen wir einmütig und entschlossen ab. (Beifall.) 
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Z u r V e r t r i e b e n e n p o l l t i k : 
Die V e r t r i e b e n e n p o l l t i k steht auf dem Grundsatz des un-

verziditbaren Redites auf die Heimat. Die Frfidite der bisherig»! Ver-
triebenengesetzgebung müssen sdinellstens den Bereditigten zugute 
kommen, vor allem die Ilausratshilfe und der Wohnungsbau. Die Lager 
müssen so schnell wie möglidi gerSumt werden. Eine großzügige land-
wirtsdiaftlidie Siedlung für die Vertriebenen und geflohenen Bauern 
ist notwendig. 

Wir stehen zu unserer bisherigen so erfolgreichen W i r t s c h a f t s ­
p o l i t i k . Wir bejahen die planvolle Wiedereingliederung der Wirt-
sdiaft mit marktgerediten Mitteln und die gesetzliche Sicherung des 
Leistungswettbewerbs. Nach Abschluß der ersten erfolgreichen Phase 
des Wiederaufbaus der deutsdien Wirtschaft sind folgende Aufgaben 
zu lösen; 

Weitere Steigerung und Verbilligung der Gütererzeugung; Verbesse­
rung des Lebensstandards — damit im Zusammenhang für alle —; 

Förderung der landwirtschaftlichen Erzeugung, des freien Bauern und 
des mlttelstSndischen Gewerbes; 

Ausbau der s o z i a l e n S i c h e r u n g , insbesondere für jene, die 
auf unsere Hilfe besonders angewiesen sind, für filtere Angestellte, 
PensionSre, die Opfer des Krieges und seiner Folgen. 

Ein außerordentlich wicfatigcir Punkt Ist uns: 
die Bildung von persönlichem E i g e n t u m für breite Schichten des 

Volkes. (Beifall.) 
Die V e r b r a u c h s q ü t e r p r o d u k t i o n muß verbilligt und die 

Qualität der billlqen Waren weiter verbessert werdcsn. Rationalisierung 
und Produktivitätssteigerung sind die Voraussetzungen für Kosten­
senkungen und für eine echte; Mencrenkoniunktur, die das Ziel der näch­
sten Phase der sozialen Marktwirtschaft ist. 

Die Behinderung des L e i s t u n g s w e t t b e w e r b s durch Kartelle 
und ähnliche Maiktabreden wird von der Christlich Demokratisdien 
Union abgelehnt. Wir fordern beschleunigte Verabschiedung des Kartell­
gesetzes. 

Ein Wort zu den marktbeherrschenden Einzeluntemehmungen. Ich muß 
darauf aufmerksam machen, daß hier eine Änderung des Textes, der Thnen 
vorliegt, erfolgt ist. Es heißt auf Seite 6 im sechsten Absatz, wo es um den 
Leistungswettbewerb und die Kartelle geht, nicht mehr wie bisher: 

.Marktbeherrschende Einzeluntemehmungen und Regiebetriebe sind 
gleichfalls zum Leistungswettbewerb zu verpflichten', 

sondern: • l~l "l'̂ 'i'-T-'! 
.Die Monopolkonirolle hat sicherzustellen, daß marktbeherrschende 

Einzeluntemehmungen und Regiebetriebe nicht gegen die Grundgesetze 
des Wettbewerbes verstoßen.* 

Die A r b e i t s l o s i q k e i t ist mit allen Mitteln zu bekämpfen, im 
Bedarfsfalle auch durch aktive Beschäftigungspolitik der öffentlichen 
Hand. 

Alle Anstrcsngungnn müssen auf Erhöhung des deutschen Anteils am 
Welthandel gerichtet werden. Die E x p o r t - Risiken müssen tragbar 
gemacht werden. Für die Seeschiffahrt — das sagen wir besonders gerne 
in dieser alten und ehrwürdigen Hansestadt — verlangen, wir nach dem 
Wegfall der letzten Hemmungen besondere Förderung. 
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Tn der L a n d w i r t s c h a f t müssnn die bauerHdipn Wirtsdiafton -
insbesondorn die Familipnbetricbe - - gefestigt und gefördert werden. 
Ein fiinhoitlidios Agrar- und Bodenrndit unter Anerkennung des pri­
vaten Eigentums muB srhnell geschaffen werden. Der Bau von I.and-
arboiterwohnungon ist dringend notwendig. Bei crhel)11dien wirtsrtiaft-
lidien Störungen in einzelnen Produktionszweigen der Landwirtschaft 
hat die« Bundesregierung durch SofortmaBnahmen helfend einzugreifen 
Besdileuniqtn Flurbereinigung und steuerbegünstigte Technisierung sind 
crforderlidi. 

Wir treten ein für die Erhaltung der landwirtschaftlichen Berufs-
genossensihaftcn und Landkrankenkassen. 

Durch eine abgewogene Z o l l - u n d T T a n d c l s p o l l t i k muB die 
Einfuhr von Nah'rungsgfltem zeit- und mengimmäBig dem echten Bedarf 
angepaßt werden. 

Zum M i t t e l s t a n d . 
Fflr den Mittelstand sind GewerbcfördeningsmaBnahmen notwendig. 

Tm Wettbewerb mflsscn g l e i c h e S t a r t h e d i n g u n g e n fflr alle, 
ohne Rücksicht auf die BetricbsgröGe, herrschen. V o m ' S t e u n r s v s t e m 
her darf kein Zwang zur Konzentration der Betriebe ausgehen. Die be­
trieblichen Investitionen müssen durch eine verständige Steuer- imd 
Kreditpolitik gefördert werden. 

Für die mittelstSndische Wirtschaft muß ausreichende Beteillgimq 
an ö f f e n t l i c h e n A u f t r a g e n sichergestellt werden. Soweit Be­
legschafts- und B e h ö r d e n h ä n d e l den Wettbewerb verfälscht, ist 
er zu unterbinden. Regiebetriebe mOssen weitestgehend eingeschränkt 
werden und dflrfen keine steuerlichen Vorteile giinieBon. Die Schwarz­
arbeit ist durch gesetzliche MaBnahmcm zu verbieten. 

Der W o h n u n g s b a u , dieses unoehcuer wichtige Problem, muß 
mit allen Mitteln fortgesetzt werden. Baumethoden sind zu r a t i o n a ­
l i s i e r e n . Die private Bautätigkeit ist zu beleben, die Wirtschaft­
lichkeit des H a u s b e s i t z e s * wiederher/ustellen. Kapitalzuschiisse 
aus öffentlichen Mitteln mflsscn den verschiedenen Bauträgern gleich­
mäßig zufließen. 

W o h n u n g s e i g e n t u m und Dauerwohnrocht mflssen mehr als 
bisher gefördert werden. 

Auch In diesem Kapitel zeigt sich die besondere Betonung und Bedeutnng, 
die wir der Familie Im Leben unseres Volkes zuwenden, wie flberhaupt 
der Gedanke der Stärke und Förderung der F a m i l i e sich wie ein roter 
Faden durch dieses ganze Programm hindurchzieht. 

Die Christlich Demokratische tJnion tritt für eine wirtschaftlich sinn­
volle S t e u e r r e f o r m ein, die das Steuersystem vereinfacht, über­
höhte Steuersätze abbaut und Insbesondere die unteren Einkommen ent­
lastet. Sie muß gleichzeitig die Leistungsfähicikcit der Familie stärken. 
Das Schwergewicht aller finanzDolitischen und steuerpolltlschen Förde­
rungsmaßnahmen hat dem Wiederaufbau des Kapitalmarktes zu dienen. 

Die F a m i l i e hat ein Recht auf gesetzliche Sicherung eines aus­
reichenden Hinkommens. Die Gesetze über die F a m l l l e n a u s -
g l e i r h s k a s s e n und zur Schaffung von Familicmhelmen mflssen 
bald verabschiedet werden. Steuern, öffentliche Lasten, Zuschüsse, Untcr-
stfltzungs- und Altersversorgung dürfen nicht nur für den einzelnen, 
sondern mflssen unter Berücksichtigimg der Familien festgelegt werden. 

Wir setzen uns ein fflr w i r t s c h a f t l i c h e S e l b s t v e r w a l ­
t u n g nadi dem Grundsatz der sozialen Partnerschaft in der gesamten 
Wirtschaft. Für die Angehörigen des öffentlichen Dienstes werden wir 
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ein Mitbestimmungsredit sdiaffen, das der Mitbestimmung der Arbeit­
nehmer gieidiwertig ist, 

K r i e g s o p f e r . 
Sie müssen A n t e i l liaben an dem w a c l i s e n d e n S o z i a l ­

p r o d u 1̂  t. Die Angleidiung der Versorguogsrenten und der Ein-
Jcommensfreigrenzen an das gestiegene Preis- und Lohngefüge und 
die Anhebung der übrigen Sosialgesetze ist weitestgehend zu vollziehen, 
unter besonderer Berüdcsiditigung der Witwen-, ültern- und Waisen­
renten. 

Wir werden die bewährte Form der gegliederten S o z i a l v e r ­
sicherung im Gegensatz zu Bestrebungen, insbesondere der Sozialdemo­
kratie, beibehalten. 

In d e r A l t e r s v e r s o r g u n g 
muß das Zulagesystem in der Rentenversicherung in ein ü b e r s i c h t ­
l i c h e s B e r e c h n u n g s s y s t e m übergeführt werden, das eine 
Selbstberedmung auch für die Empfänger der Altersrenten ermöglicht. 
Das Verhältnis zwisdien dem Arbeitseinkommen, aus welchem die Bei­
träge zur Rentenversicherung - geleistet werden, und den gewährten 
Rentenleistungen, ist zu verbessern. 

D a s E i g e n t u m s p r o b l e m . 
Wir verlangen Eigentum für die breitesten Sdiiditen unseres Volkes. 
Audi bei der Neubildung von b e t r i e b l i c h e m E i g e n t u m 

sind Arbeiter und Angestellte zu beteiligen. Die Bildung von Miteigen­
tum darf aber den Lohnstandard nicht beeinträchtigen. Die Schaffung 
von Miteigentum ist durch den Staat zu fördern und durch freiwillige 
Vereinbarungen auf der Grundlage einer Rahmengesetzgebung su ver­
wirklichen. 

Neben dem Miteigentum am eigenen Betriebe, dem man angehört, 
ist ein System des m i t t e l b a r e n E i g e n t u m s da zu ermöglichen, 
wo direkte Beteiligungen nicht zu verwirklichen sind. 

Für L e h r l i n g e müssen mehr Wohnheime geschaffen werden. Die 
Grundausbildungslehrgänge sind erheblich zu erweitern. 

Ich sehe, ich habe da etwas vorweggenommen, das betrifft unser J u g e n d ­
p r o g r a m m . Von welcher Bedeututig die Jugendfrage für unser ganzes 
deutsches Volk ist, das.wissen Sie, auch für die Zukunft unserer eigenen 
Partei. Diese Jugend, die vom nationalsozialistischen Staat schwer miObraucht 
worden ist, muß von uns die Möglichkeit gegeben erhaltcm, den d.'>mo-
kratisch-sozialen Rechtsstaat, um den wir kämpfen, als ihren Staat zu fii.-Jen 
und innerlich anzuerkennen. Dann muß man aber dieser Jugend auch von 
diesem Staate her das Entsprechende anbieten, nicht im Sinne des Rentne.'-
und Versorgungsstaatsideals, sondern man muß ihr das Ideal einer Mit­
arbeit im demokratischen Staatswesen unter Aufruf an ihre Verantwortung 
und irlingabefähigkeit, an ihren Idealismus vorhalten. Natürlich gehört dazu 
auch, daß Berufs- und Ausbildungsmöglidikeiten dieser Jugend gege.'>en 
werden, damit sie nicht einem ungewissen beruflichen Sdiicksal der Arbeits­
losigkeit, der Straße, überlassen werden. 

Deshalb enthält das Jugendprogramm eine Reihe von sehr eingehend 
besprochenen und diskutierten F o r d e r u n g e n , unter anderem zu sorgen 
für das materielle Wohl unserer Jugend, Arbeitslosenfürsorge, Arbeitsscluitz 
für die Jugend, Einrichtung von Jugendgemeinschaftswerken. Die aus der 
S o w j e t z o n e g e f l ü c h t e t e J u g e n d bedarf besonderer Betreuung. 

Wir müssen dafür sorgen, daß diese Jugend geschützt wird vor dem Ein­
fluß von S c h m u t z - u n d S c h u n d l i t e r a t u ' r . Zusammenfassend: Wir 
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müssen für ihr materielles und geistiges Wohl besorgt sein und sie gleidi-
zeitig zur tätigsten Mitarbeit aus eigener Verantwortung aufrufen. 

Sdiliefilidi endet unser Programm mit dem a u B e n p o l i t i s c h e n T e i l . 
Nichts ist natürlicher, als daß gerade dieser Teil emcn stolz^i Rückblidc 
enthält auf das Geleistete, auf die ungeheure Wegstrecke, die in den weni­
gen vergangenen Jahren zurückgelegt worden ist unter der Führung der 
Christlich Demokratischen Union und ihres Kanzlers Kourad Adenauer. 
Es bleibt dazu nur zu sagen, dafi alle Argumente, die unsere üegner gegen 
diese Auflenpolitik vorgetragen haben, von Anfang an unbewiesen geblie­
ben sind. Die O p p o s i t i o n hat niemals eine echte eigene Konzeption 
dagcgenstellen können (Bpifall); ihre düsteren Propheznihungcn von don 
ersten Anfängen an — ich erinnere Sie an die Tage des Petcrsbcrger Ab­
kommens, des Beitrittes zum Europarat und was alles damit zusammen­
hängt -' - sind durch die Ereignisse sciilagend widerlegt worden. (Beifall.) 

Wir haben daher die Entschlossenheit ausgesprochcm, den begonnenen 
Wcig unbeirrbar, glelciigOltig, welche Hindernisse sich noch in den Weg 
Stollen werden, zu Ende zu gehen. (Beifall.) 

Dieser Weg ist auch der Weg zur deutschem W i e d e r v e r e i n i g u n g . 
Wir sind überzeugt davon, daß es notwendig war, diese Politik zu führen, 
um das große Ziel der deutschen Wiedervereinigung zu erreichen. Wir wei­
sen mit aller Entschiedenheit Jenes falsche und mitunter sehr demagogische 
Argument zurück, daß die von uns gefütirte Politik der europäischen fnto-
gration etwa die deutsche Wiedervereinigung gefährdet. Sie gefährdet sie 
nicht nach unserer Überzeugung, sondern sie ermöglicht die Politik der 
Wiedervereinigung. (Beifall.) 

Wir gehen den Weg nach H u r o p a. Sicher hat die europäische Idc>e an 
Kraft gewaltig gewoimoi durch die gemeinsame Bedrohung vom Osten her. 
Aber Europa bleibt uns, unabhängig davon, daß wir unter der gemein­
samen Bedrohung uns zusammenschließen, ein eigenes großes Ziel. (Beifall.) 

Dies ist ein k u r z e r A u s z u g — das andere können Sie ja im einzelnen 
nachlesen—, der Inhalt dessen, was wir Ihnen als Programm der kommimden 
Bundestagswahlen vorlegen wollen. Wir sind felsenfest davon überzeugt, 
daß dieses g r u n d s o l i d e P r o g r a m m , das in keinem Augenblick den 
Versuch gemacht hat, demagogische Versprechungen, die nachher nicht ein­
gehalten werden können, zu machen, so, wie wir es jetzt annehmt>n werden 
und in den nächsten Monaten vor dem deutschen Volk vertreten, die Zubtim-
mung dieses Volkes finden wird. Da wir bisher, was wir versprochen haben, 
gehalten haben, weiß das deutsche Volk, daß wir auch halten werden, was 
wir nunmehr versprechen. Es wird uns bei der nächsten B u n d e s t a g s ­
w a h l , dessen bin ich gewiß, erneut den Auftrag zur Führung der deut­
schen Politik in den kommenden 4 Jahren geben. (Starker Beifall.) 

Das Wort erhielt 
Dr. Strickrodt: 

Es ist ein g e w i c h t i g e s D o k u m e n t , das uns jetzt hier zur Be­
schlußfassung vorgelegt worden ist. Wer den Text aufmerksam liest, wird 
mir zustimmen, wenn ich sage: es sind nicht Gemeinplätze oder Selbst­
verständlichkeiten, die man hier aneinandergereiht hat, sondern es sind zum 
Teil sehr gewichtige Aussagen und Willensbczcugungen. 

Ich muß daran die Folgerung knüpfen, daß für viele unter uns die Zu­
stimmung zu dem Programm, wie es hier vorliegt, nicht in jedem Falle eine 
Selbstverständlichkeit sein kann. Gerade wer gewissenhaft die Probleme 
betrachtet, die hier gestellt sind, wird eine ganze Fülle von ernsten Fragen 
zu stellen haben. Als einer, der mitgewirkt hat an den Vorbereitungen 
dieses Programmes, habe ich Verständtais auch für solche Fragen, die an 
mich herangetragen, worden sind bis in die letzte Stunde herein. 
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So möchte ich, um Ihnen die Entscheidung zu erleichtern und audi um 
Ihr Gewissen zu entlasten, sagen: Nehmen Sie jedes Wort, das in dem 
Programm steht, ernst. Aber pressen Sie nicht den einzelnen Begriff und 
Satz, der dort steht, sondern versudieo. Sie, das einzelne, was das Pro­
gramm enthält, zu verstehen auf dem H i n t e r g r u n d u n s e r e r g e -
s a m t e n p o l i t i s c h e n A r b e i t . leb darf sdion sagen: viele der Fragen, 
die beim Lesen des Textes entstehen, werden ihren riditigei Platz und Ein­
gliederung finden, wenn Sie die Fülle des Materials, das in den Ausschüssen 
erarbeitet worden ist, durchsehen. Sie werden dann sehen, daß dieses 
Detailprogreunm eine Rechtfertigung für vieles von dem enthält, was so 
in einem kurzen Satz zu Fragen Anlaß geben muß. 

Gerade auf dem Gebiete d-er F i n a n z e n u n d S t e u e r n in. dem Pro­
gramm, an dem ich mit einer Reihe von Freunden gearbeitet habe, wird es 
notwendig sein, daß Sie das Gesamte der Konzeption aus dem Ausschuß­
bericht entnehmen. Dieses vorausgeschickt, muß man aber audi sagen, daß 
das, was hier erarbeitet worden ist, eine E i n h e i t darstellt. Gerade die 
Einheit der Grundauffassung ist es, die dieses Programm zu einem Meilen­
stein auf dem Wege unserer Partei macht. 

Die Einheit der politischen Auffassung, die in dem Programm zum Aus­
druck kommt, ist nicht eine rein logische. Es ist auch k e i n K a t a l o g 
naturrechtlicher Forderungen zusammengestellt. Was hier festgestellt wird, 
ist a u s d e r L e b e n s p r a x i s gesagt; es ist durchaus realistisch gemeint. 
Das ist ja die Grundlage für das Vertrauen, das wir in der deutsdien 
Öffentlichkeit für uns erwerben wollen. 

Mit Schlagworten und Gemeinplätzen gewiiuit man ein Vertrauen nicht, 
sondern nur mit klaren Worten, hinter denen auch der Ernst des Willens 
steht. So kommt denn, wenn wir dieses Programm auf dem Hintergrund 
der Gesamtarbeit unserer Partei verstehen, auch alles darauf an, daß wir 
in der Durchführung auch die nötige Kraft und Konsequenz zeigen. Die 
Durchführung des Programmes ist auch nicht nur eine Sache der Logik. 
Wenn dieses Programm in die Welt treten soll, gehört dazu eine überlegene 
Staatskunst. 

Wir müssen fordern, daß zur Einheit des Programmes auch die E i n h e i t 
d e r P r o g r a m m v e r w i i k l i c h u n g kommL Damit ist ein sehr 
ernster und schwerer Auftrag gegeben an den Vorstand der Partei und an 
die Freunde, die wir in das politische Leben gestellt haben, in einheitlicher 
Kraft und Überzeugung dieses Programm in die Wirklichkeit umzusetzen. 
Eines ist dazu in dieser Stunde zu sagen. Nach vier Jahren in der Rcigierung 
und im Parlament getragener Verantwortung kommt die Aufgabe und die 
Verantwortung zurück an die Partei. 

So muß in den nächsten Monaten die Partei dieses Programm ergreifen 
und es zu verwirklichen versuchen. Es muß aus dem Beschluß, der hier ge­
faßt wird, e i n k l a r e r A u f t r a g für diejenigen gegeben werden, die -
nach der Wahl die Verantwortung für eine neue Regierung zu übernehmen 
haben. Nur wenn dieser ernste Wille in einem solchen Programm steht, 
können wir den Glauben der deutschen Bevölkerung für uns verlangen. 

Ich bitte Sie alle, auch soweit Sie an die einzelnen Fragen Ihre eigenen 
Probleme anknüpfen, was durchaus berechtigt ist, diese heute zurückzu­
stellen, aber damit zu bekräftigen, daß es nicht nur um ein Programm geht, 
sondern um die Einheit imd Konsequenz der Durchführung. (BeifaU.) 

Präsident Dr. Tillmanns: 
Bevor ich das Wort weiter erteile, erlaube idi mir, auf die verhältnis­

mäßig weit vorgerückte Zeit hinzuweisen. (Sehr richtig!) 

239 



AuBcrdem wild mii eben vorgelegt die heutige Ausgabe des . H a m ­
b u r g e r A n z e i g e r s " , die im Hause verteilt wird. Uicsu Nummer des 
.Hamburger Anzeigers" enthält an der Spitze folgende Nachricht: 

«Das Progranmi der Christlich Demokratischen Union für die kom­
menden 4 Jahre, das in den Debatten und Referaten aul dem Uundes-
parteitag in Hamburg vielfadi als Regicrungsprogramm bezuidmet 
wurde, ist heute vormittag in der Plenarsitzung im Curio-Haus unter 
großem Beifall der Delegierten angenommen." 

(Lebbhafte Heiterkeit des Hauses. - - Zuruf: Flott gearbeitet.) 

Ich darf feststellen, daß hier die Presse wieder einmal mehr als flott 
gearbeitet hat. ich möchte aber, damit keine Mißverständnisse entstehen, 
hinzufügen, daß von keiner Stelle dieses Parteitages - • etwa von der Lei­
tung oder der Pressestelle — diese Meldung veranlaßt worden ist. Das 
hindert midi aber nicht daran, der Hoffnung Ausdruck zu geben, daß der 
.Hamburger Anzeiger* sich hier als ein weiser Prophet betätigt hat. (Beifall.) 

Das Wort erhielt 
Frau Eisengarien: 

Vor uns liegt imser Hauptanliegen, das uns hier tn Hamburg zusammen­
geführt hat. Ich glaube, daß auch diejcmigen, die nicht an den Beratungen 
haben teilnehmen können, sich inzwischen durch Lektüre oder durch die 
Ausführungen des Herrn Kiesinger ein eingehendes Bild haben machen 
können von dem, was von dem politischen Wollen hier zusammengefaßt 
worden ist 

Von einem Programm muß man zwei Dinge verlangen, daß es unser 
p o l i t i s c h e s W o l l e n i n K ü r z e darstellt und daß es auf der anderen 
Seite uns selbst eine s o l i d e A r b e i t s g r u n d l a g e gibt. Unter diesen 
beiden Gesichtspunkten gesehen, glaube idi, können wir dieses Hamburger 
Parteiprogramm als sehr brauchbar für uns bezeidmeiL 

Ich persönlich betrachte dieses Programm noch unter zwei Gesichtspunk­
ten: was kann es mir selber bieten bei meiner a k t i v e n P a r t e i a r b e i t , 
die ja Jetzt darin besteht, daß wir die politisch noch abseitsstehenden 
Kreise interessieren können und bis zur Bundestagswahl über alles infor­
mieren, was uns am Herzoi liegt. 

Ich glaube auch, unter diesen Gesichtspunkten gesehen, haben wir ein 
gutes Rüstzeug mitbekommen. 

Auf der anderen Seite bewegt mich aber noch etwas anderes. Ich bin An­
gehörige der Exil-CDU. Wenn ich in der politischen Tätigkeit mich hier aus­
zuwirken bestrebt bin, so tue ich es immer in dem Gedanken daran, was 
wohl meine F r e u n d e in d e r s o w j e t i s c h e n Z o n e von mir er­
warten. Ich hoffe sehr, daß sie heute Nachmittag in großer Zahl in der Lage 
sein werden, am Lautsprecher dieses Programm mithören zu können. Sie 
wissen alle, daß die Bewohner der sowjetisch besetzten Zone von der CDU 
viel, ja sogar alles erwarten. Ich glaube, daß sie in diesen Erwartungen 
nicht getäuscht werden, -wenn sie dieses Programm anhören. Es sind be­
sonders zwei Sätze aus dem letzten und wichtigsten Abschnitt dieses Pro-
grammes, die ich noch besonders hervorheben möchte. Es ist der erste und 
der letzte Satz: 

.Die Bundesrepublik handelt stellvertretend." 

Hier möchte ich besonders unterstreichen das Wort .handelt*. Es kommt 
immer auf das Wort .Handeln* an. 

Ganz zum Schluß steht dann noch der Satz, den bitte ich Sie über Ihr 
Parteiprogramm ganz deutlich zu schreiben und niemals zu vergessen: 

240 



Vertreter der Jungen Union im Gespräch mit Staatssekretär l)r, Lenz, 
rechts Ernst Majonica Mdli., Ihindesvoriilxender der Jungen Union 

Mitarbeiter des Organisationsslnbes, im \ Ordergrund 
rechts Organisntionsleiter l'eter Müllenbach 



öffentliche Kundgebung in der Emsl-Merch-Halle 

Die Tribüne der Pressevertreter im l'trniirs<iiil 



.Wir gehen auf dem eingesdilagenen Wege mutig und unbeiirt weiter." 
(Beifall.) 

Das Wort erhielt 
Herr Jean Flohr, Köln: 

Ich stehe hier vor Ihnen als ein einfadier M a n n a u s d e m B e t r i e b . 
Idx bin vom Sozialausschufi und möchte im großen und ganzen das Partei­
programm bejahen. Wenn wir noch etwas besonders zufügen, dann aus der 
Erkenntnis der Erfahrung heraus, daß es wirklidi wichtig ist und ges&gt 
werden muß, daß vor allen .Dingen, die kleinen und die großen Arbeitgeber 
von sidi aus schon manche Reform in den B e t r i e b e n bis zur bevor­
stehenden Wahl durcbführen. Denn letztlich kommt die Masse der Stimmen 
aus den Betrieben. Unser Kampf ist nicht der leichteste. Wenn einer weiß, 
da steht der Schwarze, dann wird dieser besonders scharf unter die Lupe 
genommen. 

Wenn wir in den Betrieben die Säulen — das sei gleich ein Dankeswort 
an die Herren Kaiser, Arnold und unseren Freund Albers — nicht hätten, 
dann, würde es uns manchmal sehr schlecht gehen. 

Einen Wunsch hätten wir noch an die Versammlung. Das ist der, mit dafür 
zu sorgen, daß das B e t r i e b s v e r f a s s u n g s g e s e t z auch für den 
öffaitlichen Dienst baldigst verabschiedet wird. Wir sagen das, weil wir 
wissen, daß durch dieses Moment noch eine große Unruhe in den. betref­
fenden Betrieben der öffentlichen Dienste vorhanden ist. 

Wir schließen uns dem Programm voll und ganz an. (Beifall.) 
Das Wort erhielt 

Dr. Bert Even: 
Für die J u n g e Un. ion darf ich betonen, daß wir positiv zu dem Ent­

wurf des Hamburger Programms stehen. Ich darf mich insofern kurz fassen, 
ohne eine ins einzelne gehende Begründung zu geben. Insbesondere hin­
sichtlich der J u g e n d p o l i t i k , die dort angeschnitten ist, sind gerade 
ureigenste Forderungen der Jungen Union, die in Zusammenarbeit mit dem 
Bundestagsabgeordneten Kemmer aufgestellt worden sind, verwirklicht 
worden. 

Nur das eine haben wir v e r m i ß t , was heute vormittag bereits die Ge­
müter etwas in Spannung versetzt hat. Ich glaube, daß diese Spannung eine 
durchaus fruchtbare gewesen ist, um hinsichtlich des F a m i l i e n r e c h t s 
vielleicht eine etwas konkretere Form zu finden. Ich glaube deshalb, daß 
dieses Hamburger Programm in dieser Hinsicht etwas ergänzungsbedürftig ist. 

Ich möchte daher den A n t r a g nochmals stellen als Ergänzungsantrag 
der Jungen Union, bin allerdings bereit, wenn Dr. Wuermeling gesprochen 
bat, ihn als eine S o n d e r e n t s c h l i e ß u n g an das Programm anzu­
heften, um damit redaktionellen Schwierigkeiten aus dem Wege zu gehen. 

Das eine darf ich vielleicht grundsätzlich dazu sagen. Ich bin. der Mei­
nung, daß die christlidben Wählermassen von uns in dieser Frage der 
G l e i c h b e r e c h t i g u n g von Mann und Frau ein klares Wort erwarten. 
(Beifall.) Man löst die Probleme nicht dadurdi, daß man ihnen aus dem 
Wege geht. (Sehr guti) 

Ich glaube, daß unser Volk weniger anläßlich des Hamburger Parteitages 
daran interessiert ist, was dieser oder jener Verband zu der Frage sagt, 
sondern man will wissen, w a s d i e CDU D e u t s c h l a n d s zu d i e s e r 
F r a g e s a g t . (Beifall.) 

Hinsichtlich der Sicherung der Rechte der Familien bitten wir nur um 
einen redaktionellen Zusatz, nämlich, daß diese Maßnahmen zur Unter­
stützung und Förderung der Familien mit besonderer Dringlichkeit für die 
j u n g e n F a m i l i e n ergriffen und durchgeführt werden. 
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Unter dieser üesamtkonzeption stimmen wir dem Hamburger Programm 
zu. Ich bitte aber, daß über den Ergänzungsantrag abgestimmt wird. tBeifali.) 

Das Wort erhielt 
Fräulein Helmi van Megem, Rheinland: 

ich mödite hier nur folgendes als V e r t r e t e r i n d e r J u n g e n 
F r a u e n sagen. Wir als Junge Union sind der Meinung, daß das kom­
mende Cäcsctz vornetunlidi die junge Generation ftngeht. Wir, die junge 
Generation, habun unter diesem kommenden Gesetz zu leben. Wir können 
sagen, daß so gut wie geschlossen die junge Frauengoneralicm. hinter diesem 
Antrag der Jungen Union steht. (Beifall.] Wir sollten doch darin erkennen, 
daß die jungen Frauen sidi zur sittlidien natürlidien Ordnung der Familie 
hinwenden. Das sollten wir dabei dankbar anerkennen. (Beifall.) 

Wir sind der Dbcrzcugung, daß die Stellung des Mannes als Haupt der 
Familie ihm nidit nur Rechte, sondern vornehmlich Verantwortung und Vcr-
pfliditung zum Sdiutze der Familie und zum Sdiutze der Frau auferlegen. 
(Lebhafter Beifall.) Gerade dadurch erhält diu gefährdete Familie einen 
ucsseren Sdiutz. 

Wir bitten deshalb als junge Frauen diesem Antrag zuzustimmen. (Beifall.) 
Das Wort erhielt 

Dr. Wuermellng, M.d3.: 
Die Zeit schreitet fort. Um 14 Uhr ist die nädiste Tagung. Deshalb glaube 

ich, daß wir uns kurz fassen müssen. Darf idi einen V o r s c h l a g machen 
über die abschließende Behandlung dieser Angelegenheit und ihn kurz 
bcig runden. 

Wir haben im Programm auf Seite 2 den Satz stehen: »Bei der Anpassung 
des Familienredits an die von uns bejahte Gleichberechtigung voa Mann 
und Frau ist die natürliche Ordnung der Familie und Ehe für die Christlicii 
Demokratische Union Ausgangspunkt und Richtschnur.* 

Wir waren an sich des Glaubens, daß damit das Anliegen, das hier vor­
getragen wurde;, materiell bereits bejaht sei. Aber es sciieint, nachdem die 
Sache hier diskutic>rt worden ist, doch richtig zu sein, daß wir eine förm­
liche Auslegung dieses Passus' gerade in dieser wichtigen Frage geben, 
ich schlage Ihni'n im Einvernehmen mit den Antragstellern vor, daß wir 
diese Erläuterung in Form - einer S o n d e r e n t s c h i l e ß u n g geben, die 
damit das Problem noch, besonders unterstreicht. Darf ich dafür folgenden 
Wortlaut vortragen: 

.Der Parteitag bittet die Bundestagsfraktion der CDU/CSU, bei der 
Familienrechtsreform folgende Grundlinie einzuhalten: 

Durdi die Familienrechtsreform darf das n a t ü r l i c h e O r d n u n g s ­
b i l d d e r F a m i l i e niciit angetastet werden. Die Gleichberechtigung 
von Mann und Frau ist nicht als schematische Gleichsetzung, sondern 
durch den Leitsatz »Jedem das Seine* zu verwirldichen. Zum Schutze 
der Familie ist die Stellung des Mannes als verantwortliches Familien­
haupt anzuerkennen.* 

Wenn wir den Beschluß so fassen, dann bejahen wir damit die allen 
Sachverständige!!! bekannte grundsätzliche Stellungnahme der b e i d e n 
c h r i s t l i c h f i n K i r c h e n , die uns zugegangen sind durch Schreiben 
des Rates der Evangelischen Kirche und der katholischen Bischöfe. (Beifall.) 

ich glaube, daß es ein besonderes Anliegen dieses Parteitages ist, sich in 
dieser Stunde und in den Monaten des Ringens um die christliche Ehe 
und Familie zu diesen Grundsätzen der beiden christlichen Kirdicn in aller 
Deutlichkeit zu bekennen. Darum empfehle ich die Annahme dieser Ent­
schließung. (Lebhafter Beifall.) 
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Das Wort erhielt 
Bnndestagsprasldent Dr. Ehlers; 

Idi hatte cigentlicfa nicht um das Wort gebeten. Aber mandimal madit 
die Führung das notwendig. 

Ich mödite midi dem Antrage des Herrn Kollegen Dr. Wuermeling an­
schließen, imd zwar aus den Erfahrungen heraus, die wir in den Beratungen 
des Unterausschusses .Familienreditsrefonu" des Rechtsaussdiusses des Bun­
destages gehabt haben. Es ist dort deutlidi geworden, daß hier nicht in 
erster Linie tedinisch-taktische Untersdiiede ausgetragen wurden, sondern 
ein sehr g r u n d s ä t z l i c h e r U n t e r s c h i e d zwisdien der Opposition 
und ü b e r d a s W e s e n d e r F a m i l i e , Ehe, über das Verständnis der 
Einordnung der Familie in das Volksleben überhaupt. 

Darum meine ich, daß es gut wäre, wenn der Parteitag in dieser Form 
sich zur Grundlage dieser Erkenntnisse bekennt und der Bundestagsfraktion 
insofern in ihrer Auseinandersetzung und Kampf um die Durchsetzung dieser 
Grundsätze eine Unterstützung verleiht. 

Ich schlage Ihnen vor, diesen Entschließungsentwurf als einen besonderen 
Entschließungsentwurf neben dem Wahlprogramm anzunehmen. (Beifall.) 
Präsident Dr. TUImanns: 

Ich schlage Ihnen vor, daß wir die A b s t i m m u n g über diesen von 
Herrn Dr. Wuermeling vorgelegten besonderen Entschließungsentwurf vor­
wegnehmen. Darf ich fragen, ob noch das Wort gewünscht wird? 

Das Wort erhielt 
Frau Pltz: 

Ich möchte nicht zu diesem Thema sprechen. Ich wende mich dagegen, 
daß heute schon in dieser Frage hier eine Abstimmung erfolgt. Wir sind 
noch gar nicht so weit, da wir in ernsten Beratimgen die Frage geprüft 
haben, daß wir hier in diesem Augenblick, ohne daß eine gründliche Dis­
kussion zu diesem Thema vorausgegangen ist, eine Abstimmung vornehmen. 

Ich muß Ihnen sagen, daß wir als Frauenausschuß darauf verzichtet haben, 
eine eigene Entschließung vorzulegen, weil man uns sagte, die Beratungen 
würden in den Fachausschüssen geführt. Es ist deshalb nach unserem Stand­
punkt nicht richtig, daß nun eine andere Gruppe innerhalb der Partei 
kommt, eine Entschließung vorlegt und das tut, was wir aus wohlerwogenen 
Gründen unterlassen haben. 

Ich wende mich gegen die Abstimmung und werde mich daran nicht be­
teiligen. Ich heiße sie nicht gut. (Beifall.) 

Präsident Dr. TlUmanns: 
Es ist der Antrag gestellt worden, daß wir eine Abstimmung über den 

von Herrn Dr. Wuermeling vorgelegten Entschließungsantrag nicht vor­
nehmen sollen. Ich bitte diejenigen, die diesem Antrag auf Aussetzuna der 
Abstimmung — so fasse ich ihn auf, also nicht Ablehnung, sondern Aus­
setzung der Abstimmung — zustimmen, das Handzeichen zu geben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. 

Das letztere ist die Mehrheit. (Beifall.) 
Wir kommen dann zur Abstimmung über den von Dr. W u e r m e l i n g 

vorgelegten E n t s c h l i e ß u n g s a n t r a g . Ich bitte diejenigen, die diesem 
Antrag zustimmen, das Handzeichen zu geben. — Die Gegenprobe. — Ent­
haltungen? 

Der Antrag ist bei zahlreichen Enthaltungen und einigen Gegenstimmen 
a n g e n o m m e n worden, 
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Wir fahren ia der B e r a t u n g d e s W a h l p i o g r a m m s fort. 
Oas Wort erhielt 

Dr. Dlttmar: 
Es hätte mir obgelegen, einen A n t r a g einzubringen, den idi Ihnen eben 

iLurz vorlesen darf aut Grund eines Beschlusses des Ausschusses . E i g e n -
t u f f l s b i l d u n g ' : 

.Auf dem Hamburger Parteitag soll im Zusammenhang mit der Mit-
cigentumsfrage der Antrag gestellt werden, dafi möglidist bald ein 
S a c h v c r s t ä n d i g e n a u s s c h u B berufen wird, der sidi mit allen 
aus den Forderungen nadi dem Miteigentum ergebenden Fragen ein­
gehend bufafit: Steucrredit, Handelsrecht, Uenossenschaftsrcdit, Uesell-
sdiaftsredit und anderes." 

Es wäre notwendig, diesen Antrag hier einzubringen. Da er nidit die 
Redaktionskommission durchlaufen hat, verzichte ich darauf. Ich wollte die 
Dinge nur erwähnt haben, damit die Uffentlidikcit weiß, daß wir nicht nur 
bei einer proklamatorisdien Erklärung stehen bleiben wollen, sondern auch 
zu Taten sdireitcn. (Beifall.) 

Das Wort erhielt 
Herr Seigen: 

Idi habe eine kurze Anregung für den gcsdiäftsführcndai Bundesvor­
stand zu geben. Es vrurde eben mit Recht darauf hingewiesen, dafi die CDU 
in den verflossenen 4 Jahren ihre Versprechungen wahrgemadit hat. Es 
fehlen uns aber weitgehendst die Unterlagen, um in einer Diskussion mit 
hieb- und stichfesten Beweisen evtl. üegnem dienen zu können. 

Idi würde daher vorsdilagen, daß das Wahlprogramm von 1949 und die 
Regierungserklärung in der ersten Bundestagssitzung den einzelnen Kreis­
verbänden zur Benutzung im Wahlkampf zugestellt werden. (Beifall.) 

Präsident Dr. Tillmanns: 
Der eben gcmadlite Vorsdilag ist sehr wertvoll. Idi darf daher den ge-

sdiäftsführenden Vorstand bitten, dafi diesem Vorsdilag entsprodien wird. 
Als letzter hat sidi zum Wort gemeldet 

Dr. Bods: 
Idi war gestern gezwungen, in 5 Minutai einige grundsälzlldie Aus­

führungen über die Integration der Maiktwirtsdiaft zu sagen. 
Ich sehe midi gezwungen, heute ein paar verdeutlidicnde Worte anzu­

fügen aus der Erkenntnis heraus, daß die wirtsdiaftspolitisdie Bedeutung 
dieses Hamburger Parteitages meiner Auffassung nadi darin zu liegen 
scheint, daß es nidit nur, wie es gestern Herr Prof. Erhard mit Rcdit glos­
sierte, keine Marktwirtsdiaft von links, sondern audi keine Marktwirt­
schaft des reditcn und linken Flügels der CDU gibt, sondern heute, ganz 
klar'ausgesprodicn, eine W i r t s c h a f t s p o l i t i k d e r C h r i s t l i c h 
D e m o k r a t i s c h e n U n i o n . 

Wir sollten das audi entsprediend unterstreichen dort, wo wir es können, 
Idi sdilage Ihnen folgende r e d a k t i o n e l l e Ä n d e r u n g e n vor. 

Auf Seite 11 heißt es: .Wir setzen uns ein für wirtsdiaftlidie Selbstver­
waltung nadi dem Grundsatz der sozialen Partnersdiaft in der gesamten 
Wirtsdiaft.' 

Der Grundsatz der sozialen Partnersdiaft hat einen guten Kern, ist aber 
ein falsdics Gesetz. Wenn darin verstanden werden könnte, daß wir hinter­
rüdes die paritätisdic Mitbestimmung wieder einführen könnten, habe idi 
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ernsteste Bedenknn aus lanqcr überlegunq über die Neuordnung der Mit­
bestimmung im überbetrieblichen Raum. Tch schlage Ihnen daher vor, zu 
formulieren: „Nach dem Grundsatz allseitiger Partnersdiaft in der gesamten 
Wirtschaft'. Das sdieint mir deutlidier und klarer zu sein. 

Weiter schlage idi Ihnen aus der gleichen ErwSgung heraus auf Seite 16 
vor „elcrentumsreditlidie Untermauerung der sozialen Marktwirtsdiaft* fol­
gende Formulierung vor: „Miteigentum am Betrieb ist soziale Tat jenseits 
von Kapitalismus und Soziallsmus und untermauert die soziale Marktwirt­
sdiaft*, oder, zweiter Vorsdilag dient der sozialen Ausgestaltung 
der Marktwirtsdiaft*. Das letztere sdieint mir die bessere zu sein. 
Präsident Dr. Tillmanns: 

Sie haben den. Vorsdilag gehört, der gewisse kleine Formulierungswünsdie 
enthält, ohne daß der Sinn und Inhalt des Programms damit in irgendeiner 
Weise geändert wird. Idi glaube, es ist nldit nötig, daß wir im Augenblick 
über eine endgültige Formulierung abstimmen. Idi sdilage Ihnen vor. daß 
der B u n d e s p a r t e i v o r s t a n d diese W ü n s c h e bei der V(>röffont-
lidiung tunlidist b e r ü c k s i c h t i g t . Idi glaube, daß wir dann auf diese 
Weise am besten diese Vorsdiläge behandeln. Bs ist unmöglidi, einem so 
großen Gremium eine genaue exakte Formulierung vorzulegen. Darf Idi 
fragen, ob der Parteitag damit einverstanden ist. (Zustimmung.) 

Damit wären wir a m E n d e d e r A u s s p r a c h e über das Proaramm 
der Christlidi Demokratisdien Union für den zweiten Deutsdien Bundestag. 

Idi glaube, wir alle sind uns der g r o ß e n B e d e u t u n g d e r A b ­
s t i m m u n g , die wir Jetzt vornehmen, bewußt. Idi bitte daher dieienigcn 
Delegierten, die diesem amtlidien Programm ihre Zustimmung geben, sidi 
von ihren Plätzen zu erheben. — Bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? 

I c h d a r f f e s t s t e i l e n , d a B d e r P a r t e l t a g d a s P r o g r a m m 
b e i e i n e r E n t h a l t u n g , a l s o e i n s t i m m i g , a n g e n o m m e n 
h a t i 

(Starker Beifall. — Zuruf: Mit Riidcsidit auf die ausgelassene Ent-
sdilleßung der Frauen habe idi midi der Stimme enthalten.) 

In diesem Programm, dem Sie soeben Ihre pinstimmlge Zustimmung 
gegeben habon, ist am Anfang, idi glaube mit vollem Redit, die Rede von 
den großen Erfolnen unserer Politik, und der Arbeit, die wir im Dienste 
für das dcutsdie Volk geleistet haben. Tdi glaube, wenn wir das vor Aem 
deutsdien Volk erklären, dann tun wir das vmd wir alle kelneswecT'« in 
irgend einer Haltung eines falsdien Stolzes. Wir wissen, daß der Dionst, 
den wir in der Politik für unser Volk crcleistet haben und leisten werden, 
von uns getragen wird Im Auftrage eines Höheren unti daß wir infolge­
dessen die Erfolge, die uns zuteil geworden sind, audi demütig bekennen 
als den S e g e n G o t t e s , d e r u n s i n u n s e r e r A r b e i t z u t e i l 
g e w o r d e n i s t . (Beifall.) 

Tdi mödite nidit versäumen —• idi rede hier In Ihrer aller Namen —, 
nadidem wir das Proqramm verabsdiiedet haben, allen denen, die an der 
Arbeit dieses Proqrammes mitgewirkt haben, den aufriditigen und herz-
lidien Dank des Bundesparteitages auszuspredien. 

Es hat nunmehr nodi ums Wort gebeten 
Bundesinneiimiiilster Dr. Lehr: 

Unser lieber Vorsitzender hat vorhin von einer prompten und prophnti-
sdien Pressearbeit gesprodien. Idi muß audi von einer oromptcn aber 
weniger proohetlsdien spredien. Es geistert durdt unser Haus durdi die 
Presse das G e r ü c h t von einer Vorverlcaung des W a h l t e r m i n s und 
von einem Abirren der CDU von ihrer alten Meinung in bezug auf das 
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Wahirndit. Sio haben ja durch die heute von Ihnen angenommene Ent-
srfalinßung und durch die Vorberatungpn im Parteivorstand und Partniaus-
Rchnß horoits grhört, daß wir uns gründsfitzlicii immer wieder in allnn In­
stanzen bekc^nnon zum Mehrhcitswahlrecht in dem heute erreichbaren 
Umfang. 

7.U dem W a h l t n r m i n darf ich folqendps nagen. Wir sind im Augon-
blidc in den Beratungen im Bundesausschuß, nachdem das Plenum mit einer 
Icnappcm Mohrhrit beschlossen hat, den Rcglenmgsentwurf zunächst einmal 
in den Aussdiuß zu überweisen. Die AussciiuBberatungcn werden nadi dorn 
vorlipgnndcn Programm vermutlich dahin führen, daß wir am 6. oder 7. Mal 
im Plrnum übrr'das Gesetz beraten in der erfreulicherweise jetzt schon 
fortgpschrittcnrn Form. Es ist anzunehmen, daß, wenn dieser Termin ein-
gchaltpn wird, wir etwa 10 Wochen benötigen müssen, um die Vorarbeiten 
für eine so umfassende Neuordnung und eine prompte Ausführung der 
Wahl 7u schaffpn. Das würde bedeuten, daß wir etwa rechnen können, am 
Sonntag, dem 30. A u g u s t , mit der Hauptwahl und mit der Stichwahl dann 
am nadisten Sonntag, am 6. S e p t e m b e r . 

Ich möchte das hier klarstellen, damit Irrtümer bei uns In unseren Reihen 
und in der Prosse vermieden werden. Am Schlüsse darf ich aus der Er­
fahrung der Bekämpfung des Wahlrechtes noch sagen; Als wir die Wabl-
gpsetzefltwürfe im onqc>fen Rcgicrungskrelse berieten, da wußten wir ganz 
qenau, daß auch die Opposition mit Rechenstift dabei war und sich für das 
Verhaitniswahlrocht als das für sie günstigste erklSrte. Wir sind aber nun 
keineswegs, weder Regierung noch bei uns in der Partei verpflichtet, die 
Geschäfte der Opposition zu besorgen. (Beifall.) 

Das Wort erhielt 
Minister Dr. Zimmer: 

Liebe Partnifreundel Meine Damen und Herren! Wir haben ereignisreiche, 
erhebende Tagc> hinter uns und wir sind zu einem glücklichen Ende der 
Arbeiten gekommen. Ich glaube, wir würden uns einer Unterlassung schuldig 
machon, wenn wir nicht jetzt bei der letzten geschlossenen Sitzung der Dele­
gierten unsere aufrichtigen Gefühle dos D a n k e s zum Ausdruck bringen 
würden für die vorzügliche Leitung, die das P r ä s i d i u m für diesen 
Parteitag gewesen ist. (Lebhafter Beifall.) 

Die Damen und Herren des Präsidiums haben os verstanden, die außer­
ordentlich vielfältige Arbeit nicht nur zu einer formal-glatten, guten Ab­
wicklung zu führen imtcr Ausschöpfung aller zoitlichen Möglichkeiten, son­
dern auch einen harmonischen und erfolgreichen Verlauf des Parteitages 
zu sichern. Dafür dem Präsidium, allen Damen und Herren, unseren auf­
richtigen Dank. (Beifall.) 

Ich glaube aber, einer zweiten Instanz namens ulier Delegiertem der Partei 
danken zu müssen, wenn es auch da und dort am Rande schon' angeklungen 
ist. Ich Bolbst sitze seit fast 2 Jahren im Bundesrat und vermag es nun aus 
nächster Nähe zu crmessen, welche geradezu unwahrscheinliche Arbeit von 
unserer B u n d e s t a g s f r a k t i o n in diesem Jahre geleistet worden ist. 
(Beifall.) 

Es Ist viel draußen Im Lande kritisiert worden. Aber es gibt, glaube ich, 
k a u m e i n B e i s p i e l in d e r P a r l a m e n t s g e s c h ' i c h t e , daß in 
so wenigen Jahren eine solche Fülle schwierigster Probleme angepackt und 
gelöst werden konnte, selbstverständlich unter tatkräftiger Führung und 
Mitwirkung der Mitglieder der B u n d e s r e g i e r u n g , insbesondere der­
jenigen Minister, die aus der CDU hervorgegangen sind. Deshalb hat die 
Partei allen Anlaß, gegenüber allen destruklivai und demagogischen Rede­
reien draußen im Lande das herauszustellen. 
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Da wir nun das Programm vcrabsdiiodet haben, cilaubc idi — audi das 
isl eben vielleicht etwas zu kurz gekommen — außerdem noch D a n k sauren 
zu sollen allen denen, die in monatelanger Arbeit dieses Programm in den 
A u s s c h ü s s e n erarbeitet haben und damit die Möglidikeit uns gaben, 
dafi dieser Parteitag in so kurzer Zeit ein so fülliges Programm erstellen 
konnte. Hierbei darf der tätigen und widitigen Mitarbeit der B u n d e s -
g e s c h S f t s s t e l l e , des BundesqesdiBftsführers und seiner Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen, und der 3 Herren des g e s c h ä f t s f f l h r e n d e n 
V o r s t a n d e s in ganz besonderer Weise gedacht werden. (Beifall.) 

Herzlichen Dankl Wir hoffen, dafi wir auf dem kommenden Parteitag 
mit dem gleldien frohen Gefühl eintreffen können, wie wir heute befriedigt 
von Ham'bifVg wieder in unsere heimatlicfaen Gaue zurückfahren können. 

(Lebhafter Beifall.) 
Präsident Dr. Tlllmanns: 

Tch darf namens des PrSsidiums und vor allen Dingen namens des Herrn 
Präsidenten für den Dank, den Sie dem Präsidium ausgesprochen haben, 
ebenfalls herzlichen Dank sagen. Leider stehen wir noch nicht ganz am 
Ende unserer heutigen Arbeit; es wird aber nur eine kurze Minute dauern. 

Wir haben noch Beschluß zu fassen über den O r t d e s P a r t e i t a g e s 
der Christlich Demokratischen Union 1954. Es liegen hierzu 2 AntrBge vor: 
Köln und Dortmund. Die Situation wird dadurch erleichtert, daß brido StSdtc 
im Lande Nordrhein-Westfalen liegen. Mit Rücksicht auf die Bedeutung 
Nordrhein-Westfalens und darauf, daß bisher noch kein Parteitag in Nord­
rhein-Westfalen stattgefunden hat, außerdem im kommenden Jahre in Nord­
rhein-Westfalen Landtagswahlen stattfinden, hat der Vorstand und der 
BundespartetausschuB beschlossen, daß auf jeden Fall es unsere Meinung 
ist, daß der Parteitag 1954 in.Nordrhein-Westfalen stattfinden soll. (Beifall.) 

Wir bitten die Entscheidung darüber, ob K ö l n oder D o r t m u n d , nach 
einer guten Übung, die wir schon einmal in Karlsruhe beobachtet habcm, 
dem Parteivorstand zu überlassen. In Karlsruhe lagen ebenfalls 2 Anträge 
vor, nämlich Berlin und Hamburg. Sie sehen, dafi der Vorstand sich be­
müht hat, beiden Vorschlägen gerecht zu werden. Ich hoffe, daß es in der 
einen oder anderen Weise audi diesmal möglich ist. (Zuruf: Düsseldorf.) 

Ich möchte bitten, daß der Bundesparteitag sich damit einverstanden 
erklärt, daß der Parteitag des nächsten Jahres in Nordrhein-Westfalrn 
stattfindet, aber die endgültige Festlegung des Tagungsortes dem Partei­
vorstand und dem Bundesparteiausschuß überläßt. 

Darf ich fragen, ob der Parteitag damit einverstanden ist? — Das Ist der 
Fall! 

Wir sind noch nicht am Ende, sondern der Schluß unserer Tagung findet 
heute nachmittag nach Abschluß der K u n d g e b u n g im S c h a u s p i e l ­
h a u s statt. Da die Kundgebung öffentlich ist, sind wir zum letzten Mal 
hier im Kreise der Delegierten versammelt. Ich glaube, wir würden ein Ver­
säumnis begehen, wenn wir nicht am Ende dieser Sitzung neben dem Dank, 
den Herr Dr. Zimmer bereits* ausgesprochen hat, allen denjenigen d a n ­
k e n , die sidi in den D i e n s t d e r V o r b e r e i t u n g und vor allem 
auch der Durchführung dieses Parteitages gestellt haben und in so aus­
gezeichneter Weise bei dem Aufbau und Durchführung der Organisation 
geholfen haben. (Beifall.) 

Ich darf der B u n d e s g e s c h ä f t s s t e l l e , allen ihren Mitarbeitern 
und Mitgliedern danken, vor allem auch der Geschäftsstelle dos L a n d e s ­
v e r b a n d e s H a m b u r g (Beifall) für die ungeheure Arbeit, die sie bei 
der Durchführung des Parteitages geleistet hat. Ich dankp der J u n <] e n 
U n i o n Hamburgs und Schleswig-Holsteins, (Beifall), die bei unseren 
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Tagungen den Ordnungsdienst übernommen hat, auch bei der gestern so 
groBartig verlaufenen Kundgebung. Idi danke vor allen Dingen auch von 
hier aus dem S i c h e r h e i t s d i e n s t der S c h u t z p o l i z e i und den 
flbrigen Polizeikraften der Stadt Hamburg für die ausgezeichnete Durch­
führung des Schutzes der gestrigen Großkundgebung. (Lebhafter Beifall.) 
Ich danke auch dc>n S t u d e n t e n der Hamburger Hochschule, die uns 
hier in ausgezeichneter Weise geholfen haben, (Beifall), der Studentcaihilfe 
und beteiligten Hamburger StudentenverbSndrn für ihren Dienst. (Beifall.) 

Zuletzt danke ich auch allen A n g e s t e l l t e n , den Damen, die den 
Scfareibdienst und Sekretariatsdienst während dieser Tage übernommen 
haben, die, das kann ich Ihnen versichern. Tag und Nadit während der 
letzten Tage ihren Dienst versehen haben. (Bei'fall.) 

Vor allem habe ich aber Ihnen allen, den D e l e g i e r t e n dieses Partei­
tages, den R e f e r e n t e n und den R e d n e r n , den herzlichen Dank det 
Christlich Demokratisciien Union Deutschlands zum Ausdruck zu bringen 
dafür, daß Sie diese große gemeinsame Arbeit geleistet haben. 

Ich glaube, dieser Parteitag hat entgegen alledem, was über die Christ­
lich Demokratische Union behauptet wird, gezeigt, daß hier eine e c h t e 
G e m e i n s c h a f t von M e n s c h e n ist, die In gemeinsamer Arbelt und 
in freier Diskussion ihre Auffassungen in die große Gemeinschaft der 
Christlich Demokratischen Union tragen. Das bat dieser Parteitag in einer 
großen und eindrucksvollen Weise bewiesen. 

Ich sdblieSe die Sitzung. 
Ende der Tagung: 13.15 Uhr. 
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Schlußsitzung des Parteitages 
Präsident Schamberg 

eröffnete um 14 Uhr die Sdilußsitzung des 4. Deutschen Parteitages der 
Christlidi-DemokTatlschen Union im Deutsdien Sdiauspielhaus. 

Tage harter Arbelt liegen hinter uns. Mandie von uns haben Nächte 
geopfert, um das Programm und die Entschließungen fertigzustellen und die 
Organisation des Parteitages zu bewerkstelligen. 

Allen, die hierhergekommen sind, um als Delegierte oder als unsere 
G&ste an den Beratungen teilzunehmen, gilt mein Dank. Ganz besonders 
möchte ich aber an dieser Stelle nodi einmal den Damen und Herren dan­
ken, die an der Ausarbeitung des Programms, das sogleich verkündet wer­
den wird, beteiligt waren, sowie auch denen, die den Parteitag organisa­
torisch vorbereitet haben. (Beifall.) 

Wenn audi harte Arbeitstage hinter uns liegen, so hoffe ich dodi, daB 
viele von Ihnen Gelegenheit hatten, sidi etwas unsere V a t e r s t a d t — 
auf die wir Hamburger immer stolz sind — anzusdiauen. Ich hoffe weiter, 
daß die Delegierten und unsere GSste mit dem Eindruck nadi Hause 
fahren, daß hier in Hamburg eine zwar nüchterne, aber arbeitsame Bevölke­
rung sitzt, die aber audi — das hat sldi gezeigt — überall dort, wo sich 
der Bundeskanzler sehen Heß, gar nicht so kühl war, wie man uns das 
Immer nachsagt. Unsere Hamburger haben dem Bundeskanzler begeisterte 
Kundgebungen bereitet. 

Wir alle bedauern, daß der B u n d e s k a n z l e r an unserer Schlußkund­
gebung nicht mehr zu uns sprechen kann. Wichtige Reglerungsgeschäfte 
haben es notwendig gemacht, daß er vorzeitig heute in aller Frühe Ham­
burg verlassen mußte, um nach Bonn zu reisen. Ich möchte ihm von dieser 
Stelle aus, auch wenn er nicht zugegen ist, u n s e r e n G r u ß u n d u n ­
s e r e n D a n k entbieten. (Lebhafter Beifall.) An seiner Stelle wird Herr 
Bundestagspräsident Dr. E h l e r s , den Ich hier begrüßen darf, die Schluß­
worte sprechen. (Beifall.) 

Das P r o g r a m m , das Ihnen nun Bundestagsabgeordneter K l e s l n g e r 
(Mitglied des geschäftsfflhrenden Vorstandes) vortragen wird, Ist sehr um­
fangreich und umfaßt alle Gebiete des politischen Lebens. Die CDU wird 
verkünden, welche staatspolitischen Grundforderungen sie stellt, was sie 
für Vertriebene und Flüchtlinge, was sie in der Wirtschafts- und Sozial­
politik zu tun gedenkt. Einen besonderen Raum in unserem Programm 
nehmen die Forderungen hinsichtlich des Eigentums, der Familie und der 
Jugend ein. Zum Schluß finden Sie unser Bekenntnis zu der Außenpolitik 
unseres Kanzlers, unser Bekenntnis zu Europa. 

Ich erteile nunmehr Herrn Kleslnger das Wort. (Beifall.) 
Bundestagsabgeordneter Kleslnger: 

Meine Damen und Herren! Der Hamburger Parteitag der Christlich 
Demokratischen Union hat heute 

Das Hamburger Programm 
der Oiristlich Demokratischen Union Deutschlands 

für den Zweiten Dentsdien Bundestag 
beschlossen. In gebe es Ihnen hiermit bekannt: 

Unter der Kanzlerschaft Konrad Adenane» hat die C h r i s t l i c h -
D e m o k r a t l s c h e U n i o n In den letzten vier Jahren das deutsche Volk 
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In der Bundesrepublik aug Hunger, Not und tOdlidier Vereinsamung 
herausgeführt. 

Wir geben angesichts der kommenden Bundestagswahl Rediensdiaft von 
dem Geleisteten und verkflnden fflr den nächsten Bundestag unser 
Programm. 

Auf allen Lebensgebieten wurden g r o ß e u n d e n t s c h e i d o n d o 
E r f o l g e entlelt. 

Wir wissen, daß diese Erfolge dem g a n z e n V o l k , den Sdiaffondon 
in allen Berufen, den deutsdien Mflttcm und Hausfrauen und der Kilfc des 
Auslandes mit zu v e r d a n k e n sind. 

Die Kraft unseres Volkes konnte sich aber nur deswegen so entfalten, 
weil wir seinem FleiD und seiner Tüchtigkeit mehr vertraut haben als 
kollektivem Zwang und bUrokratisdier Bevormundung. 

Es ist das geschichtliche Verdienst der Christlich-Demokratischen ITnlon, 
dafi unter ihrer Fflhrung die innen- und außenpolitischen Voraussetzungen 
für den deutschen Wiederaufbau gesdiaffen wurden. Wir werden das be­
gonnene Werk mit der Zustimmung des Volkes nach den bewährten Grund­
sätzen unserer Politik weiterfflhren. 

I. Staatspolltlsdie Grundforderungen 

Es ist A u f g a b e d e s S t a a t e s , dem Menschen zu dinnnn. Der ein­
zelne soll als freier Bürger Träger der Verantwortung fflr das Ganze sein. 

Die Staatsgewalt hat keinen Totalitätsanspruch. 

Deswegen kämpfen wir fflr die R e c h t e d e r F a m i l i e und den 
f r e i e n L e b e n s b e r e i c h d e s e i n z e l n e n , in dem sittlich-verant­
wortliche Entscheidungen möglich sind. Gleiches gilt fflr den Eigenbercich 
freier Organisationen im sozialen Leben. 

Die öffentlichen Aufqaben sind zunächst von der qamcindllchen S e l b s t ­
v e r w a l t u n g zu crfflUen. Die Staatsgewalt hat nur die Aufgaben, die 
im Bereich der Selbstverwaltung nicht gelöst werden können. 

Die K i r c h e n haben im öffentlichen Leben einen wichtigen Auftraa. 
dessen Erfüllung In voller Freiheit und Unabhängigkeit von der Staats­
gewalt gesichert sein muß. 

Jedes einseitige Machtstreben von I n t e r e s s e n q r u p p e n lehnen 
wir ab, weil nur das Wohl des Ganzen Ziel der Politik sein darf. Tntcr-
c><!senparteien sind Totengräber der staatlichen Ordnung. Splitterparteien 
stören die Voraussetzungen für echte politlsdie Entscheidungen. 

Wir erstreben das P e r s o n e n - u n d M e h r h e i t s w a h l r e c h t . 
Hs fördert echte politische Willensbildung, wirkt der Zersplitterung ent-
nncinn und schafft klare Mehrheitsverhältnisse im Parlament, die stetige 
Reqierunnsarheit sichern. Es verbindet die Wähler mit ihren Abgeordneten, 
mit der Volksvertretung und den Parteien. 

Unsere R e c h t s o r d n u n g Ist fortzubilden. Bei der Anpassung des 
Familienrechts an die von uns bejahte Gleldiberechtigung von Mann und 
Frau ist die natürliche Ordnung der Familie und Ehe für die Christlich-
Demokratische Union Ausgangspunkt und Richtschnur. 

Wir wollen denn deutschen Richter durch ein R i c h t e r g e s e t z die ihm 
nach dem Grundgesetz gebührende Stellunq verschaffen, Verfahren und 
Organisation der Gerichte verbessern und die längst fällige S t r a f -
r e c h t s r e f o r m durchführen. 
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Die EatsdiSdigung der vom Nationalsozialismus Verfolgten ist noch von 
diesem Bundestag zu regeln. Die bei der Rückerstattung entstandenen un­
billigen Harten müssen angemessen ausgeglichen werden. 

In der Verwaltung wollen wir das bewährte, dem Dienst am Volke ver-
pfliditete B e r u f s b e a m t e n t u m fördern, seine fadiliche Leistungs­
fähigkeit sichern und seine wirtsdiaftlidie Existenz durch eine Besoldungs-
reform gewahrleisten, die der Verantwortung des einzelnen und der Siche­
rung der Familie geredit wird. 

Wir stehen zu den deutschen S o l d a t e n , die, ihrer besten Überliefe­
rung getreu, sich dem Volk in sittlicher Verpflichtung verbinden. Das den 
pflichttreuen deutschen Soldaten nach dem Zusammenbruch von 1945 ge­
schehene Unrecht hat ihre Ehre nicht berührt. Die gerechte Bereinigung 
der Kriegsverurteiltenfrage ist uns ein besonderes Anliegen. Eine sofortige 
Ergänzung des Gesetzes zu Artikel 131 mufi Unbilligkeiten in der Ver­
sorgung der ehemaligen Berufssoldaten, insbesondere der Berufsunter­
offiziere, ausgleichen. 

Unserem Volk droht die schwere Gefahr einer sozialen Verkümmerung 
der g e i s t i g e n u n d k ü n s t l e r i s c h e n B e r u f e , insbesondere des 
Nachwuchses. Dieser Gefahr müssen wir dadurch begegnen, daB wir die 
wirtsdiaftliche Stellung dieser Berufe festigen und stärken. Das gilt so­
wohl für Arzte, Künstler und andere freie Berufe als auch für die Lehrer, 
Hochschullehrer und den gesamten wissenschaftlichen Nachwuchs. 

Die C h r i s t l i c h - D e m o k r a t i s c h e U n i o n erstrebt eine vom 
C h r i s t e n t u m getragene Lebensgemeinschaft des ganzen deutschen 
Volkes. 

Alle Versuche, den überwundenen konfessionellen Hader neu zu ent­
fachen, lehnen wir einmütig und entschlossen ab. 

n. Eingliederung der Vertriebenen und Flüchtlinge 
Eine entschiedene Vertriebenenpolitik dient dem Wohle des Gesamt­

volkes. Auch das unverzichtbare Recht auf die Heimat ist ein Anliegen des 
ganzen deutschen Volkes. 

Durch die Gesetzgebung des Bundes sind die Grundlagen für eine 
b e s c h l e u n i g t e E i n g l i e d e r u n g der Vertriebenen und Flücht­
linge geschaffen worden. Es muß sichergestellt werden, daß die Früchte 
dieser Gesetzgebung den Berechtigten unverzüglich zugute kommen. Das 
gilt besonders für die Hausratshilfe und den Wohnungsbau, der bisher schon 
den Vertriebenen 375 000 eigene Neubauwohnungen gebracht hat. Lacrer-
unterkünfte müssen so schnell wie möglich gerBumt werden und die Allen 
und Erwerbsunfähigen in den GenuB ihrer Ansprüche kommen. 

Eine großzügige l a n d w i r t s c h a f t l i c h e S i e d l u n g für die.ver­
triebenen und geflohenen Bauern ist durch' Lastenausgleich- und Ver-
triebenengesetz ermöglicht worden. Sie muß mit Nachdruck vorangetrieben 
werden. Das gilt auch für Maßnahmen in der gewerblichen Wirtschaft, 
die Beseitigung der Arbeitslosigkeit, die innere und äußere Umsiedlung 
und die Ausbildung und Förderung der Vertriebenen- und Flüchtlings-
Jugend, für die ebenfalls durch die gleichen Gesetze die finanziellen und 
organisatorischen Voraussetzungen geschaffen worden sind. 

Überall, wo es möglich ist, muß auf die B i l d u n g v o n E i g e n t u m 
hingearbeitet werden. 

Wir erstreben auf Jedem möglichen Wege die M i t h i l f e d e s A u s ­
l a n d e s zur befriedigenden Lösung dieses gewaltigen Problems, das die 
Kräfte des deutschen Volkes übersteigt. 
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m. WirtsdiaHs- nnd Sozialpolitik 
In einer Zeit lebensgefährlichen Tiefstandes von Produktion und Ver­

sorgung Iiat die Christlich-Demokratisdie Union die Hauptverantwortung 
für die deutsche Wirtschaftspolitik fibemommen. 

Durch die s o z i a l e M a r k t w i r t s c h a f t haben wir die produktiven 
Kräfte des Volkes von den Lähmungen der Zwangswirtschaft befreit und 
durch Leistungsweltbewerb zur Entfaltung gebracht. 

Die Herstellung von W l r t s c h a f t s g f l t e r n wurde verdreifacht; In 
der Landwirtschaft haben die Bodenerträge den Vorkriegsstand fiberschritten. 

2Vt Millionen A r b e i t s p l ä t z e wurden neu geschaffen: 
die K a u f k r a f t des Lohnes der Industricarbelterschaft ist Aber den 

Vorkriegsstand gestiegen i 
die S p a r e i n l a g e n sind auf rund 8 Milliarden DM angewachsen; 
im A u ß e n h a n d e l ist die Einfuhr seit 1948 von 3,2 Mrd. auf Aber 

16 Mrd. DM, die Ausfuhr von 1,3 Mrd. auf fast 17 Mrd. DM gestiegen. 
Diese Stärkung der Wirtschaft hat die Stcilgerung unserer S o z i a l -

l e i s t u n c T c n ermöglicht. Diese sind Innerhalb von zwei Jahren um 
7 Mrd. DM gewachseni 

die Leistungen fflr Vertriebene und Flüchtlinge sind von 4,36 Mrd. (1949) 
auf 6,76 Mrd. DM (1951] gestiegen; 

fast 1,5 Millionen neuer Wohnungen wurdcm in den drei Jahren gebaut. 
Wir haben wieder eine leistungsfähige Wirtschaft. Auf diesem Funda­

ment haben wir nunmehr nach den bewährten Grundsätzen der sozialen 
Marktwirtschaft folgende Aufgaben zu lösen: 

weitere S t e i g e r u n g u n d V e r b l l l i g u n g der Gfltererzeugung; 
V e r b e s s e r u n g d e s L e b e n s s t a n d a r d s für alle; 

die F ö r d e r u n g d e r l a n d w i r t s c h a f t l i c h e n Erzeugung, des 
freien Bauern und des m i t t e l s t ä n d i s c h e n Gewerbes; 

Ausbau der s o z i a l e n S i c h e r u n g , insbesondere für ältere Ange­
stellte, Rentner, Pensionäre, die Opfer des Krieges und seiner Folgen; 

Bildung von persönlichem E i g e n t u m für breite Schichten des Volkes. 
Eine durch staatlichen Zwang zentral gelenkte Wirtschaftspolitik lehnen 

wir ab, well slc> die produktiven Kräfte lähmt, statt sie zu fördern, und 
weil sie mit einer freiheitlichen Rechtsordnung unvereinbar ist. Wir be­
iahen die planvolle Beeinflussung der Wirtschaft mit marktqerechten 
Mitteln, die gesetzliche Sicherung des Leistunciswettbewerbs und die Er­
füllung der uns aufgegebenen sozialen Verpflichtungen. 

Aus dieser Grundlage erstreben wir; 
1. Erhöhung der Produktivität nnd des Lebensstandards 

Die gewonnene V e r s o r g u n g s b a s i s muB ausaebaut, die Ver-
brauchscjüterprnduktion verbilligt und die Qualität der billigen Waren wei­
ter verbessert werden. Den Gütern eines gehobenen Verbrauches müssen 
neue Käuferschichten erschlossen werden. 

Der Bedarf des Verbrauchers, nicht der Befehl der Behörden, soll die Rich­
tung der Produktion bestimmen. 

Die deutsche Wirtschaft kann in der Internationalen Entwicklung zur 
Ratinnalisieruna und zur Erhöhung der Produktivität nicht zurückstehen. 
Die P r o d u k t i o n mufi weiter erhöht werden. 
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Rationalisierung und Produktivitätssteigerung sind die Voraussetzung für 
K o s t e n s e n k u n g e n und für eine e c h t e M e n g e n k o n j u n k t u r , 
die das Ziel der nädisten Phase der sozialen Marktwirtsdiaft ist. 

Die Christlidi-Deinokratisdie Union lehnt die Behinderung des Le i ­
s t u n g s w e t t b e w e r b s durch iCartelle und ähnlidie Marktabreden ab. 
Der Leistungswettbeweib ist durch beschleunigte Verabschiedung des 
ICartellgesetzes sicherzustellen. Die Monopolkontiolle muB dafür sorgen, 
daß marktbeherrschende Einzelunternehmungen und Regiebetriebe nicht 
gegen die Grundsätze des Wettbewerbs verstofien. Der Schutz gegen un­
lauteren Wettbewerb ist zu verstärken. 

Die A r b e i t s l o s i g k e i t ist mit allen zu Gebote stehenden Mitteln 
zu bekämpfen, im Bedarfsfalle auch durch aktive Besdiäftigungspolitik der 
öffentlichen Hand. Die bisherige erfolgreiciie ArbeitsbesdiaffungspoliUk — 
vor allem in Notstandsgebieten — ist weiterzuführen. Die Umschulung von 
Arbeitslosen auf neue Produktionszweige ist mit Nachdrucke zu fördern. 

Alle Anstrengungen müssen darauf gericiitet werden, den Anteil Deutsch­
lands am W e l t h a n d e l weiter zu erhöhen. Die Exportrisiken müssen 
tragbar gemadit werden. Für die Seeschiffahrt verlangen wir nach dem 
Wegfall der letzten Hemmungen besondere Förderung. 

Eine wichtige Voraussetzung für die erfolgreiche Lösung aller dieser Auf­
gaben ist eine W i r t s c h a f t s - und S o z i a l e n q u e t e zur Erlangung 
klarer Vorstellungen über die wirtschaftlidie und soziale Wirklichkeit. 

Agrarpolitik 
Wesentlicher Bestandteil unserer Volkswirtschaft ist eine leistungsfähige 

Landwirtsdiaft als Grundlage der Volksernährung. Ihr wichtigster Träger 
— das dem eigenen Boden verbundene Bauerntum — ist zugleich ein Grund­
pfeiler des gesellschaftlichen und geistigen Lebens des Volkes. 

Daher müssen die bäuerlichen Wirtschaften — insbesondere die 
F a m i l i e n b e t r i e b e — erhalten, gefestigt und gefördert werden. Ein 
e i n h e i t l i c h e s A g r a r - und B o d e n r e c h t unter Anerkennung 
des Grundsatzes des privaten Eigentums muß schnell geschaffen werden. 

Wir brauchen einen wirtschaftlich und sozial gesunden Land­
a r b e i t e r s t a n d . Deshalb ist der Bau von Landarbeiterwohnungen 
dringend notwendig. Betriebsfremd genutzte landwirtschaftliche Werks­
wohnungen sind ihrem ursprünglichen Zwecke wieder zuzuführen. Durch 
Schaffung von Siedlungen müssen Aufstiegsmöglichkeiten gegeben werden. 

Das b ä u e r l i c h e S c h u l w e s e n ist weiter zu fördern. Es findet 
seine Ergänzung in Bauernhochschulen, die zugleidi der Erwachsenenbildung 
und der staatsbürgerlichen Erziehung zu dienen haben. 

Wir wollen die Befreiung der B ä u e r i n von übermäßiger Arbeits­
belastung und deshalb eine verstärkt steuerbegünstigte Anwendung der 
Technik in Haus und Hof. 

Die landwirtschaftliche Erzeugung ist mit Nachdruck zu steigern bei 
gleichzeitiger Senkung der Produktionskosten. Zu diesem Zweck müssen 
die landwirtschaftlichen Marktordnungsgesetze so angewandt werden, daß. 
sie einen A u s g l e i c h der M ä r k t e herbeiführen und stabile, ange­
messene Preise sichern. 

Durch eine a b g e w o g e n e Z o l l - und H a n d e l s p o l i t i k muß 
die Einfuhr von Nahrungsgütem zeit- und mengenmäßig dem echten Be-. 
darf angepaßt werden. 

Bei erheblichen wirtschaftlichen Störungen in einzelnen Produktions­
zweigen der Landwirtschaft hat die Bundesregierung durch Sofortmaß­
nahmen helfend einzugreifen. 
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Zur weiteren R a t i o n a l i s i e r u n g der landwirtsdiaftlidicn Betriebs­
führung sind notwendig: Besdileunigte Flurbereinigung, Hebung der Landes­
kultur durdi Bund und Länder, steuerlidie Begünstigung der Tedinisierung, 
Ausbau des landwrirtsdiaftlidien Kredit- und Uenossensdiaftswesens, ver­
stärkter Einsatz von Betricbsmittelkrediten und von Realkrediten zur Hr-
leiditerung von Hof übergaben. 

Mafinahmcn zur Erreichung der w i r t s c h a f t l i c h e n G l e i c h ­
s t e l l u n g der Landwirtsdiaft und der s o z i a l e n G l e i c h w e r t u n g 
der Landarbeit im Rahmen der Gesamtwirtschaft sind unverzügiidi in 
Angriff zu nehmen. 

Die S o z i a l p o l i t i k i n d e r L a n d w i r t s c h a f t muH sowohl für 
den Betriebsinhdber wie für den mitarbeitenden Familienangehörigen und 
für die familienfremden Arbeitskräfte die notwendigen Sidierungen schaffen. 
Wir treten ein für die Erhaltung der landwirtsdiaftlidien Berufsgenosscn-
sdiaften und Landkrankenkassen, ebenso für eine Sonderregelung der 

> Arbeitslosenversidierung bei langfristigen Arbeitsverträgen. 

MiltelBlandapoUtik 
Der Mittelstand ist für eine gesund gegliederte Gesellsdiaft ein unent­

behrliches, aufbauendes und verbindendes Element. Tüdiüge und verant­
wortungsfreudige Mensdien sollen sidi im eigenen Betrieb erfolgreich ent­
falten können. 

Die mittelständisdien Berufe haben Ansprudi auf eine Ordnung, die auf 
der Grundlage der S e l b s t v e r w a l t u n g das ständische Gemeinschafts­
gefühl pflegt und eine fadilidie Leistungssteigerung gewährleistet. Durdi 
geeignete Gewerbeförderungsmaflnahmen soll audi besonders die Aus­
bildung des Nddiwudises intensiviert werden. 

Im Wettbewerb müssen g l e i c h e S t a r t b e d i n g u n g e n für alle 
ohne Rücksicht auf die Betriebsgröße herrschen. Vom Steuersystem her ddri 
kein Zwang zur Konzentration der Betriebe ausgehen. Die betrieblichen 
Investitionen, besonders zum Zwecke der Rationalisierung, sind durch eine 
verständige Steuer- und Kreditpolitik zu fördern. 

Für die mittelständiscfae Wirtschaft muß eine ihrer Bedeutung ent­
sprechende B e t e i l i g u n g a n ö f f e n t l i c h e n A u f t r ä g e n sicher­
gestellt werden. Soweit Belegschafts- und Behördenhandel den Wettbewerb 
verfälscht, ist er zu unterbinden. Regie-Betriebe müssen weitestgehend ein­
geschränkt werden und dürfen keine steuerlichen Vorteile genießen. Die 
Schwarzarbeit ist durch gesetzliche Maßnahmen zu verbieten. 

In der Sozialgesetzgebung sind die Bedürfnisse der kleineren selbständi­
gen Unternehmer zu berücksichtigen. Sie sollen am Familienausgleich be­
teiligt werden. 

WoAnungsbau 

Trotz außerordentlicher Leistung im Wohnungsbau fehlen noch Millionen 
von Wohnungen. 

Der Wohnungsbau muß darum mit allen Mitteln fortgesetzt werden. Bau­
methoden sind zu rationalisieren, die private Bautätigkeit zu beleben und 
die Wirtschaftlichkeit des Hausbesitzes wiederherzustellen. Kapital­
zuschüsse aus öffentlichen Mitteln müssen den verschiedenen Bauträgern 
gleichmäßig zufließen. 

W o h n u n g s c i g e n t u m und D a u e r w o h n r e c h t müssen mehr 
als bisher gefördert werden. Dazu müssen ein zweites Wohnungsbaugesetz, 
ein Baulandbeschaffungs- und ein Bodenbewertungsgesetz erlassen werden. 
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Pinojiz- und Steueipolitik 
Der S c h u t z der Währung ist die vordringlidie Verpflichtung von 

Regierung und Notenbankleitung. Voraussetzung dafür ist, daß die be­
währte Politik des Ausgleichs der öffentlichen Haushalte beibehalten wird. 

Wir treten für eine wirlsdiaftlidi sinnvolle S t e u e r r e f o r m ein, die 
das Steuersystem vereinfacht, überhöhte Steuersätze abbaut und insbeson­
dere die unteren Einkommen entlastet. Sie hat die produktive wirtsdiaftUche 
Leistung zu fördern und die soziale Leistungsfähigkeit der Familie zu 
stärken. 

Grundlage für die weitere Hebung des Lebensstandards ist eine aus­
reichende K a p i t a l b i l d u n g . Sie allein ermöglicht die Investitionen, 
die nötig sind, um die Produktion zu rationalisieren und auszuweiten, die 
Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern und neue Arbeitsplätze zu schaffen. 
Das Schwergewicht der FörderungsmaBnahmen hat dem Wiederaufbau des 
Kapitalmarktes zu dienen; diese Maßnahmen müssen dem Sparwillen der 
breitesten Schichten der Bevölkerung zugute kommen. 
2. Sicherung des sozialen Friedens 

Unsere Sozialpolitik ist kein Anhängsel an die soziale Marktwirtschaft, 
sondern deren Ziel. 

Das ungeheure soziale Elend, das durch die hinter uns liegende Kata­
strophe verursacht worden ist, konnte nicht mit einem Schlag beseitigt wer­
den. Wir haben aber durch die Gesetzgebung der letzten vier Jahre in der 
Linderung und Überwindung der Not große Erfolge erzielt. 

Wir haben eine m a t e r i e l l e und i d e e l l e B e s s e r s t e l l u n g 
der Arbeitslosen, der Kranken, Invaliden, Berufsunfähigen, Witwen und 
Waisen erreicht. Die Renten wurden wesentlich erhöht. 

F o r t s c h r i t t l i c h e G e s e t z e zur gerechten Gestaltung des Ver­
hältnisses zwischen Arbeitnehmer und Unternehmer wurden verabschiedet. 
In der S o z i a l v e r s i c h e r u n g wurde die Selbstverwaltung der Be­
teiligten wiederhergestellt. 

Belriebsverlaasung und Mitbeatlmmung 
Die Mitbestimmung der Arbeitnehmer ist maßgebend durch die Christ­

lich Demokratische Union gestaltet worden. Damit haben wir einen entschei­
denden Beitrag zur Sicherung des sozialen Friedens in Betrieb und Wirt­
schaft geleistet. 

Für die Angehörigen des ö f f e n t l i c h e n D i e n s t e s werden wir ein 
gleichwertiges Recht schaffen. 

Wir setzen ims ein für w i r t s c h a f t l i c h e S e l b s t v e r w a l t u n g 
nach dem Grundsatz allseitiger P a r t n e r s c h a f t in der gesamten Wirt­
schaft. 

Sidiemng der Rechte der Fanülie 
Die Familie ist auf jede Weise zu fördern, sie bat ein Recht auf gesetz­

liche Sicherung eines ausreichenden Einkommens. 
Das Gesetz über die F a m i l i e n a u s g l e i c h s k a s s e n muß verab­

schiedet werden. 
Steuern, öffentliche Lasten, Zuschüsse, Unterstützung und Altersversor­

gung dürfen nicht nur für den einzelnen, sondern müssen unter B e r ü c k ­
s i c h t i g u n g der F a m i l i e n festg^egt werden. 

Die Familie hat ein Recht auf ausreichenden Wohnraum. Der Gesetz­
entwurf der Christlich - Demokratischen Union zur Sdiaffung von 
F a m i l i e n h e i m e n bietet die Gewähr dafür, daß die Familie mit allen 
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ihren Erfordernissen in den Mittelpunkt der künftigen Wolinungspolitik 
gestellt ist. Die Verabsdiiedung dieses entscheidend wichtigen Gesetz­
entwurfes ist darum ein dringends Erfordernis. 

Auch M i e t w o h n u n g e n müssen in Ausstattung und GröOe so ge­
hallen sein, daB sie Raum für eine gesunde Familie bieten. Die Hergabe 
öffentlicher Mittel muB nach den Erfordernissen der Familie und nicht nach 
dem MaBstab der Wohneinheit erfolgen. 

Kriegsoplerversorgung 
Die Christlich-Demokratische Union bekennt sich zu dem Anspruch der 

Kriegsbeschädigten und Hinterbliebenen auf eine der Größe des gebrachten 
Opfers entspredicndci Versorgung durch die Gumeinschafl unseres Volkes. 
Sie befürwortet eine den Lebensverhältnissen angepaßte Fortentwidclung 
des bestehenden Rechts. 

Die Gestaltung der V e r s o r g u n g muB so i n d i v i d u e l l w i e 
m ö g l i c h sein. Sie darf weder in einem kollektiven Einheitsrenten-' 
System erstarren, noch sich am untersten Lohnniveau orientieren. 

Die e r w e r b s u n f ä h i g e n Kriegsbeschädigten und Hinterbliebenen 
haben Anspnich auf S i c h e r u n g d e s L e b e n s u n t e r h a l t s unter 
Gewährleistung des ihnen zustehenden Anteils an dem kulturellen Leben 
unseres Volkes. ^ 

Die Kriegsopfer müssen A n t e i l h a b e n a n d e m w a c h s e n d e n 
S o z i a l p r o d u k t . Die Versorgungsrenten und die Einkommensfreigronzen 
sind an das gestiegene Preis- und Lohngefüge anzugleichen, ebenso an die 
Verbesserung der übrigen Sozialgesetze unter besonderer Berücksichtigung 
der Witwen-, Eltern- und Waisenrenten. 

Die Möglichkeiten der s o z i a l e n F ü r s o r g e sind auszuschöpfen und 
weiter zu entwickeln. Im ArbeilsprozeB ist den Kriegsbeschädigten und 
Hinterbliebenen ein spezifischer Schutz bei ausreiihenden E i n s t e l l u n g s-
q u o t e n zu gewähren. 

Die Verwaltung muB der Bedeutung und Besonderheit des Kriegsopfer­
problems Rechnung tragen. 

SozioJversicherung 
Die Sozialversicherung ist ein fester Bestandteil unserer Sozialordnung. 
Wir worden die bewährte Form der gegliederten Sozialversicherung bei­

behalten. 
Um einen Überblick über die Leistungen und die Auswirkungen der 

verschiedenen Versicherungs-, Versorgungs- und Fürsorgezweige zu er­
halten, ist die Durchführung einer Sozialenquete dringend erforderlich. 

In der sozialen K r a n k e n v e r s i c h e r u n g ist die verantwortungs­
volle Zusammenarbeit zwischen Versicherten, Kassen, Ärzten und Kranken­
häusern zu gewdtirleisten. 

Der A r z t darf in seinem Wirken für den Kranken nicht durch bürokra­
tische Fesseln beeinträchtigt werden. Seine berufliche Existenz ist durch 
angemessene Honorierung zu sichern. 

Die G e s u n d h e i t s f ü r s o r g e und -versorge bedarf eines weiteren 
Ausbaues, um die Volkskrankheiten wirksam zu bekämpfen. 

Altersversorgung 
Wir fordern für die Alten und Invaliden ausreichende Sicherung. 
Dazu ist notwendig: 
Überführung des bisherigen, von der Not aufgezwungenen Zulagesystems 

in der Rentenversicherung in ein ü b e r s i c h t l i c h e s B e r e c h n u n g s -
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S y s t e m , dcis eine Selbstberechnung auch für die Empfänger der Alters­
renten ermöglicht. 

Für die Grundrenten und die Sleigerungsbeträge sind k l a r e A b ­
g r e n z u n g e n einzuführen, wobei die staatlidien GrundrentcnbetrSgc nur 
jenen Alten und Invaliden voll zu gewähren sind, welche ein Leben lang 
der Versidicrung auf Grund der Versidierungspflidit angehört haben. 

Für den geleisteten B e i t r a g muß audi die v o l l e G e g e n l e i s t u n g 
gewährt werden. Das Verhältnis zwischen dem Arbeitseinkommen, aus 
welrticm die Beiträge zur Rentenversidierung geleistet werden, und den 
gewährten Rcntenleistungcn ist zu verbessern. 

IV. Eigentum ffir alle Sdilditen des Volkes 
Mcnsdilidic Würde und Existenz sind sdiwcr bedroht durdi die kollekti­

vistischen Tendenzen unserer Zeit. Deswegen verlangen wir Eigentum für 
alle Sdiiditen unseres Volkes. Persönlidies Eigentum fördert eine verant­
wortungsvolle Lebensführung des Mensdien und seiner Familie. Je mehr 
Eigentümer, desto ausgewogener ist das soziale Gefüge und desto gesicher­
ter der soziale Friede. 

Daher fordern wir E i g e n t u m a n d e r W o h n u n g . Wir fordern, wo 
immer nur möglich, den Bau von Eigenheimen. Darum führt die Christlidi-
Demokratisdie Union den Kampf um ihr Gesetz zur Schaffung von Familien­
heimen mit aller Entschlossenheit. Nur so ist es möglich, breiten Schichten 
unseres Volkes persönliches Eigentum an Herd und Heim zu schaffen. Durch 
weitere gesetzliche Maßnahmen ist sicherzustellen, daß vor allem den Ver­
triebenen, Ausgebombten und Jungen Familien die Möglichkeit gegeben 
wird, Eigentum an Wohnungen zu erwerben. 

Bei Neubildung von b e t r i e b l i c h e m E i g e n t u m sind Arbeiter und 
Angestellte zu beteiligen. Dadurch erhält die Gleichberechtigung und ver­
antwortliche Mitbestimmung der Arbeitnehmerschaft in der Wirtschaft ihre 
sichere Fundierung. 

Die V e r b i n d u n g v o n M i t b e s t i m m u n g u n d M i t e i g e n t u m 
ist die beste Verwirklichung des m a c h t v e r t e i l e n d e n P r i n z i p s in 
der Wirtschaft. 

Die Bildung von Miteigentum da^f den Lohnstandard nicht beeinträchtigen. 

Die Schaffung von Miteigentum ist durch den Staat zu fördern und durch 
Freiwillige Vereinbarungen auf der Grundlage einer Rahmengesetzgebung 
zu verwirklichen. 

Neben dem Eigentum am eigenen Betrieb ist ein S y s t e m d e s m i t ­
t e l b a r e n E i g e n t u m s da zu ermöglichen, wo direkte Beteiligungen 
nicht zu verwirklichen sind. 

Verstaatlichung und sozialistisches Gemeineigentum sind keine Lösung 
der sozialen Frage. Miteigentum am Betrieb ist soziale Tat jenseits von 
Kapitalismus und Sozialismus und dient der sozialen Ausgestaltung der 
Marktwirtschaft. 

V. Unsere Forderung fflr die Jugend 
Der Jugend, die vom nationalsozialistischen Staat schwer mißbraucht wor­

den ist, muß jede Möglichkeit gegeben werden, den sozialen Rechtsstaat, 
um den wir uns bemühen, als ihren Staat zu empfinden und anzuerkennen. 

Allen Jugendlichen muß die B e r u f s a u s b i l d u n g und die Begrün­
dung einer wirtschaftlichen Existenz ermöglicht werden. Wir brauchen mehr 
Wohnheime für Lehrlinge; Grundausbildungslehrgänge müssen erheblich 
erweitert werden. Arbeitslosen Jugendlichen muß im Rahmen der öffent­
lichen Arbeitsbeschaffung durch Einricfhtung von J u g e n d g e m e i n -
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s c h a f t s w e r k n n der Weg zur 'virtsdiaftlichen Sicherung eröffnet wer­
den. Wir fordern ein J u g e n d a r b e i t s s c h u t z g e s e t z und ein 
B e r u f s a u s b l l d u n g s g e s e t z . 

Die aus der Suwjctzone g e f l ü c h t e t e J u g e n d bedarf In den Auf-
nahmnlagern des Bundes und der Länder besonderer Betreuung und Be­
ratung. Ihre E i n o r d n u n g mufi über Aufnahmeheime und Jugcndgcmeln-
bchaftswerki! gefördert und notfalls durdi gesetzliche Elnstellunc|spflirhl 
gnsidiert worden. Die besondere Lage dieser Jugendlidien erfordert eine 
weitere Betreuung und Hilfeleistung am neuen Heimatort. Diese Aufgaben 
können nur erfüllt werden, wenn die Mittel lür den B u n d e s j u g o n d -
p 1 a n wesentlidi erhöht und die Riditlinien für die Verteilung der Mittel 
den gestellten Aufgaben entsprechend neu gefaßt werden. 

In einem . T u g e n d h i l f s g e s e t z ist sicherzustellen, daß die Leistun­
gen der Kriegsfolgchilfe für die Jugend aus dem Ffirsorgeredit herausgelöst 
worden, und daß die notwendige Unterstützung in gleidicr Weise allen 
hilfsbedürftigon Jugendlichen zugute kommt. 

Der zersetzende Einfluß von Schmutz und Sdiund auf unsere Jugcndlidion 
muß eingedämmt und durch umfassende Förderung des guten J u g e n d -
s c h r i f t t u m s und J u g e n d f i l m s überwunden werden. 

Alle Bemühungen der Jugendverbände im Kampf gegen geistige und 
materielle Not unserer Jugend sind auf jede Weise zu fördern. 

VI. Deutschland In der Gemeinschaft der freien Völker 
Die Bundesrepublik Deutsdiland handelt stellvertretend für alle Deutschen 

in Ost und West, denen es versagt Ist, in einom freien, sozialen Rechtsstaat 
zu leben. Es bleibt unsere Kernaufgabe, auf friedlichem Wege allen Deut­
schen die gemeinsame Heimat zu geben. 

Die Politik der Sowjetunion hat bis jc'tzt die V e r e i n i g u n g 
D e u t s c h l a n d s i n e i n e m f r e i e n , a u f d e r A c h t u n g d e r 
M e n s c h e n r e c h t e b e r u h e n d e n d e u t s c h e n S t a a t e verhin­
dert. Die Christlich-Demokratische Unipn wird nicht aufhören, mit allen 
Kräften und letzter Entschlossenheit weiter für die Wiedervereinigung zu 
arbeiten. Dabei ist die Stärkung, Sicherung und Behauptung des freien 
B e r l i n eine dringende Pflicht. Wir müssen mit allen Mitteln die Berliner 
Wirtschaft weiter stärken und die Arbeitslosigkeit überwinden. 

Die von der Christlich-Demokratischen Union getragene Außenpolitik hat 
das deutsche Volk aus der tödlichen Vereinsamung, in die es durch die 
Katastrophe von 1945 geraten war, wieder in die Gemeinschaft der übrigen 
Völker zurückgeführt. 

• 
Angesichts des sich immer schärfer abzeichnenden Gegensatzes zwischen 

den freien demokratischen Völkern und dem von der Sowjetunion be­
herrschten Teil der Erde konnte ein freies Deutschland seinen Platz nur in 
der Gemeinschaft der freien Völker suchen. Der Glaube an die Möglichkeit 
einer n e u t r a l e n E x i s t e n z Deutschlands ist i r r e a l , solange dio 
gegenwärtlge Weltspannung fortbesteht. 

Die Christlich-Demokratische Union hat die Bestrebungen zur E i n i g u n g 
E u r o p a s von Anfang an mit allen Kräften unterstützt und ihnen eigene 
starke Impulse gegeben. Der Beitritt der Bundesregierung zum E u r o p a -
r a t , die Gründung der M o n t a n u n i o n und die Annahme des 
D e u t s c h l a n d - V e r t r a g e s und des Vertrages über die E u r o p ä i ­
s c h e V e r t e i d i g u n g s g e m e i n s c h a f t waren die wichtigsten 
Stationen des von uns mit unbeirrbarer Entschlossenheit beschrittenen 
Weges. 

Die Zusammenfassung dieser Institutionen zur E u r o p ä i s c h e n P o l i ­
t i s c h e n G e m e i n s c h a f t ist unsere nächste große Aufgabe. Zwar 



Wurde die von uns im Bunde mit den gleidigesinnten Europäern erstrebte 
Einigung in der Not einer gemeinsamen Bedrohung geboren. Sie bleibt 
uns jedodi audi unabhängig davon ein selbständiges großes Ziel. Vor allem 
wird sie die lange unselige Epodie der europäisdien Bruderkriege beenden. 

Die politische und wirtschaftlidie Einigung Europas müssen Hand in 
Hand gehen. An die Stelle nationalstaatlidier Einzelwirtschaften mit ihrer 
Neigung zur gegenseitigen AbsdüieBung und Behinderung des Warenaus­
tausches muB der e i n h e i t l i c h e e u r o p ä i s c h e M a r k t treten, damit 
die produktiven Kräfte sidi frei entwickeln und den Wohlstand der Völkei 
sichern können. 

Die Christlich-Demokratische Union begrüBt daher die hoffnungsvollen 
Anfänge europäischer wirtschaftlicher Zusammenarbeit, insbesondere die 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl. Wir werden 
allen weiteren Schritten auf diesem Wege unsere nachdrückliche Unter­
stützung geben zur Verwirklichung eines freien Wettbewerbs und Leistungs­
austausches unter den Völkern Europas. 

Die Einigung der freien Völker des europäischen Kontinents würde für 
sich allein nicht zur Abwehr eines eventuellen bolschewistischen Angriffs 
genügen. Daher muB sie notwendig im engen Zusammenhang mit der 
übrigen freien W^t, vor allem mit der Nordatlantischen Verteidigungs­
gemeinschaft, erfolgen. 

Diese Politik hat keinen aggressiven Charakter. Auch wenn im Laufe 
ihrer Verwirklichung Deutsche wie andere Europäer Verteidigungswaffen 
tragen, bleibt sie Politik des Friedens. Es gibt in der heutigen Welt kein 
Gebiet, das stärker an der Sicherung des Friedens interessiert wäre als 
Deutschland und die anderen freien Völker Europas. 

Die Gefahr eines auf europäischem Boden ausgetragenen Krieges wird 
eher heraufbeschworen durch eine Politik der Uneinigkeit und der Rat-
und Tatenlosigkeit, als durch die entschiedene Bereitschaft des deutschen 
Volkes, in der Gemeinschaft der freien Völker für die Erhaltung des 
Friedens und die Verteidigung ihrer Freiheit einzutreten. 

Wir sind fest davon überzeugt, dafi die von uns verfolgte Politik dem 
Ziele der politischen E i n i g u n g G e s a m t d e u t s c h l a n d s in Freiheit 
am besten dient, ja, daB sie zur Erreichung dieses Zieles geradezu not­
wendig ist. 

Es ist ein ebenso leichtfertiges wie unzutreffendes Argument unserer 
politischen Gegner, die Politik der europäischen Einigung gefährde die 
deutsche Wiedervereinigung. 

Niemand hat dem deutschen Volke einen Weg gewiesen, auf dem die 
deutsche Einheit in Freiheit anders als auf die von uns vertretene Weise 
zu erreichen wäre. Wir befürworten Verbandlungen mit der Sowjetunion, 
an denen die Bundesrepublik nach Inkrafttreten der Verträge beteiligt sein 
wird, mit dem Ziel der deutschen Wiedervereinigung in Freiheit. Wir sind 
überzeugt, daB sich die Sowjetunion zu ernsthaften Verhandlungen dann 
bereitfinden wird, wenn sie mit der Fortdauer der europäischen Zersplitte­
rung und Schwäche nicht mehr rechnen kann. Die Behauptung, es gäbe 
dann nichts mehr zu verhandeln, weil durch unsere Politik der europäischen 
Einigung unabänderliche Tatsachen geschaffen worden seien, ist durch nichts 
zu beweisen. 

Wir werden nicht aufhören, uns mit allen Kräften für die deutschen 
K r i e g s g e f a n g e n e n u n d I n t e r n i e r t e n einzusetzen, die acht 
Jahre nach Kriegsende immer noch festgehalten werden. 

Die Christlich-Demokratische Union hatte auf jeder Strecke ihres 
politischen Weges gegen eine erbitterte Opposition zu kämpfen. 
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Alle Kritikun, Befürditungcn und Warnungen, die die Opposition bei 
jedem wichtigem Schritt kundtat, wurden durch die Ereignisse widerlegt. 

Die Opposition vennodite audi niemals, eine eigene uuBenpolitisdie 
Lösung vorzusdilagen. 

Auf dem Wego zu. unserem Ziel: F r e i h e i t u n d F r i e d e n für a l l e 
D e u t s c h e n , sind wir ein großes Stück vorwärts gekommen. Wir können 
es nur erreichen, wenn wir auf dem eingeschlagenen Wege mutig und 
unbeirrt weitergehen. 

Der Parteitag der ChrisUicfa-Demokratischen Union DeutacJilands hat am 
22. April 1953 in Hamburg dieses Programm lOr den zweiten Deutschen 
Bundestag einmütig beschlossen. Wir legen es dem deutschen Volke vor 
und rufen es auf, mit uns zusammen das groBe Werk zu vollenden: 

D E U T S C H L A N D 
Bozialer Bechtsstaat im geeinten Euiropa 

(Die Verlesung erfolgte unter immer wiedt>r erneutem starkem Beifall, 
der am Schluß besondere Stärke erreichte.) 
Präsident Scharnberg: 

Ich danke Herrn Kiesinger für die Verkündigung des CDU-Programms 
für den neuen Bundestag. 

Das Wort hat nunmehr der stellvertretende Vorsitzende der Christlich 
Demokratischen Union und Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen zu 
einem Vortrag. 

Bundesminister Jakob Kaiser: 
Dieser Bundesparteitag faßt den Willen der christlichen Demokraten für 

das ganze Deutschland unter dem Kennwort .sozialer Rechtsstaat" zusam­
men. Schon 1946 suchten wir in der Auseinandersetzung mit den Sowjets 
und ihrem boisctaewistiscfacm Dogma, von Berlin aus die Politik der Union 
im Grunde im Sinne dieses Leitmotivs tu charakterisieren. Ich sagte damals: 

»Wir in der Union werden es uns doppelt angelegen sein lassen, s o 
u n d o g m a t i s c h w i e m ö g l i c h zu sein; denn die christliche Idee 
in ihrer Anwendung auf das politische Leben ist von kluger und weiser 
G r o ß z ü g i g k e i t . Diese Großzügigkeit gibt gesunden Spannungen 
imd frucfatbiiren Eigenheiten durchaus Raum. Nur g e g e n d i e R e a k ­
t i o n im Politischen und Sozialen und gegen Untreue gegenüber dem 
Lebensgesetz unseres Volkes wollen wir unerbittlich sein.* 

Über die Notwendigkeit und Fruchtbarkeit von gesunden Spannungen 
hat unser Freund Ehlers am Sonntag eindrucksvoll gesprochen. Ihre Not­
wendigkeit ist uns unter Hitler und in der unmittelbaren Auseinander­
setzung mit den Sowjets doppelt und dreifach aufgegangen. Undogmatisch — 
d. h. ganz der Wirklichkeit angepaßt - • sollte unsere Politik sein. Wir hat­
ten damals, wie auch heute noch, das V e r h ä n g n i s f a n a t i s c h e r 
D o k t r i n ä r e ' in d o p p e l t e r A u s f ü h r u n g vor Augen. Wir stan­
den vor den Trümmern unseres Landes, deren Urheber Rassenwahn und 
fanatischer Führcrglaube waren. Wir standen in ständiger Auseinander­
setzung mit dc>n Fanatikern des Bolschewismus, dessen noch verhängnis­
vollere Brutalität uns wachsend klar wurde. Ich wünschte, ich fände hier 
in Hamburg die rechten Worte, um wirklich anschaulich machen zu können, 
wie sehr uns damals K r a f t u n d F ü l l e d e s c h r i s t l i c h - d e m o ­
k r a t i s c h e n G e s e t z e s für das Leben des Volkes imd der Völker 
aufgingen und wie sehr sein Inhalt uns Richtschnur wurde in den Aus­
einandersetzungen um die Lebensform unseres Volkes, aber auch um das 
Recht unseres Volkes. Die Männer und Frauen dieser - - ich möchte fast 
sagen • heroischen Zeit der christlich-demokratischen Idee aus Berlin 
und der Sowjetzunc, die hier im Hause sind, wissen davon. 
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Wenn wir uns gegen die Reaktion im Politisdicn und Sozialen wenden, 
so gilt unsere Absage allen Kräften, die unser Volk auf alte überlebte 
Formen festlegen wollen. Filr alle diristlicfaen Demokraten stand schon in 
der Zeit des Widerstandes gegen Hitler fest: es darf keine Restauration 
geben I So sahen es übrigens alle Männer und Frauen der Widerstands­
bewegung, auch die konservativen, wie Gördeler und Graf Moltke, unter 
ihnen, aber auch die Soldaten, wie Beck und Stauffenberg. Im Willen zur 
Neugestaltung unseres staatlidien und sozialen Lebens waren sidi alle 
einig. (Beifall.) 

Was damals galt, gilt auch heute nodi. Audi heute gilt unsere Ablehnung 
jenem L i b e r a l i s m u s , der maB- und hemmungsloses Konkurrenz­
streben auf Kosten des Schwächeren zur Weltansdiautmg erhebt; jenem 
Liberalismus, der vor allem das 19. Jahrhundert kennzeichnete, der soziale 
Verantwortung für die Habenichtse ablehnt. Übersteigertes liberalistisches 
Wirtschaftsdenken gepaart mit staatspoUlisdier Herrscfasudit waren es ja 
schlieBlidi auch, die Hitler den Weg zur Macht ebnen halfen. Durch ihn 
sollte vor allem die vorwärtsstrebende Arbeiterschaft gelähmt werden. 
Sie sollte von der echten Mitverantwortung für Staat, Wirtschaft und Volk 
ferngehalten werden. 

Wohin dieser Weg geführt hat, wissen wir alle. Es muß achtgegeben 
wenden in unserem Volke, daß einer soldien Gefahr nicht audi heute wieder 
Türen geöffnet werden. (Beifall.) Deshalb verfolgen wir audi gewisse Er­
scheinungen und Auseinandersetzungen in dieser und jener Partei mit be­
sorgter Aufmerksamkeit. 

Männer und Frauen verantwortungsbewußter liberaler Gesinnung hätten 
sich im übrigen manche Sorge ersparen köimen, wenn sie gleich Quartier 
bei den christlichen Demokraten bezogen hätten (Beifall), wie das viele 
ja auch getan haben. W a s e c h t u n d u n e n t b e h r l i c h am l i b e ­
r a l e n D e n k e n i s t , h a t b e i d e n c h r i s t l i c h e n D e m o k r a t e n 
e i n e H e i m a t ; denn persönliche Freiheit, Toleranz und freie Initiative 
sind uns heute kostbarer denn je geworden. Wir haben schmerzlich genug 
gelernt, was ihr Verlust für unser Volk bedeutet. 

Die Ablehnung jeder Reaktion in unserem Lande gilt selbstverständlich 
vor allem dem o r t h o d o x e n M a r x i s m u s ; denn er ist die schlimmste 
Reaktion. (Beifall.) Unse<re Ablehnung gilt aber auch gegenüber allem, was 
an. überlebten marxistisdien Beständen sonst noch lebendig ist. Deutsches 
Land und Volk hat man in die Hände des Bolschewismus, des Kollekti­
vismus in Reinkultur, fallen lassen. Das Schicksal dieser unserer Menschen, 
dieses unseres Landes, ist so grauenhaft, daß wir verpflichtet und ent­
schlossen sind, jede Ersdieinung, jeden Weg zu bekämpfen, der zum K o l ­
l e k t i v i s m u s führen könnte, oder der ihm sein Werk hinter dem 
Eisernen Vorhang auch nur irgendwie erleichtern könnte. 

Im Gegensatz zur Sozialdemokratie ist die Gcmeinsdiaft der christlichen 
Demokraten nicht aus der Dissonanz des Klassenkampfes entstanden. Sie ist 
entstanden aus der Erkenntnis der G e m e i n s a m k e i t d e r K o n f e s ­
s i o n e n und aus der G e m e i n s a m k e i t a l l e r S c h i c h t e n . Sie ist 
entstanden aus der Erkenntnis der g e m e i n s a m e n V e r a n t w o r t u n g , 
die allen Ständen — Bürgern, Bauern und Arbeitern — für Volk und Staat 
aufgegeben ist. Die Betonung der Gemeinsamkeit aller Schichten gehört als 
stärkster charakteristisdier Zug zur Gemeinsdiaft der diristlichen Demo­
kraten. (Beifall.) 

Stets war — und ich sage das als ein Mann der Arbeiterschaft — auch die 
A r b e i t n e h m e r S c h a f t Mitträger und Mitgestalter der christlich­
demokratischen Bewegung. Wenn die politische Gemeinschaft, die wir bil­
den, wenn die Partei in ihrer heutigen Form audi jung ist, so schaut sie 
doch auf eine l a n g e s o z i a l e T r a d i t i o n zurück. Christlich-soziale 
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Pcrsönlidikeiteii beider Konfessionen standen als Kampier gegen die Aus­
wüchse eines libcidlistisdi-lLapitalisUsdien Zeitalters aut. Sie waren Anreger 
und Wegbereiter einer christlidi-demokratisdiea Arbeiterbewegung. Diese 
Tradition sidiurte den diristlidien Demokraten von Anlang an einen starken 
Anhang in der Arbcitnehmersdiaft. (Beifall.) Das gibt unserer Gemeinschaft 
ihr eigenes politisches und soziales Uewidit. Das madit sie zur echten 
Vulkspartüi. (Beitall.J Das madbt sie zum lebensnotwendigen Element der 
wiudurcrstandimun deutschen Demokratie, insbesondere in einer Zeit, In der 
die Klassenkampfideologie sidi in einem Teile unseres lAndes austobt. 
Ich kann nur wünschen, daß es uns gelingt, nocii eine weit breitere Sdiicht 
der Arbeltnehmerscfaaft für unsere politische CJumeinsdiaft der christlichen 
Demokraten zu gewinnen. Um so leiditer würde der Ausgleidi In unserem 
Volke zu erreichen sein. 

Aus der sozialen Tradition der diristlidien Demokraten ist das Bild dessen 
gewachsen, was wir den W i l l e n zum s o z i a l e n R e c h t s s t a a t 
nennen, den Willen zum sozialen Rechtsstaat, der den liberalistischen 
Rechtsstaat des 19. Jahrhunderts abzulösen berufen ist. Der Weg vom 
üburalistisciien zum sozialen Rechtsstaat entspringt einer unausweichlichen 
Notwendigkeit. Die vergangenen Jahrzehnte haben bewiesen, daß da, wo 
schroffe Klussuiigegensätze, wo verbreitet Armut herrscht, das Bewußtsein 
von Recht und Reditsstaatlicfakeit schwindet. Armut, Verelendung und 
soziale Unsicherheit drücken ein Volk zur Masse herunter. Sie mac£en es 
reii für Diktaturen und totalitäre Systeme. 

Für einen wohlfundierten Rechtsstaat müssen wir eine wohlfundierte 
s o z i a l e Urdnung haben. (Beifall.) Ihr Wcsenszug besteht darin, daß 
neben das Recht der persönlichen Frciiheit die s o z i a l e S i c h e r h e i t 
gestellt wird. Der soziale Rechtsstaat wird damit der überzeitlichen christ-
iidiun Auffassung von der Doppelnatur des Mensdhen gerecht. Als Einzel-
persönlicfakeit und als ein der Gemeinschaft verpflichtetes Wesen ist der 
Mensch ins Lubcn gestellt. Deshalb unser Bekenntnis zur P e r s ö n l i c h ­
k e i t und zur Möglichkeit ihrer Auswirkung in Familie, Wirtschaft und 
Staat; deshalb unser Bekenntnis zum P r i v a t e i g e n t u m ! deshalb die 
Pflege der natürlichen Gemeinschaften, der F a m i l i e vor allem. Deshalb 
das Bekenntnis zu M i t b e s t i m m u n g und M i t e i g e n t u m der Arbeit­
nehmerschaft; deshalb auch das Bestreben, die sozialen Schichten und Ver­
bände durch positive Aufgabtm in. Staat und Gesellschaft dem Volksganzen 
organisch zu verbinden. Deshalb heute auch die zwingende Verpflichtung, 
l i e i m a t v e r t r i e b e n e und p o l i t i s c h e F l ü c h t l i n g e vollberech­
tigt in unsere Gemeinsdiaft aufzunehmen. (Beifall.) 

Alle diese Grundsatzverpflichtungen eines sozialen Rechtsstaates hat diese 
unsere Tagung herausgearbeitet. Daß dabei die praktischen Anwendungen 
in der Zusammenarbeit aller Scfaiditen — ja sogar in Auseinandersetzungen 
und Spannungen zwischen den einzelnen Schichten und Ständen — gefunden 
wurden müssen, ist selbstverständlich. Sie sind der lebendige Wesensaus­
druck einer echten Volkspartei und einer echten Demokratie. 

Es erscheint uns als unausweichliche Notwendigkeit, den sozialen Rechts-
staaat im Rahmen der Bundesrepublik so vollkommen wie möglich zu ver­
wirklichen, abur nicht nur um der 50 Millionen Deutscher willen, die sie 
beherbergt, sondern vor allem auch um der 18 M i l l i o n e n M e n s c h e n 
willen h i n t e r dem E i s e r n e n Vorhang. Ihre seelische, geistige 
und materielle Existenz droht im Bolschewismus ersticjkt zu werden. Ich 
weiß um ihre: Not, und ich weiß, daß sie wie Ertrinkende ihre Hoffnung 
und Erwartung auf d ie B u n d e s r e p u b l i k richten. Das Zeugnis 
von Tauscmdcn und Abertausenden bekundet, wie sehr sich ihre Hoffnung 
insbesondere auf den Wirklicfakeitssinn, auf das politische und soziale Ver­
antwortungsbewußtsein unserer Gemeinschaft der christlichoi Demokraten 
richtet. 
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Sie wollen und können nldit das s t B n d f g e N e i n in der Politik um 
unser Volk hören. (Bcifall.1 Sie wollpn das' verantwortungsbewußte Ja 
zur politischen und sozialen Tat. Ohne überhcblidikeit dürfen wir es sagen: 
das Vertrauen der 18 Millionen in Mitteldeutsdiland haben wir uns er­
arbeitet, erarbeitet durch das Werk, das wir in den letzten vier Jahren 
cretan haben, nicht nur wirtsdiaftlldi und politisch, sondern audi sozial. 
Das u n t e r d r f l c k t e M i t t e l d e u t s c h 1and Ist ebenso wie wir v o n 
d e r M i s s i o n d e r B u n d e s r e p u b l i k e r f ü l l t . Mission ist gewiß 
ein großes Wort, aber die Bundesrepiiblik hat nun einmal eine Mission. 
Sie hat eine einzige, umfassende Aufgabe, sie hat den g e s a m t d e u t -
d e u t s c h e n S t a a t s o v o r z u b i l d e n , d a ß er In s e i n e r 
D o l i t i s c h e n F o r m u n d in s e i n e m s o z i a l e n I n h a l t d i e 
V e r w i r k l i c h u n g e i n e s g e s u n d e n G e s a m t d e u t s c h l a n d s 
e r m ö g l i c h t . (Beifall.) 

Diese VeTwirklid\,ung wird gewiß nicht lei(^t sein. Sin forÜert gewiß 
O p f e r von allen leiion, die sich hier in der Bundesrepublik geborgen 
wissen. Aber — so fragen wir in dieser Stunde — was wSre ein Volk wert, 
das nicht zu sozialen und materiellen Opfern bereit wSre, um 18 Millionen 
Menschen — Menschen unseres eigenen Geistes und Blutes — für ein 
Leben in Freiheit und Würde zurückzugewinnen? (Beifall.) 

Darüber hinaus ist klar: ein mit den Mitteln der Politik wiedervereinig­
tes freies Deutschland wird audh die Hilfe der Welt finden; denn d e r 
t e u e r s t e F r i e d e i s t n o c h i m m e r b i l l i g e r a l s d e r k a l t e 
K r i e g ; v o m h e i ß e n K r i e g g a n z z u s c h w e l g e n . 
Je mehr sich der soziale Rechtsstaat auf dem Boden der Bundesrepublik 
stabilisiert, um so erfolgreicher wird unsere W i e d e r v e r e i n i g u n a s -
D o 1 i t i k sein. Durch die Blindheit und Hartnackigkeit des sow]c<t1schen 
Bolschewislerungswillens ist der Eiserne Vorhang, der unser Land teilt, 
immer dichter geworden. Nun ist durch den T o d S t a l i n s das in der 
Geschichte immer wieder auftauchende Element der überraschuna geknm-
mtm. Ob die Veränderungen, die damit oingntreten sind, zu grundlegonden 
Wandlungen führen werden, vermag im Augenblick noch niemand zu sacipn. 
Sicher ist iedenfalls, daß das nene Svstem im Kreml sich müht, durch be­
stimmte f r i e d f e r t i g e G e s t e n Eindmck zu machen. Aber uns Deut­
schen sagen Gesten wenig, solange ein Teil unseres Landes dem kommu­
nistischen Joch unterworfen bleibt, solange Hunderttausende von Krions-
qefangenen und Zivilintemiorten festgehalten werden, solange Tausende 
in den 7udithfiusem scfamachton und tSnlich weitere Unschuldiae zu Zucht­
hausstrafen und sogar zum Tode verurteilt werden; mit einem Wort: solnnne 
die Ulbrichte und Grotewohls noch als Fronvögte in Mitteldeutschland 
amtlercm dürfen. 

Tn dem Rätselraten um die weltoolltischc Situation hat Präsident E i s e n -
h o w e r Initiativ eingegriffen. Seine umfassenden Vorschläge stellen für 
jeden, der verhandeln will, eine Verhandlungsgrundlage dar. Da wir um 
die Furchtbarkeit des Krieges wissen, erscheint es uns selbstverständlich, 
daß an d»r Soitze aller Bemühungen um den Ausgleich zwischen West und 
Ost die Beendigung des Krieces auf den asiatischen Kriegsschauplätzen — 
insbesondere iii Korea — steht. 

Niemand aber wird es uns verargen, wenn wir als Deutsche und Europäer 
d i e d e u t s c h e F r a g e im M i t t e l p u n k t aller politischen Probleme 
sehen. Es wäre Untreue gcqenflber unserem Volk, gegenüber den 18 Mil­
lionen in der Sowletzone, würden wir das verschweigen. Europa wird auch 
erst dann wirklich gesichert sein, wenn Deutschland wieder vereinigt ist. 
(Beifall.) 

Der Präsident der Vereinigten Staaten hat in umfassender Konzeptton 
von der Einbeziehung O s t e u r o p a s gesprochen. Darin liegt Ermutigung 
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und Hoffnung, audi unsor Land jenseits der Oder-NeiBc wieder mit uns 
vereinigt zu srhrn. Unserer Wiedervnrcinigungspolitik sind ja zwei Ziele 
aufgegebon: orstnns die W i e d e r v e r e i n i g u n g aller Deutschen in 
einpm freien domoliratisdien Staat ohne Ausglit'derung irgendeines Volks-
tcils, zwciteas die Ermöglidiung der fricdlidicn R ü c k i c e h r u n s e r e r 
I l e i m a t v c r t r i c b c n e n in eine freie Heimat Jenseits der Oder und 
Neiße. 

Wichtig für unser« Politik der Wiedervereinigung ist das Vertrauen der 
Welt zu Deutschland. Es besteht kein Zweifel darüber, daß dieses V e r ­
t r a u e n im Wachsen begriffen ist. Das verdanken wir nicht zuletzt der 
Persönlichkeit K o n r a d A d e n a u e r s . (Beifall.) Wir können nur hoffen 
und wünschen, daß alle vcrantwortlidien Kräfte in unserem Volk dieses 
Kapital an erreichtem Vertrauen nicht nur zu werten, sondern auch zu 
nützen wissen, zu nützen für die Wiedervereinigung unseres Volkes. 
(Beifall.) 

Die Welt muß erkennen: die deutsche Wiedervereinigung bedeutet keine 
Gefahr, sondern G e f a h r l i e g t n u r i n e i n e m g e t e i l t e n 
D e u t s c h l a n d . Es gäbe kein größeres Unglück fttr die Sicherheit und 
den Frieden, als wcmn die Demarkationslinie zwischen dem östlichen und 
dem westlichen System noch lange mitten durch Deutschland verliefe. Das 
müssen wir dc>r Welt taglich neu zum Bewußtsein bringen. (Beifall.) 

Deutschland kann um seiner selbst und um Europa willen nicht das 
E x p e r i m e n t d e s s o g e n a n n t e n f r i e d l i c h e n N e b e n e i n ­
a n d e r s von Kommunismus und sozialem Rechtsstaat auf seinem Boden 
sehen. Wir wollen nichts anderes, als daß der s o z i a l e R e c h t s s t a a t 
d c r S t a a t a l l e r D e u t s c h e n wird, diesseits und jenseits des Eisernen 
Vorhanges, ein Staat, meine Freunde, der getragen wird durch Einigkeit 
und Recht und Frĉ ihnit für das ganze deutsche Volk. (Starker Beifall.) 
Präsident Schamberg 
dankt Bundesminister Jakob Kaiser für seine Ausführungen und erteilt das 
Wort dem stellvertretenden Vorsitzenden der Christlich Demokratischen 
Union 

Bundestagsprasident Dr. Ehlers: 
(Mit starkem Beifall begrüßt.) 

Wir sind am Endo dieses Parteitages, zu dem wir mit großen Erwartungen 
gekommen sind. Wir haben aus dem sehr gekürzten und zusammen­
gestrichenen Ertrag der Arbeit, den Herr Kollege Kiesinger uns verlesen 
hat, zweifellos Aon Eindruck gewonnen, daß der Verbrauch an Worten auf 
dem Parteitag und auch der Verbrauch an Papier seiner historischen Be­
deutung entsprechend gewesen ist. (Heiterkeit.) 

Ich habe nicht die Absicht, diese politsiche Problematik im einzelnen noch 
einmal zu entfalten, sondern möchte nur einige S c h l u B b e m e r k u n g e n 
machen. 

Ich habe mir überlegt, was neben dem vielen, das wir nun politisch gesagt 
und gehört haben, die m u s i k a l i s c h e U m r a h m u n g dieser Tago be­
deutet hat, daß wir uns nämlich in einer Art Echternachcr Springprozession 
von Tlindemilh über Karl Maria von Weber zu Richard Wagner durch-
gearbeitc!t haben. (Heiterkeit.) 

Daß wir trotz unserer politischen Nüchternheit Romantiker sind, hat Karl 
Maria von Weber bestimmt gerechtfertigt. Über Hlndemith ist schon einiges 
von unserem Herrn Präsidenten zur Einleitung gesagt worden. Ich frage 
mich nun, was hat Richard Wagner uns zu sagen, - - sicherlich nicht das, 
was er Adolf Hitler zu sagen hatte; aber er hat doch einige aktuelle Hin­
weise zu geben. 
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Idi erinnere mich daran, dafi idi vor adit Jahren, in den gleidien Tagen 
wie jetzt, mit in der letzten Verteidigung dieser Stadt stand. Diese Ver­
teidigung hatte nach dem Willen der Männer — die sie zu verantworten 
hatten und die ihren Willen durchgesetzt haben — den einzigen Zweck, 
diese Stadt nicht noch einmal zum unmittelbaren Kampigebict werden zu 
lassen. Vielleicht Ist uns damals die Stelle aus dem SchiuB der .Meister­
singer* durdi den Kopf gegangen: „Habt acht, uns dräuen üble Streiciil* 

Es wäre gut, wenn wir uns manchmal an diese Situation in ihrer Bedioh-
lidikeit und in ihrer Not auch heute nodi erinnerten. In diesem Augen­
blick denke ich jedodi an etwas anderes, nSmlidi an di« Festwiese aus den 
Meistersingern. Ich meine, es ist auch einmal nötig, daß niciit nur die 
Zttnfte in 'NCrnbcrg, sondern auch politische Parteien sich in der Öffent­
lichkeit repräsentieren und auf eine Art F e s t w i e s e ziehen und dort 
darstellen, was sie sind, jeder in seiner Art. 

Ich glaube, daB wir hier wirklich die Aufgabe gehabt haben, unsere 
Partei in der Öffentlichkeit dieser Stadt und Deutsdilands zu repräsen­
tieren. Man hat mandimal den Bindruck, daß die Vorkehrungen für das 
Edio, das diese Repräsentanz in dieser Stadt hatte, nicht ganz ausreichten; 
aber das wird näcjistes Mal sicher besser werden! (Beifall.) 

Wir haben zweiten!^ in dieser Stadt etwas zum Ausdruck gebracht, was 
man uns Deutschen meist nicht zutraut und was wir uns aucü selbst niciit 
zutrauen: echte Leistung zu würdigen und anzuerkennen. (Lebhafter Beifall.) 

Wenn auch die politischen Entscheidungen dieser Tage uns die Anwesen­
heit des Bundeskanzlers zum Schluß dieses Parteitages gekostet haben, 
dann haben wir doch deutlich gemacht, daß wir den Ertrag seiner Amerika­
reise und die persönliche, menschliche und politische Leistung, die dahinter 
steckt zu würdigen, verstehen, und die Stadt Hamburg und ihre Bevölkerung 
haben das gleiche getan. (Beifall.) 

Wir haben damit einen echten Beitrag zur Demokratie geleistet; denn 
die Stadt hat deutlich gemacht, daß es in ihr eine ungestcuerte, nicht organi­
sierte und u n a b h ä n g i g e Z u s t i m m u n g z u r p o l i t i s c h e n T a t 
geben kann. (Beifall.) 

Ich kann es mir nicht versagen, in diesem Zusammenhang ein Wort zu 
dem zu sprechen, was uns in ihrer bekannten satzungsmäßig festgelegten 
Unabhängigkeit clie D e u t s c h e P r e s s e - A g e n t u r gestern abend zur 
Kenntnis gebracht hat, die an Echo über den Empfang Dr. Adenauers in 
Hamburg nur zwei Berichte zu bringen hatte: 1. daß die Brüsseler Abend­
zeitung .Le Soir* von einer beginnenden Adenauer-Legende gesprochen 
hätte, und 2. daß ,Le Monde' in Paris vom CDU-Parteitag geschrieben 
hätte, die Huldigungen der deutschen Bevölkerung und ihrer Führer an 
die Qualitäten eines deutsdien Staatsmannes — Dr. Adenauer nämlich - -
arteten in einen blinden Kult seiner Person aus. (Hört-Hört-Rufe.) Ich habe 
das Gefühl, nein, ich weiß sogar, daß es auch noch einige andere Stimmen 
in der Weltpresse zu diesem Thema gibt. Und ich frage mich, warum nur 
diese Stimmen zum Ausdruck gebracht worden sind. 

(Zurufe: Sehr gut! — Weiterer Zuruf: Weiß man dochl) 

Natürlich wissen wir es. Aber da es nun einmal so ist, möchte ich es doch 
nicht unterlassen, ein auf einem Schmucktelegramm mit dem postalisch 
künstlerisch gestalteten Wort .Viel Glück* dem Bimdesparteitag zu­
gegangenes Telegramm aus Mündhen-Pasing bekanntzugeben. Ich wage es, 
auf einem CDU-Parteitag ein T e l e g r a m m a u s M ü n c h e n - P a s i n g 
zu verlesen (Heiterkeit), das nun nicht gerade in dichterisch einwandfreier 
Form, aber immerhin folgendes sagt; 
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Herr Bundeskanzler ist heimgekehrt 
nach einer Fahrt von histoilsdiein Wert. 
Er brachte uns eine Kostbarkeit mit, 
die uns in dunkle» Zeiten entglitt: 
Dns mächtigsten Staates der Welt Vertrauen, 
um Frieden und Freiheit darauf zu bauen. 
Er hat bei unseren Bun(lesgenossc>n 
Millionen Herren der Freundschaft erschlossen. 
Manch' Deutscher, aus blinder Erstarrung erweckt, 
ist endlich im Bilde und hat entdeckt, 
was dieser global geachtete Mann 
zum Wohle Deutsdilands bewirken kann. 
Und mit der Dankbarkeit tiefempfunden 
ist das Willkommen daheim verbunden. 
So grflßt, die Hand an der Hosennaht, 
der unbekannte alte Soldat, 

(Stürmische Heiterkeit.) 
Das ist die demokratische Freiheit der Entscheidung und die demo-

kratisdic Zustimmung, die wir wollen. Und AusISndcr und Deutsche, die 
nur die oben erwähnten Stimmen zu zitieren wissen, mögen sich das 
frpundlichst hinter die Ohren scfarcibenl (Sehr starker Beifall.) 

Wir hiiben als drittes in diesen Tagen die E i n h e i t u n s e r e r P a r t e l 
darg(>stcllt und sic> aus einer e c h t e n A u s e i n a n d e r s e t z u n g er­
wachsen lassen. Wir sind nun einmal keine totalitäre FQhrerpartel, In der 
es nur eine Meinung gibt. Ich erinnere wieder an die Festwiese und die 
aufmarscfaierc^ndon Zünfte, von denen jede behauptet, daß sie allein die 
Grundlage dns Lebens, der Ernährung und der Existenz des Volkes sei. 
Zum ScjiluB bleibt doch nur übrig, daS sie erkennen, als Zünfte gemeinsam 
zu handeln. 

Es Ist uns auf diesem Parteitag — Unternehmern und Arbeitern, Männern 
und Frauen, alt und jung, Flüchtlingen und Einheimischen, Bauern und Ver­
brauchern, MlttoIstHndlern und wer es denn sonst sei — nichts anderes 
übrig geblieben als diese Erkenntnis. Sie wollen wir bewahren. Das Ist das 
Ziel, was wir uns gesetzt haben: was Herr Kiesinger uns vorgetragen hat, 
nicht als eine Deklamation hier entgegenzunehmen, sondern als einen 
A u f t r a g d e s V o l k e s an die Menschen, die aus der Verantwortung 
unserer Partei heraus in den nächsten Jahren eine politische Aufgabe 
wahr/unelunen haben. (Beifall.) 

Wir haben in diesen Tagen die p r ä g e n d e K r a f t u n s e r e r P a r t e l 
und unserer Bewegung im Blick auf das ganze Volk kennen gelernt. Wir 
habeji dabei etwas davon gemerkt, da wir «ine politische E n t s c h e i ­
d u n g e i n e r j u n g e n G e n e r a t i o n heranwaciisen sehen, die nicht 
mehr mit den Rezepten der alten Generation betrieben werden kann, son­
dern die sich neuen Ideen zuwendet. (Lebhafter Beifall.) 

Was wir hier dargelegt haben, ist die überzeugende Kraft der Ziel­
setzung einer politischen Partei. Diese überzeugende Kraft tritt a n d i e 
S t e l l e e i n e r P r o p a g a n d a und cflncr politischen Gleichschaltung im 
Raum und im Rahmen verstaubter Ideologien vcm gestern. Wir wollen die 
Kraft für unser Handeln aus den Erkenntnissen des Tages und aus dem 
ewigen Fundamenten ziehen, auf denen wir gewachsen sind. 

Wir haben in diesen Tagen erkannt, daß E u r o p a efaie praktikable For­
derung ist. Ich darf noch einmal darüber unserer ganz besonderen Frcudo 
Ausdruck geben, daß unsere Freunde aus den befreundeten Parteien Hol­
lands, Belgiens, Frankreichs, Österreichs, Italiens und der Schweiz zu einem 
großen Teil bis heute mit uns zusammen waren und daß sie auch heute 
wieder imter uns sind. (Starker Beifall.) 
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Dieses Europa hat das Fundament der gemeinschaftlldien Arbeit an der 
wirtsdiaftlidien St&rkung und an der gemeinsdiaftlichen Ordnung der sozia­
len Gereditigkeit. In diesem Europa wollen yrlr die mandstisdie Absage 
an den Staat und die Ideen des Klassenkampfes überwinden und an deren 
Stelle eine echte, natürliche, geprägte fdderalistisdie Ordnung unserer 
Staaten setzen. (Beifall!) 

Idi will nidit noch einmal von dem diristlidien Fundament unserer Partei 
spredien, aber, meine Freunde, eins liegt mir dodi am Herzen, deutlidh zu 
madien, daB wir uns davor zu hQten haben, dieses diristliche Fundament 
zu einem A u s h S n g e s c h i l d o d e r e i n e m w e r b e k r ä f t i g e n 
P l a k a t zu madien. (Beifall.) Wir sind aus der Zeit heraus, wo deutsdies 
Bürgertum nodi meinen konnte, man könnte seine diristliche Haltung mit 
einer gewissen sympathisdien Einstellung und mit der Feststellung ver­
binden und ausgleidien, man müsse die Religion dem Volke erhalten, 
damit das Volk in RBson bleibe. Das reidit uns nidit mehr aus, es geht 
um die persönlidie Entsdieidungl (Sphr starker Beifall.) 

Glauben ist keine Sadie, die man aus der Distanz wahrnehmen kann. 
Man kann Ihn audi nldit in der Distanz in eine praktisdie Verant­
wortung in der Dffentlidikelt umsetzen, sondern muß das dann sdion 
selbst unter vollem Einsatz dor eigenen Persönlidikeit tun. (Beifall.) 

Das letzte, was wir in beglüdcender Weise erlebt haben, ist die Bekräfti­
gung des W i l l e n s z u m g a n z e n D e u t s c h l a n d . Meine Freunde! 
Wir sagen nun endgültig ab dem Versudi, durdi immer lautere und fiber-
zeugungskräftiqere Deklamation, wie mandie andere es tun, unseren Willen 
zum ganzen Deutsdiland zu beteuern. Wir haben den Weg klargelegt, 
daB man dieses Deutsdiland nur crrcidit, wenn man nüditem, tapfer und 
In klarer ErkcnntniS'.der Möqlidikeiten die Ziele ansteuert, die realisieft 
werden können, und die p o l i t i s c h e n V o r a u s s e t z u n g e n f ü r d i e 
W i e d e r v e r e i n i g u n g s c h a f f t . Wir werden in dem W e 11 -
b e w e r b d e r g r o B e n W o r t e um die Wiedervereinigung Deutsdilands 
nidit mehr mitmadien, sondern wir werden tun, was von uns gefordert ist. 
(Beifall.) 

Wir haben ja Gott sei Dank jeder einzelne die Gelegenheit, jeden Tag 
das zu beweisen. Wir haben nidit zu sagen: Konrad Adenauer oder die CDU 
wird es madien, — sondern der Wille zur deutsdien Einigung bei uns ist so 
grofi wie die Bereitsdiaft zur persönlldien Tat und H i l f e g e g e n ü b e r 
d e m B r u d e r hier und drüben, der in Not ist. Dazu rufe idi hier aufl 
(Starker Beifall.) Wir haben nidit von einem sozialen Reditsstaat im ge­
einten Europa zu reden, wenn wir audi nnr eine Möglidikeit auslassen, 
die unserer Kraft, unserer Bereitsdiaft zur Hilfe, unserem Geldbeutel 
gegeben ist, heute und hier das zu tun, was von uns gefordert ist. Das ist 
die Vorbereitung, nein, das ist sdion die Verwirklidnmg der deutsdien 
Gemeinsdiaft. (Beifall.) 

Da wir bei Ridiard Wagner und den Meistersingern waren, nodi eins 
zum SdiluB. Als dann die Zünfte aufmarsdiiert waren und die Vielheit 
sldi zur Einheit versammelte, da klang das Lied des Volkes auf, das Lied, 
das audi uns irgendwie gilt, das Lied des alten Hans Sadis: W a c h t a u f , 
e s n a h e t d e r T a g ! ' U n d dieser Tag ist: Einigkeit und Redit und Frei­
heit für das deutsdie Vaterlandl 

(Anhaltender, brausender Beifall.) 
Die Versammlung singt die dritte Strophe des Deutsdilandliedes. 

Dr. Tlllmanns: 
Vom Turme des Berliner Rathauses ISutet täglidi die Freiheltsglodce. 

Wir sammeln uns am SdiluB imseres Parteitages unter den Klangen dieser 
Glodce Im Gedenken an alle Deutsdien, die nodi in Unfreiheit leben. 
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16 Millionen amerlkanisdie Staatsbürger haben diese Glocke gestiftet mit 
einer Freiheitserklärimg, in der es heifit: 

,Idi glaube an die Würde und Unantastbarkeit jedes einzelnen Men-
sdien. 
Idi glaube, dafi allen Menschen von Gott das gleiche Recht auf Frei­
heit gegeben wurde. 
Ich gelobe, mich der Aggression und Tyrannei zu widersetzen, wo 
immer sie sicii auf Erden auch zeigen mögen.' 

Wir machen dieses Gelöbnis zu unserem eigenen, und wir werden nicht 
ruhen, bis alle Deutschen in einem freien Staat zusammenleben. 

Die Inschrift der Freiheitsglocke lautet: 
Möge diese Welt unter Gott eine Wiedergeburt der Freiheit erleb^l 
Wir schließen unsere Herzen zusammen in dieser Bitte! 

(Die Berliner Freiheitsglockc läutet.) 
Präsident Dr. Tillmanns: 

Der 4. Bundesparteitag der Christlich Demokratischen Union ist geschlossen. 
Ende: 16 Uhr. 
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ENTSCHLIESS UN GEN 

des 4. Bundesparteitages 



Z u m W a U r e d i t . 

EntsdilioBung 1 

Der 4. Partpltaq der CDU bittet dio Bundrstagsfraktipn der CDTI/CSII. 
sich gesdilossen für eine Refoim des blsherigpn Wahlrechtes auf der Onind-
laqe des vom Abgeordneten S c h a r n b e V g im Wahlrechtsausschuß des 
Bundestaaes am 17. 4. cremachten Vorschlages einzusetzen. 

Dieser Vorschlag erstrebt eine echte Synthese zwischen den demokrati­
schen Rechten des WShIcrs und seiner Verantwortung für den Staat. 
Er bannt die Ci ifahr, daß durch die Bildun^g von Splitterparteien der demo­
kratische Gedanke verfälscht wird. Er setzt das Personen- und Mahrheits­
wahlrecht im heute erreichbaren Ausmaße durch. 

EeprSsentation der Sowjetzone im Bundestag 
und in den europäisdien Gremien. 

Für die Repräsentation der Sowjetzonc im kommenden Bundestag werden 
folgende Richtlinien empfohlen; 

1. Dem Bundrstaa werden etwa dreißig Sprecher fflr dir Sowirtzone 
als Abaeordnetc beigrgeben. und zwar so wie die Berliner Abgeord­
neten, mit Sitz ohne Stimmrecht. 

2. DIP Auffeilung auf die Parteien vollzieht sich in der Weis«, daß CDU, 
SPD und FDP je die aleiche 7ahl der Sprecher-Abgeordneton stellen. 
Die Beschränkuna auf diesp drei Parteicm eraibt sich aus der Tatsacho, 
daß bisher ein eiaener politischer Wille mit deutschem Charakter in 
der sowtetischen Besatzungszone nur aus dem Bereichen der Christ­
lichen, der Frpien- und der Sozial-Demokraten geltend gemacht worden 
ist und worden konnte. 

3. Dio Auswahl der Abneordneten können die drei Parteileitungen nach 
Anhören ihrer ffir die Sowjetzone zuständigen politischen Rremlen 
treffen. Die /uwahl mflßte aber auf den Vorschlag der drei Partei­
leitungen vom Bundestag erfolgen. 

Der Bundesparteivorstand der Christlich Demokratischen Union Deutsch­
lands und die Bundestagsfraktion der CDU'rsIT werden beauftragt, um-
oehend die erforderlichen Schritte 7U unternehmen, um die Rcprflsentation 
der Sowletzone im kommenden Bundestag im Sinne dieser Richtlinien 
herbelzufflhren. 

Bundesparteivorstand und Bundestagsfraktion werden weiterhin beauf­
tragt, darauf zu achten und dafür einzutreten, daß die Zugehörigkeit der 
sowjetischen Besatzungszonp zum freien Deutschland und damit zum freien 
Europa ihren politischen Ausdruck auch in der Einbeziehung von Sprechern 
fflr die Sowjetzone in die europSisdien Gremien findet. 

(Diese Entschließung wurde vom Bundesparteitag dem Bundesparteivor­
stand zur Prflfung überwiesen.) 
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UN-Kommission gegen kommunistiscbe Terrorakte 

Entsdiliefiung 2a 

Auf Giund eines Besdüusses des Exil-Faiteitages 1953 (Bonn, 22. bis 
24. 3. 1953) bittet der legale Uauptvoistand der CDU der sowjetisdien 
Besatzungszone (BxU-CDU) den Bundesparteitag 1963 der Chiistlidi Demo-
leratischen Union Deutsdiiands, sieb den folgenden Antrag zu eigen zu 
machen: 

EntscblieBung 2 

Auf Grund eines Beschlusses des Exil-Parteitages 1953 (Bonn, 22. bis 24. 3. 
1953) bittet der legale Hauptvorstand der CDU der sowjetisdien Besalzungs-
zone (Exil-CDU) den Bundespaiteitag 1953 der Chrlstllcb-Demokratisdien 
Union Deutsdilands sldi den lolgenden Antrag zu eigen zu machen: 

Die Bundesrepublik Ist der Staat aller Deutschen, auch derer, die heute 
nodbi der kommunistischen Tyrannei in der sowjetischen Besatzungszone 
ausgeliefert sind. Durch Aufnahme von Sprechern für die Sowjetzone .in den 
künftigen Bundestag soll das vor aller Welt und insbescmdere vor der 
Sowjetzone selbst sichtbar dokumentiert werden. 

Zu diesem Zwedc und um den gesamtdeutschen Charakter des Bundes­
tages sinnfällig zum Ausdruck zu bringen, soll in dem künftigen Deutschen 
Bundestag eine Anzahl Männer und Frauen steilvertretend für die sowjetische 
Besatzungszone aufgenommen werden. 

Der politische Kampf um die Befreiung der sowjetischen Besatzungszcaie 
Deutschlands fordert, daß die AutmerKsamkelt der Welt in erhöhtem 
MaBe auf die Verbrechen gegen die Menschlichkeit gelenkt wird, die ständig 
von den kommunistischen Machthabern in der Sowjetzone begangen werden. 
Die Urheber und die Helfershelfer der Verbrechen des Pankower Systems 
müssen wissen, daß ihre Untaten immer wieder vor das Forum der Welt 
gestellt und daß ihre Terrorakte und Verbrechen auch im einzelnen ständig 
geprült und verfolgt werden. 

Der Bundesparteivorstand und die Bundestagsfraktion der CDU/CSU wer­
den deshalb ersucht, bei der Bundesregierung! dahin zu wirken, sie möge 
bei den Mächten der freien Welt darauf dringen, daß die Vereinten Naticmen 
eine besondere und ständige Kommission damit befassen. 

Hilfe für Berlin 
Entschließung 3 

Der Bundesparteitag dankt dem Kanzler und der Bundesregierung für die 
bisherige Hilfe, die Berlin in seinem Existenzkampf gestützt hat. 

Zur dringend nötigen, weiter verstärkten Hilfe gehört es, die Konsum­
kraft Berlins zu erhöhen, die Eigenmittel seiner Unternehmen zu verstärken, 
einen zusätzlichen Anreiz für die Betätigung von Untemehmea und quali­
fizierten Arbeitskräften in Berlin zu bietcm, um dadurch die drückende 
Arbeitslosigkeit zu lindem. 

Der Parteitag setzt sich für diese Forderung ein tmd verlangt daher 
die baldige Vorlage eines steuerpolitischsi Förderungsprogrammes, welches 
die Einkommen- und Lohnsteuer in Berlin gleichermaßen und wesentlich 
senkt; die Einführung der Fracfatbasis Helmstedt und die Erstredcung der 
Altbankengesetzgebung auf Berlin. 
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Berlin hat Schaden erlitten, die schwerer sind als die Schäden der Not­
standsgebiete des Westens. Trotz dieser unvcrgleichliclien Belastung sind 
Berlin politische Aufgaben gesetzt, fQr deren lirfüllung das deutsdic Volle 
dankbar ist. Deshalb wollen wir, daß ein Weg beschritten wird, der es 
Berlin ermöglicht, seinen Kampf um die Freiheit aus eigenen Kräften weiter­
zuführen und zu bestehen. 

Förderung der Leibesübungen 

Entschließung 4 

Der deutsche Sport hat in den vergangenen Jahren viel dazu beigetragen, 
die Isolierung Deutschlands zu überwinden. Die Einladung Deutschlands 
zu dem Olympischen Spielen und die Teilnahme an zahlreichen internatio­
nalen Wetticämpfen haben mitgeholfen, den Ring des Mißtrauens zu spren­
gen und die Bande der Freundschaft neu zu knüpfen. Unser Dank gilt all 
denen, die in ritterlichem 'Kampf Achtung und Vertraueji für unser Land 
zurückgewonnen haben. Die CDU ist entschlossen, das Ansehen des Sports 
in der Öffentlichkeit soweit zu fördern, wie es in ihren Kräften steht. Dci 
erzieherische Wert und die Bedeutung der Leibesübungen für die Gesund­
heit jedes einzelnen können nicht genug betont werden. Wir richten unser 
Augenmerk deshalb vor allem auf die sportliche Breitenarbeit. Nur aus ihi 
wachsen Spitzenleistungen, mit denen wir bei internationalen Wettkämpfen 
bestehen könncm. Um sie zu fördern, ruft die CDU Bund, Länder und Ge-
meindai auf, in gemeinsamer Bemühung mehr Sportplätze, Schwimmbäder 
und Turnhallen zu schaffen. 

Unsere besondere Bitte gilt auch hier der Unterstützung Berlms. Wie der 
Sport im internationalen Rahmen dem allgemeinen Interesse Deutschlands 
dient, so sollte er auch innerhalb Deutschlands durch häufigere Benutzung 
der Olympischen Sportstätte Berlins dieser schwergeprüften Stadt in ihrem 
Kampf helfen, dessen Ausgang über unser aller Schicksal entscheidet. 

Um der hohen Bedeutung der Leibesübungen für unser öffentliches Leben 
gerecht zu werden, wird die CDU im neugewählten Bundestag die Errich­
tung eines .Aussdiusses für Fragen der Leibesübungen' beantragcm. 

Erziehungs- und Bildungswesen 

Entschließung 5 

Alle praktische Politik der Christlich Demokratischen Union gründet aui 
dem Fundament einer Kulturpolitik, die die von Gott gesetzten Ordnungen 
ehrfürchtig achtet. 

Zu diesen Ordnungen gehört das natürliche Recht der Eltern, die Er­
ziehung ihrer Kinder entsprechend ihrer Verantwortung vor Gott zu bestim­
men. Dieses Recht darf durch keine staatlichen Gesetze eingeschränkt wer­
den. Wo von den Eltern private den öffentlichen Schulen vorgezogen wer­
den, haben sie Anspruch auf gleiche finanzielle Förderung. 

Der Parteitag der Christlich Demokratischen Union stellt mit Befriedigung 
fest, daß die schwersten geistigen Schäden unseres deutschen Schulwesens 
aus der nationalsozialistisdien Zeit und der von ihr verschuldeten Kriegszeit 
überwunden werden konnten und daß auch eine erhebliche Koordinierung 
zwischen den Ländern fortschreitend stattgefunden hat. 

Diese Arbeit muß fortgesetzt werden. Ihr Ziel muß ein organisch ge­
gliedertes Schulwesen sein, das klare eigenständige Formen aufweist. 
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Der Kulturpolitisdie Aussdiufi der Bundespattei wird beauftragt, durdi 
ein CJrumium auf längere Sidit hin untor tierdaziehung bester l-ddiluäfte 
die Grundlinien eines Hrziuhungs- und Bildungsprogramms für Sdiule und 
Hodisdiule zu erarbeiten, das die Uniulie und das Hxperimeatiuren durdi 
editü neue Formung beendet und das der deutsdien Jugend hilft, diu auf 
sie zukommenden Autgaben zu bewältigen. 

Sozialveirsicherung 

Entsdiliefiung 6 

Der Landesvorstond Hamburg der Chrisllidi l}t>mokratisdicn Union lenkt 
besonders nadidrüdiUdi die Aufmerksamkeit des Bundesparteitages aut den 
von der SPU herdusgcgebuncn Sozialplan, der im diametralen Ciugensatz 
zu der von der Bundesregierung so «rfolgreidi durdigeführten sozialen 
Marktwirtsdiaft steht. Unsere Partei hat sidi in Dbereinstimmung mit den 
anderbn Parteien der Regierungskoalition sdion in der Bundestagssit:cung 
vom 21. Februar iyS2 mit erfreulidier Ucutlichkeit gegen die • - nunmehr 
audi im Sozialplun zu Tage getretenen - - Absiditcn der SPD auf Umwand­
lung der in zwei Weltkriegen hervorragend bewährten deutsdien Sozial-
versidierung in eine allgemeine Staatsbiirgervcrsorgung und einen allge­
meinen Ucsundheitsdienst ausgesprodien. Das ist aus der Krkenntuis 
gesdiehcn, daß unsere Sozialversidierung als Versidierung mit Reditsan-
sprudi verniditct werden würde, wenn die Untersdiiede zwisdien Ver­
sidierung, Versorgung und Fürsorge beseitigt werden unter Ausweitung 
des Versorgungszwunges auf das ganze Volk. 

Leider sdielacn uns aber in den vom Bundestag verabsdiiedeten Sozial-
vcrsidierungsgesützen wie sdion im Sozialversidierungs-Anpassungsgusetz 
des früheren Wirtsdiaftsrats nidit diese konstruktiven Gedanken cnthdlteu 
zu sein. Wir bitten deshalb, zur Klarstellung der von unserer Partcü im 
neuen Bundestag zu vertretenden Sozialversidierungspolitik den Bundes­
parteitag folgenden BesdiluB zu fassen: 

a] Es ist ein AussdiuB aus sadiverstandigen Persönlidikeiten zu bilden, 
die außer von der Bundcsparteilcitung von den Landesverbänden zu 
nominieren sind. 

b) Bei der Auswahl der Sadiverstandigen sollen neben den Sozialpoliti-
kern audi die Wirtsdiafts- und Finanzpolitiker unserer Partei berüde-
siditigt werden, da der Verlauf der Gesetzgebung gezeigt hat, ddU 
durdi die Vorgänge auf dem Gebiete der Sozialversidierung audi die 
Wirtsdiafts- und Finanzpolitik des Bundes ganz erhebUdi berührt 
werden. 

Verkehrs- und Schiffahrtsfolitik 
Entsdiließung 7 

In der deutsdien Verkehrswirtsdiaft fehlt es bislang an einer Gesamt­
konzeption und sinnvollen Ordnung, infolgedessen audi an der notwendigen 
Abstimmung der versdiiedcncn Verkehrsmittel aufeinander. Die Folge ist 
ein im Interesse der Volkswirtsdiaft naditeiligps Gegen- und Nebeneinander 
von Eisenbahn-, Straßen- und Bmnensdiiffsverkohr. Ziel einer Neuordnung 
der Verkehrswirtsdiaft muß sein, jeden unnötigen Verkchrsaufwand zu ver­
meiden und die einzelnen Verkehrsmittel in die Bedienung der Wirtsdiaft 
so einzuspannen, daß sie in ihrer Zusammenarbeit und Arbeitsteilung mit 
möglidist hohem Wirkungsgrad und mit möglidist geringen Kosten arbeiten. 
Die CDU tritt daher mit Nadidrudc dafür ein, daß audi in der Verkehrswirt-
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sdiait edite WettbewerbsverhSltnisse hergestellt werden. Die versdiiedeneri 
Verkehrsmittel müssen gleidimäßig zu den gemeinwirtsdiaftlidien Aufgaben 
des Verkehrs beitragen. Die einseitige Belastung der Bundesbahn mit poli­
tischen, gemeinwirtschaftlichen und Kriegsfolgelasten gefährdet einen wesent­
lichen Teil des deutsdien Volksvermögens in seiner Existaiz und Ertrags­
lage. 

Handelssdilffahrt 

Der Wiederaufbau der deutsdien Handelsflotte als besonders wichtiger 
Devisenbringer hat durch die gemeinsamen Anstrengungen aller Beteiligten 
in wenigen Jahren einen beaditlidien Anfangserfolg erzielen können. Jetzt 
handelt es sidi darum, diesen Erfolg zu sidiem und auszubauen. Zur Errei­
chung dieser l>eiden Ziele ist erforderlidi: 

1. Ersatz überalterter Sdiiffe, insbesondere mittels steuerlicher Förde-
rungsmaBnahmen. 

2. Die stetige Fortsetzung der Neubautätigkeit im AnsdiluB an das 
Programm 1952/54, damit ein organischer Ausbau der deutschen Han­
delsflotte in allen ihren Teilen gewährleistet wird. 

3. Die weitere Bereitstellung von Wiederaufbaudarlehen nach unver­
änderter Maßgabe der Vorschriften des Gesetzes vom 27. Sep­
tember 1950. 

4. Die ErschlieBung von öffentlichen oder privaten steuerlich begünstigten 
Finanzierungsquellen, aus denen der durch Wiederaufbaudarlehen nicht 
gedeckte Teil der Neubaukosten entnommen werden kann. 

5. Wettbewerbsfähige Preise für den Schiffbau im Vergleich zum inter­
nationalen Stand. 

Betriebssichere Schaltgeräte 
und Schaltanlagen für Niederspannung 

Verteiler bis 1000 Ampere Sammebchienen-
belastung 

Gekapselte Steuerungen 
für Werkzeug- und Arbeitsmaschinen 

Groischaltschränke 
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Ü. Kdpitalnicinigc Stärkung der Sdiiffahrtsuntcrnchmen, damit sie im intcr-
nationaii'ii Kunicurrenzkampf bestehen können. 

7. Eine Sozialpolitik, dii; der besonderen Lage und Eigenart lier See­
schiffahrt geredit wird. 

Nodi ist die deutsche Handelsflotte nicht groß und modern genug, um in 
jedem falle die Befriedigung der seewärtigen Verkehrsbedürfnisse der 
deutschen Volkswirtschaft gewährleisten zu können. Uhne unbedingte 
Sicherung der liinluhr von Lebensmitteln und Rohstoffen und der Austiihr 
von Fertigwaren aber ist die Existenz des deutsdicn Volkes nidit gesichert. 
Die CDU hält es daher für uncrläBlich, die dcutsdie Ilandelsflolte gemäß 
den vorstehenden sieben l-ordcrimgen weiter auszubauen und ihr hi(>rfür 
jegliche Förderung zuteil werden zu lassen. 

Seehäfen. 

Eine aktive deutsche Seehafenpolitik ist die weitere Voraussi-l/ung iür 
den Aufbau der Handelsflotte. Ohne Basishäfc^n und entsprechend c|roHc>s 
Lddungsdulkommen ist ein wirksamer und rentabler Einsatz der deutsdien 
1 landelsschlffdhrt nidit möglich. 

Die Aufgaben der größten deutschen Scchäftm Hamburg und Bremen 
sind europäischer Natur. Aus der gesamtpolitischim Entwickhing heiaus hat 
sich die verkehrspolitischo Situation Hamburgs und auch Bremens grund-
lc>gend geändert. Sowohl der Bund als duch das übrige Europa werdi>n diesen 
Tdtsachen Rechnung tragen müssen. Der Hafen Hamburg muH sich mit 
europäisdier Unterstützung bereithalten, für den Augenblick der Wieder­
vereinigung mit dem Osten und damit der Aufnahme normaler Handels­
beziehungen. 

Darüber hinaus soll eine Koordinierung des Verkehrs nach dem verkehr-
lichen Erfordernissen auf Bundesebene erfolgen. 

Bundesgrenzschutz. 
Entschließung 8 

Der Bundesparteitag unterstützt die Forderungen der Grenzbevölkerung 
nach erhöhter Sicherheit im Zonengrenzgebiet durch sofortige Verstärkung 
des Bundesgrenzschutzes. 

l l i iiilMlSii 
das schöne Heilbad im Ahrtal 
gegen Zudcer, Glelil, Gallen-, Lebet-, Magen-, Oaim-, Nleion-
und Blaionlelden oowle Heu- und Kielilauicikiankungen 

Ganiiahtlgo Trink- und Badekur mit alkaliach - eidigen Thotmon (36° COIDIUS) 
Hoibat- und Wlnletkuren eilolgioldi und pielagflniUg 
VoibllUgle Pauscfaalkuion vom 1. Oktober bis 31. MAii 

• Hauotilnkkuien mit .Bad Nouenohrei Spiudel* 
P r c n p e k t o d u i e h K u i v e i w a l l u n g Bad N c u e n a h r , Rul 291/292 
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Immer und Oberall dabei, zeigt die 
Münchner Jllusirlerle ihren Lefern 
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JLmdwigehafem 
anlxvdnn sidi In breiter RheInfroDt auige-

dehnte Praduktioiu- und VerUdemUgen der Firma 
Gebrüder Glulbil G. m. b. H. 182S In Mannhelm gegrttndet, 

gehart dal Hana Glaltnl an den llteaten Chemie-Unternehmen Oeutachlanda. 
Tlglidi flbemehmen hier sahlreldie Verladekrlne Kohle, Baaxit, Rohphoaphat, SdnrefelUea nnd 
andere Rohatoffe ana den Transportachltfen, um eine Tielblt Ton Ginlini-Eraengniaaen, TOT allem 
Tonerde und TonerdeTerblndangeniDOngemlltelitechniadieFlioaphateiGaaretaignngamaaaeniFllll-
atoffe{Sr dieGummi-Indnatrleund anderemehr,enlatehenau laaaen. Giulinl-Aranel-
mittel erfreuen ildi dea Vertranena nnalhllger Ante. So alnd die Marke MGIUUNF* 
nnd daa «TURMZEICHEN" hente wie ehedem Cewihr iBr eratklaaaige Chemie-
eneugnlaaae und Symbole fBr die wdtmitan Beiiehnngen der Chemle-Wirtadiaft. 

GEBRÜDER GIULINI GMBH • LUDWIGSHAFEN AM RHEIN 

für moderne Maschinen zum * 
Spviait ZvUtiUt Seh&rmt 

W. SCHLAFHORST & CO. • M.-GLADBACH 
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